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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

V o r  s i t z e n  d e: Präsident Benya, Zweiter getroffen, um für die Iniker die wichtigsten 

Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probsf. Voraussetzungen zur Sicherung Ihrer Produk-

, Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
smaft 

Präsident: 1. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Meißl (FPö) an den Herrn Bundesminister für 

. Land- und Forstwirtschaft. 

923/M 
Sind in nächster Zeit Maßnahmen beabsichtigt, 

die eine wirkungsvollere Förderung der öster­
reichischen Bienenzucht zum Gegenstand haben? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

. Bundesminister für Land- und Forstwirt· 
smaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs:.Herr Abge­
ordneter MeißlI Von der meinem Ressort 
unter-stehenden Bundeslehr- und Versuchsan­
stalt für Bienenkunde werden alle Maßnahmen 

tion zu schaffen;· Darüber hinaus werden im 
Jahre 1913 für Schulungs- und Ausbildungs­
maßnahmen 200.000 S und für Absatzfi?rde­
rungsmaßnahmen rund 1 80.000 S zur Verfü­
gung gestellt werden: 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeor�neter MelDl: Herr Bundesminister! 
Sie werden ja auch die Resolution des Imker­
bundes aus dem heurigen Jahr erhalten. 
haben, in der darauf hingewiesen wird, daß 
sich die Zahl der Imker in einem Rüdtgang 
befindet, und zwar deswegen, weil die Wett­
'bewerbsbedingungen nicht die gleidlen -sind. 

Ich. darf Sie daher fragen, Herr Bundesmini­
ster: Halten Sie diese Maßnahmen für aus­
reich.end, um den Rüdtgang des österreichi­
schen Imkerwesens aufzuhalten"? 

Präsident: Herr Minister . 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneterl In Verhandlungen, die ich der­
zeit mit dem Verband der Zudterindustrie und 
dem Rübenbauernbund führe, soll ein Weg 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs 
gefunden werden, der zu einer bestmöglichen 
Versorgung der österreichischen Imker mit 
BienenzuCker führt. Die Gespräche laufen und 
sind noch nicht abgeschlos,sen. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 
Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister! 

Hoffen Sie, daß die Gespräche erfolgreich ver­
laufen und für das heurige Jahr wirksam 
werden? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Ich 

glaube, daß die Gespräche zu einem positiven 
Ergebnis führen werden und daß diese Maß­
nahmen sofort in Kraft gesetzt werden können. 

Ich möchte dazu nur eine kurze Bemerkung 
machen. Im Verhältnis zum Weltmarkt sind 
die Preise bereits erheblich gestiegen, und wir 
haben auch im Inland eine bessere Erlösmög­
lichkeit für den inländischen Honig. 

Nichtsdestoweniger glaube ich, daß wir in 
Verhandlungen mit den beiden genannten 
Stellen in kürzerer Zeit eine positive Erledi­
gung haben werden. 

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
Hagspiel (OVP) an den Herrn Bundesminister. 

907/M 
Wie hoch sind die Beträge, die Sie bis heute 

aus dem Uberschuß der § 9-Mittel des Markt­
ordnungsgesetzes für andere Zwe<ke als für ab­
satzfördernde Maßnahmen verwendet haben? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 

Abgeordneter! Im Jahre 1972 wurden 
107,341.000 S für die Milchpreisstützung ver­
wendet. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
Abgeordneter Hagspiel: Herr Bundesmini­

ster! Es liegt hier ein Parteienübereinkommen 
im Zuge der EWG-Verhandlungen vor, daß die 
§-9-Mittel nur für absatzfördernde Maßnahmen 
verwendet werden dürfen. Die· anderweitige 
Verwendung bedeutet doch einen eklatanten 
Bruch dieser Abmachung. 

Die innerösterreichischen flankierenden 
Maßnahmen, die damals versprochen worden 
sind, sind nimt bewältigt worden. Nun stehen 
wir vor der Situation, daß der Englandmarkt 
verlorengegangen ist, und dem steht die leere 
Kasse der § 9-Mittel gegenüber. 

Meine Frage wäre, Herr Bunciesminister: 
Werden Sie sich darum bemühen, das dem 
Finanzministerium geliehene Geld - denn für 
die staatliche Milchpreisstützung ist dom der 
Bund verantwortlich - für absatzfördernde 
Maßnahmen zurückzubekommen? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Zum 

ersten darf im feststellen, daß der überwie­
gende Teil der §-9-Mittel für die Milchpreis­
stützung bereits verwendet wurde, bevor das 
Abkommen in Kraft getreten ist. Es sind bis. 
zum Juli 1972 rund 74 Millionen Schilling 
dafür verwendet worden. 

Zum zweiten darf ich bemerken, daß der 
Englandmarkt nicht verlorengegangen ist, son­
dern daß unsere Bemühungen ·dazu führen, 
daß wir wohl eine bestimmte Menge Voll­
milchpulver nach England werden exportieren 
können. (Abg. M i  n k 0 w j t s c  h: Eben des­
halb ist der § 9 rich tig z u  interpretieren!) 

Zum dritten möchte ich sagen, daß ja bereits 
im Jahr 1968 aus den §-9-Mitteln 165,035.000 S 
für die Milchpreisstützung aufgewendet wur­
den. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 
Abgeordneter Hagspiel: Herr Bundesmini­

ster! In der ;,Arbeiter-Zeitung" vom 3. Februar 
1973 ist in großen Lettern zu lesen: "Gefrot­
zelt". 

Dazu heißt es: ",Die Milchprei'serhöhung 
- eine Frotzelei': Dieser Ausspruch stammt 
nicht etwa von einem Betrunkenen am Wirts­
haustisch, sondern er wur.de in der Vollver­
sammlung der Vorarlberger Landwirtschafts­
kammer von ihrem Präsidenten Hagen ge­
macht. Der Kammerpiäsident berichtete über 
die Erhöhung des Milchpreises, die vom 
27. November 1972 an gilt und die den Erzeu­
gern je Liter eine Mehreinnahme von 15 Gro­
schen bringt." 

Weiters heißt es: "Demokratie, ·hat ein wei­
ser Mann gesagt, ist Diskussion. Kann man 
aber mit einem Funktionär, der seine Mit­
glieder so mißinformiert und so maßlos hetzt, 
überhaupt ein sachliches Gespräch führen? Wie 
kommen, so fragt man sich, die tüchtigen Vor­
arlberger Bauern, die einst einen Ehrenmann 
wie Jodok Fink in eine Regierung Renner 
entsandten, zu so einem Wortführer?" 

Dazu möchte ich sagen, daß auch der Ehren­
mann Vizekanzler J odok Fink gegen diese 
Agrarpolitik, wie sie die SPO-Regierung be­
treibt, wohl sehr hart aufgetreten wäre. 

Wir leben in einer sehr lauten Gesellschaft, 
in der man so gerne auf die Menschen ver­
gißt, die treu und mit Ausdauer von morgens 
früh bis spät nachts, sonntags wie werk.tags 
ihre Pflicht erfüllen, um .den Tisch des Volkes 
zu decken, aber auch dafür Sorge tragen, daß 
der von der Hetze getriebene Stätltler in einer 
gepflegten Landschaft Erholung und Muße fin­
den kann. (Unruhe. - Der P r ä  s i d e n  t gibt 
das Glock enzeich en.) 
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Hagspiel 
Gerade wir in Vorarlberg leiden am 

Schwund der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
sehr stark; wir haben mir noch 7 Prozent land­
wirtschaftliche Bevölkerung, und die Abwan­
derung ist noch)mmer nicht zur Ruhe gekom­
men. So müssen wir verzeichnen, daß im letz­
ten Jahr 140 Ställe ihre Türe geschlossen 
haben und daß über 50 Alpen nidlt mehr be­
wirtschaftet worden sind. Gerade der Milch­
preis ist aber der Stundenlohn der Bauern. 
Ich möchte Sie, Herr Minister, fragen, ob Sie 
glauben, daß es vor allem für die Jugend noch 
attraktiv sein wird, in - einem Bergbauernbe­
trieb Arbeit zu verrichten, wo der Bergbauern­
betrieb nicht auf die Ackerwirtschaft umschal­
ten kann. 

Ich stelle die Frage: Sind Sie nicht auch der 
Auffassung, daß im Hinblick auf die Erhöhung 
des Krisengroschens (Ruf bei der SPO: Das 
ist eine Rede!) - das hängt alles mit der 
Frage zusammen -, die Erhöhung vom 27. No­
vember von 13,5 Groschen, die PreisentIastung 
von 13 Groschen, die Krisengroschenerhöhung 

- am 1. März 1973, wieder eine Reduzierung 
um 10 Groschen, sodaß wir insgesamt also 
weniger haben als am 27. November 1972, 
der Ausdruck: "Frotzelei" doch gerechtfertigt 
ist? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 

Abgeordneter Hagspiell Ich glaube, daß Sie 
hier einem' kleinen Irrtum unterlegen sind, 
denn gerade in Vorarlberg ist auch die Milch­
anlieferung im Jahr 1972 um 3,6 Prozent ge­
stiegen. 

Darüber hinau� möchte ich Ihnen aber fol­
gendes zu bedenken geben: Die Bergländer 
haben außer dem normalen - Milchpreis den 
sogenannten Siloverzichtszuschlag von 30 Gro­
schen, und sie erzeugen Emmentaler. Emmen., 
taler muß in überwiegenden Mengen expor­
tiert werden. Die ,derzeitigen Stützungen, die 
für den Export notwendig sind, we.rderi einen 
Umfang von rund 200 Millionen Schilling für 
das Jahr 1973 erfordern. Wenn Sie also' Ihr 
Milchaufkommen diesem Erfordernis. gegen­
überstellen, so ist das sicherlich nicht eine An­
gelegenheit, die eine Efnkommenseinbuße her­
vorruft, sondern die mit dazu beiträgt, dieses 
überschüssige Produkt auch entsprechend ver­
kaufen zu können; 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
Skritek (SPO) an den Herrn Bundesminister, 
für soziale Verwaltung . .  

866/M 
Welche Erfahrungen hat man bisher mit dem 

Bundesgesetz über die Gewährung von HiUe­
leistungen an Opfer von Verbrechen gemadlt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister für soziale Verwaltung Vize­

kanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr Ab­
geordneter! Das Bundesgesetz über die Ge­
währung von Hilfeleistungen an Opfer von 
VerbreChen ist am 1. September 1972 in Kraft 
getreten. Seither sind eine Reihe von Anträ­
gen bei den Landesinvalidenämtern eingelangt 
(etwa 30), die Mehrzahl allerdings erst gegen 
Ende des Jahres 1972 beziehungsweise erst -

1913. Die Ermittlungen sind in den meisten 
Fällen umfangreich, weil zur Klärung der An­
spruchsvoraussetzungen vor allem auch scha­
denersatzrechtliche und strafrechtliche Fragen 
beurteilt werden müssen. Dberdies ist in vie­
LEm Fällen die Einholung eines ärztlichen Sach­
verständigengutachtens erforderlich, dessen 
Erstellung geraume Zeit in Anspruch nimmt. 
Bisher wurden drei Fälle positiv erledigt, bei 
einer Reihe von weiteren Fällen stehen die 
Ermittlungen vor dem Abschluß. 

Es wurde dabei die Erfahrung gemacht, daß 
einige Ansuchen nur deswegen negativ erle­
digt werden mußten, weil die strafbare Hand­
lung vor dem für den Anspruch auf Hilfelei­
stung maßgebenden Stichtag, das ist der 
31. Dezember 1969, liegt. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
Abgeordneter Skrltek: Herr Vizekanzler! 

Aus Ihrer Antwort entnehme ich, daß einige 
Anträge nicht positiv erledigt werden können,­
weil Schwierigkeiten durch den Stichtag be­
stehen. 

Herr Vizekanzler! Welche Maßnahmen sind 
von Ihrem Ressort zur Beseitigung dieser 
Schwierigkeiten in Aussicht genommen, die 
durch den Stichtag 31. 12. 1969 entstanden 
sind? 

Präsident: Herr Minister. 
Vizekanzler lng. Häuser: Herr Abgeordne­

ter! Ich habe vor kurzem den Entwurf einer 
Novelle zum Verbrechensopfergesetz den ein­
zelnen Klubs zur Stellungnahme übermittelt, 
in dem eine Rückverlegung des Stichtages 
vorgesehen ist, und habe die parlamentari­
schen Klubs ersucht, sie mögen auf dieser 
Basis eine Initiative entwickeln, um hier hel­
fen zu können. 

Präsident: Anfrage 4: Herr Abgeordneter 
Melter (FPO) an den Herrn Bundesminister. 

921/M 

Haben die innerhalb des Bundesministeriums 
für soziale Verwaltung bezüglich einer Neurege­
lung des Hilflosenzusdlusses angestellten Uber­
legungen bereits zu einem konkreten Ergebnis 
geführt? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 
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Vizekanzler lng. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Im Zuge der parlamentarismen 
Beratungen über die 29. Novelle zum ASVG 
hat sim der Aussmuß für soziale Verwaltung 
sehr eingehend mit der Problematik des Hilf­
losenzusmusses befaßt, was aum im Berimt 
des Aussmusses für soziale Verwaltung sei­
nen Niedersmlag gefunden hat, wo unter 
anderem folgendes ausgeführt wird: 

"Eine entsmeidende Verbesserung der Pra­
xis bei der Zuerkennung des Hilflosenzusmus­
ses kann nicht allein von der Gesetz·gebung 
erwartet werden. Der Aussmuß hat zur Kennt­
nis genommen, daß der Hauptverband der 
österreimismen Sozialversimerungsträger 
eine Arbeitsgruppe zum Studium dieser Pro­
blematik eingesetzt hat. Der Aussmuß erwar­
tet von diesen Bemühungen, daß sie zu einer 
Verbesserung der Zuerkennungspraxis und, 
sofern sim dies als notwendig erweisen sollte, 
zu Vorsmlägen für eine Gesetzesänderung 
führen." 

Die beim Hauptverband eingesetzte Arbeits­
gruppe hat versmiedene 'Möglimkeiten der 
Neuregelung der Bestimmungen über den Hilf-
10senzusmuß erörtert und einen Textvorsmlag 
für eine gesetzlime Änderung erarbeitet.' Die 
lnteressen:vertretungen der Dienstnehmer und 
Dienstgeber sowie die Osterreimisme' Ärzte­

kammer, denen der Textvorsmlag in weiterer 
Folge zur Prüfung vorgelegt wurde, haben hie­
zu untersmiedlime Stellungnahmen abgege­
ben und zum Teil Bedenken geltend gemamt. 
Im HinbliCk darauf smeint mir die Ubernahme 
der vom Hauptverband vorgesmlagenen Neu� 
fassung des § 105 a ASVG in das Gesetz nimt 
zweCkmäßig. 

Die Bemühungen, eine neue Formulierung 
der Bestimmungen über den Hilflosenzusmuß 
zu erarbeiten, die allen Anforderungen genügt, 
werden daher fortgesetzt. Unabhängig davon 
ist jedom eine Empfehlung des Hauptverban­
des an die Pensionsversimerungsträger vorge­
sehen, wonach die Anstaltspraxis bei. der Zu­
erkennung des Hilflosenzusmusses einer Uber­
prüfung unterzogen und bei der Gewährung 
von Hilflosenzusmüssen möglimst großzügig 
vorgegangen werden soll. 

Präsident: Zusatz frage. Bitte. 

Abgeordneter Melter: Hen: Vizekanzlerl Die 
Ausführungen, die Sie über die Voraussetzun­
gen für die Inansprumnahme des Hilflosen­
zusmusses gemamt haben, sind simer in Ord­
nung, und die EntwiCklung, die eingeleitet 
wurde, ist zu fördern. Es ergibt sim nun die 
konkrete Frage: Was ist bisher an Uberlegun­
gen angestellt worden, um etwa die Differenz 
zwismen Mindest- und Hömstleistung zu be-

seitigen und die smlemtgestellten Pensioni­
sten mit einem besseren Hilflosenzusmuß zu 
ver.sehen? 

Präsident: Herr Minister. 
Vizekanzler. Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 

Abgeordneter I Im habe von dieser Stelle aus 
bereits mehrfam zu diesem Problem Stellung 
genommen. Wh: haben mit der Schaffung des 
ASVG in diesem Sozialversimerungsbereim 
eine Regelung eingesmlagen, die festlegt, daß 
der Hilflosenzusmuß die Hälfte der Rente 
mindestens respektive hömstens beträgt. Das 
heißt mit anderen Worten, daß jemand, der 
eine höhere Pension bekommt, aum einen 
höheren Hilflosenzusmuß bekommt. Dieses 
System, das seit 1956 Remtsgültigkeit hat, 
hat sim nun eingelebt, und niemand kann 
daran denken - gesmweige denn so han­
deln -, jetzt denen, die smon einen höheren 
Hilflosenzusmuß haben, diesen höheren Zu­
·smuß, der nom dazu dynamisiert wird, weg­
zunehmen. Das heißt, eine Lösung in dieser 
Richtung ist nur möglim, wenn man die nied­
rige Grenze an die höhere heranbringt. 

Nun wissen Sie selbst sehr genau, daß wohl 
für den einzelnen-dieser Grenzbetrag, der etwa 
700 S ausmamt, sehr wertvoll wäre und viel­
leimt gar nimt so sehr als finanzielle Potenz 
ins GewiCht fällt; wenn man aber das mit 
Hunderttausenden multipliziert, dann ergibt 
das in einem Jahr einen Aufwand, der budge­
tär ganz einfam nimt zu tragen ist. Im habe 
hier vor längerer Zeit einmal zu dem Problem 
des Teilhilflosenzusmusses an· die 80jährigen 
berimtet, daß es 186.000 80jährige Pensionisten 
gibt. Wenn man diesen nur 300 S -geben würde, 
wären das im Jahr 4200S mal 160.000. Das 
ergibt einen Betrag von etlimen Hunderten 
Millionen Smilling. Das ist immer wieder die 
Kernfrage, und daher :beabsiChtige im, auf 
diesem Gebiet smrittweise vorzugehen. 

Präsident: Anfrage 5: Abgeordneter .Doktor 
Smranz (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

867/M 

Wie haben sidl die Leistungen für die Land­
wirtsdlaft im Bereidl der Sozialversidlerung seit 
1970 entwidtelt? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

V:izekanzler lng. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneterl Die Antwort auf Ihre konkrete 
Anfrage wird etwas umfangreimer ausfallen, 
weil im nach dem, was Sie gefragt haben, doch 
darauf verweisen muß, was seit 1970 im Rah­
men der landwirtsChaftlimen Sozialversime­
rung entwiCkeli wurde. 

Wir haben mit der 1. Novelle zum Bauern­
PensionsversiCherungsgesetz, Wirksamkeits:' 
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Vizekanzler Ing. Häuser 
beginn 1. 1. 1911, die Milderung der Aus­
schließungsgründe für den Ansprudl auf Wit­
wenpension festgelegt und mit Wirkung vom 
1 .  1. 1911 die Erhöhung der Witwenpension 
auf 60 Prozent der Verskhertenpension; damit 
im Zusammenhang die außerordentliche Er­
höhung der Richtsätze für die Ausgleidlszu­
lagen, wie das im allgemeinen ASVG-Bereidl 
ebenfalls der Fall ist. 

Mit der 2. Novelle zum Bauern-Pensions­
versicherungsgesetz ist mit Wirkung vom 1. 1. 
1913 die Herabsetzung der Altersgrenze für 
den Beginn der Versich€rung auf 15 Jahre, 
die Versidlerung der Angehörigen zwisdlen 
15 und 18 Jahren zum halben Beitrag festge­
legt word€n;eine Erl€idlterung bei der All­
redlnung von Schul- und Wehrdienstzeiten als 
Ersatzzeiten; ferner die Einführung des Wie­
derauflebens der Ubergangswitwenrente aus 
der landwirtschaftlichen Zuschußrentenver­
sicherung; die Reform des Ausgleichszulagen­
rechtes, verbunden mit einer außerordent­
lichen Erhöhung der Richtsätze, wobei insbe­
sondere höhere Ausgleichszulagen für Verhei­
ratete, die einen einkommenslos·en Ehepartner 
haben, anfallen; weiters die Milderung der 
Bestimmungen über die Pauschalanrechnung 

. von Ausgedingleistungen. Mit Wirkung vom 
1 .  1. 1913 wird im Rahmen dieser 2. B-PVG­
Novelle die Milderung und schließlich ab 1. 7. 
1914 die Aufhebung der Ruhensbestimmungen 
für die Sechstel berechnung bei der Witwen­
pension vorgenommen. 

Im Bereich der Bauernkrankenversicherung 
ergibt sich seit 1910 mit der 4. Novelle zum 
B-KVG ab 1 .  1. 1971 durch die Herabsetzung 
des mit der 3. Novelle zum B-KVG mit 6 Pro­
zent der Pension festgesetzten Abzuges für die 
Krankenversidlerung der Pensionisten auf 
3 Prozent eine wesimtlidle Verminderun91 fer­
ner die Erweiterung des Ansprudles auf Heil­
behelfe und Erhöhung der Zusdlüsse zu den 
Kosten eines Zahnersatzes. 

Mit der 6. Novelle zum B-KVG erfolgte ab 
1. 1. 1913 Herabsetzung der Altersgrenze für 
den Beginn der Versidlerung, Einführung von 
Jugendlidlenuntersudlungen und Erhöhung 
des Bestattungskostenbeitrages. 

Mit 1. 1. 1974 ist vorgesehen - audl im Rah­
men der 6: Novelle - die Einführung von 
Gesundenuntersuchungen, wie sie audl in 
anderen Bereidlen der Krankenversidl€rung 
vorgenommen werden. 

Der Leistungsaufwand der Bauern-Pensions� 
versidlerung hat sidl seit Inkrafttreten des 
Gesetzes in einem Ausmaß;entwickelt, das 
weit über den bei der Gesetzwerduilg ange­
nOnunenen Größen liegt. Ein Vergleidl der im 
Aussdlußberidlt zum B-PVG·enthaltenen Dar� 

stellung der finanziellen Entwicklung mit der 
tatsächlidl eingetretenen Entwicklung ergibt, 
daß jährlidl um etlidle Hunderte Millionen 
Sdlilling mehr aufgewendet werden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
Abgeordneter Dr. Sdlranz: Herr Vizekanz­

ler! Sie haben auf den sehr stark gestiegenen 
Gesamtaufwand in der bäuerlichen Pensions­
versidlerung hingewiesen. 

Können Sie mir dazu nodl sagen, wie sidl 
der Bundesanteil an den Ausgaben für die 
bäuerlidle Pensionsversidlerung in den Jahren 
1970 bis 1973 entwickelt? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 
Vizekanzler Ing. Häuser: Der. Gesamtauf­

wand für die bäuerlidle Sozialversidlerung 
hat 1970 1921 Millionen und 1913 3960 Millio­
nen Sdlilling betragen; das ist in diesen drei 
Jahren eine Steigerung von genau 2033,3 Mil­
lionen Sdlilling oder mehr als 100 Prozent. 

Der Bundeszuschuß für die ge·samte bäuer­
liche Sozialversidlerung hat 1970 1042 Millio­
nen betragen und madlt 1973 2389 Millionen 
Schilling aus; das ergibt eine Steigerung von 
1341 Millionen Sdlilling oder mehr als 130 Pro-
zent. 

. 

Präsident: Eine weitere Frage, 
Abgeordneter Dr. Sdlranz: Herr Vizekanzler! 

Diese gewaltigen Mehrleistungen für die 
bäuerlidle Sozialv�J;sidlerung sdllagen sidl 
audl in den Leistungen für . den . einzelnen 
Pensionsberedltigten nieder. 

Wie haben .sidt die Durdlsdlnittsrenten be­
ziehungsweise Pensionen im Bereidi. der land­
wirtsdtaftlichen Zusdluß- beziehungsweise 
Pensionsversidlerung von 1970 auf 1973 ent­
wi<ke1t? 

Präsident: Herr Minister. 
Vizekanzler Ing. Häuser: Die Pensionen 

nadl dem Pensions gesetz für die Bauern lassen 
sidl mit 1970 nidlt vergleidlen. weil es 1970 
nodl keine Pensionen. gegeben hat.. Aber die 
Zusdlußrenten lassen sidl vergleidlen. 

Hier darf idl verweisen auf die Alterszu­
sdlußrente, die 1910 monatlidl 476 S betragen 
hat und 1973 998 S monatlidl beträgt, 14mal 
im Jahr. 

Die Witwenzusdlußrerite stieg von · 1970 auf 
1973 . von 388 auf 861 Sund die Waisenzu­
sdlußrente von 142 S 1970 auf 500 S 1973. 

BundesmiJltsteriumfür Landesverteidigung 
,' . 

Präsident: Anfrage 6: Herr Abgeordneter: 
Dr. Bauer (OVP) an den H€rrn Bun!iesmin�ster 

für Landesverteidigung. 

69. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)6 von 109

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 69. Sitzung - 4. April 1973 6507 

919/M 
Weshalb haben Sie fünf Tage (13. bis 17. März 

1973) gebraucht, um in Zypern ein einziges 
österreichisches Bataillon und ein Feldlazarett zu 
besichtigen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister für Landesverteidigung 

Lütgendorf: Herr Präsident! Hohes Haus I Zu­
nächst darf ich hinsichtlich der Dauer meines 
Besuches beim UN-Kontingent in Zypern klar­
stellen, daß für das Besuchsprogramm tatsäch­
lich nur drei Tage zur. Verfügung standen. 
Meine Abreise erfolgte nämlich am 13.  März 
1973 um 1 1  Uhr 35, mein Rückflug am 17.  März 
1973 um 1 0  Uhr 10. Es standen daher für das 
umfangreiche Inspektions-. und Besuchspro" 
gramm lediglich der 14., 15. und 16. Marz 1 973 
zur Verfügung. 

Ich habe in diesem Zeitraum das auf zwei 
Lager ·und sieben Stützpunkte verteilte öster­
reichische UN-Bataillon, dessen Einsatzraum 
sich auf den etwa 1500 Quadratkilometer gro­
ßen Distrikt Paphos erstreckt, sowie das öster­
reichische Feldlazarett in Kokkini Trimithia 
inspiziert. Ferner habe ich auch das österrei­
chische PQlizeikontingent besucht, um mich 
über dessen Aufgaben und Probleme sowie 
die Kontakt- und Koordinierungsm,öglichkei­
ten der österreichischen Kontingente unterein­
ander näher zu informieren. Außerdem fanden 
noch neben den bei solchen Gelegenheiten 
üblichen Besuchen bei den maßgebenden poli­
tischen Persönlichkeiten Zyperns, wie insbe­
sondere bei Erzbischof. Makarios und beim 
zypriotismen Verteidigungsminister Orek, 
Arbeitsgespräche im Hauptquartier der UN­
Streitkräfte In NIkOSIa statt. 

Angesichts dieses umfangreichen Inspek­
tions- und Besuchsptogramms erscheint mir 
der dafür verwendete Zeitraum von'örei Tagen 
wohl sicherlich nicht zu hoch bemessen. 
. Präsident: Eine Zusatzfrage. Bttte. 

Abgeordneter Dr. Bauer: Nach der versuch­
ten Miniaturentlastungsoffensivei wenn ich das 
militärisch sagen darf, des Herrn Kollegen 
Dr. Schranz für die Bundesregierung, die es 
dem Herrn Vizekanzler Ing. Häuser erlaubt 
hat, hier offenbar a1s· Entlastung fÜr die Regie­
rung zu antworten und wieder darauf hinzu­
weisen, wieviel. für die. Bauern getan wJrd 
- wir wissen schon, was, nachdem wir 'den 
Zorn des Herrn Bundeskanzlers im Fernsehen 
gesehen habßn -, werden Sie;· Herr Bundes� 
minister Lütgendorf, mir jetzt nicht so leicht 
auskommen. Das werden Sie mir erlauben. . '  . . '  

Wenn Sie erklären, daß· Sie von Ihrem 
Standpunkt aus· nur· drei Tage Zeit hatten, 
dort unten in Zypern TtilppeIj.·�u, visitteren, 

möchte ich Ihnen sagen, daß mir als langjäh­
rigem Mitglied des Verteidigungsausschusses 
nicht bekannt ist, daß Sie so viel Zeit zur 
Visitation von Truppen im eigenen Land auf­
gewendet hätten. 

Was Sie beim Polizeikontingent kompetenz­
mäßig zu tun haben, ist überhaupt ein Rätsel. 
Denn das Polizeikontingent wird Ihnen wahr­

scheinlich niemals unterstehen und niemals 
unterstanden sein, es sei denn, Sie hatten einen 
Auftrag der Bundesregierung. Das würde 
sicherlich das Haus, und nicht nur das Haus, 
sondern auch die üffentlichkeit brennend inter­
essieren. 

Ich komme, Herr Bundesminister, zu meiner 
konkreten ersten Zusatzfrage: Welche Kosten 
sind der Republik Osterreich erwachsen durch 
Ihren Besuch eines Kontingentes, das gar nicht 
Ihrem Kommando untersteht, sondern das a1s 
UN-Kontingent von einem, wie mir bekannt 
ist, indischen General kommandiert wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 
Bundesminister Lütgendorf: Wenn ich den 

Vergleich ziehe zwischen dem Besuch mein�s 
Amtsvorgängers Herrn Abgeordneten Doktor 
Prader im Jahre 1968 in Zypern, der. sich eben­
falls fünf Tage, also drei Tage (Zwischenrufe 
un d Hört! Hört/-Rufe bei der SPül aufgehalten 
hat, wobei damals lediglich das Feldlazarett 
auf Zypern war und kein UNO-Bataillon, so 
sind die Reisekosten des damaligen Besuches 
zu meinen Kosten etwa in gleicher Hölle an­
zusprechen, plus der in der Zwischenzeit für 
solche Dienstreisen eben erwachsenen Zusatz­
kosten. 

Präsident: Eine weitere Frage. 
Abgeordneter Dr. Bauer: Ich habe den Herrn 

Bundesminister Lütgendörf nicht darum ge­
fragt, ob sein Amtsvorgänger, gar nicht sein 
unmittelbarer Amtsvorgänger .... (Neuerliche 
Zwischenrufe bei der SPtJ.) Nur nicht' aufge­
regt, meine Herren von der Linken, nUr nicht 
aufgeregt! Sie werden schon noch sehen, was 
idJ. frage. 

Ich habe nicht gefragt, ob der Herr Bundes­
minister Prader dort war, der, Herr Minister, 
noch in der Zeit, in der Sie als aktiver Offi­
zier tätig waren -das ·werden Sie mir beschei� 
nigen müssen -, österreichische Kontingente 
im Inland in einem weit größeren Ausmaß 
inspiziert hat, als Sie das tun. Aber Sie haben 
so viele VerpfÜchtungenim' Ausland, daß das 
für . mich der AUfhä.nger war. und ist; ver­
ehrter Herr Bundesminister, jetzt zu meiner 
?weiten Zusatzfrage zu kommen, wobei· ich 
Ihnen noch sagen möchte .-:- auch Ihnen,m�ine 
Herren von der Linken ....:::., daß der HerrBun� 
de!;tninister Prader, sehr zum Unter!!chied, von 
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Dr. Bauer 
Ihnen, wenn ich der "Kleinen Zeitung" folge, 
bei seinem Besuch in Zypern jedenfalls nicht 
sozialistische Wahlgeschenke verteilt hat. Das 
halten wir einmal fest. Der Herr Bundesmini­
ster Dr. Prader hatte jedenfalls nicht, so wie 
auch andere Minister, die ressortmäßig im 
Inland zu bleiben hätten, wenn ich etwa den 
Herrn Innenminister hier erwähnen darf, ein 
so ausführliches Reiseprogramm in 'seinem 
Ministerkatalog . 

Ich räume ein, daß der Herr Bundeskanzler 
und der Herr Bundesminister für Auswärtige 
Angelegenheiten und andere Herren dieses 
Kabinetts selbstverständlidl audl ins Ausland 
zu fahren haben. Aber in diesem Ausmaß, 
verehrter Herr Minister, tut das keiner, und es 
fällt auf. Es .fällt vor allem auf - und jetzt 
komme ich zur zweiten Zusatzfrage -, daß 
Sie an einem Tag. an dem in diesem Haus 
der Rechnungshofbericht im Ausschuß zur Dis­
kussion steht, sich durch einen Herrn Ihres 
Hauses vertreten ,lassen. Es ist üblich da und 
dort, daß man das tut. (Zwischenrufe bei der 
SPtJ.) Warten Sie doch einen Augenblick, ich 
komme schon daraufl Die Herren Minister las­
sen sich durch ressortzugehörige hohe, höchste 

'Beamte vertreten. Auch ich weiß das, denn 
ich habe x-mal an diesen Besprechungen auch 
teilgenommen, habe mir diese Beratungen an­
gehört. Ich darf. Ihnen sagen, daß immer Sek­
tionschefs den Ressortminister vertreten. Sie 

, haben keinen Dreistern-General geschickt, 
sondern einen Brigadier, der sidlerlidl hodl­
achtbar ist, aber Sie haben sidl entsdluldigen 
lassen. 

Wo waren Sie, Herr Bundesminister, als der 
Rechnungshofausschuß beraten hat? Stimmt 
das, daß Sie sich zu dem Zeitpunkt, als der 
Rechnungshofausschuß hier fm Haus tagte und 
Ihr Ressort durchleuchtete, zwar nicht in 
Zypern aufgehalten haben, daß Sie aber eine 
Reise zu einem Preisschießen des Internatio­
nalen Militärsportverbandes nadl Luxemburg 
unternommen haben? Das ist meine konkrete 
Frage. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Zuerst einmal 
darf ich, Ihnen, sehr geehrter Herr Abgeord­
neter, sagen, daß selbstverständlidl' der zu-

steriums für die Bearbeitung der Einschau­
berichte des Rechnungshofes die Sektion I 
und nach der Umorganisation der Zentrallei­
tung die Kontrollabteilung, die mir unmittel­
bar untersteht, zuständig ist. Der langjährige 
Bearbeiter der gesamten Rechnungshofangele­
genheiten, der Brigadier-Intendant Doktor 
Schneider, war daher auch zugegen. 

Es tut mir leid, daß Sie falsch orientiert 
wurden, Herr Abgeordneter: Ich habe midl 
nicht an ehtem Preisschießen beteiligt. Es war 
zu dieser Zeit eine Sitzung des Exekutivkomi­
tees vom Internationalen Militärsportverband, 
ein Termin, der bereits Ende vergangenen 
Jahres festgelegt wurde. Ich glaube, wir könn­
ten eigentlich stolz darauf sein, daß Oster­
reich in diesem Verband, der 50 N(l.tionen 
umfaßt, der ein weltweiter Verband ist (Zwi­
schenrufe bei der tJVP - de monstrativer Bei­
fall bei der SPtJ - Abg. Dr. F i e d I e r: Das 
ist Ihnen wichtiger als das Parlament l), daß 
also auch tJsterreich in diesem Verband ver­
treten ist. (A bg. H a  h n: Wo ist denn das 
Geld vom Heeresspo rt?) . 

Ich habe mich bemüht, rechtzeitig bekannt­
zugeben, daß ich zu dem festgesetzten Zeit­
punkt der Sitzung hinsichtlidl des Termins 
keinen Einfluß habe. und habe gebeten, ob 
es möglich wäre, daß die Behandlung des Ka­
pitels 40, Landesverteidigung, im Rechnungs­
hofausschuß vielleicht zu einem anderen Zeit­
punkt erfolgen könnte, was nicht möglich war. 
(Abg. Dr. F i e d I e r: Hätte nicht jemand ande"  
rer fahren können als Sie? - Abg. P et e r :  
Herr Ba uer, was haben Sie dagegen ? - Abg. 
Dr . S c  h r a n z: Bauer möchte nach dem Wie­
singer a uch den Pra der abschießen/ - Abg. 
W i e  I a n  d n e  r: So eine Anfrage! Eine trau­
rige Geschichte! � Ruf bei der tJVP: Schaut 
doch ihr, wie ihr mit dem Si ma z usammen­
kommt ! Das wäre bessert) 

Präsident: 7. Anfrage: Frau Abgeordnete 
Anneliese Albrecht (SPtJ) an den He!'rn Bun­
desminister. 

880/M 
Ist der amtierende Truppenarzt dazu be rem­

tigt, sich über die Feststellung des Heeresspitals 
betreffend Tauglichkeit oder Untauglichkeit hin­
wegzusetzen? 

ständige Sektionschef im Rechnungshofaus- Präsident: Bitte, Herr Minister. 
schuß anwesend gewesen wäre, wenn er nicht 
leider an einer sehr schweren Herzattacke dar- , Bundesmil?-ister Lütgendorf: Sehr geehrte 
niederliegen würde. (Zwischenrufe bei der Frau Abgeordnete! Um Mißverständnisse hin­
SPtJ.) Sie we'rden selbst auch wissen, Herr sichtlich der im vorliegenden Zusammenhang 
Abgeordneter, daß jede Sektion ein klar zuge- relevanten Begriffe zu vermeiden, darf ich eih­
wiesenes Aufgabengebiet zu bearbeiten hat leitend darauf hinweisen, daß gemäß § 21 des 
(Abg. H o  r r: Das weiß er ja nicht ! - Abg. Wehrgesetzes die Feststellung der Eignung 
Dr. B au e r: Dazu bra uche ich Sie!) und daß Wehrpflichtiger zum Wehrdienst den Stel­
daher nach der Geschäftseinteilung des Mini- lungskommissionen obliegt. Diese Kommissio-
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Bundesminister Liitgendorf 

nen haben jeweils nach Erstattung eines ärzt­
lichen Gutachtens bzw. gegebenenfalls nach 
Durchführung einer fachärztlichen Unter� 
suchung die Tauglichkeit des einzelnen Wehr­
pflichtigen festzustellen . . 

Für die Feststellung der Dienstfähigkeit des 
einzelnen Soldaten dagegen ist gemäß § 23 
der Allgemeinen Dienstvorschriften für das 
Bundesheer der Militärarzt zuständig. Sofern 
'in diesem Zusammenhang eine fachärztliche 
Untersuchung notwendig erscheint, ist durch 
entsprechende Anordnungen sichergestellt, 
daß ein Facharzt beigezogen wird, wobei für 
den Raum Wien und Umgebung diesbezüg­
lich die Fachärzte des Heeresambulatoriums 
zur Verfügung stehen. 

Da aber letztlich. nur der unmittelbar'zustän­
dige Militärarzt in der Lage ist, die an den 
Soldaten im Einzelfall gestellten Anforderun­
gen sowie die sonstigen besonderen Gegeben­
heiten abschließend zu beurteilen, kann' auch 
ein fachärztliches Gutachten des Heeresambu­
latoriums verständlicherweise nur eine Ent­
scheidungshilfe für den zur Entscheidung beru­
fenen und hiefür verantwortlichen Militärarzt 
darstellen. 

Es kann also vereinzelt vorkommen, daß 
dieser Militärarzt trotz einer im fachärztlichen 
Gutachten festgestellten geringfügigen Ge,­
sundheitsbeeinträchtigung nach Abwägung 
sämtlicher im vorliegenden Fall maßgeblichen 
Umstände zumindest eine beschränkte Dienst­
fähigkeit feststellt. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Anneliese Albredd: Wenn ich 
Sie richtig verstanden habe, Herr Bundesmini­
ster, ist es aber dem Truppenarzt nicht mög­
lich, sich über die TaugÜchkeits- oder die 
Untauglichkeitsfeststellung, et�a durch das 
Heeresspital, hinwegzusetzen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Frau Abgeord­
nete! Ich habe mich bitte vielleicht nicht ver­
ständlich genug -ausgedrückt. 

Es stellt jedes fachärztliche Gutachten, auch 
ein solch.es des Heeresambulatoriums, eine 
Entscheidungshilfe für den zuständigen Trup­
penarzt oder Militärarzt dar. Er allein ist ver­
antwortlich in der Beurteilung der Dienstfähig­

. keit des Soldaten. Es kann vorkommen, daß 
er im einzelnen Fall dieses fach.ärztlidu� Gut­
achten unter BeIÜcksich.tigung der - sagen 
wir es so - Belastbarkeit in einer bestimm­
ten Verwendung' des Soldaten ais nich.t so 
relevant betrachtet und beurteilt, daß er ihn 
dann zum Beispiel als nicht dienstfähig 
schreibt. 

Präsident: Zweite Zusatifrage. Bitte. 
. Abgeordnete Anneliese Albrecht: Wenn ein 

Präsenzdiener deli Militärarzt um eine Unter­
suchung ersucht, ist der Arzt dann dazu ver­
pflichtet, diese Untersuchung durch.zuführen, 
oder kann er das auch unter Umständen ver­
weigern? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Lütgendorf: Der Truppen­

arzt bzw. der Militärarzt ist verpflichtet, die 
Untersuchung vorzunehmen, wenn sich der 
Präsenzdiener ordnungsgemäß zur sogenann­
ten Morgenvisite als krank gemeldet hat. 

Präsident: Anfrage 8: Herr Abgeordneter 
Koller (OVP) an den Herrn Bundesminister für 
Landesverteidigung . 

9201M 

Herr Minister, wie war detailliert die Belag­
stärke in den letzten eineinhalb Jahren in der 
Kaserne Fehring und den übrigen kleinen Kaser­
nen im südburgenländism-steirisch-kärntneri­
sehen Raum? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Bevor ich auf die vorlie­
gende Anfrage näher eingehe, darf ich daran 
erinnern, daß ich zum gegenständlichen Frage­
komplex bereits früher im Rahmen zweier 
schriftlicher Anfragebeantwortungen Stellung 
genommen habe. Wenn ich daher nunmehr die 
Belagstärken der angesprochenen Kasernen in 
den letzten eineinhalb Jahren nenne, so er­
scheint es, wie bereits seinerzeit erwähnt, 
wichtig, zu berücksichtigen, daß der jeweilige 
Belag in den einzelnen Kasernen im Hinblick 
auf organisatorische und ausbildungsmäßige 
Gesichtspunkte ständig gewissen Schwankun­
gen unterWorfen ist. 

Unter diesem Gesichtspunkt darf ich nun die 
jeweilige Belagstärke, und zwar für die Ka� 
seme Fehring, wobei als Stichtage die einzel­
nen Einberufungstermine vom 15. Juni 1971 
bis 1. Februar Ül13 herangezogen wurden, 
angeben: 

15. Juni 1971: 219, 1. Oktober 1971: 237, 
1. Februar 1972: 146, 2. Juni 1972: 139, 2. Ok­
tober 1972: 234 und 1. Februar 1973: 243. 

Ich habe auch die Belagstärken für alle 
übrigen Kasernen im Grenzraum für die glei­
ch.en Zeiträume hier. Ich mödüe aber doCh 
bitten, allf Grund militärischer Rücksichtnah­
men auf die detaillierten Zahlenangaben in 
der OffentIichkeit zu verzichten. Ich bin gerne 
bereit, Herr Abgeordneter, Ihnen diese schrift­
lich, wenn Sie es wünschen, zu übermitteln. 

Präsident:. Zusatzfrage. Bitte. 
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Abgeordneter Koller: Herr Ministerl Selbst­
verständlich respektiere idJ. Ihre Auffassung 
bezüglich der militärischen Geheimhaltung, 
obwohl ich mir die Bemerkung erlaube, daß 
Sie in anderen Fällen - ich denke an den 
Abgeordneten Mondl - nicht so zimperlich 
waren. Aber das nur vorweg. 

Die Kaserne Fehring, um bei diesem Beispiel 
zu bleiben, hat bekanntlich eine Be!agsmög­
lichkeit von etwa 350 Mann. 

Die von Ihnen angegebenen Zahlen, Herr 
Minister, sind etwa die Hälfte bis zwei Drittel. 

Man muß audJ. wissen, daß diese Belag­
stärke - das haben Sie, Herr Minister, wohl­
weislich verschwiegen - immer nur vom Be­
ginn des Einberufungstermines auf etwa vier 
bis fün� Wochen während der Ausbildungs­
zeit gegeben ist, daß dann die MannsdJ.aften 
abgezogen werden und daß diese Kaserne die 
übrige Zeit weitestgehend mit 20 bis 30 Mann 
sozusagen symbolhaft besetzt ist. Das ist die 
Wirklichkeit. 

derten Zustände der zeitweiligen Unterbele­
gung bejahen. 

Ich schicke voraus, daß bekannt ist, daß die 
Kaserne Fehring in einem Grenzgebiet liegt, 
wo die Bevölkerung allein im Jahre 1956 wäh­
rend der Ungarnkrise der Ziel- beziehungs­
weise Durchzugspunkt von etwa 70.000 Flücht­
lingen war. Sie werden daher verstehen, Herr 
Minister, daß die Bevölkerung etwas andere 
Vorstellungen vom Schutz der Grenze und den 
damit zusammenhängenden Dingen hat, als 
sie vielleicht anderswo zutreffen mögen. 

Anderseits sagen Sie, Herr Minister, daß 
die Kaserne für eine Kompanie zu groß, für 
zwei Kompanien zu klein sei und daß man 
ein Schema für jede einzelne Kaserne nicht 
finden könne. 

Ich habe den Eindruck, daß Sie oder Ihre 
Herren sich in dieser Richtung, glaube ich, 
auch sehr wenig bemühen, denn der Bürger­
meister der Stadtgemeinde Fehring hat Sie 
dreimal eingeladen, sich persönlich von der 
Situation und den Gegebenheiten zu überzeu-

Herr Minister! Konkret'die Frage: Ist dieser gen. Sie. haben ihm wohl dreimal zugesagt. Unterbelag - nicht nur die Gemeinde und der Ich nehme nicht an,daß das WahlverspredJ.en 
Bürgermeister, sondern audJ. die Bevölkerung waren, sondern es waren Zusagen, die Sie bis 
sind der Uberzeugung, daß diese neuerbaute . jetzt nicht eingehalten haben. Kaserne unterbelegt ist - eine Folge Ihrer 
Maßnahmen, die Sie, in der letzten Zeit auf Daher konkret die Frage in bezug auf diese 
dem militärischen Sektor gesetzt haben? sehr prekäre Situation dort unten: Herr Mini-

ster! Was gedenken Sie' nun mit dieser Kaserne 
Präsident: Herr Bundesminister. in Fehring und analog vielleicht audJ. mit den 
Bundesminister Lütgendorf: Senr geehrter übrigen kleinen Kasernen in Zukunft zu tun? 

Herr Abgeordneter! Diese Kaserne wurde Wollen Sie sie zusperren, wollen Sie sie liqui­
jedenfalls noch. vor dem Jahre 1970 erbaut, dieren, wollen Sie. sie verkaufen, oder was 
und zwar in einer Größenordnung, daß sie für soll damit geschehen? 
eine Kompanie zu groß und für zwei Kompa- Präsident: Herr Minister. 
nien zu klein ist. (Abg . S te j n i  n g e r: Pra-
de r!) Bundesminister Lütgendorf: Es ist weder 

Es ist sehr schwierig, gerade für die Kaserne vorgesehen, daß diese kleinen Kasernen zu­
Fehring ein eigenes Organisationsschema zu gesperrt, noch auch, daß sie verkauft oder 
erfiriden, uni dort eine Ausnahme zu madJ.en liquidiert werden. 
und irgend einen Verband hineinzulegen, der 
dann eigentlich organil;atorisch in die Gesamt­
gliederung wieder nidlt hineiI\passen würde� 

Es wird immer wieder der Fall sein, daß wir 
in ganz bestimmten Garnisonen vorüber­
gehend eine kleinere Belagstärke haben wer­
den. Das bringt an siCh sdJ.on das Gesamt­
system mit sich, daß in bestimmten Garni­

. sonen bei bestimmten Truppenkörpern Wehr­
pflichtige für die Territorialorganisation 
grundauszubilden sind, die dimn auf die ein­
zelnen Dienststellen der territorialen Organi­
sation aufgeteilt werden. 

Präsident: Zweite Frage. Bitte. 

Abgeordneter Koller: Herr Minister! Ich 
halte fest, daß �ie die.eben von mir g�schil-

Bundeskanzleramt 

Präsident: Anfrage 9: Herr Abgeordneter 
Dr. Kotzina (OVP) an den Herrn Bundeskanz­
ler. . 

885/M . 
Aus welchen Gründen hat es die Bundesregie� 

rung bisher verabsäumt, im Sinne der vom Land 
und den Interessenvertretungen gemeinsaiJl er­
arbeiteten Vorschläge zur Bekämpfung der Ab­
wanderung in den oberösterreichischen . Grenz, 
gebieten die geforderten Maßnahmen zu �etzen. 
zumal sich der Abwandenmgstrend in beängsti­
gender Weise verstärkt lind bereits Mitte 1912 
die Rekordinarktf von 52.000 in. Bavern beschäf­
tigten Osteqeichernerreicht hat? -

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter Dr. Kotzinal Ich möchte Ihre Frage be­
antworten und mitteilen, daß in der öster­
reichisdien Raumordnungskonferenz - das ist 
eine Institution, die vor ungefähr zwei Jahren 
geschaffen wurde und der der Bund, die Bun­
desländer und die Gemeinden sowie die Inter­
essenvertretungen angehören -, einem zu­
ständigen Unterausschuß der sogenannten 
OROK, der Bund bereits im Dezember 1972 
ein umfangreiches Paket von Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Abwanderung heimischer 
Arbeitskräfte nach Bayern ausgearbeitet und 
dieser Kommission zugeleitet hat. 

In Verfolgung der in diesem Bericht ange­
kündigten Bundesmaßnahmen habeQ. die Wirt­
schaftsexperten des Handelsministeriums im 
oberösterreichischen Grenzraum eine Betriebs­
befragungsaktion durchgeführt, um auf die be­
sonderen ,Probleme .und Wünsche der indu­
striell-gewerblichen Betriebe dieses Gebietes 
besser eingehen zu können. 

Die Ergebnisse dieser Befragung sollen vor 
allem dazu dienen, bei der Vergabe der Mittel 
aus dem EE-Fonds, aus dem ERP-Fonds ent­
sprechende Richtlinien zu bekommen, um diese 
Mittel eben in diesen Gebieten strukturver­
bessernd und optimal einsetzen zu können. 

Seit dem 1. Jänner 1 913 gelten auf Grund 
des Einkommensteuergesetzes eine Reihe von 
neuen steuerlichen Investitionsbegünstigun­
gen. So besteht nun ein Satz von 50 Prozent 
für die vorzeitige Abschreibung beweglicher 
Wirtschaftsgüter, der damit gleich hoch ist wie 
in Bayern. In. den Kalenderjahren 1914 bis 1 916 
wird eine zusätzliche Sonderabschreibung von 

dortige Grenzgebiet erarbeitet wurde, sondern, 
auch die Maßnahmen, die dann von einem 
Unterausschuß des Sozial- und Wirtschaftsbei­
rates der Paritätischen Kommission unter Vor­
sitz von Dr. Lachs, dem wirtschaftspolitischen 
Referenten des Gewerkschaftsbundes, erarbei­
tet wurden, wurden der Bundesregierung mit 
dem Ersuchen vorgelegt, diese Maßnahmen 
auch zu respektieren. 

Herr Bundeskanzlerl Sind außer diesen von 
Ihnen in Aussicht gestellten Maßnahmen wei­
tere Maßnahmen, die in diesem Maßnahmen­
katalog, der auf der Sozialpartnerebene erar­
beitet wurde und der frei von irgendwelchen 
einseitigen Vorschlägen ist, enthalten sind, 
von Ihnen zur konkreten Durchführung in der 
nächsten Zeit vorgesehen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord-. 
neter Dr. Kotzina! Ich war vorigen Samstag 
selber in diesem Gebiet und habe zusammen 
mit dem Herrn Finanzminister, dem Herrn 
Handelsminister und dem Herrn Staatssekre­
tär Dr. Veselsky an einer Zusammenkunft mit 
Industriellen aus dem Schärdinger Bereich teil­
genommen. Wir haben in einer stundenlan­
gen Aussprache, die in sehr ruhigen und urba­
nen Formen erfolgt ist ---.:. ich wiederhole: in 
sehr ruhigen und außerordentlich urbanen For­
men -, ein sehr sachliches, wie ich g�aube, 
auch sehr nützliches Gespräch führen können. 
Dabei konnten uns die Industriellen an Hand 
ihrer eigenen Erfahrungen deutlich machen, 
welchen Problemen sie sich in diesem Gebiet 
gegenüber befinden. 

25 Prozent der Anschaffungs- und Herstel- . Die Forderungen sind uns dann tn einem 
lungskosten gewährt werden. Im Parlament Dokument in übersichtlicher Form, in verständ­
stand außerdem eine Novelle zUm Arbeits- licher Form - man konnte auch hÖren, was 
marktförderungsgesetz zur Beschlußfassung, , gefordert wurde - übergeben worden. Ich 
mit der dEm spezifischen Problemen des habe den Herren die Zusage gemacht, daß wir 
Arbeitsmarktes in den Grenzgebieten so weit zusammen, die Minister, die dort anwesend 
als möglich Redu;mng getragen wird. Das waren, alles tun werden, um hier möglichst 
Sozialministerium hat außerdem eine Reihe Abhilfe zu schaffen. Ich kann Ihnen aber nicht 
von Sofortmaßnahmen in diesen Grenzgebie- verhehlen, Herr Bundesminister außer Dienst, 
ten Oberösterreichs und Salzbuigs getroffl:!n, daß sich dort ein Problem stellt, das so ohne­
um die angespannte Arbeitsmarktsituation zu weiters' durch Förderungsmaßnahmen nimt zu 
erleichtern. überwinden ist, nämlich das Problem, daß im 

deutsmen Bereim höhere Löhne bezahlt wer­Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
den als im österreichischen Bereich. Das Pro-

Abgeordneter Dr. Kotzina: Herr Bundes- blem erfährt noch eine Verschärfung dadurch, 
kanzler I Sind Ihnen die Maßnahmen bekannt, daß jeder Unternehmer, der dort einen neuen 
die von der . oberösterreichismen Landesregie- Betrieb eröffnet, mit einer besonderen Förde­
rung gemeinsam mit der Wirtsmaftskammer, rung in einem Ausmaße remnen kann, das 
mit der Arbeiterkammer und mit der Land- bei uns budgetär nimt verkraftet werden 
wirtschaftskammer vorgesmlagen wurden und kann. ' Es kommt noch hinzu, daß ' die Förde­
auf Grund deren Realisierung man vom Bund . rungsmaßnahinen, die auf der anderen Seite 
erwartet, .daß sim dann die Verhältnisse getroffen werden, nimt immer zielführend 
wesentlich bessern'? Aber nimt nur dieser Maß- shid, weil sie in Wirklichkeit nicht der Erhö­
naipnenk�talog, der in Oberö;ster.reim ru,r das hung der Besc\läftiguQ.g der dort einheimischen 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
Bevölkerung dienen, sondern in Wirklichkeit 
einen außerordentlidl starken Sog auf die 
Arbeitskräfte aus österreidlisdlem Gebiet aus­
üben. Das ist eine Tendenz, die sich nodl 
dadurdl verstär�t hat, daß im Laufe der wäh­
rungspolitisdlen Entwicklung eine Differenz 
von ungefähr 12 Prozent in der Bewertung der 
Mark zum Schilling eingetreten ist, was uns 
umsomehr in der Auffassung bestärkt hat, daß 

, wir ri<htig gehandelt haben, als wir das letzte 
Mal nidlt �bgewertet haben, sondern in der 
Nähe der Mark geblieben sind. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kotzina: Herr Bundes­
kanzler ! Sie haben darauf hingewiesen, daß 
in einer sehr ruhigen und sadlUdlen Atmo­
sphäre von Exponenten der Wirtschaft in 
Sdlärding mit Ihnen Vorsdlläge zusätzlidl er­
arbeitet wurden, die j a  nunmehr audl die 
Grundlage für Maßnahmen darstellen sollen, 
die der Bund in die Wege leitet, um der Wirt­
schaft des Grenzgebietes audl entsprechende 
Sdlützenhilfe zu leisten. 

Werden Sie, Herr Bundeskanzler, diese wei­
teren Uberlegungen mit den betroffenen Kam­
mern und den betroffenen Landesregierungen 
gemeinsam' erörtern? 

Die zweite Frage, die sich daraus ergibt: 
Wann ' ist damit zu rechnen, daß auf Grund 
dieser Unterlagen, die Sie nunmehr von allen 
S eiten bekommen haben, audl die entspre­
dlenden Entscheidungen getroffen werden? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler br. Kreisky: Herr Abgeord­
neter Dr. Kotzinai Selbstverständlich wird in 
der nüdlternsten und sachlichsten Weise mit 
den hiefür in Betracht kommenden Stellen 
gesprochen werden, auch in der Absicht, ein 
Maximum an' Möglichkeiten einer Lösung zu­
zuführen. Ich muß aber darauf verweisen, daß 
es dabei auch Probleme gibt, die sich von der 
Bundesregierung allein nicht bewältigen las­
sen. Wir legen aber größten Wert darauf, daß 
vor allem in diesen Gebieten die Infrastruktur 
verbessert wird, weil das eine Voraussetzung 
für die industrielle EntWicklung ist. 

Darf ich bei dieser Gelegenheit darauf ver­
weisen, daß wir dem rasdlen Ausbau der Infra­
struktur insofern große Bedeutung' beimessen, 
als wir den Bau der Innkreisautobahn sowie 
der Innviertler Schnellstraße sowie der Braun­
auer Schp.ellstraße nun im Dringlichkeitskata­
log für weite Streckenabschnitte in der ersten 
und zweiten Rangstufe eingereiht haben. 

Idl mödlte außerdem darauf verweisen, daß 
bei den Besprechungen, die in Schärding am 
vergangenen Sonntag stattgefunden haben, 

Ubereinstimmung zwisdlen dem Herrn Bun­
desminister Dr. Vogel aus der Bundesrepublik 
Deutsdlland und mir sowie meinen Mitarbei­
tern bestand, daß unverzüglidl Kontakte eta­
bliert · werden müssen, um zu verhindern, daß 
wir aneinander vorbei Förderungsmaßnahmen 
treffen, die ins Leere gehen. Das sdleint uns 
das allerwichtigste zu sein, und man hat dafür 
audl größtes Verständnis. Man kann audl auf 
Förderungsmaßnahmen auf deutsdler Seite ' 
nidlt verzidlten, weil vor allem der Druck 
seitens der bayrisdlen Staatsregierung sehr 
groß ist, daß diese Förderungsmaßnahmen ge­
troffen werden. So muß also alles getan wer­
den, sodaß wir wenigstens zu einer gewissen 
Abstimmung miteinander kommen. Im werde 
sicher nimt verfehlen, die Herren der Bundes­
wirtsdlaftskammer, die, wie gesagt, in sehr 
urbanen und sachUmen Formen mit uns ver­
kehren, auch In entspredlender Weise zu in­
formieren. 

Idl lege aber Wert auf die Feststellung, daß 
alle Maßnahmen, die getroffen werden, nicht 
im entferntesten etwa dazu führen dürfen, daß 
die Freizügigkeit der Arbeitskräftewanderung 
in irgendeiner Weise eingeschränkt werden 
darf. (Abg. Dr. K o t  z i n a: Das ist nidzt ver­
langt worden/) Es ist dies ein Element der 
Demokratie, daß, so wie es die Pressefreiheit 
gibt, es auch das Recht ' jedes einzelnen ist, 
sich den Arbeitsplatz dort zu suchen, wo er 
ihn am besten findet. 

Präsident: . Anfrage 10: Herr Abgeordneter 
Kraft (öVP) an den Herrn Bundeskanzler. 

888/M 
Im Hinblick auf verschiedene Pressemeldungen 

der letzten Zeit, denen zufolge Sie, Herr Bundes­
kanzler, erklärt hätten, daß unter den verschie­
denen Maßnahmen zur Sicherung der WTK auch 
solche auf gesetzgeberischem Gebiet zu erwarten 
seien, frage ich Sie: Welche gesetzgeberische 
Maßnahmen zur Sicherung des dortigen Bestan­
des der Wolfsegg-Traunthaler Kohlenwerks AG 
plant die Bundesregierung? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter Kraft! Die Bundesregierung hat mit dem 
dem Nationalrat vorgelegten, vom Parlament 
vor kurzem verabsmiedeten neuen Bergbau­
förderungsgesetz 19'13 im Sinne der Erhaltung 
von gesunden Bergbauen Vorsorge getroffen. 
So können 'nunmehr auCh Bergbaubetriebe wie 
die Wolfsegg-Traunthaler Kohlenwerks Ä. G., 
die nom über beträmtlime Billmittel verfü­
gen, in die staatliche Bergbauförderung in er­
höhtem Maße einbezQgen werden. Idl darf in 
diesem Zusammenhang , daran erinnern, daß 
im Jahre 19'11 für den Kohlenbergbau 78,2 Mil­
lionen und im Jahre 19'12 63,8 Millionen Sdlil-
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

ling an Beihilfen gewährt wurden. Davon sind 
im letzten Jahr 10 Millionen Schilling auf die 
WTK entfallen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Kraft: Herr Bundeskanzlerl In 
Ihrer' Aussage sprechen Sie von künftigen ge­
setzgeberischen Maßnahmen. Mich hätten 
diese künftigen Maßnahmen interessiert. 

Eine weitere Frage: Was hat Sie beziehungs­
weise .die Sozialistische Partei momentan zu 
dieser Kehrtwendung veranlaßt, denn alle bis­
herigen Aussagen gehen in eine andere Rich­
tung? Es ist wohl seitens der OVP Oberöster­
reichs immer wieder der Standpunkt vertreten 
worden, daß nicht momentan beziehungsweise 
schon in den nächsten Jahren zugesperrt wer­
den soll; es hat aber der sozialistische Landes­
hauptmann-Stellvertreter Demuth am 24. 2. 
1972 bereits nur mehr den Abbau in der Grube 
Schmitz berg vorgeschlagen. Es haben soziali­
stische Funktionäre der Arbeiterkammer und 
der Gewerkschaft der Metall- und Bergarbeiter 
bei einer Vorsprache bei Landeshauptmann 
Dr. WenzI am 1. März 1912 ebenfalls eine 
Reduzierung vorgeschlagen, namlich der An­
gestellten von derzeit rund 140 auf 75, die der 
Arbeiter von 900 auf 400 bis 500. Sie waren 
weiters laut "Tagblatt" vom 1. 3. 1912 der 
Meinung, daß ein Auslaufen unvermeidlich ist 
und daß eben in der Auslaufperiode - es 
wurde damals von fünf Jahren gesprochen -
Härten vermieden werden sollten. Ein Reor­
ganisaÜonskonzept der OIAG sieht ebenfalls 
eine Schließung und einen Abbau nur mehr 
in Schmitzberg vor. Es hat der Bundesminister 
Staribacher am 27. 4. 1912 erklärt, daß die 
Regierung sfllbstverständlich einen Energie­
plan besitzt. (Rufe bei der SPO: Fragestunde! 
Frage!) Wohl hat er unlängst erklärt, daß die 
Regierung an einem Plan arbeitet. 

Ich darf Sie daher fragen, Herr Bundeskanz­
ler: Sind die Erklärungen seitens des Landes­
hauptmannes Demuth, des Bundesministers 
Staribacher, der OIAG, der sozialistischen 
Fraktion der Arbeiterkammer und der soziali­
stischen Fraktion in der Gewerkschaft der 
Metall- und Bergarbeiter über die Sdlließung 
der WTK ungültig oder unrichtig, beziehungs­
weise was hat die Regierung im Hinbli<k auf 
allfällIge Fusionierung mit der WTK, aber 
auch mit der SAKOG vor? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Zu ,dem Problem 
ist zu sagen, daß sich die Frage der Schließung 
bei einem Bergwerk immer erst dann stellt, 
wenn die Kohlenvorräte zu Ende gehen 'oder 
nicht mehr in einer entsprechenden Weise, 
die wirtschaftlich vertretbar ist, gefördert wer-

den können. Ich habe jedenfalls schon vor 
längerer Zeit erklärt, daß Osterreich aus ver­
schiedenen Gründen gezwungen ist, seine Roh­
stoffressourcen nadl neuen Gesichtspunkten zu 
überprüfen. Dazu gehört nicht nur die aktuelle 
wirtschaftliche Lage, sondern auch die neutra­
litätspolitische Situation. ' Was die WTK be­
trifft, stehen jedenfalls momentan zur Sidle­

' rung des FortI:>estandes der WTK verschiedene 
betriebs interne Rationalisierungsmöglichkei­
ten - so erfahre ich, denn idl leite ja dieses 
Unternehmen nicht - in Diskussion, wie zum 
Beispiel die Umstellung auf ein Monoprodukt, 
nämlidl die Kraftwerkskohle. Außerdem wird 
es weitere Maßnahmen zur Sicherung der hei­
misdlen Rohstoffbasis geben, die sich im Zu­
sammenhang mit dem neuen Berggesetz erge­
ben werden. 

Ich mödlte Ihnen aber, Herr Abgeordneter, 
die absolute Zusicherung geben, daß jedenfall,s 
bei keinem Bergwerk so verfahren wird wie 
seinerzeit im Lavanttal (Beifall bei der SPO)t 
daß einfach zugesperrt wird und sich die 
Arbeitskräfte in ganz Osterreich Arbeit suchen 
müssen; sondern daß in allen diesen Regionen 
wirtschaftlidle Vorbereitungsmaßnahmen ge­
troffen werden, daß an Ort und Stelle ein 
Maximum an vertretbaren Arbeitsmöglichkei­
ten gegeben ist. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. G r u b e r: Wird nun zugesperrt oder 
nicht?) Es wird nicht zugesperrt! (Abg. Doktor 
G r u  b e r: Gibt es einen OIAG-Beschluß in 
dieser Richtung oder nicht?) 

Die OIAG ist ein Organ, das Sie, meine 
Herren, gesdlaffen haben, damit es unabhän­
gig von der Bundesregierung wirtschaftlidl 
notwendige Entscheidungen trifft. Ich bin für 
diese Entsdleidungen nicht verantwortlich, die 
OIAG ist Ihre Erfindung, meine Herrenl (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident: Zusatz frage. 

Abgeordneter Kraft� Herr Bundeskanzler I 
Wir hoffen nur, daß im Rahmen der WTK 
kein derartiges Unglü<k passiert wie seiner­
zeit im Lavanttal. (Beifall bei der OVP.) 

Ich stelle aber fest, die gestellte Anfrage 
betreffend ' künftige gesetzliche Maßnahm�n 
ist bisher nicht beantwortet worden. 

Ich stelle . überhaupt fest, daß Sie all diese 
, Ankündigungen ja nicht den zuständigen 
Stellen, etwa der Gesdläftsleitung oder der 
Land'esregierung, mitteilen, 'sondern den sozia­
listisdlen Funktionären; scheinbar hat sich das 
in der letzten Zeit eingebürgert: dem soziali­
stischen Landesparteiobmann machen Sie diese 
Mitteilung und nicht den zuständigen Gremien. 
Ihr Interesse im Rahmen Oberösterreichs 
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Kraft 

smme<kt ein bißchen nam Wahlzu<kerln, auch Sie haben in Ihrer zweiten Zusatzfrage drei 
hier diese Zusage oder diese Ankündigung Fragen gestellt. 
betreffend die WTK. . 

Von der OKA und der Landesregierung, die 
eigentlim kompetenzmäßig für einen verstaat­
lichten Betrieb nimt zuständig ist, ist hier 
bisher alles unternommen worden, und es sind 
große Mengen abgenommen worden, um hier 
den Geschäftsgang weiter zu sichern. 

Im darf einige weitere Fragen stellen, Herr 
Bundeskanzler. Warum erfolgte bisher keine 
Gleichbehandlung der WTK und der SAKOG 
mit anderen gleichgelagerten B�rgbaubetrie­
,ben in Osterreich, wenn man die Vergabe der 
Bergbauförderungsmittel betrachtet? Die WTK 
und die SAKOG haben bisher, wenn man das 
pro Tonne berechnet, rund ein Sechstel von 
anderen . . . (Abg. G r a t  z: Das ist eine Rede­
stunde und keine Fragestunde bei der OVP! ­
Der P r ä  s i d e n  t gibt das Glockenzeichen. -
Abg. Dr. Heim F i s  e h e  ri Er soll sich kürzere 
Zettel aufsetzen lassen!) 

Bitte, nur nicht ·so nervös Kollege Fismer. 
Das- ist eine Fragestunde. Ich lasse mir das 
Recht auf eine Anfrage von Ihnen nicht streitig 
machen. (Beifall beJ der OVP.) Herr Bundes­
kanzler! Warum also keine Gleichberechti­
gung? 

Zweite Frage : Ist es richtig, daß die höhere 
Bergbauförderung im "ergangenen Jahr, diese 
10 Millionen Schilling, auf eine Intervention 
der sozialistischen Betriebsratsfraktion, wie es 
in einem Mitteilungsblatt der sozialistismen 
Betriebsratsfraktion heißt, zustande gekom­
men ist? 

Und die dritte Frage: Sind Sie bereit, Herr 
Bundeskanzler, darauf einzuwirken (Unruhe), 
daß die Bergbaufördening im heurigen Jahr 
früher ausbezahlt wird? Im vergangenen Jahr 
wurden erst im August 3 Millionen Schilling 
und der Rest von 7 Millionen erst im Dezem­
ber ausbezahlt. Das Bergbauförderungsgesetz 
sieht eine Vorziehung, eine frühere Auszah­
lung vor. Sind Sie bereit, vor Wirksamwerden 
der von Ihnen angekündigten Maßnahmen 
diese Auszahlung der Bergbauförderungs­
mittel vorzuziehen? 

Präsident: Einen Moment bitte, Herr Bun­
deskanzler. 

Herr Abgeordneter, bitte I Im § 76 der 
Gesmäftsordnung heißt es:  

"Nach Beantwortung der Anfrage ist der 
Fragesteller berechtigt, bis zu zwei Zusatz­
fragen zu stellen. Auch · jede · Zusatzfrage darf 
nur eine einzige nicht unterteilte Frage ent­
halten. Zusatzfragen müssen in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Hauptfrage stehen." 

Bitte, Herr Bundeskanzler. 
Bundeskanzler Dr. Kreisky: Die erste ge­

stellte Frage habe ich bereits beantwortet, als 
ich festgestellt habe, daß es nach dem neuen 
Bergbauförderungsgesetz von 1913 jetzt auch 
möglim ist, Betrieben, die über beträchtlime 
Barmittel verfügen, das war bei diesem Unter­
nehmen der Fall, neuerdings Hilfe zu ge­
währen. Das war früher nicht der Fall, aber 
für diese gesetzliche Regelung trägt eine 
andere Regierung die Verantwortung. (Beifall 
bei der SPO.) 

Was die weiteren Fragen betrifft, im kann 
mir jetzt nur eine aussu<:hen, und da mömte 
ich mir die aussurnen, die im für am leichtesten 
zu beantworten halte (Zwischenrufe) - Mo­
ment, meine Herren, lassen Sie mim aus­
reden -: ob diese zusätzlime Hilfe auf Grund 
der Intervention sozialistismer Betriebsräte 
erfolgt ist. Jawohl, weil sich diese Betriebs­
räte ganz besonders um ihre Betriebe und um 
ihre Angehörigen kümmern. (Lebhafter Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. Die 
jetzt nicht mehr zum Aufruf gelangten An­
fragen werde im am · Beginn der nämsten 
Fragestunde zum Aufruf bringen. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Den in der letzten Sitzung einge­
bramten Antrag 74/A der Abgeordneten .Dok­
tor Gasperschitz und G enossen betreffend die 
Einsetzung eines parlamentarischen Unter­
suchungsaussmusses gemäß § 33 Abs. 1 der 
Geschäftsordnung des Nationalrates weise ich 
dem Unterrimtsaussmuß zu. 

Im gebe bekannt, daß die Regierungsvor­
lage: Bundesgesetz, mit dem das Wähler- . 
evidenzgesetz 1970 und die Nationalrats­
Wahlordnung 1911 geändert werden {106 der 
Beilagen}, eingelangt ist. 

Im werde diese Regierungsvorlage gemäß 
§ 41 Abs. 4 der Geschäftsordnung in der 
nämsten Sitzung zuweisen. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen weise 
im zu wie folgt: . 

dem Justizaussmuß : 
Vertrag zwismen der Republik Osterreim 

und der Italienismen Republik über die Er­
gänzung des Europäismen Auslieferungsüber­
einkommens vom 13. Dezember 1 951 und die 
Erleichterung seiner Anwendung (692 der Bei-
lagen) und . 

69. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)14 von 109

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 69. Sitzung - 4. April 1973 651 5 

Präsident 

Vertrag zwischen der Republik Osterreich 
und der Italienischen Republik über die Er­
gänzung des Europäischen Ubereinkommens 
vom 20, April 1 959 über die Rechtshilfe in 
Strafsachen und die Erleichterung seiner An­
wendung (693 der Beilagen) ; 

dem Handelsausschuß : 
Europäisches Ubereinkommen über die 

internationale Beförderung gefährlicher Güter 
auf der Straße (ADR) samt Unterzeichnungs­
protokoll und Anlagen A und B (694 der Bei­
lagen) . 

Dringlidle Anfrage der Abgeordneten Doktor 
�ohlmaier und Genossen an den Bundeskanz­
ler betreffend verfassungsmäßiges Zustande­
kommen der Novelle zum Krankenpflegefadt­
dienstgesetz sowie Erfüllung der Regierungs-

erklärung vom 5. November 1971 
Präsident: Es ist .mir der Vorschlag zu­

gekommen, gemäß § 13 Ges<häftsordnungs­
gesetz über die in der heutigen Sitzung einge­
brachte Anfrage der Abgeordneten Dr. Kohl­
maier und Genossen an den Herrn Bundes­
kanzler betreffend verfassungsmäßiges Zu­
standekommen der Novelle zum Kranken­
pflegefachdienstgesetz sowie Erfüllung der 
Regierungserklärung vom 5. November 1 91 1  
e.ine Debatte abzuführen. Das bedeutet, diese 
Anfrage als dringlich zu behandeln. Da dieser 
Dringlichkeitsantrag von 20 Abgeordneten 
unterstützt ist, ist ihm ohne weiteres stattzu­
geben. 

Wir gelangen zur Behandlung dieser dring­
lichen Anfrage, und ich bitte zunächst den 
Schriftführer . . .  (Abg. G r a t  Z: Zur Geschäfts­
ordnung!) Bitte sehr. 

Abgeordneter Gratz (SPO) : Herr Präsident! 
Um dem befragten Regierungsmitglied die 
Möglichkeit zu geben, die Anfrage, wie sie 
gestellt · wurde, in allen Einzelheiten zu be­
antworten, ersuche ich um Unterbre<hung der 
Sitzung für eineinhalb Stunden. 

Präsident: 'Ich: gebe dem Antrag des Herrn 
Abgeordneten Gratz statt und unterbreche die 
Sitzung bis 12 Uhr 40 Minuten. 

Die Sitzung wird um 1 1  Uhr 10 Minuten 
unterbrochen und um 12 Uhr 45 Minuten 
wiederaufgenommeri. 

Präsident Dr. Maleta: Ich nehme die unter­
brochene Sitzung wieder auf. 

Ich bitte zunächst den Schriftführer, Abge­
ordneten Zeillinger, die dringliche Anfrage zu 
verlesen. 

Schriftführer Zeillinger: Dringliche Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Kohlmaier und Genos­
sen an den Bundeskanzler betreffend ver-

fassungsmäßiges Zustandekommen der No­
velle zum Krankenpflegefachdienstgesetz so­
wie Erfüllung der Regierungserklärung vom 
5. November 1971.  

In der Regierungserklärung vom 5. Novem­
ber 1 97 1  führten Sie unter anderem aus: 

"Trotz der klaren Mehrheitsverhältnisse, die 
es für diese Legislaturperiode nun gibt, mö_dlte 
ich gleich zu Beginn meiner Ausführungen in 
aller Form die Erklärung abgeben, daß die 
neue Bundesregierung jederzeit zur Zusam­
menarbeit mit den anderen Parteien des Par­
laments bereit ist. Sie wird keine Möglichkeit 
ausschlagen, diese Zusammenarbeit zu suchen, 
und ist sich des Umstandes bewußt, daß es 
eine solche nur geben kann, wenn auf seiten 
der Mehrheit des Hauses, die diese Regierung 
stützt, auch eine entsprechende Kompromiß­
bereitschaft besteht. " 

Dieser Teil der Regierungserklärung ist in 
letzter Zeit immer weniger Maßstab der Tätig­
keit der Bundesregierung und der sie stützen­
den Parlamentsmehrheit gewesen. 

Nach mehr als einj ähriger Vakanz eines 
Richterpostens im Verfassungsgerichtshof 
wurde - entgegen bisherigen parlamentari­
schen Gepflogenheiten - von der Mehrheit 
des Nationalrates ein Dreiervorschlag er­
stattet, aus dem nach dem Verzicht des Erst­
gereihten Dr. Lotheissen der Bundespräsident 
unter verfassungsrechtlich zumindest um­
strittenen Umständen den Zweitgereihten 
Dr. Piska ernannte, wobei ein Gutachten des 
Verfassungsdienstes unberücksichtigt blieb. 
Durch die Gegenzeichnung der Erne;l.llung 
trägt der Bundeskanzler hiefür die Mitver­
antwortung. 

Am 20. März 1 973 wurde vom Nationalrat in 
zweiter und dritter Lesung eine Novelle zum 
Krankenpflegefachdienst mit SPO-Mehrheit 
gegen die Stimmen von OVP und FPO be­
schlossen. Da diese Novelle als wichtigste 
Neuerung die Einführung eines neuen Aus­
bildungsj ahres, das "gemäß den einschlägigen 
schulrechtlichen Vorschriften" zu führen ist 
und in die Zuständigkeit des Unterrichts-, 
ministers fällt, vorsieht, ist gemäß Artikel , 14 
Abs. 10 des Bundes-Verfassungsgesetzes die 
Anwesenheit von mindestens der Hälfte der 
Mitglieder des Nationalrates und eine Mehr­
heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stim-. 
men erforderlich . .  Präsident Dtto Probst konnte 
anläßlich der Beschlußfassung dieses Gesetzes 
mangels Zustimmung von OVP und FPO aber 
nur die einfache Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen für das Zustandekommen des Kran­
kenpflegefachdienstgesetzes feststellen,. Das 
Gesetz ist daher nicht verfassungs gemäß zu­
stande gekommen. 

7 , 
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Sduiftfilhrer 

Am 29. März 1913 beantragten die Mit­
glieder des Bundesrates Dr. Schambe<k und 
Genossen die Erhebung eines mit Gründen 
versehenen Einspruchs des Bundesrates gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates, der 
aber von der SPO-Mehrheit niedergestimmt 
wurde. 

Nach der Bundesverfassung ist das ver­
fassungsmäßige Zustandekommen der Bundes­
gesetze durch die Unterschrift des Bundes­
.präsidenten zu beurkunden (Artikel 41 Bundes­
Verfassungsgesetz) . Die Vorlage zur Beurkun­
dung erfolgt durch den Bundeskanzler. Die 
Beurkundung selbst ist vom Bundeskanzler 
und von den zuständigen Bundesministern 
gegenzuzeichnen. Durch diese Akte überneh­
men die befaßten Regierungsmitglieder die 
verfassungsrechtliche Mitverantwortung. 

Die Opposition kann in der Vorgangsweise 
der Bundesl'egierung sowie der sie stützenden 
Mehrheit des Nationalrates nur eine zuneh­
mende Einschränkung der Gesprächsbereit­
sdlaft und der Möglichkeiten zur Zusammen­
arbeit sehen. 

Immer bedenkenloser wird von der abso­
luten Mehrheit und den verfassungsrechtlidlen 
Möglichkeiten bis an die Grenze des Zumut­
baren, mandlmal bereits über diese Grenze 
hinaus, Gebrauch gemacht. Diese Unduldsam­
keit richtet sich nicht allein gegen die parla­
mentarisdl.e Opposition, sondern berührt auch 
die Interessen breiter Bevölkerungskreise, 
deren Recht auf Mitsprache, Gehör und Infor­
mation dadurch immer stärker eingeengt wird 
und unberücksichtigt bleibt. Es entsteht die 
paradoxe Situation, daß unter dem Vorwand 
von angeblichen "Demokratisierungs"-Bestre­
bungen ein immer größeres inhaltliches Defizit 
an demokratischen Verhaltensregeln dieser 
Bundesregierung und der Parlamentsmehrheit 
zutage tritt. 

Gerade dadurch aber wird die im Interesse 
aller Bürger notwendige Basis sachlicher Zu­
sammenarbeit der pluralistischen Gesellsdlaft 
im parlamentarischen und außerparlamenta­
rischen Bereich geschwächt, was eine ernste 
Belastungsprobe für das demokratische Kräfte­
gleichgewicht bedeutet. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten 
daher an den Herrn Bundeskanzler folgende 

dest Teile dieses Bundesgesetzes dem 
qualifizierten Quorum hinsichtlich der Be­
schlußfassung gemäß Artikel 14 Abs. 1 0  
Bundes-Verfassungsgesetz unterliegen und 
das Bundesgesetz somit nicht verfassungs ge­
mäß zustande kam? 

2. Wenn ja, haben Sie zur Frage des ver­
fassungsmäßigen Zustandekommens dieses 
Bundesgesetzes ein Gutachten des Verfas­
sungsdienstes des Bundeskanzleramtes er­
stellen lassen, und wie lautet dieses im vollen 
Wortlaut? 

3. Wenn nein, warum haben Sie das unter­
lassen? 

4. Wenn Frage 1 mit Ja beantwortet wird ­
werden Sie, falls die Beurkundung durch den 
Bundespräsidenten erfolgen sollte, diese ge­
mäß Artikel 47 A�s. 3 gegenzeichnen? 

5. Da Sie in der Regierungserklärung vom 
5. November 1971 erklärt haben, "daß die 
neue Bundesregierung jederzeit zur Zusam­
menarbeit mit den anderen Parteien des Par­
laments bereits ist. Sie wird keine Mögljchkeit 
ausschlagen, diese Zusammenarbeit zu sudlen, 
und ist sich des Umstandes bewußt, daß es 
eine solme nur geben kann, wenn auf seiten 
der Mehrheit dieses Hauses, die diese Regie­
rung stützt, auch eine entsprechende Kompro­
mißbereitschaft besteht"'� fragen wir Sie: Wie 
wird die · Bundesregierung zumindest in 
Hinkunft die Versprechungen dieses Teiles der 
Regierungserklärung einhalten? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese 
Anfrage gemäß § 13 der Geschäftsordnung als 
dringlich . zu behandeln und dem Erstunter­
zeichner Gelegenheit zur Begründung zu 
geben. 

Präsident Dr. Maleta: Ich erteile nunmehr 
dem Abgeordneten Dr. Kohlmaier als erstem 
Antragsteller zur Begründung der Anfrage 
gemäß § 73 Geschäftsordnung das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP) : Herr 
Präsident I Hohes · Hausl Gegenstand unserer 
heutigen Anfrage an den Herrn Bundeskanzler 
ist eine sehr ernste Frage des Parlamentaris-
mus. 

Dem Parlament wurde ein Gesetz vorgelegt, 
das unter anderem Fragen der schulischen 

A n  f r a  g e: Ausbildung berührt. Nadl der Bundes-
1 .  Werden Sie das Bundesgesetz, mit dem verfassung sind aber Bundesgesetze, die die 

das Bundesgesetz betreffend die Regelung des Schulorganisation und so weiter betreffen, mit 
Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch- Zweidrittelmehrheit, also mit qualifizierter 
technischen Dienste und der Sanitätshilfs- Mehrheit, die nur mit Zustimmung auch der 
dienste' geändert wird, -dem BundespräsidenteIl Osterreichischen Volkspartei zustande kom­
zur Beurkundung des .verfassungsmäßigen men kann, zu b�schließen. Diese Zweidrittel­
Zustandekommens vorl�gen, obwohl zumin- mehrheit wurde nicht erreicht. 
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Dr. Kohlmaier 
Es gibt, meine Damen und Herren, Anhalts­

punkte dafür, daß der Regierung bekannt war, 
daß die Verfassungslage zumindest Zweifel 
darüber aufkommen läßt, ob eine einfadle 
Mehrheit genügt. Trotzdem wurde das 
Bundesgesetz vorbereitet und vorgelegt, ohne 
daß auf diese verfassungsredltlidle 
Problematik hingewiesen wurde. 

Als im Bundesrat die Vertreter der Oster­
reichisdJ.en Volkspartei auf diesen Mangel 
hingewiesen haben, ist darauf nicht ent­
spredlend eingegangen worden, sondern es 
wurde die Mehrheit eingesetzt, weil die Mehr­
heit eben offenbar in ihrer Auffassung immer 
recht haben muß, auch in verfassungs recht-
lichen Fragen. 

' 

Sie werden verstehen, meine Damen und 
Herren- von der Bundesregierung, Herr Bun­
deskanzler, daß wir Wert darauf legen, in 
dieser Frage eine absolute Klarheit zu be­
kommen; Klarheit so oder so. Idl möchte vor 
allem darauf hinweisen: Wenn die Frage 
zweifelhaft ist, wenn sie strittig ist, dann 
müßte sie in erster Linie so ausgelegt werden, 
daß der Schutz der höherwertigen Norm. näm­
lieh der Bundesverfassung, einen Vorrang hat. 
Wir sind jedenfalls sehr daran interessiert, 
hier im Hohen Haus Klarheit darüber ;lU 
bekommen, weldle Uberlegungen seitens der 
Bundesregierung, weldte Uberlegungen im 
Bundeskanzleramt angestellt wurden, um den 
entsprechenden Schutz der Verfassung , zu ge­
währleisten. 

Unsere Sorge, Herr Bundeskanzler, ob ,das 
mit , entspredlender Genauigkeit durchgeführt 
wurde, ist aber audl� deswegen so groß, weil 
sich die Anlässe häufen, bei denen die Offent­
lichkeit Zweifel dar an bekommen muß, ob 

' Sie, Herr Bundeskanzler, in Fr,agen der Demo-
kratie entspredlend gewissenhaft vorgehen. 
(Abg. Dr. F i s  e h e r: Sie sind nicht die öffent­
lichkeit! Sie sind die Qppositidn!) Herr Doktor 
Fischer! Ob die Demokratie bei Ihnen in guter 
Hand ist . . .  (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Das demo­
kratische Verhalten steht außer Zweifelf). Wir 
haben eine. Sorge, Herr Bundeskanzler, die 
der angesehene Publizist Kurt Vorhofer, eine 
Stimme in der Offentlidlkeit, am 31 .  März 
unter anderem so ausdrückte : "Als ,liberaler' 
Sozialist . . .  errang er seine Siege" - gemeint 
ist der Herr Bundeskanzler. "Wie immer man 
,liberal' definieren mag: Der Begriff umsdlließt 
die Toleranz. Es gibt nun sdlon eine ganze, 
Reihe ersdlreckender Beispiele", sdlreibt Vor­
hofer, "von edlter Kreis'kysdler Intoleranz" . 

Gerade Ihnen, Herr ' Kollege , Fisdler, wird 
bekannt sein, daß der Publizist, den idl hier 
zitiert habe, audl mit der OVP nidlt immer 
mit Glacehandschuhen , umgeht, s,ondern daß 

es sich hier um eine wirklidl unabhängige 
Stimme handelt, die wir sehr ernst nehmen ' 
müssen. Mit dieser Sorge einer auftretenden 
Intoleranz" einer zunehmend sidltbaren In­
toleranz, wird sdllaglidltartig die Situation 
erhellt, vor der wir nadl drei J ahlen 
Regierung Kreisky stehen. 

Eine geradezu perfekte Propaganda hat vor 
1970 Illusionen über eine sogenannte Sozial­
demokratie erzeugt ; Illusionen, die Sie jetzt 
selbst, Herr Bundeskanzler, zerstören. Drei 
Jahre Sozialismus genügen, die künstlidl 
erridltete Fassade von aer Sozialdemokratie 
abbröckeln zu lassen. 

Wir betradlten es als unsere widltige 
Aufgabe, das krasse Mißverhältnis zwischen 
den Zusagen, die Sie audl in demokra­
tischer Hinsidlt gemadlt haben, und 
der Wirklichkeit immer wieder aufzu­
zeigen. (Beifall bei der 'ÖVP.) Denn, Herr 
Bundeskanzler, Parlamentsmehrheiten werden 
vom Volk, also vom Souverän gegeben, um 
Zusagen zu erJ)üllen, nidlt aber uni Madlt­
politik zu betreiben. Sie haben Ihre Zusagen 
nicht erfüllt. Wir haben das sdlon oft auf­
gezeigt, wir werden es immer wieder tun, 
und ich mödlte es sdllagwortartig wieder in 
diesem Rahmen tun. Idl braudle inidl nicht 
verbreitern, meine Damen und Herren, denn 
die Fakten sind bekannt. 

Idl erinnere nodl einmal an die großen Ver­
sprechungen, mit denen Sie in die Wahl ge­
zogen sind: 5000 Wohnungen mehr, Kampf 
gegen die Teuerung, wobei jetzt, meine 
Damen und Herren, eine Debatte darüber, ob 
man überhaupt in einem Land für s idl allein 
die Teuerung bekämpfen kann oder nidlt, 
gar nicht mehr stattfinden darf, denn Sie haben 
ja seinerzeit nidlt gesagt: Wir werden die 
Teuerung bekämpfen im Rahmen der Mög­
lichkeiten, die man in einem Land hat, son­
dern Sie haben sjdl selbst als fähig erklärt, 
als stark genug, als vorbereitet genug und 
als mit genügend Experten ,ausgestattet, um 
dieses Problem zu lösen. Lösen Sie es alsol 

Sie haben den "Wahnsinn" von Budget­
defiziten von. · 8 bis 9 Milliarden Sdlilling be­
seitigen wollen. Sie haben die übergroße 
Steueibelastung senken wollen. Sie haben 
diese Versprechungen nidlt erfüllt. 

Und besonders hinweisen mödlte idl auf 
eine Tatsadle, die gerade im Zusamm,enhang 
mit der Demokr,atie und mit einer Debatte · 
über die Demokratie besonders beleudltet 
werden muß. Sie haben sidl, Herr Bundes­
kanzler, ,die Zustimmung der Wähler zu Pro­
grammen geben lassen, die Sie mit großem 
Aufwand, die Sie unter großer Beteiligung 

452 
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der Offentlichkeit erstellt haben. Sie haben 
siCh die Wählerzustimmung zu diesen Pro­
grammen geholt, aber Sie haben bis heute 
keinen ernsthaften Versuch unternommen, 
diese Programme auch zu verwirklichen. Und 
Sie berufen sich auch überhaupt niCht mehr 
auf Ihre Programme. 

Wenn wir in 'den letzten Tagen gelesen 
haben, daß das Wirtschaftsprogramm der SPO, 
das Sie vor der Wahl seinerzeit erstellt haben, 
jetzt revidiert werden muß, so fällt uns auf, 
daß Sie eigentlich bisher Ihre Politilk niCht 
unter Begründung auf dieses WirtsChafts­
programm geführt haben . und daß Sie die 
Forderungen, die in diesem WirtsChafts­
programm gestellt waren, eigentliCh nicht ver­
folgt haben. 

Noch krasser ist die TatsaChe mit dem soge­
nannten Humanprogramm. Meine Damen und 
Herren von der SPOI Wir haben vor kurzem 
den Zeitungen entnommen, daß Frau Minister 
Firnberg den Auftrag erhalten hat, das 
Humanprogramm zu revidieren. Audl in einem 
Zeitpunkt, wo seine Realisierung nodl · nidlt 
einmal in Angriff genommen wurde. Und dabei 
fällt uns besonders auf, daß dieser Auftrag 
nidlt an die Frau Gesundheitsminister ergan­
gen ist, eine Tatsadle, die wohl Bände sprimt 
und belegt, daß eben mit der Bestellung der 
Frau Gesundheitsminister das Human­
programm nidlt erfüllt wurde. 

Sehr aufsdllußreim ist übrigens in diesem 
Zusammenhang eine Wer�ebrosdlüre, die Sie 
als SozialistisChe Partei in diesen Tagen an 
alle österreichisdlen Haushalte gesdlickt 
haben. 

Wenn wir uns diese Werbebroschüre an­
sehen, so fällt uns zunädlst auf, daß Sie in 
die letzte Wahl mit dem Slogan gegangen 
sind: "Laßt Kreisky und sein Team arbeiten." 
Vom Team des Dr. Kreisky ist in dieser 
Broschüre kein Wort, von einem Bild ganz 
zu schweigen. Der Herr Bundeskanzler selbst 
wird in sehr prominenter Weise hier gewür­
digt, das ist verständlich, aber es fällt immer­
hin auf, Herr Bundeskanzler, daß Ihre Partei 
dieses erfolgreidle Team in einer Art von 
Erfoigsbilanz überhaupt nicht präsentiert, son­
dern nur einen Herrn Universitätsprofessor 
verschiedene Loblieder auf die Erfolge der 
sozialistisdlen Regierung singen läßt. Im weiß 
nicht, Herr Bundeskanzler: Warum stellen Sie 
Ihr erfolgreidles Team nidlt heraus? VielleiCht 
kÖimen Sie es in dem einen oder anderen 
Fall nidlt tun, idl kann Ihnen das nadlfühlen, 
aber bei dem Slogan, den Sie bei der letzten 
Wahl ausgegeben haben vom Team, das jetzt 
fleißig arbeitet - aber sim gleichzeitig ver-

steckt -, da sdleint irgend etwas nicht zu 
stimmen und nidlt geklappt zu haben. (Beifall 
bei der avp.) 

Herr Bundeskanzler! Wir sind nicht so 
unfair zu sagen; Sie haben in diesen drei 
Jahren nichts geleistet. Jawohl, einiges ist 
vorangegangen, Gott sei Dank. Und da muß 
ich sagen, das wär' ja nodl schöner, wenn 
wir drei Jahre Stillstand hätten, das haben 
nidlt einmal wir von Ihnen erwartet. (Beifall 
und Heiterkeit bei der SPO.) 

Ja, idl will Ihnen damit gerne sagen, meine 
Damen und Herren, daß wir durdlaus bereit 
sind, wozu Sie ja nimt bereit waren, audl als 
politischer Gegner Ihnen zuzubilligen, daß Sie 
Arbeit leisten wollen und Arbeit leisten 
müssen, meihe Damen und Herren. Es wäre 
ja nodl smöner, wenn Sie es nicht machen 
würden. (Beifall bei der OVP.) Also eine ge­
hässige Oppositionspolitik etwa in dem Sinn, 
wir erwarten uns, die Regierung mamt nichts, 
sie wird also einen absoluten Stillstand her­
beiführen, und soldle Vokabeln, wie Sozial­
stopp und ähnliches, das scheint bei uns nicht 
auf, weil es unfair ist. 

Meine Damen und Herrenl Trotzdem - und 
im sdlicke voraus, auch mit dem guten Willen, 
mit dem wir als Opposition gegenüber. der 
Regierung kritisch auftreten und auftreten 
müssen, auch mit diesem guten Willen und 
mit dieser Fairneß, die Sie vom politisdlen 
Gegner erwarten müssen und erwarten 
können - müssen wir feststellen, daß bei der 
Aufzählung Ihrer Erfolgsbilanz, mit der Sie 
bei Ihrer Werbung jetzt operieren, im Ver­
trauen, idl darf midl so ausdrücken, auf die 
Uninformiertheit der Wähler operiert wird. 
Denn Sie bringen hier als Sozialistisdle Partei 
Halbwahrheiten lind Unwahrheiten, und im 
werde das jetzt belegen, meine Damen und 
Herren. (Beifall bei der OVP.) 

Beispiel tür eine Halbwahrheit: Sie sdlrei­
ben hier in einer Ubersicht über das, was 
geschehen ist, für Ar-beiter und Angestellte: 
"Steuerersparnis für Alleinverdiener von 
1500 S pro Jahr". Das ist die halbe Wahrheit 
Die ganze Wahrheit lautet, daß Sie wohl diese 
Steuerersparnis eingeführt, aber gleichzeitig 
einen Steuerfreibetrag von 4000 S abgeschafft 
haben. Diese gleidlzeitige Abschaffung eines 
Steuerfrei betrages hat bei nidlt wenigen zu 
einer Versdllechterung der Steuersituation ge­
führt. 

Wenn man in einer Propagandabrosdlüre 
sagt, man hat eine Erleichterung herbeigeführt, 
und nidlt gleidlzeitig dazu sagt, daß man 
gleichzeitig eine ErsChwernis eingeführt hat, 
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so ist das eine Halbwahrheit, die darauf hin­
deutet, daß Sie sich Ihrer Erfolgsbilanz offen­
bar gar nicht so s icher sind. 

Ein Beispiel für eine · Unwahrheit, meine 
Damen und Herren: In dieser Broschüre wird 
eine Omi Müller zitiert. "Für uns Altere ' ist 
noch nie so viel geschehen wie jetzt", sagt 
sie, "doch die OVP hat schon gesagt, sie will 
die 29. ASVG-Novelle, die uns so viele Vor­
teile bringt, wieder aufheben, wenn sie an die 
Regierung kommt. Das will ich nicht." 

Mein-e Damen und Herren! So einen Unsinn 
können Sie wirklich nur der Omi Müller er­
zählen. Jedermann in diesem Raus weiß, und 
auch der Herr Bundeskanzler als Obmann der 
Sozialistischen Partei muß wissen, daß wir 
uns dagegen gewehrt haben, daß die land­
wirtschaftliche Krankenversicherung der 
Arbeitnehmer aufgelöst wird und daß unzu­
mutbare Beitragserhöhungen eingeführt 
werden. Dagegen haben wir uns "gewehrt, und 
wir bleiben dabei: Diese Schritte wollen wir 
wieder rückgängig machen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Hohes Hausl Ich würde die Omi Müller 
gerne hören. Vielleicht kann . man diese Dame 
einmal kennenlernen. Es wäre sehr inter­
essant, mit ihr darüber zu plaudern, was sie 
für Vorteile empfindet, etwa die Tatsache, 
daß die Teuerung heute die Pensions­
erhöhungen . auffrißt. Ich weiß nidü, was die 
Oma Müller für Erhöhungen bekommt, aber, 
meine Damen und Herren, diese bescheidenen 
Fortschritte, die hier geschehen sind, . sind mit 
unseren Stimmen erfolgt. Sie haben eine Reihe 
von Vorschlägen, die wir zur Verbesserung 
der Lage der Pensionisten gemacht haben, 
abgelehnt. Das befindet siCh im Minderheits­
beriCht der OVP. 

Wenn Sie jetzt an alle Haushalte in Oster­
reich die Botschaft hinausgeben, daß die OVP 
die 29. Novelle, also diese besdleidenen Fort­
sdlritte, wieder rückgängig machen will, so 
sprechen Sie die Unwahrheit und so greifen 
Sie zur Waffe der Verleumdung des poli­
tisch-en Gegners. (Beifall bei der avp.) 

Herr Bundeskanzler! Den Gegner zu ver­
leumden, ist ein Zeichen politischer 
SchwäChe. Wenn man mit der Wahrheit nicht 
mehr zurecht kommt, wenn man sich nicht 
mehr zu helfen weiß, dann muß man zur 
Verleumdung greifen. 

Diese Broschüre, meine Damen und Herren 
- das muß . man ' wirklich sagen -, ist sehr 
schön und sehr teuer aufgemacht, sie ist bunt, 
aber sie widerspiegelt die · Politik der Bundes­
regierung. Hinter einer schönen bunten 
Fassade: Verlogenheit und Unwahrheit. (Bei­
fall bei. der avp.) 

Wenn Sie nun nicht geleistet haben, was 
Sie versprochen haben, wenn Sie Ihre Pro­
gramme nicht erfüllt haben, w-enn Sie sich 
mit Ihren Zusagen übernommen haben, so 
könnte man das noch in den Bereich des poli­
tischen Kavaliersdeliktes verweisen, könnte 
sagen: na gut, das kann eben Politikern einmal 
passieren. . Aber es ist nicht mehr ein 
Kavaliersdelikt, Herr Bundeskanzler, wie Sie 
mit der Demokratie umgehen. Sie haben mehr 
Demokratie versprochen. Das war eine Ihrer 
ständig wiederkehrenden Aussagen vor der 
Wahl. Und Sie haben das Wort von der Demo­
kratlsierung geprägt und in Umlauf gebracht. 
Sie haben aber auf dem Gebiet der soge­
nannten Demokratisierung absolut niChts ge­
leistet. 

Ich weiß, daß Sie einen Beleg für diese 
Behauptung verlangen werden. ICh bin in der 
angenehmen Lage, Ihnen den Beleg zu liefern. 
Ich berufe mich ·auf zwei für Sie sicher unver­
dächtige Quellen. 

Quelle Nummer 1 ist eben die Bros&üre, 
von der ich gesprochen habe. Auch in der 
dort befindlichen Erfolgsbilanz findet man 
nichts, was in den Bereich der Demokri'lti­
sierung faUen würde. 

Der zweite unverdächtige Zeuge ist für mich 
der Abgeordnete Schranz. Der Abgeordnete 
Schranz hat in der Parlamentsdebatte vom 
25. Jänner 1973 folgendes aus'geführt, und ich 
nehme an, daß er die Pemokratisierungs­
bestrebungen seiner Partei ·auch kennt und 
entsprechend zu würdigen weiß: 

"Meine Damen und Herren! Sie wollen aber 
auch bei dieser Debatte wieder nicht einsehen, 
welches Ausmaß an Demokratisierung es in 
Osterreich durch die Tätigkeit der sozialisti-· 
schen Bundesregierung gibt. Alle Vorhaben 
dieser Regierung werden in der OffentliChkeit 
angekündigt . . .  

Ich würde sagen, es werden sogar Dinge 
angekündigt, die nicht Vorhaben der Regie­
rung sind, aber bitte, das gehört j etzt nicht 
hieher. Ich zitiere weiter: 

"Zur Demoluatisierurtg, meine Damen und. 
Herren, führen die gesamte Politik dieser Re­
gierung und die Ubung, die Offentlichkeit 
ständig zu informieren." 

Und als ich einen Zwischenruf gemacht und 
gefragt habe, welche Gesetze wurden im Sinne 
der Demokratisierung erbracht, sagte Schranz 
zu mir: 

"Aber, Herr Dr. Kohlmaier, Sie dürfen doch 
die Politik nicht nur mit den Scheuklappen 
eines formell denkenden Juristen sehen'" 
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Meine Damen und Herrenl Schranz, Mit­
glied einer gesetzgebenden Körperschaft, mißt 
die Demokratisierung der Regierung außer­
halb der Ges·etze, und er ist sehr stolz darauf, 
daß die Regierung die OffentliWkeit übedhre 
Vorhaben informiert. Da kann ich nur sagen: 
j a  selbstverständlkh ist das was Neues, und 
es wäre uns r'e(ht, die Regierung würde 
manchmal bei der Information über ihre Vor­
haben ein bißchen zUIÜ<khaltender sein, sonst 
würde es nicht dauernd passieren, daß Vor­
haben veröffentlicht werden, die dann nicht 
erfüllt werden und die erst recht zu einer 
peinlichen Situation führen. 

Wo ist also der Fortschritt der Demokrati­
sierung? Kein Gesetz, laut Sch:r.anz nur eine 
bessere Information der Offentlichkeit. Das ist 
zuwenig. Das ist keine Demokratisierung, 
meine Damen und Herren. Und wenn Sie hier 
keine positive Leistung . ·aufführen können, 
dann müssen w.ir Sie daran erinnern, und das 
wird auch zu beweisen sein, daß wir heute 
schO'n eChte Einbußen an demakratischer Sub-

, stanz feststellen. (Abg. Herta W i n k 1 e r: Bei 
Ihnen! - Abg. N i  t t e 1: Frechheit! -:­
Zwischenruf des Abg. U 1 b i i c h.) Kollege 
Ulbrich, ich werde g erne darauf zu sprechen 
kommen. 

Ich habe hier den Vorwurf zu erheben und 
ich habe ihn zu begründen und im werde 
das auch tun, daß Sie die demO'kratische Kritik 
in diesem Land unterdrücken und · daß Sie 
unduldsam s ind. (Abg. N i  t t e 1: Gegen den 
Protektionismus!) 

. 

Seit die Regierung der SBO im Amt ist, 
wird gegen Interessenvertretungen vO'r­
gegangen, die demokratisch 'gewählt sind, die 
aber keine sozialistisme Mehrheit besitzen. 
(Beifall bei der OVP.) 

BegO'nnen hat es im Jahre 1910, als Frau 
Minister Firnberg die .frei und demO'k:r.atisch 
gewählte HöchsdJ.ülersdJ.aft als nicht repräsen­
tativ bezeichnete. (Abg. Dr. Hertha F i r n­
b e  r g: Was hat denn der Abgeordne.te der 
öVP Ermacora gesagt?) 

Im September 1 910 sprach Landwirtschafts­
minister Weihs davon, daß er Bauernräte ein­
setzen werde, weil ihm offenbar die frei ge­
wählten demokratischen Landwirtschafts­
kammern nicht passen. 

Im Oktober 1 910 . hat sich ein VO'rfall ereig­
net, b�i dem ich selbst anwesend war und der 
auch ein Lidlt auf das Demokrat�everständnis 
des Bundeskanzlers geworfen hat. Im famiIien­
politischen Beir·at des Bundeskanzleramtes hat 
sich .nach einer Diskussion eine SituatiO'n 
ergeben, wO' ein Beschluß ge faßt werden sollte, 
der nimt den Intentionen des Herrn Bundes-

kanzlers, der Vorsitzender dieses Beirates ist, 
entsprochen hat. VO'r der Abstimmung hat der 
Herr Bundeskanzler dem familienpolitisdlen 
Beirat, den dort versammelten Vertretern der 
FamilienO'rganisationen, gesagt: Meine Herren, 
hat er gesagt, das wirft die Frage nach der 
Zusammensetzung des Beirates auf. Und er' 
hat sehr unverblümt gesagt: Wenn hier Be­
schlüsse gefaßt werden, die nicht meinen 
IntentiO'nen entsprechen, dann wird man eben 
die Zusammensetzung dieses Gremiums 
ändern. 

Sehen Sie, das ist das, was Sie hören woll­
ten, Kollege Ulbrich. Es ist die Tatsache, daß 
man sidl nicht der anderen Meinung stellt, 
daß man sich nicht mit ihr auseinandersetzt, 
daß man nicht um Uberzeugung ringt, sondern 
daß man die Beschlüsse, die einem nicht pas­
sen, aus der WeIt schaffen will, indem man die, 
die die Beschlüsse fassen, entsprechend, wie 
soll ich es sagen, adaptiert. 

Im März 1971 - und wir werden immer 
wieder dai:an erinnern - ist der Vergleich 
der demonstrierenden Bauern mit dem Kom­
munistenputsch 1950 erfolgt. 

NiCht allzuviel später sind Reserveoffiziere, 
die kritisiert haben, darüber belehrt worden, 
daß man in Kasernen nicht pO'litisieren darf. 
Ist das, Kollege Ulbridl, demokratisch? Ist das 
mehr Demo'kratie ... oder ist das weniger Demo­
kratie? (Abg. U 1 b r i c h: Wie war das 
unterm Herrn Prader?) 

Sie haben eine absolut gewerkschaftsfeind­
liche Haltung, Herr Bundeskanzler, ·an den 
Tag gelegt. Und zwar gegenüber der Gewerk­
schaft, wo es keine sO'zialistische Mehrheit 
gibt, sondern eine Mehrheit des OAAB und 
der christlichen Gewerkschafter. Als nämlich 
die öffentlich Bediensteten zur Durchsetzung 
ihrer Rechte Uberlegungen angestellt ,haben, 
ob gewerkschaftliche Mittel eingesetzt werden 
sollen oder nicht, haben Sie gedroht, gedroht 
mit einer Kürzung der Bezüge, die gesetzlich 
nicht gedeckt ist, und gedroht mit einer Ver­
öffentlichung der Bezüge. Herr Bundeskanzlerl 
Und das ist deswegen sehr undemokratisch, 
denn, wenn man sagt, ich werde Bezüge ver­
öffentlichen, deutet man unterschwellig an, 
daß die, die hier mit einer Forderung kO'niinen, 
die Veröffentlidlung zu fürchten hätten. Und 
das ist nicht der · Fall, Herr Bundeskanzler. 
Die öffentlich Bediensteten können einver­
standen sein damit, daß alle Bezüge veröffent­
licht Werden, jedermann kann sie nachlesen, 
sie finden sich in Gesetzen, Verordnungen 
und sO' weiter. Es ist j a  kein Geh�imnis. Aber 
wenn man so s agt, ich werde die Bezüge 
verÖffentlichen, da gibt man zu verstehen: 
das s ind geheimgehaltene, verschleierte 
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Dinge, da würde die Offentlidlkeit sehen, was in der Land- und Forstwirtschaft nidlt vor­

. sidl hier abspielt. Und das ist undemokratisdl, exerzieren. Das braudlen uns audl nidlt die 
das ist eine Bedrohung, mit der wir nidlt Ärzte vorzuexerzieren. Das können wir, wenn 
einverstanden sind. es notwendig ist, audl in den eigenen Reihen 

Und, Herr Bundeskanzler, wenn wir sdlon madlen. Wir werden es tun, und wir werden 
bei,m Veröffentlidlen der Bezüge sind : Im es in den entspredlenden Ridltungen hin tun." 
wundere mich, daß Sie diesen Begriff "Ver- Meine Damen Und Herrenl Wissen Sie, was 
Öffentlidlung der Bezüge" gerade in diesen das bedeutet: die Ankündigung gewerk­
Tagen in der Auseinandersetzung mit Ge- sdlaftlicher :Mittel. Nimt gegenüber einer 
werksdlaften einsetzen. Idl könnte mir vor- uneinsichtigen Arbeitgebersmaft, nicht gegen­
stellen, daß es Bezugsveröffentlidlungen gibt. über einer uneinsidltlgen Regierung. sondern 
die Ihnen Sorgen madlen oder die Ihnen gegenüber einer Minderheitsfraktion, die sim 
bereits · Sorgen gemacht haben. Aber auch ' erlaubt, kritisdl zu sein und sim kritisdl zu 
hier wieder: Man muß sidl sagen lassen, daß Regierungsvorhaben zu äußern. 
man Forderungen erstellt, die nidlt in Ord- Meine Damen und Herren ! Das ist ein sehr 
nung sind. ernster Vorfall, der nur passieren kann im 

Idl mödlte in diesem Zusammenhang Klima einer Bundesregierung, die von der 
- aum da würde idl den Kollegen Ulbrim Demokratie - iCh mödlte es jetzt richtig aus­
besonders bitten, weil im weiß, er ist per- drücken - eine doch etwas schiefe Vor­
sönlich sidler ein aufrechter Demokrat, mir stellung hat. (Beifall bei der OVP.) 
dann zu sagen, was er .davon hält - an die Den absoluten Höhepunkt dieser DIIuckaus­letzte.,Vollversammlung der Wiener Arbeiter- Übung gegen Andersgesinnte stellen die jüng­
kammer erinnern. sten Drohungen gegen die Bauernschaft dar. 

In dieser . Vollversammlung hat ein 
sozialistischer Arbeiterkammerrat, und zwar 
ein führender Gewerkschafter, nicht irgendein 
Newcomer, der nicht weiß, was los '  ist, . darauf 
Bezug genommen, daß der OAAB und die 
Fraktion mristlicher Gewerkschafter an der 
29. ASVG-Novelle Kritik geübt haben. Es ist 
hier wieder auf das Wort der "Räuberhovelle" 
Bezug genQiIIlIDen worden, mit dem wir auf 
- zugegeben - sehr drastische, aber ich 
glaube sehr zutreffende Art darauf aufmerk­
Sam gemacht haben, daß die Beitragserhöhung 
das Widltigste bei dieser Novelle war. Und 
da hat dieser sozialistische Arbeiterkammer­
rat - ich zitiere wörtlich aus dem Protokoll -
folgendes gesagt, und ich bitte Sie, jetzt gut 
zuzuhören, meine Damen und Herren: 

"Ich möchte zu diesem Kapitel . . .  mit aller 
Eindeutigkeit und auch im Wissen dessen, 
was ich sage, feststellen�' � .  also eine Äuße­
rung, ·wo man von vornherein unterstreicht, 
man hat sich's überlegt �: "Wenn die 
Kollegen des OAAB so weitertun . auf dem 
Gebiet, dann wird es zu ernsten Konflikten 
kommen, aber nicht nur in der Arbeiter­
kammer-Vollversammlung, sondern auch . in 
den diesbezüglichen gewerksdlaftlichen 
Gremien. Wir werden dann in einer Art und 
Weise zurückschlagen, die der adäquat ist, wie 
man uns angreift . . .  wir haben in der Ge­
sdlimte der Arbeiterbewegung in den ver­
schiedensten . Stadien bewiesen, . daß wh alle 
Formen der Auseinandersetzungen ' kennen, 
auch die, die ursprünglich unsere eigenen ge­
wesen sind, in den Betrieben, bei Demon­
strationen. Dq,s �üssen uns die Angestellten 

Laut einem Bericht der "Arbeiter-Zeitung" 
vom 21. März hat Herr Klubobmann Gratz die 
Landwirtsdlaftskammern als "Aufwiegelungs­
institutionen" bezeichnet. Ein Terminus, bei 
dem man sich hundert Jahre zurückversetzt 
fühlt. Herr Kollege Gratz: Aufwiegelungs­
institutionen. Man werde sich die Frage vor­
legen müssen, ob weiter öffentlidle Mittel 
gegeberi werden können an diese Unbot­
mäßigen. Bitte, das Wort "unbotmäßig" haben 
nicht Sie verwendet, das verwende jetzt ich. 
Offenbar haben Sie es so verstanden. Diese 
"Aufwiegelungsinstitutionen" . . . . (Zwischen­
ruf des Bundeskanzlers Dr. K r  e i s  k y.) Und 
derselbe Kanzler Kreisky, ' der sich einmal 
gerühmt hat, sim jeder Diskussion zu stellen, 
ja die Diskussion . sogar zu suchen - zu 
sudlen! -, hat nam einer Konfrontation mit 
den Bauern in Schärding reagiert - man muß 
leider sagen: wie ein beleidigter Potentat. 

In der "Zeit im Bild" vom 1 .  April s,agt 
Bundeskanzler Kreisky: "Da wir es müde sind, 
mit den Herren der Kammerbürokratie zu 
reden, so werden wir zu einer Konferenz, zu 
einer. Aussprache mit den Bauern einladen . . .  
Und zwar werden zu dieser !Bauernaussprache 

nicht mehr nur die Herren vom Bauernbund 
kommen." - Gut, das ist an sich nicht s o  
schlimm, wenn m an  andere . einlädt. Aber was 
nachher kam,

' Will . wieder die unverhüllte 
Drohung, das System der Subventionierung 
der Landwirtschaft zu überprüfen. 

Das sagt derselbe Bundeskanzler Doktor 
Kreisky, der in der "Arbeiter-Zeitung" vom 
1 .  Mai 1968 von einer ganz anderen politischen 
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Situation gesagt hat: "Demonstrationen sind 
ein Remt in der Demokratie". Er hat damals 
vergessen hinzuzufügen: sofern es soziali­
stisme Demonstrationen sind. 

Heute, Herr Bundeskanzler, lesen wir . in der 
"Arbeiter-Zeitung" - und das paßt so ganz 
genau in diese Haltung hinein -: "Skandal 
um Agrarkredite." Hier werden Behauptungen 
aufgestellt, die simer nimt stimmen (Zwi­
schenrufe bei der SPO), aber, Herr Bundes­
kanzler, was hier steht, von dem mömte im 
besonders einen Satz herausgreifen. Es heißt 

. hier: "Wenn die Vertreter der Landwirtsmaft 
sehr zürnen, dann werden wir sie der Offent­
lichkeit vorlegen" - nämlidl die Behauptun­
gen, konkreten Beweise und Unterlagen. 

Meine Damen und Herrenl Erinnern Sie sim 
an das, was idl vorhin gesagt habe von der 
Veröffentlidlung der Bezüge. Wenn die Bau­
ern zürnen, wird man der Offentlimkeit vor­
legen. - Idl bin überzeugt, Herr Bundes­
kanzler, es gibt hier nidlts, was der Offent­
lichkeit nicht vorgelegt werden kann. 

Herr Bundeskanzler I Warum legen Sie es 
nidlt jetzt smon der Offentlidlkeit vor? Und 
wenn .Sie über Beweise verfügen, wenn Sie 
Tatsamen oder Dinge kennen, die nidJ.t in 
Ordnung sind, dann ist es Ihre verdammte 
Pflidlt und Smuldigkeit, es jetzt smon an die 
Offentlidlkeit zu bringen. (Lebhafte Zustim­
mung bei der OVP.) 

Wenn Sie aber so vorgehen, daß Sie sagen: 
Wenn die Bauern zürnen, dann werde idl es 
vorlegen I , dann tun Sie zweierlei, was unan­
ständig und unfair ist. Erstens enthält dies 
wieder ein Moment der Drohung, und zweitens 
spremen Sie damit · wieder so untersmwellig 
aus: Es gibt offenbar ganz böse, ganz garstige 
Dinge, die man da an die Offentlichkeit ziehen 
muß, aber im bin so nobel, so großzügig, im 
halte das nieder, denn die OffentIimkeit wäre 
entsetzt. Aber wenn sim die Bauern spielen 
- die Bauern mit dem smlechten Gewissen -, 
dann werde ich das herausziehen und die 
Dinge homgehen lassen!. 

Herr Bundeskanzlerl Das ist eine unmög­
lime Haltung. Sie haben die VeDpßidltung, im 
sage es nom einmal, etwas, was nicht in 
Ordnung ist; aufzude<ken. Sie verunglimpfen 
aber hier pausmal einen ganzen Berufsstand, 
einen · Funktionarsstand, ohne klare . Fakten 
vorzulegen. Das ist unzulässig, das ist un­
demokratisdl und eines Bundeskanzlers un­
würdig. (Zustimmung bei der 011P. - Zwi­
schenrufe bei der SPO.) . 

Herr :j3undeskanzlerl Nehmen Sie bitte zur 
Kenntnis: Die Bauernvertreter sind demokra­
tism gewählt. Die letzten ' Landwirtsdlafts-

kammerwahlen haben ein erhöhtes Vertrauen 
zum Bauernbund bewiesen. Der sogenannte 
Arbeitsbauernbund der SPO - die anderen 
90 Prozent arbeiten wahrsmeinIidl nidlts -
hat nicht einmal 1 0  Prozent der Bauernstimmen 
erreidlt, und wenn idl rimtig informiert bin, 
tritt dieser Arbeitsbauernbund am 8. April 
in Tirol bei der Landwirtsmaftskammerwahl 
überhaupt nimt an. 

Herr Bundeskanzler I Sie müssen die demo­
kratische Entsdleidung der Bauern zur Kennt­
nis nehmen, audl wenn sie Ihnen nicht paßt! 
Wer die Interessen der Bauern vertritt, be­
stimmen die Bauern selbst. (Erneute Zustim­
mung bei der OVP.) 

Ich bitte Sie, Herr Bundeskanzler, von 
Demokrat zu Demokrat gespromen, überlegen 
Sie ·eines (Zwischenrufe bei der SPOJ, von 
Demokrat zu Demokrat gespromen, idl wie­
derhole es: Es gibt nur in Diktaturen Inter­
essenvertretungen, die von der Regierung ein­
gesetzt sind. Nur in Diktaturen! In der Demo­
kratie wählen sim die Betroffenen die Inter­
essenvertretungen selbstl (Beifall bei der 
OVP.) 

. Wenn diese Bundesregierung immer mehr 
dazu übergeht, sich die Gesprächspartner 
selbst auszusudlen, aber nimt mit denen zu 
reden, die . das Vertrauen der Betroffenen 
haben, dann besmreiten Sie einen Weg, der 
sonst nur in Diktaturen . übIim ist, und davor 
haben wir mit aller · Deutlichkeit zu warnen 
und müss�n das immer wieder aufzeigen. 
(Zustimmung bei der OVP. - Zwischenrufe 
bei der SPf.J.) . 

Kollege Ulbridl! Sie haben so · sehr ge­
wünsmt, daß im Ihnen sage, was idl damit 
meine, wenn idl von smlemter demokratismer 
Einstellung spreche. Ich .habe mir daher, weil 
es heute zur Debatte steht, einiges zusammen­
getragen. Gerade in letzter Zeit haben sidl die 
Dinge wiederholt. 

Eine sehr eigenartige Einstellung ist in 
einer Äußerung zutage getreten, die der Land­
wirtsmaftsminister Weihs - im Augenbli<k 
sdleint sich sehr viel um ihn zu drehen - in 
einem Interview mit der "Kleinen Zeitung" 
in Graz am 28. Februar gemamt hat. 

D�r Interviewer hat damals den Landwirt­
schaftsmin:ister Weihs gefragt: "Was ma<nt die ' 
SPO, wenn Götz Bürgermeister wird?" Weihs 
hat damals gesagt: "Bedenken Sie,· daß wir 
in Graz sehr starke Betriebe haben. Außer 
ein paar kommunistischen Handlangern sind 

sie durchwegs soziaIistism." 
Kollege Ulbridll Halten Sie es · für richtig, 

daß Betriebe streiken oder irgend etwas 
unternehmen, weil ein Bürgermeister, der die 
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Mehrheit der Stimmen der Grazer 'verloren wundert, wenn er den ORP nicht gebracht 
hat, unter Umständen nicht mehr gewählt hätte! - Die OVP hat es im Parlament um­
wird? (Abg. U 1 b r i c h: Hat er das gesagt?) gebrachtf) 

Weihs hat gesagt: "Aber die Vertreter die­
ser Belegschaft sitzen ja teilweise . im Ge­
meinderat . . .  ", aber "gegen -die zu regieren 
wäre schwer". 

Was heißt es, gegen starke Betriebe zu 
regieren wäre schwer? - Ich glaube, sehr 
viel Phantasie brauchen wir nicht, um hier 
herauszufinden, was Herr Minister Weihs 
gemeint hat. 

Herr Bundeskanzler Kreiskyl Ich bitte Sie, 
sich - von Demokrat zu Demokrat ausge­
sprochen - folgendes anzuhören : Es ist un­
möglich, daß ein Minister, der das Vertrauen 
eines Parlamentes besitzt, in einer Demokratie 
andeutet, es könnte eine demokratische Wahl 
in einem anderen Gemeinwesen von den Be­
trieben her in Frage gestellt werden. 

,Bedenken Sie, welche tiefe Änderung im 
demokratischen Leben unseres Landes ein­
treten wüvde, wenn man von Betrieben aus 
auf Grund von Mehrheiten, die in einzelnen 
Betrieben bestehen, die übrigens jetzt auch 
da und dort sehr .wackelig werden, demo­
kratische Wahlentscheidungen der Staats­
bürger in Frage stellte. 

Ich glaube, diese Dinge kann man nicht ernst 
genug sehen, meine Damen und Herrenl Wir 
sind nicht bereit . zuzulassen, daß das baga­
tellisiert wird. Wir erwarten vor allem von 
Ihnen, Herr Bundeskanzler - Sie wollen sich 
ja in einem Ministeriumgesetz erhöhte Kom­
petenzen und Richtlinienfunktionen und so 
weiter zuteilen lassen -, daß Sie dafür sorgen, 
daß alles, was in Ihrer Regierung undemo­
kratisch ist, entspri!mend zurechtgewiesen und 
notfalls aus dieser Regierung eliminiert wird! 
(Beifall bei der bVP.j 

Damit sind wir, Herr Kollegi! Ulbrich, be­
reits bei einem ��iteren Demokratiepunkt 
angelangt: beim überheblichen Ignorieren 
demokratischer VolksiniUativen. Graz: Scher­
baum hat bereits d·aran glauben müssen, weil 
er Volksinitiativen nicht respektiert hat. Sie, 
Herr Bundeskanzler Kreisky, s ind auf dem 
besten Wege, vom Präsidenten des Gewerk­
smaftsbundes in dieselbe Situation getrieben 
zu werden. Ich meine da die Frage der ORF-
Reform. 

. 

Herr Bundeskanzlerl Rund 850.000 Bürger 
dieses Landes - es waren vIel mehr als in 
Grazl - haben sich in einem Volksbegehren 
für ' einen unabhängigen Rundfunk ausge­
sprochen. Die SpO hat dieses Volksbegehren 
abgelehnt. (Abg; . G r a t  z: Es hätte mich ge-

Sie haben laut "Arbeiter-Zeitung" vom 
9. April 1 967 gesagt: 

Wir schließen uns diesem Volksbegehren 
nimt an, "und darüber mag man denken, wie 
man will". 

- Ja, Herr Bundeskanzler, wir denken darüber, 
daß Sie sim dem nidlt angeschlossen (Abg. 
G r a t  z: Die OVP hat sich angeschlossen und 
es im Parlament umgebrachtf) haben, wie wir 
wollen. 

Jetzt wollen Sie dieses durch ein Volks­
begehren herbeigeführte Gesetz ändern. Sie 
haben - im kann es nicht anders nennen -
die Gesmmacklosigkeit, sich auf dieses Volks­
begehren zu berufen, das Sie seinerzeit abge­
lehnt haben. 

Dabei geht i!S Ihnen eigentlim nur um fol­
gendes - das ist ja in Ihren Reden immer 
wieder deutlich hervorgekommen -: Sie wol­
len das Prinzip e i n  e s verantwortlichen und 
unabhängigen Generalintendanten durm i!in 
Prinzip m e h r  e r e r Intendanten ·ersetzen, 
von denen Sie sich erwarti!n oder erhoffen 
- ich weiß nimt, wie im es richtig nennen 
soll -, daß darunter wenigstens eini:ge sein 
werden, die dem Prinzip der Fernsteuerung 
zugänglich sind. 

Obwohl das smon feststeht, obwohl dieses 
elementare Ziel Ihrer Rundfunkreform, die 
eigentlim eine Gegenreform ist, feststeht, 
haben Sie zur Beschönigung Ihrer Zerstörungs­
arbeit . eine . Kommission eingesetzt. .Da bitte 
ich, jetzt wieder den demokratischen Gesichts­
punkt in den Vordergrund zu stellen: Die 
demokratische Kundgebung von fast 850.000 
Bürgern wird auf der andereI,l Seite durm eine 
Handvoll Leute - ich kann es nicht ' anders 
nennen -, eine sogenannt� Kommission, die 
vOn Ihren Gnaden, Herr Bundeskanzler, be­
rufen ist, ,in Frage gestellt, eine Kommission, 
die zum größten Teil nimt nur nicht die demo­
kratische Qualifikation hat - denn eine Er­
nennung durm Sie, Herr Bundeskanzler" ist 
keine demokratische Qualifikation im Gegen­
satz zu einem Volksbegehren -, sondern 
deren Mitgliedern zu einem großen Teil auch 
die fachlime Qualifikation fehlt. ' Darunter be­
finden sidi einige Leute, die aus der Erbmasse 
des 'unabhängigen ORF vielleicht selbst das 
eine oder andere in Anspruch nehmen wollen. 

Uns ist bekannt, Herr Bundeskanzler, daß 
Sie p raktisch die 'gesamte journalistische Pro­
minenz dieses J.,andes um Mitwirkung bei 
dieser Reformkommission angegangen haben. 
Sie haben sich, von etnigen Ausnahmen abge-
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sehen, überall eine Absage geholt. Die Herren 
haben schon gewußt, warum sie in diese Kom­
mission nicht hineiny'ehen. denn in eine Kom­
mission. die ein Volksbegehren wieder auf­
heben oder verwässern soll, bei der man von 
vornherein das Ergebnis weiß. hineinzugehen. 
ist wirklich keine ' sehr attraktive Angelegen­
heit. (Abg. G i  a t z: Es geht um ein OVP­
Mehrheitsgesetz!) Als der Generalintendant 
des Rundfunb (Abg. G r a t  z: Er hört nicht aut 
Zwischenrufe!) es gewagt hat. bei dieser Kom­
mission das Ergebnis einer ersten Sitzung 
kritisch zu beleuchten, haben Sie gesagt: Die 
Kritik des Generalintendanten ist "der bisher 
eklatanteste Fall\Von Machtmißbrauch". 

Herr Bundeskanzler! Bitte erläutern Sie uns : 
Welcher Machtmißbrauch liegt vor, wenn der 
berufene Mann, der für den ORF zuständig 
ist, Vorschläge. die er für falsch hält. kritisiert? 
Ich glaube, der Machtmißbrauch 'liegt da 
anderswo. 

Wenn Sie, Herr Bundeskanzler -. das neh­
men wir jetzt sehr ernst -, das Produkt der 
Ihnen willfährigen sogenannten Kommission 
dem Parlament vorlegen, dann werden wir 
verlangen, daß dasselbe Volk - nicht irgend­
eine ominöse Kommission -, das das Gesetz 
verla,ngt hat, auch über seine Änderung ab­
stimmt/ (Beitall bej der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Dann werden Sie eine 
ausgezeichnete Gelegenheit haben, über Ihr 
Demokiatieverständnis Farbe zu bekennen. 
Wenn Sie zustimmen - es wird leider nur 
mit Ihrer Zustimmung g ehen -'-, daß die 
Änderung des Rundfunkgesetzes dem Volk 
vorgelegt wird, dann kann Ihnen die' Ent­
täuschung wohl kaum erspart bleiben. Wenn 
Sie aber ' nicht zustimmen, was uns nicht 
wundem würde, so wird dieses österreichische 
Volk einen anderen Anlaß finden, Ihnen die 
gebührende Antwort zu geben, Herr Bundes­
kanzler ! (Beifall bei der -oVP.) , Früher oder 
später! 

Dasselbe Volk, dem Sie gesagt haben -:- das 
war am 1. Oktober 1 91 1  -: "Wir werden uns 
strilkt an das Programm halten, mit dem wir 
vor die österreichische Wählerschaft hintreten. 
Dafür verbürge ich mich." 

Und vorher, am 29. April 1910, haben Sie 
laut "Arbeiter-Zeitung". also dem Zentral­
organ der Sozialistischen Partei, der Regie-

,rungsparlei. gesagt: 
' 

"Es besteht keine Absicht, das Rwidfunk­
gesetz zu ändern:" 

Herr Bundeskanzlerl Diese Erklärung, die 
Zusicherung, Sie verbürgen sich, sich �trikt an 
Ihr Programm zu halten, ändern SIe jetzt. 

Herr Bundeskanzler! Ich will nicht polemi­
sieren, aber gestatten Sie mir die Frage (Abg. 
G r a t  z: Warum tun Sie es dann, wenn Sie es 
nicht machen wollen?) - eine Frage ist keine 
Polemik, Herr Kollege Gratz -: Was sind Ihre 
Bürgschaften wert. Herr Bundeskanzler, wenn 
man dies-e Erklärungen einander gegenüber­
stellt? (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! In diesem Fall haben 
Sie nicht die Möglichkeit zu sagen: Ich habe 
meine Meinung geändert. Denn wenn man sich 
für etwas verbürgt hat, dann kann man die 
Meinung nicht ändern. Bürgschaft heißt: Ich 
stehe mit meiner ganzen Ehre, ich hafte mit 
meiner ganzen Person dafür, daß ich meine 
Meinung nidlt ändere. Sie haben sich ver­
bürgt. Ihr , Programm zu erfüllen. und nicht 
mehr! Sie haben vorher erklärt, am Rundfunk­
gesetz werde nichts geändert. 

Herr Bundeskanzler! Es steht hier Ihre per­
sönliche Ehre am Spiel. Sind Sie sich dieser 
Tatsache bewußt? (Beifall bei der OVP.) Und 
für die Opposition und für das ganze 'volk 
in diesem Lande ist es keine nebensädlliche 
Frage, ob der Herr Bundeskanzler auf die 
EinlJ,altring seiner Ehrenhaftigkeit Bedacht 
nimmt oder nicht. 

Es gibt leider Dinge - und damit bin ich 
beim nächsten Punkt; Kollege Ulbroidl ; ich 
möchte es nicht zu lang machen, aber die 
Reihe endet nicht so bald -, wo wir mit der 
Demokratie , des Herrn Bundeskanzlers Ent­
täuschungen erleben. Es gibt immer wieder 
Hinweise. daß Sie ,auch unter Einsatz von 
Mitteln. die wir nicht im Detail kennen, aber 
über die geschrieben wird. versuchen, kritische 
Pressestimmen zu vermeiden. Ich habe heute 
bereifs einen Artikel von Vorhofer zitiert, 
ich. zitiere ' aus demselben Artikel einen ande­
ren Satz : "Auch g egenüber den unabhängigen 
Zeitungen arbeitet der Kanzler nun wieder 
häufig mit Unterstellungen oder dunklen An­
deutungen. so wie kürzlich beim Parteitag der 
burgenländischen SPCi; Aus Kreisky spricht 
da dieselbe UnQ.uldsamkE:!it, die man bei ande­
ren SozlalistEm seit langem kennt. ,Nur geht 
er einen Sdrritt weiter: Er versucht systema­

tisch, Zeitungsherausgeber gegen Zeitungs­
herausgeber, Journalisten gegen Journalisten 
und diese wieder gegen die Herausgeber aus­
zuspielen." 

Ich sage noch einmal: Ich kenne die Vor­
gänge nidlt. Ich kann nur annehmen, daß es 
irgend welche Erscheinungen geben muß. sonst 
würd'e ein seriöser Journalist darüber nicht in 
dieser Form berichten� 

Der "Kurie]''' vom 25. März 1 973 schreibt:. 
"Den unabhängigen Zeitungen warf Kreisky 

vor, daß, es ihnen in der Mehrzahl nicht um 
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samliche Kritik, sondern um den Sturz der 
SPO-Regierung an sich gehe." 

Herr Klubobmann Gratzl Die Dinge häufen 
sich immer wieder. Ich habe gerade gestern 
einen

' 
Bericht der Wiener Landesparteileitung 

der OVP von einer Diskussionsveranstaltung 
der SPO bekommen, die am 27. März im 
Volkshaus Wien 15, Rustengasse, um 
19 Uhr 30 stattfand. 

Es heißt hier in diesem Bericht: "Im Saal 
waren zirka 250 Personen anwesend, ·haupt­
sächlich ältere Jahrgänge . . .  " und so . weiter. 
Das gehört nicht hierher. "Redner: Verkehrs­
minister Frühbauer, Landtagsabgeordneter 
Gawlik." 

Und jetzt horchen Sie bitte: 

"Die integrierendste Behauptung so­
wohl des Ministers als auch des begrüßenden 
Parteifunktionärs war die Feststellung, daß die 
derzeitige Flaute der SPO auf die nicht obJek­
tive Berichterstattung aller Massenmedien 
(Kuroier, Kronen-Zeitung, Rundfunk und insbe­
sondere Fernsehen) zurückzuführen sei. Mini­
ster Frühbauer wörtlich: ,Wenn eine Rück­
führung zu einem objektiven ORF, so wie es 
das Volksbegehren vorsah, nicht gelingt, ist 
ein Wahlsieg der SPO im Jahre 1 975 gefähr­
det: " . (Zwischenrufe. - Abg. G r a t  z: Herr 
Kollege, nur weil Sie mich angesprochen 
haben: Was ist das für ein Geheimdienst­
bericht?) Herr Kollege Gratz! Das ist über­
haupt nicht geheim, sondern unsere Kollegen 
besuchen große Veranstaltungen von Ihnen 
und berichten, was dort geredet wird. Ich 
nehme an, daß Sie es umgekehrt genauso 
machen. Es war eine öffentliche Veranstaltung. 
Da ist überhaupt nichts Geheimes .dabei. Das 
ist ein ganz normaler Vorgang. (Zwischenrufe 
bei der SPO. - Abg. Dr. F i s  c h e r: Was 
haben Sie gegen einen objektiven ORF?) Bitte, 
wenn der Herr Minister Frühbauer sagt, er 
hat das nlcht gesagt, dann werde ich -es gerne 
zur Kennttlis nehmen . . 

Ich möchte �b�Chließend, meine Damen und 
Herren . . . (Neuerliche Zwischenrufe bei der 
SPO. - Abg, L a  n c: Was' war das für eine 
abwertende Bemerkung über das Alter der 
Teilnehmer?) Keine ' al:iwertE�nde. Nein, nein, 
überhaupt ' nimt Herr Kollege Lane, wenn es 
Sie interessiert; es heißt hier: 

"Im Saal waren zirka . 250 Personen . anwe­
send, 

. 
hauptsächlich ältere ' Jahrgänge VOIl 

50 Jahren aUfwärts, Es. konnten nur fünf 
junge Leute gezählt werden. Die Teilnehmer 
waren durchwegs Mitglieder und Funktionäre 
der Sozialistischen Partei," 

Bitte, nicht der eine Mann, deI;' von uns dort 
war,. n<itürlich; Herr Kollege Laue, im habe das 

jetzt vorgelesen, sonst glauben Sie, ich mache 
hier billige Angriffe, daß bei Ihnen nur alte 
Leute in die Versammlungen gehen. Das 
glaube ich ja gar nicht, Herr Kollege Lane. 
Das war wahrscheinlich ein Zufall, der sich 
halt gerade bei dieser Veranstaltung ergeben 
hat. Wahrscheinlich hat die jugendorganisa­
tion im Nebensaal eine ·andere Veranstaltung 
gemadü. lch möchte Ihnen das gerne zubilli­
gen. (Abg. L a  n c: Das ist nämlich ein Bezirk, 
in dem nur alte Leute wohnen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich möchte hier abschließend auf ein Problem 
nom zu sprechen kommen, ' das mir besonders 
ernst erscheint, Herr Bundeskanzler, es fällt 
in den Bereich der Demokratie und der Weiter­
entwicklung der Demokratie, die wir ja alle 
wollen. Ich habe die Sorge, meine Damen und 
Herren von der SPO, daß vielleicht in durch­
aus guter Absicht derzeit Mitb�stimmungs­
projekte angepeilt werden, die - ich sehe es 
jetzt vom demokratischen Gesichtspunkt und 
nicht vom sozialpolitischen Gesichtspunkt -
vom demokratischen Gesichtspunkt Freiheits­
verluste für die Staatsbürg-er bringen können. 

Herr Bundeskanzler! Die Freiheit der Ar­
beitsplatzwahl ist im Artikel · 6 des Staats­
grundgesetzes 1 867 geWährleistet. Herr Bun­
deskanzlerl Sind Sie sim dessen bewußt und 
haben Sie , bereits allsreichend darüber nach­
gedacht, was es für die Freiheit des einzelnen 
Staatsbürgers in diesem Land bedeuten kann, 
wenn die Anstelhing in einem Betrieb, wenn 
die Beförderung in einem ,Betrieb und wenn 
die Zuteilung von Werkswohnungen durch 
einen Einsprudt des Betriebsrates vereitelt 
werden kann? (Abg. S e  k a n i n  a: Er ist nicht 
auf dem laulenden!) Ich gehe vorläufig, Kol­
lege Sekanina, von der Regier�ngsvorlage 
aus, die sich in Begutachtung befindet. (Neuer­
licher Zwischenruf .des Abg. S e  k a n i n a.) 
Es würde mim freuen, wenn ich nicht mehr am 
laufenden hin, es würde mich wirklich freuen. 
(Abg; G r a t  z: Da können Sie sich ununter­
brochen freuenf - Abg. Dr. F i s  c h e r: ·Quelle 
zu dauernder Freude beim Kollegen Kohl­
maler!) 

. Herr Kollege Sekanina! Meine Damen und 
Herren! Ich weiß, die Same ist für Sie viel­
leicht nicht so unter diesem Gesichtspunkt zu 
sehen, aber ich sage noch einmal: unter dem 
Gesichtspunkt der Freiheit. . 

Es hat die letzte IIWochenpresse" diesen 
berühmten Zettel veröffentlicht von der ganzen 
Ahnengalerie, die dem BSA angehört, die der 
SPO angehört: Schwester, Onkel, Bruder, und 
so weiter. Glauben Sie nicht, meine Damen 
und Herren, daß Sie, wenn Sie zugesagt haben, 
die Demokratie zu verpessern, auch die Ver� 
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pflidltung haben, jede - ich betone: jede -, 
auch nur die geringste Möglimkeit des Mamt­
mißbrauches, des politischen Machtmißbrau­
ches, auszuschalten? Wir können nur hoffen, 
daß die Verhandlungen über diese Gesetzes­
materie eine Änderung herbeiführen. Ich sage 
noch einmal: Das ist kein sozialpolitischer 
Aspekt, das ist ein Aspekt der Bewahrung 
unter anderem des Rechtes der freien Arbeits­
platzwahl. Ein falsches Mitbestimmungs­
modell, das den einzelnen Arbeitnehmer unter 
Unständen in eine Abhängigkeit von der 
Mehrheit in einem Betriebsrat bringt, kann 
zu einer tiefgreifenden, kann zu einer drama­
tischen Auseinandersetzung in diesem Land 
führen. (Abg. M o n  d 1: Für die Bauern gilt 
das nichtl) pie Offentlichkeit wird an ' dieser 
Auseinandersetzung - im hoffe nur, daß sie 
nicht stattfinden wird - sicher großen Anteil 
nehmen und Verständnis dafür haben, daß wir 
in diesem Zusammenhang aufzeigen müssen, 
daß €s weit über das Sozialpolitische hinaus 
hier Probleme gibt, die in den Bereich der 
Demokratie und der Wahrung der Freiheiten 
hineinreichen. (Beifall bei der öVP. - Abg. 
S e  k a n  i n a: Herr Kollege Kohlmaier! Da 
hätten Sie bei der Newag ein weites Betäti­
gungsfeld! ) 

Ich möchte, meine Damen und Herren, 
schließlich auch - und das bitte ich vor allem 
die Kollegen, die Gewerkschaftsfunktionäre 
sind - auf der anderen Seite zu bedenken 
geben: Wir müssen schauen, daß der Gewerk­
schaftsgedanke nicht durch mißverstandene 
sozialpolitische Aktionen Schaden leidet. Die 
Arbeitnehmer wollen starke GeweI"kschaften. 
Wir wollen auch stark-e Gewerksmaften. Wir 
wollen aber nicht, daß Beschlüsse gefaßt wer­
den können, die sich, zum Nachteil einzelner 
Arbeitnehmer auswirken können. 

Meine Damen und Herren! Ich fasse zu­
sammen . . .  (Abg. S e k a n i n a: Wenn wir 
nur bei der N ewag schon so weit wären! Das 
sind Krokodilstränen!) Ich glaube, Sie haben 
mich richtig verstanden, Herr Kollege. Ich 
sage noch einmal: Wir hoffen, daß die Ver­
handlungen über diese Materie gut ausgehen. 
Wir können vor allem ni�t verstehen, wenn 
der Herr Arbeiterkammertagspräsident jetzt 
schon sagt: Na wenn es nicht so geht, wie wir 
wollen, dann werden wir eben unsere Mehr­
heit einsetzen. - Dafür haben Sie die Mehr­
heit von .den Wählern riicht bekommen, meine 
Damen und Herren, denn das stand nicht im 
Regierungsprogranim! (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Ich möchte . . .  (Abg. 
P a n  s i: Wofür gibt es dann eine Mehrheit?) 
Sie haben die Mehrheit bekommen zur Er­
füllung Ihres Regierungsprogramms. Und in 
Ihrem Regierungsprogramm stand nicht, daß 

Sie unter Umständen die Anstellung von 
Mensdlen in Betrieben vereiteln, weil der 
Betriebsrat dagegen ist, weil vielleicht irgend­
ein politisches Bedenken ist. Sprechen wir es 
ganz offen aus. Darum geht es uns. 

Herr Bundeskanzler I Ich möchte zum Ab­
sdlluß kommen. Wir haben heute , an Sie die 
Frage gestellt: Wie halten Sie es mit der 
Demokratie? Es gibt keine geteilte Demo­
kratie. Man kann nicht für Wahl€n sein dort, 
wo sie für die Sozialisten gut ausgehen, aber 
dort, wo andere Ergebnisse sind, sie nicht zur 
Kenntnis nehmen, indem man andere Bauern 
herbeiruft oder indem man sagt: In den Be­
trieben werden wir schon vorsorgen, daß es 
nidlt falsch geht. - Es gibt keine geteilte 
Demokratie! Wenn man Demokrat ist, dann 
muß man sich der Kritik stellen, muß man die 
andere Meinung, die andere Mehrheit und die 
andere Stimme respektieren und genauso zur 
Kenntnis nehmen wie die eigene. 

Mtdne Damen und Herren! Wir stehen heute 
als Opposition vor der Situation, daß wir 
- ich habe es ausreichend und sehr ausfiihr­
Um dargelegt - eine Reihe von Umständen 
feststellen, die in uns di€ Sorge entstehen 
lassen, daß Sie, Herr Bund-eskanzler, wie ich 
eingangs gesagt habe, mit der Demokratie 
Jücht gewissenhaft genug umgehen. (Ruf bei 
der SPO: Und seinerzeit Ihr Bundeskanzler?) 

Im Oktober 1971 h.aben Sie gesagt, Sie be­
trachten das Wählermandat nur als Auftrag, 
das Wahlprogramm durmzuführen, und nicht 
alg Aufforderung, eine sozialistische Gesell­
schaft zu verwirklichen. Heute; Herr Bundes­
kanzler, haben wir manchmal den Eindru�, 
daß Sie Ihre Mehrheit ,als Auftrag sehen, eine 
sozialistische Gesellschaft zu verwirklichen, 
aber nicht Ihr Wahlprogramm zu verwirk­
lichen. Geben Sie uns über Ihre tatsächlichen 
Prioritäten Auskunft. 

Vielleicht noch ein Wort zu dein Zwischen­
ruf, der jetzt hier gemacht wurde. Meine 
Damen und Herren von d€r SPOI Mir fällt bei 
den Pariamentsdebatt€n: " die in den letzten 
Monaten stattgefunden haben, eines, sehr deut..: 
lich ' auf: Sie beginnen immer mehr, sich mit 
der Zeit der OVP-Regierung zu befassen, Im 
beti'achte das als ein sehr gutes Zeichen. Eine 
R€gierungspartei, die nicht mehr in die Zu­
kunft bli<kt, sondern sich immer entschuldi­
gend mit der Vergangenheit beschäftigt, ist 
für uns ein Gegner, .der nicht mehr diesen 
Schwierigkeitsgrad aufweist, wie es vor eini­
ger· Zeit noch war. (Abg. S e k a:n i n a: Es ist 
noch nicht aller Tage Abend!) 

Herr Kollege Fischer, wenn man so wie die 
SPO vertrauensvoll immer in· di€ Vergangen­
heit schaut, wenn man sich mit dem Bli<k nach 
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hinten bis zum Jahre 1934 - das tun Sie so 
gern - vorwärts bewegt; wenn man also mit 
dem Blick nam hinten geht, dann kann einem 
sehr leimt etwas passieren, Kollege Foismer. Ich 
mömte es nobel umsmreiben: Man kann 
straumeln und dann an irgendeiner Stelle 
landen, die dafür nimt vorgesehen ist. 

Meine Damen. und Herren! Im bitte Sie in 
diesem Zusammenhang : Hören Sie damit auf, 
in der Vergangenheit zu kramen. Versumen 
Sie, sim wieder auf Ihre Projekte und Ihre 
Programme zu besinnen. Führen Sie 'mit uns 
eine fair� und offene Auseinandersetzung dar· 
über, ob Sie Ihre Programme erfüllt haben 
oder ' nimt, ob Sie demokratisiert haben oder 
nimt, ob die Demokratie bei Ihnen in guter 
Hand ist oder ni mt (Abg. G r a t  z: In bester 
Handl), und hören Sie damit auf, in der Ver­
gangenheit herumzukramen. Das interessiert 
die Mensmen nimt, die Merismen draußen 
wollen die Zukunft bewältigt haben:. Das kann 
nur eine Partei, die in die Zukunft blickt, aber 
nimt sich ständIg wie Sie mit der Vergangen­
heit beschäftigt. (Lebhafter Beifall bei der 
ÖVP. - Abg. S e  k a n  i n a: Danke für die 
guten Ratschläge!) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeld'et 
hat sich der Herr Bundeskanzler. Im erteile es 
ihm. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Der Herr Abgeordnete Dr. Kohl" 
maier hat in der Begründung der dringlimen 
Anfrage eine Fülle von Fragen aufgeworfen 
und mim in einer ganzen Reihe von Fragen 
direkt apostrophiert, sodaß im mim verpflim­
tet fühle, auf diese direkt an mim gerimteten 
Fragen - wenigstens auf diese - zu ant­
worten. 

Im weiß aber, daß es rimtiger und korrekter 
ist, wenn im zuerst die dringliche Anfrage 
beantworte, und ich teile schon jetzt mit, daß 
ich. mich zu den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Dr. Kohlmaier zu einem späte­
ren Zeitpunkt zum Welrt melden werde. 

Hohes Haus ! Auf die Frage 1 antworte ich 
wie folgt: 

Ich werde den Gesetzesbeschluß betreffend 
eine Novellierung des Krankenpflegefach­
dienstgesetzes dem Herrn Bundespräsideriten 
zur Beurkundung vorlegen; Die Tatsache, daß 
Mitglieder der Oppositionsfraktion des Bun­
desrates eine Verfassungswidrigkeit ver­
muten, bedeutet nidlt; daß eine sol<ne aum 
tatsächlich vorliegt. Im verweise insbesondere 
darauf, daß während der langen · Beratungen 
im Nationalrat meines Wissens das .Erforder­
nis einer qualifizierten Mehrheit von keiner 
der drei im Nationalrat vertretenen Fraktio-

nen behauptet wurde und auch die Fest­
stellung des amtierenden Präsidenten in der 
Sitzung vom 20. März, wonach der Gesetzes­
besmluß mit der erforderlichen Mehrheit im ' 
Nationalrat beschlossen wurde, unbestritten 
geblieben ist. 

. Zur Frage 2 nehme im wie folgt Stellung: 
Ich habe keine Anordnung an den Ver­

fassungsdienst, der eine Abteilung meines 
Ressorts ist, gegeben, ein Gutachten zu der 
von Ihnen aufgeworfenen Frage zu erstellen. 
Allerdings ist mir bekannt, daß der Ver­
fassungsdienst des Bundeskanzleramtes im 
Begutachtungsverfahren zu den dem Gesetzes­
besmluß zugrundeliegenden Bestimmungen 
des Artikels I Z� 2 der Novelle, ' womit 
§ 6 Abs. 2 des Stammgesetzes neu gefaßt wird, 
Uherlegungen in der Richtung angestellt hat, 
daß diese Bestimmungen solche auf dem Ge­
biete des Schulrechtes im Sinne des Artikels 1 4  
Bundes-Verfassungsgesetz darstellen. Daraus 
ergeben sich Probleme in der Richtung, daß die 
Schulaufsicht hinsimtlim des ersten in die 
Krankenpflegeausbildung integrierten Smul­
jahres den kollegialen Smulaufsimtsbehörden 
im Sinne des Artikels 81 a Bundes-Verfas­
sungsgesetz unterliegen muß und eine solche 
Bestimmung möglicherweise aum gemäß Arti­
kel 14 Abs. 10 Bundes-Verfassungsgesetz mit 
einem. qualifizierten Quorum des National­
rates 'zu besmließen ist, wenn ' darin eine 
konstit�tive . smulordnungsorganisatorisme 
Vorsmrift zu erkennen wäre. 

Wie die Krankenpflegesmulen verfassungs­
rechtlich . zu bewerten sind, ist ein altes Pro­
blem; das aum schon bei Zustandekommen des 
Stammgesetzes unter Herrsmaft der damals 
nom geltenden alteJi smulverfassungsgesetz­
lichen Normen bedeutsam war und damals 
strittig g

,
eblieben ist. 

Dazu ' vertritt der Bundesminister für: Unter­
dmt Und Kunst die Auffassung, daß diese 
Bestimmung über das erste Ausbildungsjahr 
nur deklarativen Charakter hätte, indem näm­
Um di� Gültigkeit der allgemeinen ' Schul­
gesetze für die smulmäßige Krankenpflege­
ausbildung im ersten Jahr bekräftigt wird. 

Der Verfassungsdienst, also eine Sektion 
meines Hauses, hat allerdings im Zusammen­
hang mit den Beratungen des · Bundesrates 
- idI selbst befand mich damals auf einer 
Auslandsdienstreise - mir gegenüber münd­
lich · die Frage aufgeworfen, ob lJ1.an · in der. 
Bestimmung auch eine neUe Remtseinrimtung 
erkennen könnte, indem nämlim durm die 
ausdrückliche Festlegung der im Gesetzes­
beschluß angeführten Ziele eine abgewandelte 
Ausdehnung des Anwendungsbereimes der 
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schulredJ.tlic:hen Vorsc:hriften darin erkannt 
werden könnte. weil dieses erste Ausbildungs­
j ahr in einen ganz anderen Ausbildungsgang 
integriert wird. Darüber, daß die Bestimmung 
-:- gleic:hgüUig, ob sie deklarative oder kon­
stitutive Bedeutung hat - als sc:hulrechtliche 

Norm vom Bundesministerium für Unterric:ht 
und Kunst ,zu vollziehen ist, besteht nac:h 
übereinstimmender Meinung zufolge Arti­
kel 111 des gegenständlic:hen Gesetzesbeschlus­
ses kein Zweifel. Die Rec:htsauffassung des 
zuständigen Bundesministers für Unterric:ht 
und Kunst dürfte ebenso vertretbar sein. Die 
Kernfrage wird somit von den Fac:hleuten ver­
sc:hieden beurteilt. 

Hohes Haus I Vom Standpunkt der mir ob­
liegenden Ministerverantwortlic:hkeit glaube 
iCh, bei diesem /Dissens der Auffassungen die 
Vorlage an den Herrn Bundespräsidenten 
durchaus vertreten zu können. 

Letztlic:h wird die Entsc:heidung solc:her 
strittiger Fragen dem Verfassungsgeric:htshof 
obliegen. falls er damit befaßt wird. 

Aus dem Protokoll über eine Sitzung dieses 
Hauses entnehme ic:h folgende Äußerung bei 
einer ähnlic:hen Auseinandersetzung: "Wenn 
Sie der Meinung sind, die Mate'rie sei ver­
fassungswidrig, dann gehen Sie zum Ver­
fassungsgerichtshofI" Ic:h habe das nicht in 
dieser etwas brüsken Form formuliert, wie 
das seinerzeit, un.d zwar am 15. Juni 1966, der 
Herr Vizekanzler a. D. Dr. Withalm getan hat, 
aber ic:h teile diese Auffassung. 

Frage 3. Meine Antwort lautet: D� mir der 
Standpunkt des Verfassungsdienstes einerseits 

· und des Bundesministeriums für Unterric:ht 
und Kunst andererseits teils schon aus 
dem Begutachtungsverfahren beziehungsweise 
sc:hon vorher und anläßlich der Behandlung 
der gegenständlichen Regierungsvorlage in 
der Bundesregierung bekannt war, bestand 
kein' Anlaß. eine neuerliche Anordnung zu 

. geben, E!in solc:hes Gutac:hten zu erstellen. _ 

Auf Frage 4 antworte ic:h wie folgt: Die�e 
Antwort ergibt skh aus den vorangegangenen 
Antworten. 

. Auf Frage 5 antworte ic:h: Die Bundesregie­
rung betrachtet alle Teile der Regierungs­
erklärung, sofern kein ausdrüddic:her Wider­
ruf erfolgt. als verbindliCh, daher selbstver­
ständlich allc:h jenen Teil, der sic:h auf · die 
Zusammenarbeit mit den anderen Parteien des 
Parlaments bezieht. Da aber in der dringlic:hen 
Anfrage die Regierungserklärung nur unvoll­
ständig zitiert wurde, darf ich hinzufügen, daß 
dieselbe RegiellIDgserklärung wie folgt fort­
fährt - ich zitiere aus ihr -: "Diese Kompro­
mißbereitsdlaft aber muß dort ihre Grenzen 

finden. wo die Regelung der betreffenden 
Materie ihrer Substanz beraubt werden würde 
oder die Zielvorstellungen, die mit dieser 
Regelung verbunden sind, siro nic:ht erreichen 
ließen." 

In diesem Sinne, Hohes Haus, ist es auc:h 
gelungen, in der bisherigen Legislaturperiode 
83,5 Prozent aller Gesetze einstimmig zu be­
sc:hließen. (Beifall bei der SPO und bei Abge­
ordneten der OVP.) 8,3 Prozent .aller Gesetze 
wurden mit den Stimmen der Regierungspartei 
und zumindest einer der Oppositionsparteien 
besc:hlossen. und nur in 8,3 Prozent aller 
GesetzesbesChlüsse war die Regierungspartei 
gezwungen. allein die Verantwortung zu tra­
gen und von ihrer Mehrheit Gebrauc:h zu 
machen. (Neuerlicher Beifall bei der SPO. -

Abg. M i t t e r  e r: Aber das geht ja nicht nach 
Kilo!) 

Ich wiederhole. Hohes Haus : Die Regierung 
wird die Zusammenarbeit überall dort suchen. 
wo die Oppositionsparteien zu einer ' Zusam­
menarbeit bereit sind, sich aber von einer 
Verwirklic:hung des Regierungsprogra�ms 
nicht abhalten lassen dort, wo die Opposition 
zur Zusammenarbeit nicht bereit ist oder diese 
sogar verhindert. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen nunmehr 
in die Debatte ein. Idl mac:he daraUf aufmerk� 
sam. daß gemäß den Bestimmungen des Ge­
sdläftsordnungsgesetzes kein Redner länger 
als 20 Minuten sprechen darf. 

Als erster zu Wort gemeldet ist der Abge- . 
ordnete Dr. Koren. Ich erteile es ihm: 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Herr Bundeskanzler. ic:h darr' mic:h auf Ihre 
allerletzte Feslstellung über die 83 Prozent 
der in diesem Haus einstimmig besc:hlossenen 
Vorlagen beziehenl die Sie als Beweis' für Ihre 
Kooperationsfreudigkeit angeführt haben. wie 
ich es verstanden habe. 

Herr Bundeskanzlerl Was miCh .enttäusdJt, 
ist: Ich habe Verständnis dafür, daß man eine 
solche Feststellung in einer Parteiversamm­
lung trifft . oder draußen in einer weniger 
informierten Offentlic:hkeit. (Abg. Dr. T u  1 1: 
Kohlmaier und Graf haben mitapplaudiert!) 
Aber. Herr Bundeskanzler. hier in diesem 
Haus • .  wo jeder weiß, wie ungleichgewic:htig 
die Materien sind und daß nach, der österrei­
chisdlen BllDdesverfassung - leider,' wie im 

ausdrüdtlidl sage - ein großer Teil unserer 
Arbeit reine . Routinearbeit, Verlängerungs­
arbeit ist, an einer solchen Stelle sollte man 
sich nicht auf 83 Prozent berufen. wenn man 
in vielen entscheidenden Fragen genau diesen 
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Konsens - und ich werde darauf noch zurück­
kommen - nie gesucht hat und nie zu suchen 
bereit gewesen ist. 

Aber, Herr Bundeskanzler, wir haben heute 
,einen Fall zum Gegenstand einer Anfrage 
gemacht, der keineswegs ' der erste und leider 
auch nicht der letzte in einer langen Reihe von 
parlamentarischen Fehlleistungen im Laufe 
des letzten dreiviertel Jahres gewesen ist, von 
Fehlleistungen, die mehr als berechtigte Zwei­
fel in die Glaubwürdigkeit des Image von 
Toleranz, Liberalität, l{ooperativität und 
demokratischem Verständnis geweckt haben, 
jenes Image, Herr Bundeskanzler, das Sie 
offenbar ursprünglich reCht glaubhaft für einen 
erheblichen Teil der österreichischen Bevölke­
rung für sich und für Ihre Partei aufgeQaut 
haben und das Sie nun im Streß sinkender 
Popularität mit ebenso bemerkenswerter Un­
einsichtigkeit wieder zu zerstören beginnen. 

Vor nicht einmal eineinhalb Jahren, am 
5; November 1 971,  haben Sie, vom Sieg um­
strahlt, jene Passage in Ihre Regierungserklä­
rung aufgenommen, die heute schon einmal 
verlesen wurde, die Sie selbst, Herr Bundes­
kanzler, wieder zitiert und um einige Zei1�n 
ergänzt haben. Ich brauche sie also nicht noch 
einmal vorzulesen. Ich bedanke mich für die 
Hilfe. 

Aber, Herr Bundeskanzler': Am vergangenen 
Sonntag hat nicht Toleranz, sondern härteste 
Aggression gegen eine schwer ringende Be­
völkerungsgruppe das Bild des Bundes­
kanzlers am Fernsehschirm geprägt. Das war 
der Januskopf zu dem Bild vom 5. November 
197 1 .  Und dieses zweite Gesicht, Herr Bundes­
kanzler, das harte, das rücksichtslose, kommt 
nun . immer häufiger und immer öfter zum 
Vorschein, seit die Gloire verwelkt und der 
Gegenwind stärker wird uJ:?,d vielleicht manch­
mal Tränen ins'Gesicht treibt. 

Modern, transparent, demokratisch, dis­
kutierfreudig, kooperativ - das waren die 
Schlagworte, mit denen Sie · sich seinerzeit 
umgeben haben. Aber diese werden heute in 
immer kürzeren Abständen Lügen gestraft. 
Man kann sich nicht hier' auf 51 Prozent be­
rufen und, wie Sie es eben getan haben, Herr 
Bundeskanzler, in aller Klarheit feststellen, 
daß dort, wo Ihre Ziele gefährdet werden, 
die Mehrheit eingesetzt werden muß, und im 
gleichen Atemzug einen anderen Partner, der 
irgendwo eine Mehrheit von 90 .Prozent hat, 
als nicht repräsentativ bezeichnen, man kann 
ihn nicht unter Dr.uck stellen, Drohungen 
gegen ihn ausspr.echen uIid ihn nicht mehr 
als den legitimen Partner betrachten. 

Ich glaube, Graz hat mit der Unterschriften­
. aktion, mit der R:eaktion .Ihrer Partei durch 

Vorladung der Betroffenen gezeigt, wie wenig 
Verständnis offenbar auf Ihrer Seite für demo­
kratisches Bewußtsein vorherrscht. 

Herr Bundeskanzler I Gestern wurde in die­
sem Haus gegen einen Minister der belegt� 
Vorwurf der Gesetzesverletzung erhoben. Es 
ist darauf nicht ein einziges Wort der Er­
widerung von dem Betroffenen gefallen. Wäh­
rend einer vielstündigen Debatte hat nicht 
�in einziger Minister zu den Vorwürfen, die 
gegen ihn erhoben wurden, Stellung genom­
men, keiner hat die Regierungsbank 
erklommen. 

Immer dürftiger werden Antworten, die uns 
auf unsere Anfragen gegeben werden, immer 
mehr ähnelt die heutige ' Situation einem 
schwachen Schwimmer, der sich bei glattem 
Wasser ):lOch über der Oberfläche halten kann, 
der aber jetzt, wo die Wellen stärker werden, 
um . sich zu schlagen beginnt - und mühsam 
versucht, das Ertrinken zu verhindern. 

Herr Bundeskanzler! Ich habe Verständnis 
dafür, daß j ede Regierung versuchen will, ihr 
Programm zu verwirklichen, und das möglichst 
ohne Reibungsverluste, denn Klubobmann 
Gratz hat einmal gesagt, man kann am Ende 
einer Gesetzgebungsperiode nicht mit leeren 
Händen dastehen, und in einem funktionieren­
den p arlamentarischen System, das auch den 
Schöpfern unserer Bundesverfassung vorge- ' 
schwebt ist, findet dieses Interesse einer 
Regierung auch ein natürliches Gegengewicht 
in der Interessenlage des Parlaments. Aber 
dieses System funktioniert nur dann, wenn 
beide Seiten sich an die Spielregeln, die den 
Stil geprägt haben und die den Inhalt geprägt 
ha.ben, halten. 

Seit einem dreiviertel Jahr mehren sich die 
Fiille, bei denen offensichtlich gewisse 
Ermüdungserscheinungen auf seiten der 
Regierung und der sie stützenden Mehrheit 
Platz gr�ifen. 

Das hat mit dem Ortstafelgesetz im ver­
gangenen Juli begonnen, bei dem Sie auf mein 
Angebot, in einem für permanent erklärten 
Ausschuß zu beraten mit der Verpflichtung, 
im Herbst das Gesetz zu beschließen, nur . 
geantwortet haben, daß Sie das nicht nötig 
hätten, daß dazu Ihre Mehrheit allein aus­
reicht. 

Das haben wir bei der 29. Novelle zum 
ASVG . festgestellt, wo Ihnen Zehntausende 
Unterschriften d�r Betroffenen ' gleichgültig 
gewesen sind. 

Das haben wir bei dEm monatelangen Ver­
handlungen zur Mehrwertsteuer gesehen, wo 
unsere Anträge unisono abgelehnt worden 
sind, obwohl . nun in der Zwischenzeit der 
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Finanzminister einß ganze Reihe' dieser An­
träge in der Form von Erlässen, teilweise 
sogar durdl Telephonrundspruih, an die 
Finanzämter hinausgeben muß. 

Das haben wir vor wenigen W odlen in 
Ihrem Währungs alleingang gesehen, wo Sie 
nidlt bereit gewesen sind, eine Frage aus­
zudiskutieren, sondern die Sitzung gesdllossen 
haben, wo der Wunsdl auf eine Sitzungs­
unterbrechung, Herr Bundeskanzler, auf die 
Formalebene geschoben worden ist, weil Prä­
sident Sallinger nicht gesagt hat: "ich be­
antrage", sondern gesagt hat: "idl ersuche". 
Das hat Ihnen genügt, hier zu erklären, es 
sei keine Unterbrechung begehrt worden. 

Herr Bundeskanzler! Ebenso haben Sie hier 
im Haus erklärt, ich hätte damals nur eine 
Frage gestellt. Ja war das nötig'? Ich habe zu 
allen Punkten Stellung genommen, die dort 
besprodlen worden sind, aber es ist niemand 
darauf eingegangen. Das ist richtig. Das war 
Ihr Diskussionsstil. 

Oder das Hochschülerschaftsgesetz: Heute 
werfen Sie uns vor, wir hätten es verschleppt, 
verzögßrt und ich weiß nidlt was noch. 

Idl. glaube, es erinnern sich noch genug 
Damen und Herren hier im Hause daran, daß 
im vergangenen Jahr, als der Gesetzentwurf 
auf Verlängerung der Funktionsperiode ein­
gebracht wurde, in die Begründung des 
Initiativantrages von Ihnen aufgenommen 
wurde, das Hochschülerschaftsgesetz werde 
noch im November dem Parlament zugeleitet 
werden und daher noch vor Jahresende be­
schlossen weiden können. Zu diesem Zeit­
punkt lag schon ein Jahr lang ein Initiativ­
antrag zu einem neuen HomsdJ.ülerschafts­
gesetz von uns im ' Parlament, ist aber von 
Ihnen nicht einmal ignoriert worden I Und 
j etzt, nachdem die Novelle tatsächlich erst im 
Februar gekommen ist und in der vergangenen 
Woche gar Il'icht beschlossen werden " konnte, 
weil der Unteraussdluß noch nicht fertig war, 
der Ausschuß also gar nicht tagen konnte, 
jetzt ·auf einmal haben wir i,verzögert", haben 
wir "verschleppt" , weil Lhre Regierung säumig 
geworden ist. 

Wir haben die Vorgangsweise beim Ver­
fassungsgeridltshof erlebt: nichts mehr von 
Transparenz, nidlts mehr von Durchsichtigkeit. 

Den letzten Fall, das Krankenpflegefadl­
dienstgeseti, haben w.ir heute zum Anlaß einer 
grundlegenden Auseinandersetzung genom­
men. Herr Bundeskanzler! Sie haben jetzt, 
zwar sehr juristisdl ausgedrückt, aber dodl 
in sehr klarer Form die Aussage der" Frau 
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
sdlutz im Bundesrat vom vergangenen 

Donnerstag desavouiert, -denn Sie haben 
erstens klar und eindeutig festgestellt, daß 
der Verfassungsdienst des Bundeskanzler­
amtes sehr wohl im Begutachtungsverfahren 
eine Stellungnahme bezogen hat, aus der die 
Verfassungsproblematik dieses Paragraphen 
klar ersidltlich gewesen ist, und daß damals 
schon diese lJberlegungen im Vor­
begutachtungsverfahren angestellt worden 
sind. 

Sie haben weiter nun zwei Rechtsmeinungen 
gegeneinarrdergestellt, nämlich die des Ver­
fassungsdienstes urrd die des Unterrichts­
ministeriums. Ich überlasse es der öster­
reichisdlen Offentlichkeit zu wiegen, was 
schwerer wiegt: die j ahrzehntelange Erfah­
rung einer unbestrittenen verfassungsredlt­
lichen Organisation, oder die dafür von Haus 
aus nicht zuständige Redl1:smeinung eines ein­
zelnen Ressorts. 

Aber auch Mer, Herr Bundeskanzler, geht 
es nicht · um den formalen Streit und um den 
formalen Inhalt, sondern es geht darum, in 
welcher Form sich die ' Auseinanrlersetzung 
abspielt. Denn vergangenen Dienstag, als wir 
rechtzeitig vor der Bundessratssitzung diese 
Frage aufgeworfen haben und feststellten, daß 
wir der Auffassung sind, daß hier ein ver­
fassungsgesetzliches Quorum bei der Beschluß­
fassung notwendig gewesen wäre - wie Sie 
heute selber zugegeben haben, nicht nur im 
Verlauf einer politischen Polemik hier im 
Plenum, wie das 1966 der Fall war, Herr Kol­
lege Gratz, sondern gestützt durch Rechts­
meinungen von berufenen Stellen -, hat der 
Herr Abgeordnete Fischer, wie ich 'den Zei­
tungen entnehmen darf, ziemlidl kalt­
schnäuzig erklärt: Ich nehme nicht an, daß wir 
uns im Bundßsrat von diesen Argumenten 
beeindrucken lassen. Dafür gibt es Geridlts­
höfe. (Abg. Dr. Marga H u b  i n  e k: Super­
demokrat!) 

Meine Damen und Herrenl Ich glaube, das 
ist die wirkliche Wurzel des Problems, daß 
Sie eben nicht bereit sind, dort, wo es Ihnen 
nicht angenehm ist, über Zweifelsfragen zu 
reden und zu sprechen, daß Sie sich immer 
mehr über 'die Dinge hinwegsetzen, von denen 
wir glauben, daß sie zu der Grundsatz­
erklärung gehören, die der Herr Bundes­
kanzler heute verlesen hat, nämlidJ. zur Bereit­
schaft, sich mit den Argumenten eines anderen 
auseinanderzusetzen und dann ' zu einem 
Ergebnis zu kommen, und die nicht endet im 
Berufen auf eine Mehrheit. (Beifall bei der 
rJVP.) 

Hohes Haus ! Ich finde, daß es in 'der letzten 
Zeit 'eine g'anze Reihe von Vorfällen gegeben 
hat, wo das ähnlich gewesen ist, wo letzten 

69. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)30 von 109

www.parlament.gv.at



! . , 

Nationalrat XIII. GP - 69. Sitzung - 4. April 1973 6531 

Dr. Koren 
Endes im parlamentarischen Raum eine, Tedl­
nik entwickelt wird, durch die mit den Grund­
sätzen, Herr Bundeskanzler, mit denen Sie Ihr 
Image aufgebaut haben, eindeutig gebrochen 
wird. 

Das gilt etwa für die Antwort des Präsi­
denten dieses Hauses auf meine schr-iftlidle 
Anfrage bezüglich der Vorgänge um die ß.e­
stellung eines Verfa·ssungsrichters, und hier, 
glaube �ch, gibt ein Artikel recht interessante 
neue Aspekte, der heute erschienen ist, in 
dem - es handelt sich um die "Wodlen­
presse" - festgestellt wird, daß sich in 
Juristenkreisen ein hartnäCkiges Gerücht halte, 
daß die Mitteilung des Präsidenten des Ver­
fassungsgerichtshofes an den Herrn Bundes­
präsidenten nicht vollstän'dig veröffentlicht 
worden sei (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Hört! 
Hört/), sondern nur teilweise. 

Die "Wochenpresse" redJ.erchiert nun offen­
bar bei den dafür in Frage kommenden Stellen 
und stellt am Ende des Artikels fest: 

" ,Ich kann auf allerhöchste Weisung Ihre 
Frage nur mit einem »no comment« beant­
worten', ließ Kurt Skalnik, Jonas-Pressespre­
cher, verlauten." 

Zweitens : " ,Der Präsident läßt Ihnen für die 
Fühlungnahme danken. Sie brauchen nicht 
mehr anzurufen', stellte das Sekretariat von 
VGH-Chef Antoniolli klar." 

I� kann .daher als Fraktionsführer meiner 
Fraktion von dieser Stelle aus den Herrn 
Bundespräsidenten nur ersuchen - mehr kann 
ich nicht -, die Off.entlid1keit und das Par­
lament Über den vollständigen Text der Mit­
teilung des Verfassungs-gerichtshofes an ihn 
zu unterrichten, damit endlich Klarheit 
darüber herrscht, welche Unterlagen dem 
Herrn Bundespräsidenten tatsächlich vor­
gelegen sind, nachdem er dem Nationalrat die 
Erstellung eines neuen Dreiervorschlages vor­
enthalten hatte. (Zustimmung bei der avp.) 
Ich glaube, daß die Offentlichkeit darauf ein 
Recht hätte l 

Hohes Haus l Ich glaube, nur mit ein paar 
Beispielen gezeigt zu haben, wo die Koo­
perationsmöglichkeit, wo das Demokratiever­
ständnis und wo die Transparenz nun bei 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, mehr und mehr 
aufzuhören beginnen. 

Es hat vor wenigen Jahren, am 2. Dezember 
1969, in einer sehr beachtenswerten Rede der 
Herr Minister Dr. Bro'da einmal gesagt: 
"Denken wir sehr viel an den 1. März 1910, 
aber auch an den 2. März, an dem die meisten 
von uns wieder hier sein werden und wieder 
fortsetzen müssen." 

Ich glaube, Herr Bundeskanzler, es ist an 
der Zeit, Sie daran zu erinnern, daß die 
51 Prozent, mit denen Sie begonnen haben, 
heute keine 51 Prozent mehr sind und daß 
es für Sie einen Tag im Oktober 1915 oder 
früher geben wird, auf den auch ein nädlster 

Und drittens : " ,Was idl. sagen will, habe Tag folgen wird, wo v.iele, die heute hier 
idl in der parlamentarischen Anfragebeant- tätig sind, werden überlegen müssen, wie es 
wortung gesagt', antwortete Benya barsch, weitergehen soll. Sie können heute nodl über­
aber zumindest selbst. legen, ob Sie wachsende Schwierigkeiten durch 

Härte, Diskussion durch Drohung oder Ein-
Daß der geheimnisvolle Absatz aus der Luft schüchterung, Transparenz durdl Sdlweigen 

gegriffen sei, behauptete keiner der sdlweig- oder Verbergen, Offenheit durdl Formaldemo­
samen drei." (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: kratie und Parlamentsreform durdl den Ein-
Transparenz!) satz der Mehrheit ersetzen wollen . 
. Meine Damen und Herren I Die Opposition Idl sage Ihnen ganz offen: Das könnte uns 

hat weder die Mögtidlkeit, etwas zu unter- politisch gesehen durchaus redlt sein. Denn 
nehmen, wenn der Nationalratspräsident die Sie würden selbst zerstören, 'was Sie vor 
Präsidialkonferenz übergeht, nodl die Mög- Jahren an Bild von sich und Ihrer Partei auf­
lichkeit, den Bundespräsidenten oder gar den gebaut haben. Ich gl<;lube aber, daß Sie .damit 
Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes nach der politischen EntWicklung in diesem Lande 
dem vollständigen Inhalt eines solchen Schrei- einen schlechten Dienst leisten würden. Denn 
bens zu fragen, eines Sdlreibens, das immer- die Politik in diesem Lande muß audi nadl 
hin die Grundlage für eine aufsehenerregende Ihnen noch weitergehen I (Anhaltender Beifall 
Feststellung und für einen 'aufsehenerregenden bei der avp.) 
Vorfall gewesen ist. . Denn weder der Herr Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet Bundespräsident noch der Präsident des Ver- ist der Abgeordnete Gratz. Idl erteile es ihm. fassungsgerichtshofes sind verpflichtet, ihre 
Entscheidungen und ihre Grundlagen dem Abgeo.rdneter Gratz (SPO) : Herr Präsidentl 
Parlament zur Information vorzulegen (Abg. Hohes Haus l Wir diskutieren formell eine 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Aber gut wäre es!), ein dringliche Anfrage, die vom Inhalt her alle, 

. Zustand, der sich seit der absoluten Monardlie die sie gelesen haben, zu der Frage veranlaßt 
nicht geändert hat. hat: Warum ausgerechnet diese Materie? 
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Gratz 
Es zeigt sidl nun, daß die beiden Redner 

der Osterr.eidüsdlen Volkspartei den Inhalt, 
den eigentlidlen Inhalt ihrer dringlidlen An­
frage selbst nidlt besonders ernst nehmen 
(Abg. Dr. K o r  e n: Das ist Ihr Irrtum, Herr 
Kollege!), denn in ihren Reden ist zu 98 Pro­
zent alles vorgekommen, was die Innenpolitik 
in den letzten drei Jahren bewegt hat, und 

, zu 2 Prozent die dringlidle Anfrage selbst. 
ICh sage das nicht vorwurfsvoll, meine 

Damen und Herren von der OVP I Sie haben 
uns . . . (Abg. G r a f: Da sind wir Ihnen aber 
dankbar, Herr Gratz! Das ist aber nett von 
Ihnen!) Bitte: Nadldem Ihre Redner im Stil 
zwisdlen Robespierre und de Gaulle hin und 
her gesdlwankt haben, von leidensdlaftlidler 
Anklage bis zum staatsmännisdlen Zureden, 
werde im vielleidlt audl nodl so etwas sagen 
können. (Zustimmung bei der SPO. - Abg. 
G r a f: Sicher! Ich sage Ihnen ja: Wir sind 
Ihnen sehr dankbar! - Präsident Doktor 
M a l e t a gibt das Glockenzeichen.) 

Hohes Haus! Wir haben natürlim, weil eine 
parlamentarisdle Diskussion audl Antworten 
erfordert, den Inhalt der Reden vom Herrn 
Generalsekretär Dr. Kohlmaier und vom 
Herrn Klubobmann Professor Dr. Koren so 
ernst genommen, daß wir natürlidl Jetzt auf 
alle angesmnittenen Punkte im einzelnen ant­
worten müssen. Da der Redner in der Debatte 
auf 20 Minuten besdlränkt ist und es , in 
20 Minuten ausgesdllossen ist, auf die vielen 
interessanten innenpolitisdlen Probleme, die 
Sie angesdlnitten haben, ausfühx:liCh .ein­
zugehen, muß ich j etzt sdlon um Verständnis 
dafür bitten, daß eine ganze Reihe von Red­
nern der Sozialistischen Partei sehr ernsthaft 
jedes einzelne der Probleme, die Sie ange­
sdlnitten haben . . . (Zwischenrufe bet der 
OVP.) Sehr f.ein. (Abg. G r a f: Ist das eine 
Drohung? Wollen Sie uns damit drohen? -
Abg. S k r i t e k: Fühlen Sie sich bedroht? -
Weitere Zwischenrufe. - Präsident Doktor 
M a l  e t a gibt das Glockenzeichen.) Idl bitte 
um Verständnis, lind Sie sagen "Drohung" . 
Idl meine: Gar so empfindlich . . .  (Anhaltende 
Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Idl bitte um Verständnis, wenn ich 
ersudle : Wenig.er Zwisdl.enrufe l 

Abgeordneter Gratz (fortsetzend): Der erste 
Redner der Osterreimismen Volkspartei, der 
Herr Generalsekretär Dr. ' Kohlmaier, hat, 
glaube im, in einer Stunde mehr von Demo­
kratie gesprodlen, hat öfter das Wort Demo­
kratie im Mund geführt als wahrsdleinlidl 
die Osterreidlisdle Volkspartei während der 
ganzen Zeit ihrer Alleinregierung vier Jahre 
lang ! (Zustimmung bei der SPO. - Zwischen­
rufe bei der OVP.) 

Weil Sie, Herr Generalsekretär, zu Beginn 
mit solcher Sorge die Sozialdemokratie in 
Sdlutz genommen haben gegen andere Ent­
wicklungen, darf idl Ihnen wirklidl ohne 
Emotion sagen, daß sidl in di.esem Lande die 
Sozialdemokratie immer selbst zu verteidigen 
gewußt hat und nidlt zuletzt gegen die 
Kanonen jenes Mannes, dessen Bild in Ihrem 
Klub hängt! (Zustimmung bei der SPO. -
Abg. Dr. P r  a d e  r: Das ist eine Unerhört­
heil! - Abg. Dr. K 0 h I m a i  e r: Die ewig 
Gestrigen!) 

Hohes Haus ! Es steht, wie gesagt, die ganze 
Innenpolitik zur Debatte. (Abg. H a r w a l  i k: 
Die Gräber _sind geschlossen!) Sie sind ge­
sdllossen. (Weitere anhaltende Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (wiederholt das 
Glockenzeichen gebend): Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! (Abg. H a  r w a l  i k: Die 
Gräber sind geschlossen!) Bitte, j etzt spreche 
idl! (Abg. H a  r w a l i k: Die Gräber sind ge­
schlossen in asterreich! Darauf haben wir 
aufgebaut! Das tut man nicht, Herr Abgeord­
neter Gratz!) Abgeordneter Harwalikl (Wei­
tere Zwischenrufe des Abg. H a  r w a l  i k. -­

Gegenrufe bei der SPO. - Präsident Doktor 
M a l e t a  gibt wiederholt das Glocken­
zeichen.) 

Meine Damen und Herren! Jetzt spreme idl! 
Idl ersume die ,  Abgeordneten aller Parteien, 
auf den Präsidenten zu hören. (Abg. Doktor 
P r  a d e  r: Er 8011 nicht immer beleidigen!) 
Nam allen Seiten: Das Jahr . 1934 liegt vierzig 
Jahre zurück. Im �hitte, in der Gegenwart . . . 
(Abg. 0 f e n b ö  c k: Dann soll er nicht immer 
so sprechen! - Präsident Dr. M a l  e t a  gibt 
neuerlich wiederholt das Glockenzeichen.) 

Ich bitte, sim zurückzuhalten! Idl wünsche 
nidlt das Jahr 19341 (Abg. Dr. F i 8 C h e r: 
Wir wünschen nicht dje Bilder davon! -
Gegenrufe bei der OVP. - Präsident Doktor 
M a l e t a gibt abermals das Glockenzeichen.) 

Ich bitte auch die Angehörigen meiner Par­
tei, sidl nam den Wünsdlen des Präsidenten 
zu fidltenl Ich braume keine Unterstützung 
:von den anderen 1 

Abgeordneter ,Gratz (fortsetzend): Hohes 
Haus I Ich befolge gerne diese Anregung des 
Herrn Präsidenten, aber gestehen Sie, Herr 
Generalsekretär, mir ,eine gewisse Emotion 
zu (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i e r: Gerne!), wenn Sie 
eine Stunde lang in der Offentlidlkeit so tun, 
als ob Sie die Osterreidler vor der 
Sözialistisdlen Partei im Namen der Demo­
kratie in Schutz nehmen müßten. (Zustimmung 
bei der SPO.) Das war der Grund meiner 
Emotion. 
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Gratz 
Hohes Haus! Wenn wir diese Emotionen 

auf bei den Seiten zur Seite lassen, dann wird 
es mir sehr recht sein. Ich nehme das Recht 
für mich in Anspruch. Ger<rde hier im Haus 
kennen mich alle als einen, der weder dauernd 
von der Vergangenheit spridlt, noch sehr 
leicht erregt ist. Aber wenn ich mir sehr ruhig 
eine Stunde lang anhören muß, daß meine 
Partei in Andeutungen und so weiter dar­
gestellt wird als jemand, der die Demokratie 
in Osterreich gefährdet, dann erlauben Sie mir 
oder 'dann verzeihen Sie mir auch eine emo­
tionelle Entgleisung, bei der ich auch nur 
auf etwas hingewiesen habe. (Neuerliche Zu-
stimmung bei der SPO.) 

. 

Ich gehe .über zu einem Punkt, zu dem 
echten Problem - ich kann jetzt einige Dinge 
nur punktuell in diesen 20 Minuten behan­
deln -, zur Verfassungsrechtslage: War das 
Gesetz verfassungswidrig oder nicht? Wer hat 
darüber zu entscheiden? 

Ich kann jetzt keine lange verfassungsrecht­
liche Aus·führung halten, aber die Oster­
reichische Volkspartei soUte sich, glaube ich, 
im klaren darüber sein, was sie verfassungs­
rechtlich anstrebt oder anzustreben scheint, 
wenn sie dem Herrn Bundeskanzler sagt, er 
solle prüfen, ob .er ein einfaches Gesetz, das 
nach Ansicht der Osterreichischen Volkspartei 
verfassungswidrig ist, unterschreibt. Das be­
deutet etwas, was dieses Haus bisher abge­
lehnt hat. (Zustimmung bei der SPO. - Abg. 
Dr. K o r  e n: Das ist ganz · etwas anderes!) 
Es bedeutet die Ubertragung eines inhalt­
lichen Gesetzesprüfungsrechtes an den Bun­
despräsidenten und an den Bundeskanzler. 

Hohes Haus! Das ist nicht nur im Hinblick 
auf Verfassungsmäßigkeit bei Schulgesetzen 
relevant, sondern wenn dieses Argument rele-. 
vant ist, daß der Bundeskanzler nur unter-

. sc:h.reiben darf, wenn er das Gesetz inhaltlich 
g.eprüft hat, dann bedeutet das die Uber­
tragung eines inhaltlic:h.en Gesetzesprüfungs­
rec:h.tes, das an sich nur der Verfassungs­
geric:h.tshof hat, hinsichtlich aller Kompetenz­
bestimmungen und aller Rec:h.te des National­
rates an den Bundeskanzler. Bei allem Respekt 
vor dem Herrn Bundeskanzler: Im Nationalrat 
haben wir als Opposition das Rec:h.t des 
Nationalrates verteidigt, daß die Vollziehung 
kein inhaltliches Prüfungsrecht der Gesetze 
hat, und wir verteidigen als Fraktion dieses 
Redlt auch in der Eigenschaft als Mehrheits­
partei. (Beifall bei der SPO.) 

Ic:h. möc:h.te sagen, daß ic:h. mic:h. hier auch 
völlig mit dem identifizi-ere - ich kann 
jetzt nicht alles verlesen� der Herr Bundes­
kallzier hat es teilweise zitiert -=-, was der 
Herr A]:>geordnete Dr. WitJhalm in der 10. Sit-

zting der XI. Gesetzgebungsperiode gesagt 
hat. Er hat es natürlich etwas polemisc:h.er 
gesagt. Bei Nationalratssitzungen geht es eben 
immer polemisc:h.er zu. Herr Dr. Withalm hat 
gesagt: . 

"Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß diese Materie' der Verfassung entspric:h.t. 
Sie können anderer Auffassung sein, aber 
nehmen Sie zur Kenntnis" - "nehmen Sie 
zur Kenntnis" war zu Ihrer Zeit, Herr Doktor 
Withalm, ein beliebtes Wort (Abg. Doktor 
W i t h a I  m: Ich kann mich noch erinnern!) -: 
"Wenn Sie gesagt haben, es wäre eine Ver­
ständigung darüber notwendig, daß . . .  die 
Parteien sic:h. jetzt zusammensetzen und sagen: 
Das ist verfassungsmäßig, das ist nic:h.t ver­
fasstmgsmäßig!, j a, das könnte der 
Sozialistisc:h.en Partei passen, daß wir sie 
jedenfalls bei jeder Materie womöglidl 
fragen . . .  " (Zwischenrufe bei der SPO. -
Abg. Dr. K r  e i s  k y: Das war ein Stil, Herr 
Dr. WithaIm, ganz ein frischer Still) Und 
Dr. Withalm setzte fort: "Nicht Sie, meine 
Damen und Herren, werden · bestimmen, was 
verfassungsmäßig und ver.fassungswidrig ist, 
sondern einzig und allein das zuständige 
Höchstgeric:h.t: das ist der Verfassungsgeridlts­
hof." (Abg. Di:. K r  e i s  k y: Vor Tische las 
man's anders! Das war ein Stil, Herr Doktor 
WithaIm! - Abg. G r a f: Ein echter WithaIm!) 

Ic:h. schließe mich dem letzten Satz an und 
sage sogar nodl dazu: Nicht Sie werden be­
stimmen, und auch wir werden letztlic:h. nicht 
bestimmen, was verfassungswidrig ist, son­
dern der Verfassungsgerichtshof -wird es be­
stimmen. (Beifall bei .eier SPO.j 

Hohes Hausl Ich kann jetzt nur ankündigen, 
daß selbstverständlich Redner meiner Fraktion 
zu den folgEmden angeschnittenen Materien 
in diesem innenpolitismen Tour d'horizon 
des Herrn Generalsekretärs und des Herrn 
Klubobmannes im Detail Stellung nehmen 
werden: .. 

Zur Frage des ORF; zur Frage der fadllic:h.en 
Qualifikation der Kommission im Bundes­
kanzleramt; zu der leicht versc:h.ämt hier be­
handelten Frag,e, ob das derzeitige Gesetz dem 
Volksbegehren entspricht. Es entspric:h.t ihm 
nämlic:h. nic:h.t. Es ist ein OVP-MehrheHsgesetz 
geworden. 

Wir werden einen Redner stellen zur Frage, 
wer in der Vergangenheit eine Volksabstim­
mung über ein vom Nationalrat besc:h.lossenes 
Gesetz als Mehrheit abgelehnt hat. Das war 
nätrilic:h. die Osterreic:h.isc:h.e Volkspartei ' bei 
der Mietengesetznovelle. 

Wir werden einen Redner .stellen, der sic:h. 
sehr genau mit den LandwirtsChaftsfragen aus­
einander.setzen wird. Ich möc:h.te nur namens 

453 
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Grau 
meiner Fraktion sagen: Die Aufforderung des 
Herrn Generalsekr'etärs Kohlmaier an die 
Bundesregierung und an den Bundeskanzler, 
nun tatsächlich die Vergabe und Verwendung 
aller AI-Kredite der letzten zehn Jahre zu 
überprüfen und darüber zu berichten, wird 
von . unserem Klub unterstützt. Wir schließen 
uns diesem Ersuchen an und erwarten den 
Bericht. (Beifall bei der SPO.) 

Ein R edner von uns wird zu den Fragen 
der Mitbestimmung Stellung nehmen. 

'Sie haben weiters davon geredet - ich 
habe mir hier die ganze Liste aufgeschrieben; 
aber wozu brauche ich denn die Liste! -: 
Orts tafeln, 29. Novelle zum ASVG, Mehr­
wertsteuer, Währungs alleingang. - So sagten 
Sie. Es ist sehr interessant, daß Sie damit fesh 
stellen, gegen die Aufwertung des Schillings 
gewesen zu sein. (Abg. Dr. S c h l e i  n z e r: 
Das ist polemisch! - Abg. Dr. K o r  e n: Herr 
Gratz, das geht ein bißchen zu weitl) Weiters 
sprachen Sie vom OH-Gesetz, vom Ver­
fassungsgerichtshof und vom Krankenpflege­
fachdienst. - Also nicht! Kein Alleingang! 
Dann war ·es wieder kein Alleingang, denn 
wir haben hier ja die Währungsdebatte ge­
habt. (Abg. Dr. K 0 r.e n: An diesem bewußten 
Dienstag! Sie waren dabei!) Die Dienstag­
sitzung! Aber am Samstag war es dann ge­
meinsam, Herr Professor Koren! Am Samstag 
darauf (Abg. Dr. K o r  e n: Es ist um die Vor­
gangsweise an diesem Dienstag gegangen!) 
folgte eine gemeinsame Entsd1eidung der 
Sozialpartner. 

Ich muß jetzt aber zu einigen Problemen 
kommen, die ebenfalls in den Debatten­
beiträgen des Herrn Generalsekretärs und des 
Herrn Klubobmannes vorgekommen sind.  

Der Herr Generalsekr:etär fragte, was aus 
der Forderung nach mehr Demokratie gewor­
den sei, warum keine gesetzlichen Maßnahmen 
gekommen wären. 

Diese Frage muß ich zurückgeben: Was ist 
denn ·zum Beispiel mit dem ·Gesetz über die 
VolksanwaItschaft, bei dem seit kurzem eine 
Festsetzung von Unterausschußterminen auto­
nom durch den Unterausschuß nicht mehr mög­
lich ist? Was wird mit dem Betriebs­
verfassungsgesetz, mit dem Universitäts­
Organisationsgesetz sein? Hier wird sich dann 
die Einstellung der Osterreichischen Volks­
partei . . . (Abg. Dr. K o r  e n: Das ist doch 
alles noch nicht da!) Das . Gesetz über die 
Volksanwaltschaft ist einige Zeit hier, Herr 
Professor Koren! (Abg. Dr. K o r e n: Da sind 
mindestens schon 15 Sitzungen gewesen!) Es 
sind Sitzungen gewesen. Sie wissen genauso­
gut wie ich, daß die weiteren Beratungen in 
diesem Ausschuß, da es sich um ein Ver-

fassungsgesetz handelt, anscheinend - für 
mich - unter gewisse Vorbedingungen ge­
stellt werden sollen, die ich noch nicht kenne, 
aber jedenfalls derzeit ins Stocken geraten 
sind. 

Herr Klubob_mann! Sie haben gesagt, daß 
man nicht nur zählen soll, wie viele Gesetze 
einvernehmlich beschlossen wurden, sondern 
daß man auch gewichten soll, bei welchen 
Gesetzen die -Sozialistische Partei allein ent­
scheiden mußte. Nun gut! Dann zählen wir 
eben einige auf, bei denen die Osterreichische 
Volkspartei nein gesagt hat. 

Die Osterreichische Volkspartei hat gerade 
in letzter Zeit nein gesagt zum Gesetz über 
die Fusionierung der österreichischen Eisen­
und Stahlindustrie, die diesem Land immerhin 
einen Stahl- und Eisenkonzern gebramt hat, 
der zu den zehn größten Unternehmungen 
der Welt zählt und der immense Chancen 
gibt, daß sich dieses Land als kleines Land 
industriell auf dem Weltmarkt behaupten 
kann. (Beifall bei der SPO.) Sie haben dagegen 
gestimmt I 

Sie haben - wie Sie selbst wissen - ein 
sehr zögerndes Ja in letzter Minute zu den 
Verträgen mit der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft ausgesprochen. (Abg. Doktor 
B 1 e n k: Aber vorläufig noch nicht beurteil­
bar!) 

Und Sie wissen selbst, wie nicht nur wir, 
sondern auch die Offentlidik-eit bestürzt 
darüber war, was bei den Endverhandlu!J,gen 
mit Ihnen - bei den Bedingungen - aus der 
ursprünglich großen Vision des wirtschaft­
liCh zusammengeschlossenen Abendlandes 
geworden ist, nämlich eine Auseinander­
setzung über sehr kleine Details. -

Sie haben, wie Sie ja Iheute wieder be­
weisen, nein gesagt zu einem modernen 
Krankenpflegefachdienst, dessen Probleme 
nicht nur dem Nationalrat, sondern allen 
Osterreichem unter deli Nägeln brennen, und 
Sie versuchen jetzt in letzter Minute das Ge­
setz dom noch zu verhindern. (Beifall bei der 
Spö.) 

Sie haben zu einer Reihe von Vorlagen 
zwar nicht nein gesagt, aber Sie haben Unter­
ausschüsse zur besseren Beratung von Ge­
setzen :verlangt. IEs gibt derzeit 27 Materien, 
die in Unterausschüssen behandelt werden, 
wobei bei manchen Unterausschüssen der Aus­
druck "behandelt" eine sehr vornehme Um­
schreibung dessen ist, daß die Materie dort 
wochen-, wenn nicht monatelang ruht. 

Ich möchte jetzt keine Unterstellungen vor­
nehmen und nichts vermuten. Ich mödüe nur 
sagen, daß wir sehr genau prüfen werden, 
wo im Verlaufe des letzten Jahres die Unter-
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ausschüsse arbeiten konnten und wo sie der 
Opposition offenkundig nur ein Vorwand 
dafür waren, daß die Materie liegenbleibt. 

Wenn wir in Zukunft in Pressekonferenzen 
und über den OVP-Pressedienst Vorwürfe 
darüber bekommen, wie viele Materien un­
erledigt im Parlament liegen, darin werden wir 
uns diese Vorwürfe der OVP zu Herzen neh­
men und dafür sorgen, daß diese Materien 
im Parlament erledigt werden. (Lebhafter Bei­
fall bei der SPO.) 

Auch das können Sie nicht als Drohung auf­
fassen, denn Sie werden 'doch nicht annehmen, 
daß Vizekanzler Dr. Withalm in der gleichen 
Sitzung, in der 10. Sitzung der XI. Gesetz­
gebungsperiode, etwa gedroht hätte, wenn er 
gesagt hat: "Wenn wir davon reden, daß 
wir in einer parlamentarischen Demokratie 
sind, dann muß -eben, um diese Probleme 
erledigen zu können, von den Möglidlkeiten 
der Mehrheit, die auf Grund. des Votums des 
Volkes geg-eben ist, Gebraudl gemad1.t 
werden." (Beitall bei der SNJ. - Abg. Doktor 
W i t h a I  m: Völlig unbestritten! - Abg. 
L i  b a I: Bravo!) 

Das ist unbestritten, und wir werden daher 
- das sage idl sehr offen . . . (Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i  e r: Es geht darum, wie man es 
macht! Ein StiIproblem!) Das Stilproblem be­
steht darin, daß Sie hier monatelang sagen: 
Warum gesdlieht nidlts?, in den Aussdlüssen 
dag.egen sind, und wenn wir dann mit Mehr­
heit abstimmen, den Ausdruck "Nieder­
stimmen" verwenden. Das ist Ihr Stil. (Zu­
stimmung bei der SPO.) 

Idl habe nur mehr zwei Minuten. Idl mödlte 
zu zwei Dingen nodl eine Bemerkung machen, 

Der Herr Generalsekretär Dr. Kohlmaier hat 
gesagt: Wenn Programme nidlt erfüllt werden, 
dann könne man das unter, Umständen als 
politisches Kavalier·sdelikt betracht-en. Für uns 
gilt das nicht, Herr Generalsekretäri Für uns 
ist die Nidlterfüllung von Programmen kein 
Kavaliersdelikt, sondern ein Grund . . .  (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Umso besser! Daim fangen 
Sie zum Erfüllen an! - Weitere Zwischenrufe 
bei. der OVP.) Herr Kollege, nidlt, wenn es 
der Abgeordnete Bl-enk verlangt, sondern 
wenn es die Wähler verlangen. Wir werden 
vor die Wähler hintreten mit dem erfüllt-en 
.Programm. Das sage ich Ihnen. (Beifall bei 
der SPO. - Zwischenrufe bei der o VI;'. -

Präsident Dr. M a l  e t a  gibt das GloCken-
, zeichen.) 

" 

, Wir wissen, daß die Osterreichische Volks-

tiert ist - wozu idl mich jetzt noch nadl­
träglidl bek-enne - zum Beispiel darüber, daß 
für mich als früherer Bundesmini,ster für 
Unterricht erstmalig in diesem Ministerium 
seit vielen, vielen Jahren das Bekenntnis zur 
Sozialistisdlen Partei kein Ausschluß von der 
Aufnahme oder B.eförderung gewesen ist. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Weil Sie wissen, daß der Staat nicht mehr 
Ihnen gehört, daß die Sozialistische Partei 
die Programme verwirklidlt (Abg. H a  h n: 
Außer dem Wohnbauprogramm! - Abg. 
Dr. K 0 h ] m a i  e r: Oder dem Human­
progmmm!), weil Sie fühlen, daß Ihre 
Strategien im Keller leben und den Oster­
reichem das Bild eines Landes in Elend und 
Not vorzeidlnen, während sich jeder Oster­
reidler nur umsehen muß, um zu sehen, wie es 
in diesem Land aufwärtsgeht, weil Sie 
darüber irritiert sind, deswegen Ihre Aktionen 
wie die heutige. Aber hören Sie unser-e wei­
teren Redner. Wir werden uns im Detail mit 
Ihrem Vorbringen auseinandersetzen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Z.um Wort gemeldet 
1st der Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordnet�r Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident I Meine Damen und Herrenl Ich 
glaube, daß man bei der Besprechung dieser 
Anfrage und der Anfragebeantw01tung zwei 
Dinge auseinanderhalten muß, nämlich auf der 
einen Seite den Anlaßfall selbst, das sind die 
Fragen 1 bis 4 .und ihre Beantwortung, lind 
auf der anderen Seite die Frage 5 und die 
allgemeinen Betradltungen, die sich daran 
knüpfen und die mit dieser Frage zusammen­
hängen. Vielleicht zunächst ein Versudr einer 
nüchternen Betrachtung über den Anlaßfall. 
(Der P r ä  s i d e n  t übernimmt wieder den Vor­
sitz.) 

Es handelt sich um die Bestimmung des: 
§ 6 Abs. 2 des Krankenpflegegesetzes, in der 
es heißt, daß das erste Ausbildungsjahr ge­
mäß den einschlägigen schulrechtlidlen Vor­
schriften zu führen ist. Ich muß ehrlich sagen, 
daß nach meiner Auslegung des Gesetzes ein. 
bloßer Hinweis auf andere rechtliche Vor­
schriften - mögen sie nun Verfassungs rang 
haben oder doch die Änderung einer Zwei­
drittelmehrheit bedürfen "": für sich allein noch. 
keine Grundlage darstellt, nach einem Ver­
fassungsgesetz zu rufen. Aber über etwas Der� 
artiges kann man sicherlich streiten. 

partei irriti-ert ist, weil der Staat jetzt seit Sidler ist, daß im Lauf der parlamentarisdlen 
drei Jahren nidlt mehr ihr gehört. Daß sie Debatte in diesem Haus und auch im Lauf/ 
irritiert ist, wie idl gestern herausgehört habe, der Debatte im Aussdluß niemand darauf ver­
bei manchen Personalvorsdllägen, daß sie irri- ' wiesen hat, daß dieser § 6 Abs. 2 in dieser 
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Form verfassungswidrig sein könnte bezie­
hungsweise, exakter formuliert, daß eine Be­
sChlußfassung mit Zweidrittelmehrheit erfol­
gen müßte. 

Wenn nun eine Kritik angebracht ist, so ist 
es die, daß in diesem Zeitpunkt der Beratun­
gen hier im Hause von seiten der Bundesnigie­
rulig auf diese Bedenken nicht aufmerksam 
gemacht wurde, wie sie ja ansCheinend der 
Verfassungsdienst im Laufe des Begutach­
tungsverfahrens doCh geäußert hat. 

ICh glaube, bei einer so subtilen Frage, wo 
man also nur am Rande Bedenken sehen kann, 
ist es PfliCht des zuständigen Ressortministers, 
niCht nur auf das aufmerksam zu machen, was 
seinem Ressortstandpunkt entspridlt, sondern 
auch auf das, was entgegenstehen könnte. 
Wenn also die Meinung des Verfassungsdien­
stes bekannt war, dann erhebt siCh die Frage, 
warum nun eigentlich im Ausschuß diese Dinge 
nicht zur Sprache gebracht wurden. 

NaChdem allerdings hier die BesChlußfas­
sung durch den Nationalrat erfolgte, sehe ich 
eigentlich keine Grundlage dafür, daß das nun 
im nachhinein in der Form saniert werden 
könnte, daß etwa der Bundespräsident die 
Beurkundung oder der Bundeskanzler die 
Gegenzeichnung ablehnt. 

Ich verstehe auch nicht ganz. warum die 
Antragsteller im Bundesrat, die einen ' Ein­
spruch verlangten. ein solches Begehren näm­
lich unter Hinweis auf Verfassungswidrigkeit 
gestellt haben, denn wenn nach ihrer Meinung 
ein ordnungsgemäßer Beschluß des National­
rates niCht zustande gekommen ist, dann kann 
man eigentlich dagegen auCh keinen Einspruch 
machen. Aber ich will damit nur sagen, wie 
schwierig die Materie an sich ist. 

Ich glaube, es ist richtig, daß nachträglich 
über eine solche Frage nur der Verfassungs­
gerichtshof befinden kann und daß es nun 
nicht möglich ist, daß der Bundeskanzler oder 
der Bundespräsident oder beide,. gemeinsam 
darüber befinden, ob eine Beschlußfassung in 
diesem Hause den Bestimmungen der Bundes­
verfassung entsprochen hat. Die Beurkundung 
hat j a  nur zu prüfen, ob diese BesChlußfassung 
erfolgte. 

Aber was beschlossen wurde, das haben 
Bundespräsident und Bundeskanzler zur 
l\.enntnis , zu nehmen. Daß hier die Grundlage, 
nämlich die Verfassungsbestimmung des Arti­
kels- 14 Abs. 1 0  der Bundesverfassung, wenn 
ich es recht im Gedächtnis habe, ohnehin sehr 
problematisch ist, das hat die freiheitliche 
Fraktion vor mehr als zehn Jahren in diesem 
Hause anläßlich der Beschlußfassung über die 
sogenannte Schulreform sehr ausdrüddich her-

vorgehoben. Es wurde damals aufmerksam ge­
macht, daß dieser Verzweiflungsschritt der 
seinerzeitigen Koalition, eine Zweidrittelmehr­
heit in die Verfassung einzubauen, und zwar 
eine Zweidrittelmehrheit über das ' Thema, 
aber nicht eine Zweidrittelmehrheit in den 
einzelilen Gesetzen, eine äußerst problema­
tische Lösung ist, und es ist klar, daß sich 
audl in der Zukunft noch bei versdliedenen 
Anlässen Probleme ergeben werden wie im 
vorliegenden Fall. 

Wir Freiheitlichen sind daher der Meinung, 
daß es ein Versäumnis der Bundesregierung 
gewesen ist, in der Zeit, da das Gesetz, das ja 
eine Regierungsvorlage war, in Behandlung 
stand, auf diese Frage nidlt aufmerksam zu 
maChen; audl die Erläuternden Bemerkungen 
der Regierungsvorlage enthalten über dieses 
Problem nidlts. 

Wir haben bekanntlich dieses Gesetz abge­
lehnt. Wir haben es bekämpft, denn wir sind 
der Meinung, daß es ein sdlledltes Gesetz ist, 
das früher oder später novelliert wird werden 
müssen. Wir glauben aber, daß die ridltige 
Form des Widerstandes gegen soldle Fehl­
entscheidungen nicht darin besteht, daß wir 
uns in verfassungsredltlidlen Betradltungen 
verlieren, sondern darin, daß wir einmal zu 
einer Lage in diesem Hause kommen, in der 
die sachUdlen Bestimmungen eines falsChen 
Gesetzes geändert werden. (Beifall bei der 
FPo.j 

Insofern ist der Anlaßfall zwar ein Fall, der 
sehr wohl zu Kritik an dem Verhalten der 
Bundesregierung beziehungsweise des Res­
sortministers Anlaß gibt, aber idl glaube, daß 
man davon niCht eine Mißadltung der Verfas­
sung ableiten kann. Das bedeutet aber keines­
wegs, daß wir etwa der Meinung wären, daß 
in dem, was in der Frage 5 zusammengefaßt 
ist, nicht zumindest ein wahrer Kern ent­
halten ist. 

Wir sind sicheriidl nidlt in allem derselben 
Meinung wie die Anfiagesteller. Wir glauben 
audl nidlt, daß es berechtigt ist, daß die An­
fragesteller pausdlal von der "Opposition" 
reden, da es j a  bekanntlidl zwei Oppositions­
parteien in diesem Hause gibt. Wir können uns 
auch nicht der Argumentation des Herrn Gene­
ralsekretärs Dr. Kohlmaier anschließen, wenn 
er sagte, daß der Herr Minister Weihs das Ver­
trauen des Parlamentes genießt. (Abg. Doktor 
K o h l m a i e r: Der Mehrheit/) Nein, Sie 
haben gesagt, des Parlamentes. (Abg, Doktor 
K 0 h I m a i  e r: Ich meinte, der Mehrheit des 
Parlamentes/) Ich habe sehr genau aufgepaßtl 
Idl darf für uns festhaIten:  Unser Vertrauen 
hat er jedenfalls niCht. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Das habe ich auch nicht angenom­
men!) 
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Eines ist richtig: Es hat sich in der ver­
gangenen Zeit bei Bund und Land auf allen 
möglichen Ebenen gezeigt, daß mancher tat­
sächlich glaubte, daß die Mehrheit das Argu­
ment ersetzt. 

Nun ist es in der Demokratie sicher so, 
daß notwendige Entscheidungen nötigenfalls 
mit einer einfachen Mehrheit getroffen werden 
müssen. Darüber besteht gar kein Zweifel. 
Aber der Herr Bundeskanzler hat hier einige 
Dinge erwähnt, bei denen keine Entscheidung 
notwendig war, bei denen es also nidlt not­
wendig war, eine Sache gewissermaßen vom 
Zaun zu brechen und mit 93 zu 90 zu be­
schließen, bei denen es besser gewesen wäre, 
wenn schon kein entsprechender Konsens zu 
erreichen war; von einer vorzeitigen Entsdlei­
dung Abstand zu nehmen. 

Mußte es etwa sein, daß das Kärntner Orts­
tafelgesetz mit dieser Mehrheit beschlossen 
wur�e? War das eine dringende EntsCheidung, 
wobei es als Initiativantrag- eingebracht 
wurde lind sofort hier besdllossen werden 
mußte? (Abg. Z e i  1 1  i n g  e I: Sonst hätten sie 
doch die Wahlniederlage versäumt!) Ja das 
ist natürlich ein Argument, aber ich glaube, 
das war eine nicht beabsichtigte Folge. Oder 
mußte es sein, daß auf Anregung des Herrn 
Vizekanzlers, der jetzt leider nicht mehr da ist, 
den paar Leuten, die durch die Aufhebung der 
Ruhensbestimmungen Vorteile bekommen hät­
ten, das wieder weggenommen wurde mit 
einem Beschluß 93 zu 90? 

Das sind EntsQ1eidungen, auf die das, was 
der Herr Bundeskanzler hier ausgeführt hat, 
nicht paßt, _ sondern das sind Entscheidungen, 
die besser unterblieben wären, bei denen man 
glaubte, die eigene Meinung der Bevölkening 
mit einer Mehrheit von 93 aufzwingen zu 
müssen. Das, glaube ich, ist sidler ein falsches 
Verständnis der - Spielregeln; das, glaube ich, 
muß ' notwendigerweise seine Folgen zeitigen,­
Zum Teil sind j a  diese Folgen schon da. 

Die Ergebnisse _der Zwischenwahlen sind ja 
die Antwort der Bevölkerung auf die 93-Man­
date-Gesinnung, an die, die da 

-
glauben, daß 

man nur abstimmen braucht und sich- mit dem 
Abstimmen über alles und jedes hinwegsetzen 
kann. 

- -

Ich - glaube also, das Krankenpflegegesetz ist 
sicher ein Anlaßfall, verfassungsrechtliche Pro­
bleme zu erörtern, aber es ist, glaube ich, kein 
dlarakteristisches Beispiel für das Problem, 
vor dem wir stehen. Dieses PJ:'obleni lautet 
vielmehr, daß es ein Gefühl für das, was mit 
einfacher Mehrheit politisdt und gesellschafts­
politisch möglich ist, geben muß, und daß man 

wissen muß, daß es eben Entscheidungen gibt, 
wo man sich über die Minderheit nicht einfaCh 
hinwegsetzen kann und hinwegsetzen darf. 

Wir würden hoffen, daß, wie es seinerzeit 
in der Regierungserklärung hieß, die Bundes­
regierung jederzeit zur Zusammenarbeit mit 
den anderen Parteien des Parlaments bereit 
ist. Seit der Zeit bisher gibt es allerdings 
einige sehr markante Beispiele dafür, daß 
diese BereitsChaft auf der Seite der Mehr­
heitsfraktion niCht bestand. (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich die 
Frau Bundesminister Dr. Leodolter. Bitte. 

Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz Dr. Ingrid Leodolter: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich möchte nur zu zwei Punkten 
Stellung nehmen, die ausgesprochen an meine 
Adresse gegangen sind. 

Erstens einmal zur Frage, ob es ein sdllech­
tes Gesetz ist, das wir mit der Krankenpflege­
gesetznovelle vorbereitet hatten. 

Vielleicht darf ich Ihnen sagen: Das Ziel 
dieser Novelle war ja eine Vermehrung der 
Zahl an Krankenschwestern zur Pflege unserer 
Kranken in den Krankenhäusern. Wenn iCh 
Ihnen jetzt die Zahlen dazu sage, so werden 
Sie vielleicht auch zur Auffassung kommen, 
daß diese Gesetzesnovelle das Ziel nicht ver­
fehlt hat, sondern daß sie das Ziel erreicht 
hat. Wir haben 1 80 Neuanmeldungen für die 
Krankenpflegeschulen im Bereich Wien, allein 
für die Schulen, die im Herbst dieses Jahres 
beginnen. Von diesen 180 Anmeldungen stam­
men nur 37 von Sü�bzehnjährigen, alle anderen 
von Fünfzehnjährigen. Ich glaube, daß das 
der Beweis dafür ist. (Beifall bei der SPO.) 

Was die Frage des Verfassungsdienstes an­
belangt: Der Verfassungsdienst hat zum Ent­
wurf der Gesetznovelle eine Stellungnahme 
abgegeben. Wir haben diese Stellungnahme 
in der Regierungsvorlage berücksichtigt und 
haben so die Regierungsvorlage eingebradlt. 
Es sind auch in den Ausschußverhandlungen 
noch Abänderungen vorgenommen worden. 
(Beiiall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Peter. 

-

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Osterreichisdle 
Volkspartei hat in ihrer Dringlichen Anfrage 
unter anderem eine Formulierung aus der 
Regierungserklärung 1 97 1  auf den Prüfstand 
gestellt, wonach· die neue Bundesregierung 
jederzeit bereit ist, mit elen anderen ParteIen 
zusammenzuarbeiten und die Zusammenarbeit 
mit den anderen Parteien des Nation-alrates 
zu suchen. 
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Wir Freiheitlichen gingen bei der Stellung­
nahme zu dieser Dringlichen Anfrage der OVP 
von dem Gesichtspunkt aus, zuerst den Abge­
ordneten Dr. Broesigke die Argumente zu den 
Fragen 1 bis 4 zum Krankenpflegegesetz vor­
bringen zu lassen, um dann in der weiteren 
Diskussion den po1itischen Uberlegungen 
R:aum zu geben, was nun meine Aufgabe sein 
wird. 

Meine Damen und Herren! Der freiheitliche 
Abgeordnete Dr. Broesigke ist bereits in einem 
Punkt darauf eingegangen, daß die soziali­
stische Alleinregierung dort, wo .es ihr richtig 
erschien, . die Zusammenarbeit gelegentlich mit 
-der freiheitlichen Fraktion gesucht hat, aber 
11ort, wo die Zusammenarbeit vom staatspoli­
tischen Gesichtspunkt aus notwendig gewesen 
wäre, diese Zusammenarbeit sowohl mit der 
freiheitlidlen Fraktion als auch mit der Oster­
reichischen Volkspartei in einem ganz be­
stimmten Punkt abgelehnt hat, nämlich in der 
schon zitierten Frage des Kärntner Ortstafel­
gesetzes. Ich werde von diesem Platz aus zu 
diesem Thema genauso sachlich und zurück­
haltend argumentieren, wie ich es im Rahmen 
des Kärntner Wahlkampfes getan habe. 

Aber gerade an die "Ortstafel-Taktik" muß 
die sozialistische Regierungsmehrheit ebenso 
wie die sozialistische Alleinregierung erinnert 
werden, wenn im Rahmen der Diskussion im 
Nationalrat seinerzeit der Abgeordnete Doktor 
Kerstnig . den Freiheitlichen unterstellte, sie 
würden mit der Forderung nach einer gehei­
men Minderheitenermittlung in Kärnten auf 
politischen Narrenfang ausgehen. 

Was aus diesem SPO-Vorwurf inzwischen 
in Wahrheit geworden ist, davon konnte sich 
der sozialistische . Abgeordnete Kerstnig an 
Hand des Wahlergebnisses selbst überZeugen. 

An Stelle einer Wiederholung freiheitlicher 
Argumente verweise ich auf jenen Artikel des 
sozialistischen Landeshauptmannstellvertre­
tels Suchanek, der ein Umdenken in dieser 
Frage im sozialistischen Lager Kärntens zum 
. Ausdruck bringt, wenn darin gefordert wird, 
nun müsse man auch auf sozialistischer Seite 
eine geheime Minderheitenermittlung . zur 
Feststellung der Stärke der .slowenischen Min­
derheit in Kärnten in Erwägung ziehen: 

. 

Die Suchanek-Forderung ist ein anschau­
licher . Beweis dafür, daß der Vorwurf der 
Osterreichischen Volkspartei an die · soziali­
stische Alleinregierung , eine mangelnde Be­
reitsChaft zur · Zusammenarbeit bisher bekun­
det zu haben, richtig ist unCi daß dieser Vor­
wurf auch vom freiheitlichen Gesichtspunkt 
aus unterstrichen werden muß. 

Es ist mir willkommen, daß der Herr Vize­
kanzler im Augenblick den Bundeskanzler ver­
tritt, denn gerade mit· Herrn Häuser, seiner 
Amtsführung und seiner Unduldsamkeit vor 
allem gegenüber der freiheitlichen Fraktion, 
aber auch gegenüber den Sozialpartnern 
mödüe ich mim in jenen 20 Minuten ausein­
andersetzen, die mir zur Verfügung stehen. 

Gerade Herr Vizekanzler Häuser demon­
striert und praktiziert jenen Stil der soziali­
stischen Alleinregierung, den wir Freiheit­
limen strikte und aus Uberzeugung ablehnen. 

Es dürfte auch Herrn Vizekanzler Häuser 
nicht unbekannt geblieben sein, daß wir Frei­
heitlichen sowohl in der Frage des Stahlkon­
zerns als auch in der in diesem Zusammen­
hang aufgeworfenen Fragen der Mitbestim­
mung mit den sozialistischen Kollegen und mit 
den sozialistischen Gewerklichaftern Smulter 
an Schulter marsChiert sind. Wir Freiheitlichen 
haben uns vorbehaltlos für das Mehr an inner­
betrieblicher Mitbestimmung der Betriebsräte 
im Aufsichtsrat auf der Grundlage der Drittel­
parität eingesetzt. Die FPO-Abgeordneten 
haben diese Regierungsvorlage dann auch ge­
meinsam mit den Sozialisten gegen die OVP 
beschlossen. 

Aber wenn es in der Regierungserklärung 
vom 5. November 1 97 1  wörtlidl heißt, daß 
diE;! neue Bundesregierung jederzeIt zur Zu­
sammenarbeit mit den anderen Parteien des 
Parlaments bereit ist und keine Möglichkeit 
ausschlagen wird, diese Zusammenarbeit zu 
suchen, dann frage ich Sie, Herr Vizekanzler, 
ob dieser Teil . der Regierungserklärung auch 
für den Sozialminister Rudolf Häuser gilt oder 
ob der Herr Sozialminister und Vizekanzler 
Häuser diesen Teil der Regierungserklärung 
vom 5. N9vember 1 971 nach wie vor ignoriert. 
Zum Beispiel ignoriert in seiner Stellung­
nahme vom 27. März 1 973, in der der Vize­
kanzler unter anderem ausführte, die Freiheit­
liche Partei habe bisher nicht den Wunsch 
nach einer Aussprache über das Arbeitsver­
fassungsgesetz beziehungsweise über den 
Ministerialentwurf zum Ausdruck gebracht. 

Das ist der Stilbruch zwischen Häuser und 
Kreisky. Da erweisen Sie sich, Herr Vizekanz­
ler, als Fremdkörper der sozialistischen Allein­
regierung und als Fremdkörper in der Struk­
tur des Kabinetts Kreisky H, wenn auf der 
einen Seite der Bundeskanzler sagt, wir wollen 
mit den Oppositionsparteien in der Frage des 
Stahlkonzerns reden - das gesmah ja auch 
mit der Osterreichischen Volkspartei, wenn 
man sich dann auch nicht mit ihr geeinigt 
hat -c', und Sie auf der anderen Seite meinen, 
daß die Oppositionsparteien kniefälligst zum 
allerhöchsten Sozialminister . kommen sollen, 
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Peter 
um eine Audienz zu erbitten, um über das 
informiert zu werden, was Sie, Herr Vize­

' kanzler, im Nationalrat durchbringen wollen. 

Das ist eben jener Stilbruch, Herr Vize­
kanzler, den wir Freiheitlichen Ihnen mit allem 
Nachdru<k ins Stammbuch schreiben. Herr 
Vizekanzler, dieser Stil hätte nicht einmal in 
die Regierung Klaus ·gepaßt. Er paßt aber 
schon gar nicht in das Kabinett Kreisky II. 
(Abg. Dr. B I  e n k: Ein bißchen vielleicht dochl) 
Ich glaube nicht. Sie, Herr Vizekanzler, !haben 
sich inzwischen zur schwersten Hypothek des 
Kabinetts Kr'eisky II entwi<kelt. Es ist jetzt 
die Frage durm den Bundeskanzler zu beant­
worten, ob die sozialistische Alleinregierung 
nam den Hypotheken, die -sich aus den Wahl­
niederlagen ergeben haben, nun audl ent­
sdllossen ist, die Hypothek Häus·er weiter mit­
zusdlleppen. Die Antwort auf diese Frage hat 
durchaus nidlt vom Standpunkt der freiheit­
lidlen Opposition aus zu erfolgen, sondern 
ausschließlich von der sozialistischen Mehrheit 
und vom Bundeskanzler ·selbst erteilt zu , wer­
den. 

Und ' nun, Herr Vize�anzler, gestatten Sie 
mir nodl, daß ,idl mich mit Ihrer Taktik aus­
einandersetze, die Si:e gerade seit der beste­
henden c;ibsoluten SPO�Mehrheit auf dem Ge­
biet der Sozial- und Arbeitnehmerpolitik syste­
matisch, bewußt und wohlüberlegt praktizie­
ren. Im meine also jene TakUk, die Sie von 
einem Sozialgesetz zum anderen konsequent 
anwenden. 

Beginnen wir mit der 29. ASVG-Novelle. 
Di-e 29. ASVG-Novelle könnte man mit dem 
Leitgedanken über·sdtreiben: Vom Sozialdik­
tat des Vizekanzlers zum HäusersdIen Sozial­
pfusdl. Warum, Herr Vizekanzler? Weil Sie 
wieder einmal das 'Durdlpeit-sdten als Ziel­
setzung gewählt hatten, V?:eil Sie uns vor dem 
Sommer des letzten Jahres di-e Regierungs­
vorlage ohn,e Konsultation der Präsidialkon­
f-erenz ins Haus gaben und ohne Intervention 
beim Klubobmann der sozialistischen Mehr­
heitspartei erklärten: Der Sozialaussdluß wird 
permanent während des Sommers 1972 tagen. 
Diese EI'kläi'ung haben nidtt Sie als Vizekanz­
ler und SozialmiIüster abzugeben, einen Be­
sdlluß darüber haben wir in der Präsidiale 
herbeizuführen. Weil aber der Sozial ausschuß 
des Nationalrates während des letzten Som­
mers nicht permanent getagt hat und Ihre 
Regierungsvor!age so sdtledlt war, war es 
.notwendig, im Herbst 1912 durch Ihre Mehr­
heitsfraktion zu rund zwei Dritteln der Para­
graphen der 29. ASVG-Novelle Abänderungs­
anträge einzubringen. Häuserscher Sozial­
pfusm par excellence war ,die 29, ASVG-No­
velle in der ursprünglidlen Regierungsvorlage. 

So, Herr Vizekanzler, i·st eben das Durch­
peitschen und das Durchsetzen Ihr politisches 
Leitmotiv mit Hilfe der absoluten SPO-Mehr­
heiL Das ist eine Sozialpolitik, die die Allein­
regierung Kreisky mit einem Sozialminister 
von g·estern, aber nicht mit einem Sozialmini­
ster .für ein modernes Osterreidt betreibt; 

Ein Journalist that Ihre Wesensart sdlon 
vor Monaten charakterisiert. Ich glaube, er 
hat recht mit folgendem Wappensprudt Ihrer 
Amtstätigkeit: "Häuser ist stur wie Avery 
Brundage", Und diese Sturheit, Herr Vizekanz­
ler, bestätige ich Ihnen in Ihrem Verhalten 
gegenüber der freiheitlichen Opposition. 

Es 'gibt einen Blütenstrauß von Ubersdlrif­
ten zum Thema Häuser-<Sti1 : "Immer der Vize" 
ist das eine Thema. "Wenn man im Glashaus 
sitzt, soll man nicht mit Steinen werfen, Herr 
Vizekanzler" , ist die andere Meinung, und ein 
anderer Journalist meinte: "Häuser handelt 
immer nach dem Grundsatz: Mir san die Meh­
rer'n". - Aber, Herr Vizekanzler, vor diesen 
Mehreren haben wir Freiheitlidlen keine 
Angst und keine Furdlt, auch dann nidtt, wenn 
Sie j ede Bereitschaft zur Zusammenarbeit so 
wie bisher mit den OppositionSparteien in ent­
scheidenden Arbeitnehmermaterien vermissen 
lassen. 

Ihre Taktik des Durchpeitschens tritt noch 
eklatanter zutage bei der Thematik der 
Arbeitsverfassung. Sie haben ganz bewußt 
zielstrebige Vorarbeit zur Arbeitsverfassung 
geleistet, die j etzt dem Parlament ins Haus 
steht. Im Juni 1 972 setzten Sie keinen Pauken­
schlag, aber vermutlich wohlbewußt einen Akt 
der eklatanten Mißachtung des Nationalrates. 
Der Nationalrat hat' nämlidl seinerzeit milden 
Stimmen aller drei Fraktionen einen Elltsdllie­
ßungsantrag verabsmiedet, dessen Inhalt die 
Einsetzung einer ' Kommission zur Kodifikation 
des Arbeitsrechtes war. Diesen einstimmigen 
Beschluß des Nationalrates, getrC!gen also von 
allen Fraktionen, auch von der Ihr·en, Herr 
Vizekanzler, haben Sie im Juni 1972 stlll und 
leise liquidiert, indem Sie die Kommission auf­
gelöst haben. Und damit hahen Sie sich den 
Weg "freigeschossen" für j ene Taktik des 
Durchsetzens und Niederwalzens der Opposi­
tion, die Sie bis zum heutigen Tag angewen­
det haben. 

,Ein gestörtes Verhältnis zum Parlament, 
Herr Vizekanzler, ' steht weiter in Ihrer Amts­
führung zu Buch, und wir Freiheitlidlen wollen 
nicht versäumen, das gebührend und mit allem 
Nadtdru<k in aller Offentlidtkeit festzuhalten. 

Wie wehleidig Sie geworäen sind" Herr 
Vizekanzler, seit Sie auf der Regierungsbank 
sitz;en, das dar.f auch nidlt unerwähnt bleiben, 
Als ich Ihnen nämlich in den letzten Wochen 
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Peter 
den Vorwurf machte, daß . Sie Ihr Amt sehr 
selbstherrlich führen, haben Sie in einem Fem­
sehinterview erklärt, das wäre eine persön­
liche Beleidigung. Aber, Herr Vizekanzler 
Häuser, was hat denn der VorWurf der Selbst­
herrlichkeit mit einer persönlichen Verun­
glimpfung, mit einer persönlichen Beleidigung 
zu tun? Herr Vizekanzler: Lesen Sie Ihre 
Reden als Abgeordneter der sozialistischen 
Opposition in den Jahren von 1 966 bis 1 970 
nach, dann werden Sie draufkommen, daß Sie 
die schärfste und spitzeste Zunge der damali­
gen Oppositionspaxteien gegenüber der OVP­
Alleinregierung ·an den ' Tag gelegt haben. 
Aber kaum sitzen Sie als Sozialist oben auf 
der Regierungsbank, praktizieren Sie schon ein 
politisches "Gottesgnadentum". Wenn man 
dieses 'sozialistische "Gottesgnadentum" einem 
Herrn Landeshauptmann Sima und einem Vize­
kanzler Häuser vorhält, dann wird man gleich 
der persönlichen Beleidigung geziehen. 

S(), Herr Vizekanzler, geht es nicht! Auf 
einen groben K'lotz gehört ein .grober Keil. 
Und ein grober Klotz waren Sie immer, Herr 
Vizekanzler. (Beifall bei der FPO.) 

Herr Vizekanzler !  Häusers Härte und Häu­
sers Schärfe als Abgeordneter der SPO-Oppo­
sition von 1966 bis 1970 soll nun gegen den 
Herrn Vizekanzler Häuser gerichtet sein, der 

. auf der Regierurigsbank sitzt und als Sozialist 
für die Agenden des Sozialministeriums ver­
antwortlich ist. Denn eines, Herr Vizekanzler, 
lassen wir Freiheitlichen uns nicht nehmen, 
weder von Ihnen, noch von der sozialistischen 
Mehrheit dieses Hauses: die Waffenigleichheit, 
die demokratische Waffengleichheit zwischen 
Regierung einerseits und den Oppositionspar­
teien andererseits. (Beifall bei der FPO.) Uber­
all dort, meine Damen und Herren, wo die 
sozialistische Mehrheit die demokratische 
Waffengleichheit der Oppositionsp.arteien be­
hindert, werden wir Freiheitlichen uns dage­
gen mit allem Nachdruck. zur Wehr setzen. 
(Beifall bei der FPO.) 

. 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister Ing. H�user. Bitte. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Meine sehr geehr­
tEm Damen und Herren I Darf ich an der 
Spitze meiner Beantwortung der gegen Iniih 
vorgebrachten Darstellungen deutlich unter­
streichen -'- so ·wie ich das auch im Fernseh­
interview gemacht habe -'--, daß i.ch persön:lich 
überhaupt nicht beleidigt bin, wenn ein Poli­
tiker in irgendeiner Form mich angreift Das 
wiep.erhole ich hier, Herr Abgeordneter Peter, 
UIul daher habe ich mich auch nicht persönlich 

. beleidigt gefühlt, " wooer. als . Abgeordneter. 
nOm jetzt in meiner Ftinktj<m a:uf der Regie-
iurigSbank. (BeifaiJ bel der SPO.)

· , 

Und nun zu der Frage, ob für den Sozial­
minister das Regierungsprogri'!-mm genauso 
gilt wIe für alle : Natürlich. 

Die Formulierung, die Sie gebraucht haben, 
daß man die Zusammenarbeit tät.igen soll und 
die Zusammenarbeit suchen soll, ist dom nur 
so aufzufassen - ich .fasse sie zumindest so 
auf -, daß man dann zu einer Zusammen­
arbeit bereit ist, wenn der entsprechende 
Wunsch, das Bedürfnis nach einer solchen 
vorhanden ist. Und eine Zusammenarbeit 
sumen wird man dann, wenn man sich von 
diesem Zusammenwirken etwas erwartet. 

·Und nun glaube ich, brauche im Ihnen und 
Ihren Parteikollegen doch wahrlich nicht klar­
zumachen, wie ich persönlich zum Verhalten 
der Freiheitlichen ,Partei in bezug auf sozial­
politische Fralgen, auf Fragen, die die Arbeit­
nehmer interessieren, eingestellt bin. Ich habe 
das sehr deutlich noch zu einem Zeitpunkt ge­
sagt, als die Differenzen bei weitem nicht so 
groß waren. 

Aber ich möchte nur eine Klarstellung hier 
treffen: ICh weiß, die Freiheitliche Partei hat 
mit Vehemenz gegen das Arbeitszeitgesetz 
geredet �nd gestimmt. Ich weiß, daß die Frei­
heitliche Partei gegen die 29. Novelle Stellung 
genommen und sie abgelehnt hat. Sie haben 
sie ja hier heute entsprechend gewertet. Nun, 
ich überlasse es den Menschen, die davon 
betroffen sind, ob sie bei allen diesen gesetz­
lichen Neuordnungen Vorteile, Verbesserun­
gen erkennen oder nicht. Sie sind jooenfalls 
dagegen gewesen. Und ich darf letzten Endes 
sagen, daß Sie beim Arbeitslosenversiche­
rungsges-etz durch Ihren Sprecher ebenfalls 
die Ablehnung des Gesetzes ihier zum Aus­
dru<k gebracht haben, aber daß Sie darüber 
hinaus eine .Fülle von - V-erbesserungen, wie 
Sie meinen � Belastungen vorgeschlagen 
haben, die gar niCht zeigen, daß Sie wirklich 
so sehr Interessen der Arbeitnehmer vertreten. 
(Zustimmung bei der SPtJ.) pas ist meine Ein­
stellung dazu, und bei <ler bleibe ich. 
. 

Nun zum Vorwurf des Durchpeitsche�s. Ich 
möchte mich jetzt nicht schönmachen, aber es 
gibt etliche Damen und Herren hier im Hause, 
auch auf der rechten Seite, die sich, wann 
immer sie ein diesbezügliches VefIaIligen oder 
einen Wunsch haben oder eine Auskunft 
haben wollen, an mich oder meIn Ressort 
wenc:ien, und es wird ihnen jeldwede ' Unter-
stützung gegeben. 

. . 

Was die Partnerschaft, die Wirtschafts­
partner an1ailgt, so darf ich sagen, daß hier ein 
sehr, seht enger Kontakt vorhandEm ist und 
daß " dahet die Fragen det ZusammEmarbeit 
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Vizekanzler Ing. Häuser 
überhaupt nie zur Debatte gestanden sind, 
auch nicht, daß sie von meiner Seite aus nicht 
eingehalten werde. 

' 

Zum Dunhpeitschen von Gesetzen - und 
Sie haben konkret die 29. Novelle angeführt. 
Herr Abgeordneter Peter: Ich darf Ihnen mit­
teilen, daß wir Anfang Juli seitens der Oster­
reichischen Volkspartei die Zusage gehabt 
haben, daß sie den Ausschuß in Permanenz 
erklären werden, am 8. Juli haben sie dann 
von dieser Zusage wieder Abstand genommen. 
Wenn man sich in einem Ressort bemüht, 
Zeit zu gewinnen, ein Gesetz rechtzeitig in 
das Haus zu bringen, um die Möglichkeit ;für 
wochen- und monatelange ' Beratungen zu er-

' öffnen, so kann man dann, wenn man durch 
dieses Versäumnis der Opposition in Zeitnot 
kommt, nicht dem anderen vorwerfen, daß er 
etwa die Absicht hat, ein Gesetz durchzu­
peitschen. (Abg. M e  I t e r: Herr Vizekanzler! 
Das ist ja nicht wahr, weil Sie selbst bei der 
letzten Sitzung ein ganzes Paket von Abände­
rungsanträgen eingebracht haben! - Abg. 
Z e i  1 1  i n g e r: Das ist doch unwahr!) Schauen 
Sie, meine sehr geehrten Abgeordneten: Mit 
der Feststellung allein, daß es unwahr ist, 
ist noch kein Beweis geschaffen I (Zustimmung 
bei der SPO. - Abg. Z e i 1 1  i n  g e r: Wo ist 
das Versäumnis der Freiheitlichen Partei?) 

Ich habe nie den Standpunkt vertreten 
- das möchte ich auch noch dem Herrn Ab­
geordneten Peter :sagen ...,-: Weil wir die 
Mehreren sind, muß es so sein. Denn gerade 
von einem Gewerkschafter wissen Sie, Herr 
Abgeordneter Peter, daß man sich vielfach in 
der jahrzehntelangen Tätigkeit zusammensetzt 
und immer wieder einen Weg such.t, uni zu 
gemeinsamen Auffassungen zu kommen. Diese 
Schule, die ich immerhin schon vier Jahrzehnte 
mitgemacht 'habe, hat mich also nie zu einer 
solchen mir jetzt unterstelUen überheblidH�n 
Einstellung gebracht. Aber es jst Ihre Ange­
legenheit, ob Sie jemand V'ehement angreifen 
und ihm Dinge vorwerfen, die, er als Sprecher 
von der Regierungsbank nicht mit gleicher 
Münze bezahlen kann. (Zustimmung bei der 
SPO. - Abg. Dr. B a u  e r: Dann . gehen Sie 
herunter! '- Abg. Z e  i 1 1  i n g e r: Sie wissen 
doch selber, daß diese Vorwürfe ' richtig sind! 
Ein Machtrausch!) 

Nun zu Ihrem Vorwurf wegen der , Taktik 
im Rahmen der Umänderung des Beirates für 
die ,Kodifikationskommission. Herr ' Abgeord� 
neter Peter! Ich möchte es mir hier nicht leicht­
machen. Ich stelle nur folgendes fest: Diese 
Großkomm�S'sion von 54 Personen hat insge­
samt in den drei Jahren der OVP-Regierung 
Überhaupt ntir 1sechsmal getagt�nd medtorisch 
zum ganzen Fragenkomplex ' überhaupt nicht 

Stellung genommen. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Sie haben ja einen Ausschuß gehabt!) Ich habe 
damals, als diese Frage zur Diskussion gestan, 
den tst . . . (Abg. G r a f: Polemisieren Sie 
nicht! Wenn Sie pOlemisieren wollen, dann 
kommen Sie herunter!) Entschuldigen Sie, 
meine sehr geehrten Damen und Herren: Mit 
der Feststellung, daß ich poleuüsiere, ist es 
auch nicht getan. Ich habe die Feststellung 
getroffen, daß dieser große Beirat in drei 
Jahren sechsmal zusammengetreten ist. (Zu­
stimmung bei der SPO. - Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e I: Aber es war ja ein Ausschuß da!) 

Was die Teilnahme am Ausschuß betrifft 
- auch diese Feststellullig wiederhole ich -, 
in dem der Herr Abgeordnete Melter war, so 
erinnere ich mich noch an die Zahl: Er hat von 
21 Sitzung,en nur an 7 teilgenommen. Also 
sehr viel konnte ich damit nicht verhindern. 
(Rufe bei der FPO: Was stimmt: 18 : 6 oder 
21 : 'l?) 

Aber ich wiederhole nochmals: Ich habe mir 
keinen Weg freügeschossen, sondern ich habe 
jene Voraussetzungen geschaffen, daß dieser 
Arbeitsausschuß wirklich fertig wil1d mit der 
Materie. Und deshalb ist es nun auch endlid! 
nach drei Jahren möglich gewesen, den ersten 
Teil des kollektiven Arbeitsrechtes in das 
Parlament zu bringen. (Abg. Z e i  1 1  i n g e r: 
Welche Ziffern stimmen von denen, die Sie 
gesagt haben? - Abg. Dr. B a u  e r: Was 
stimmt überhaupt bei Ihrer Rede? - Abg. 
Z e i l  1 i n g e r: Welche Ziffern sind richtig 
von denen, die Sie gesagt haben?) 

Was di·e demokratische Waffengleidlheit 
betrifft, meine Herren: Die politischen Ent­
scheidungen werden von den Gremien hier in 
diesem Hause getroffen. Im Rahmen des Aus­
schusses, im Rahmen der Parlament'S'sitzungen 
haben wir politische Waffengleichheit. Hier 
können Sie beweisen, ob /Sie die Interessen 
der Arbeitnehmer und der ' sozial Sdlwachen 
auch wirklich vertreten wollen. (Beifall bei 
der SPO. -'- Abg. Dr. B a u  e r: Polemisieren 
Sie von unten und nicht von der Regierungs­
bank! - Abg. Z e i 1 1  i.n g e r: 6 .  oder 7: Was 
stimmt jetzt? Was stimmt jetzt: 21 . oder 18 
Sitzungen? - Abg. Dipl.-Vw. J 0 8 s e c k: Die 
Ahnlichkeit mit Bruooage ist verblüHend! -
Abg. Z e  i I 1 i n g e r: Helr Vizekanzlerl So 
sind alle Ihre Ziffern seit Jahren ialsch! Solche 
Zahlen kann man nur mit 93 Mandaten sagen! 
-- Gegenrufe bei der SPO.) 

PräSident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Schnell., 

Abgeordneter Dt. SdlDell . (SPO) : Hohes 
Haus! Meine sehr geehrten Damen' unli' Her­
ren! Die' Debatte :zeigt, daß die dringliche An-
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Dr. SdlDell 

frage, die sich auf das Krankenpflegegesetz 
bezieht, doch eine andere, viel stärkere emo­
tionale und politische Grundlage hat. Ich 
mödlte daher wieder zu dem Grund der 
Anfrage zurückkehren, wenn auch alle Abge­
ordneten, >die vor mir gesprochen haben, sehr 
deutlich zum Ausdruck gebradlt haben, daß. 
die Regelung des Krankenpflegefachdienstes 
praktisdl nur den Anlaß darstellt, um diese 
politisdle Debatte zu führen. 

Wa!s nun dieses Gesetz über den Kranken­
pflegefadldienst 'betrifft, so mödlte ich doch 
darauf zurückkommen, daß diese Debatte 
heute nidlt durchgeführt werden müßte, wenn 
man den Vorstellungen ' der SoziaHstisdlen 
Partei im ,Jahre 1 962 Rechnung getrag·en hätte, 
als es zum Schulgesetzwerk 1962 gekommen 
ist und auCh die Frage zur Diskussion stand, 
mit dem Sdlulgesetzwerk 1 962 sowohl das 
landwirtschaftlidle Sdlulwesen wie audl das 
gesamte Ausbildungswesen im Zusammen­
hang mit dem Krankenpflegedienst zu regeln. 

Es war dies im Jahre 1 962 leider nicht mög­
lich. Es sollen audl hier in keinerlei Weise 
Verdädltigungen ausgesprochen wez;den, war­
um dies nicht möglidl gewesen ist. Tatsadle 
ist, daß 'sidl das Schulgesetzwerk 1 962 nur 
auf diej enigen SChulen bezieht, die im Sdlul­
organisation$gesetz geregelt sind, und daß 
man dann einen .eigenen Paragraphen finden 
mußte, um eine Begriffsbestimmung zu geben, 
die die Schulen, die auf das Krankenpflege­
gesetz RücksiCht genommen hätten, ausglie­
dern, eine gesetzliChe , Bestimmung, die nicht 
sehr günstig ist. 

Es heißt im § 2 des PrivatsChulgesetzes, daß 
Schulen im Sinne dieses Bundesgesetzes Ein­
riChtungen sind, in denen eine Mehrzahl von 
Schülern gemeinsam nach einem festen Lehr­
plan unterridltet wird, wenn im Zusammen­
hang mit der Vermittlung von allgemein­
bildenden oder berufsbildenden Kenntnissen 
und Fertigkeiten ein er7li.eherisches Ziel apge­
strebt wird. Mit diesem Paragraphen hat man 
damals bewußt , die SdlUlen ausgegliedert, die 
im Rahmen des Kr·ankenpflegefadldienstes ge­
führt werden, und da bereits da·s Gesetz über 
den KrankEmpflegefadl.dienst ein Jahr vor dem 
Jahre 1962 erlassen wurde, l1ätte der Gesetz­
geber im Jahre 1 962 ohneweiters die Mög­
lidlkeit gehabt, nodl einmal auf die verfas­
sungsredltlidlen Bestimm�gen zurückzukom­
men und diese verfassungsmäßigen Bestim­
mungen zu regeln. Dies ist lei<ler im Zusam­
menhang mit dem Sdlulgesetzwerk 1962 nidlt 
erfolgt. 

Sidlerlidl ilSt dies audl mit ein Grund ,dafür, 
daß wir heute vor dieser Frage stehen, ob die 
im § Q Abs. 2 des novellierten Gesetzes fest-

gelegte Formulierung, daß das erste Ausbil­
dungsjahr der Vertiefung der Allgemeinbil­
dung und der Vorbereitung auf die Ausbil­
dung im Krankenpflegefachdienst dient und 
gemäß den einsdllägigen sdlulredltlidlen Vor­
sdlriften am Sitz einer Krankenanstalt zu füh­
ren ist, der Verfassung entspridlt oder nidlt 
entspridlt. 

Auf alle Fälle darf ich aber dodl audl eine 
Reihe von Gesidltspunkten anführen, die 
zweifellos audl den ReChtsstandpunkt unter­
mauern, d,aß eine solche deklarative Fest­
legung ohneweiters erfolgen kann. 

Für die ' NidJ.tanwendung der Bestimmung 
des Artikels 14 Abs. 10 der Bundesverfassung 
auf die Bestimmun.gen der Regierungsvorlage 
über die Änderung des Bundesgesetzes be­
treffend die Regelung des Krankenpflegefadl­
dienstes spredlen folgende Umstände: 

Erstens einmal: Die Ausbildungseinrichtun­
gen für diese Dienste sind keine Schulen im 
Sinne des Artikels 14, sie regeln keine aIlge� 
meine Ausbildung, sondern nur eine FaCh­
ausbildung. 

Zweitens : Durdl. die vorgesehene Abände­
rung wird kein bestehendes 'Sdlulgesetz ab­
geändert, sondern das Gesetz über den 
Krankenpflegefadldienst. 

Drittens: Diese Sdluleinrichtungen sind audl 
deswegen nidlt als Schulen im eigentlichen 
Sinn anzuführen, weil' ihnen eines der wesent­
liChen Begriffsmerkmale der Sdlule, wie sie 
im § 2 des Privatsdlulgesetzes vorgesehen 
sind, fehlt. 

, - Wenn nun bei der Einrichtung dieses Aus­
bildungsjahres von vorneherein die Absidlt 
besteht, ein Jahr festzulegen, das im Sinne 
e!ner Privatsdlule eingeridltet wird, das 
hinsichtlidl der ErriChtung und der Führung 
den ' sdlulredltlichen Vorschriften unterliegt 
und damit audl der Sdlulaufsidlt der Landes­
schulräte und damit au,ch des Bundesmini­
steriums für Unterridlt' untersteht, dann ist 
audl den verfa.ssungsredlÜidlex;t' Bestimmun­
g,en Redlnung 'getragen, weil 'ja in keiner 
Weise eine Änderung dieser verfassungsrecht­
!idlen Bestimmungen der Schulaufsicht und 
der Sdlulorganisation vorHegt. 

Damit komme idl aber zum wesentIidlen 
Punkt der Auseinandersetzung. Idl glaube, 
daß wir diese Frage nidlt so sehr vom 
formalistisch-gesetzÜdlen Standpunkt darstel­
len dürfen, sondern in erster Linie die sach­
liche Notwendigkeit im Auge haben müssen. 

Der dringende Bedarf an Krankensmwestern 
ist ' allgemein bekannt. Es ist sidler das ge­
meinsame Bemühen aller im Hause, diesem 
dringenden Bedarf durch eine geeigllete und 
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gezielte Werbung und durch ein geeignetes 
Schulwesen Rechnung zu tragen. 

Wenn die Osterreichische Volkspartei einen 
Vorschlag gebracht hat nach Einrichtung einer 
Fachschul.e für Sozialarbeit, wie sie ja auch 
im Schulgesetzwerk 1962 enthalten ist, wie 
wir sie bereits besitzen und diesen Weg auch 
als Zugang zu den Schulen des Krankenpflege­
famdienstes benützen können, so wäre dieser 
Weg keine Erweiterung. Denn er besteht und 
er kann auch weiterhin benützt werden, und 
ich bin überzeugt, daß alle Bewerberinnen, die 
über diese Fachschulen kommen und dann 
später in die Schulen des Krankenpflegefach­
dienstes eintreten, selbstverständlich aufge­
nommen werden. 

lBei diesem Gesetz kommt es darauf an, 
einen flexiblen Zugang zu schaffen. Und 
die Tatsache, die mit der Wortmeldung von 
Frau Minister Dr. Leodolter heute zur Kennt­
nis des Hauses gebracht wUIlde, daß bei etwa 
180 Anmeldungen 35 - wenn ich das jetzt 
richtig im Kopf habe - Siebzehnjährige sind, 
die sofort iri den Krankenpflegedienst, das 
heißt in die Sd1uien eintreten, dagegen 
150 dieses Jahr vom Polytechnischen Lehr­
gang zu der Schule des Krankenpflege­
dienstes überbrücken, ist ein Beweis dafür, 
daß gerade am Sitz der Anstalt, dieser Schule 
solche Einridüungen geschaffen werden müs­
sen, um den entsprechenden Bildungsübergang 
vom PolytedlIl!isdlen- Lehrgang zu sichern be­
ziehungswei.se Schüler innen ·einer allgemein­
bildenden oder berufsbildenden mittleren oder 
h�heren Sdlule - weil ja auch SChülerinnen 
von diesen Schulen später austreten - für den 

. Krankenpflegeberuf zu gewinnen und ihnen 
den Zugang zu schaffen. (Abg. Dr. Marga 
H u b  i n e:k: Diese Zahlen sagen nichts! Die 
Ausfallsquote ist doch wesentlich später, Herr 
Präsident!) 

. .  

Das ist niir sd10n bekannt; Frau Abgeord­
nete Hubinek. Die Ausfallsquote ist außer­
ordentlich hoch, - aber je höher die Zahl am 
Anfang ist, uinso geringer ist -die Ausfalls­
quote in der Folge. (Beifall bei der SPO.) Die 
Notwendigkeit besteht darin, VOn vornherein 
hohe Zahlen von Schiilerinnen zu bekommen, 
um dann aud1 die Ausfallsquoten entsprechend 
abdecken zu können� Wir sind uns dessen 
sehr bewußt, daß wir sowohl von der Schul­
behörde wie audl von diesen Schulen her alle 
Anstrengungen werden unternehmen müssen, 
um diese Sd1ulen so attraktiv wie möglich zu 
gestalten. (Abg. Dr. Marga H u b  i n e k: Das 
sirid doch falsche Prämissen!) . 

Diese Möglichkeit besteht, weil mit diesem 
Gesetz eine enge Kooperation und eine enge 
Zusammenarbeit zwischen dem Krankenpflege-

fachdienst und den Landesschulräten gegeben 
ist, weil j a  in diesem ·er.sten Jahr, 'Sowohl im 
Hinblick auf die Allgemeinbildung wie auf 
die Berufsbildung, diese Zusammenarbeit 
durmgeführt werden wüd. 

Ich komme aber damit zu dem Punkt, der 
·im Grunde 'genommen im Hintergrund steht 
und für den der erste Punkt nur Anlaß 
gewesen ist, nämlich zu der Tatsache, daß bei 
'einer Reihe VOn Vorfällen, und zwar sowohl 
bei der Ernennung eines Verfassungsrichters 
wie auch in diesem Fall, zwei verschiedene 
Rechtsstandpunkte bestehen, wie das im 
Rechtsleben häufig vorkommt, wodurch ein 
gewisses Unbehagen über das Verfahren 
verbreitet wird. 

Herr Abgeordneter Kohlmaierl Ich bin mit 
Ihnen einer Meinung und ich würde das sehr 
unterstreichen und unterstützen. Auch wir 
haben zutiefst die Sorge, daß in diesem Staat 
alles unternommen wird, um eine Koopera­
tionsbereitschaft aller Politiker von vornher­
ein durchzuführen und diese Zusammenarbeit 
in allen sachlichen, in allen gesellschaftspoIi­
tisdlen und allen wirtschaftspolitischen Fragen 
zu gewährleisten. Aber das. kann nicht so auf­
gefaßt werden, daß Sie immer wieder . sagen, 
in dem Moment, in dem Ihr Standpunkt nicht 
durchdringt, ist von vornherein die Demo­
kratie gefährdet! (Abg. Dr. K 0 h Fm a i  e r: So 
passen Sie auf! Sie haben nicht zugehörtf) 
Die parlamentarische Demokratie ist nicht ge­
fährdet, wenn eine Mehrheit einen Standpunkt 
durchsetzt. (Zustimmung bei der , SPO.) Die 
parlamentarisme Demokratie ist in demselben 
Ausmaß gefährdet, wenn eine Minderheit der 
parlamentarischen Mehrheit von vornherein 
Unter-stellungen in die Schuhe schiebt und 
mit diesen Unterstellungen die Demokratie 
selbst strapaziert und dauernd in Mißkredit 
bI'ingt. 

Sie weden uns bei solmen verschiedenen 
Redltsstandpunkten, die vorkommen und bei 
denen ·eine 'Entscheidung notwendig ist, als 
Konsequenz ein mamtpolitisches Verhalten 
vor. Ja Sie 'haben sim sogar zu dem Satz ver-' 
stiegen, Herr Abgeordrieter Kohlmaier, daß 
damit die Demokratie in Osterreich Einbußen 
erleidet. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Nicht mit 
der Abstimmung! Nicht in dem Zusammen­
hang!) 

Ich darf Ihnen dazu sagen, daß ich diese Ihre 
Ansid1t nicht teile (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Sie geben sie falsch wieder!), und zwar bin ich 
der Meinung, <laß Sie hi�r der Mehrheitspartei 
eine Absicht unterschieben, die sie nicht hat. 

Ich möchte mich nicht dazu versteigen, Ihnen 
diese Behauptung von vornherein in die 
Schuhe zu schieben. Wenn im von diesem 

69. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 109

www.parlament.gv.at



6544 Nationalrat xm. GP - 69. Sitzung - 4. April 1973 

Dr. Sdmell 
Pult aus mit d-emselben Pathos, wie Sie das 
vorgetragen haben, der Opposition als ein­
ziges Ziel die Verleumdung und die Verun­
simerung der gesamten politismen Arbeit -im 
Parlament vortrage, dann bin im der Meinung, 
daß im eine ungeremte Verallgemeinerung 
vornehmen würde, und im darf Ihnen, Herr 

. Abgeordneter Kohlmaier, und . aum den 
anderen Rednern der Osterreichischen Volks­
partei sagen: Durch solche Verallgemeinerun­
gen ungerechtfertigter Natur, die sim durm 
alle Bereiche in sehr diffuser Art und in einer 

. durchaus unkonkreten Art hinziehen, wird die 
Demo�ratie nimt gefestigt. (Zustimmung bei 
der SPO.) nie Verleumdung in der Demo­
kratie ist der Demokratie genauso schädlim 
wie j edes übrige Verhalten einer Nimtbereit­
smaft zur Kooperation. 

Meine Damen und Herren! Im habe mir 
jetzt überlegt, was bedeutet "Nichtbereit­
smaft einer Kooperation", w-enn im in meinem 
Bereim, im Bereich der Tätigkeit der Schul­
reformkommission und des Unterrichtsaus­
schusses, für das Schulwesen das durchgehe: 
Die Bereitschaft zur Kooperation best�ht jeder­
zeit von früh bis spät. Aber ich war sehr 
schoCkiert darüber, als die Smulreformkom­
mi'Ssion eingesetzt wurde und die gesellschaft-. 
liche und politische Realüät in der Schul­
reformkommission entgegengesetzt der poli­
tischen Realität im Parlament von dem dama­
ligen Unterrichtsminister MoCk gehandhabt 
wurde. Denn nur ein ,Drittel der Mitglieder 
der Schulreformkommission wmde aus Krei­
sen der sozialistischen oder der · Sozialistischen 
Partei nahestehender Schulpolitiker, Lehrer 
oder Elternvertreter gewählt, während zwei 
Drittel bei Errichtung der Schulreformkommis­
sion von vornherein der Volkspartei nahe­
stehende oder ihr an'gehörende Politiker, Päd­
agogen oder Mitglieder der Elternvereine 
gewesen sind. Hier würde sich eine Kritik viel 
mehr als herechtigt erweisen, . nämlich. wenn 
wir damals ' gesagt hätten, es wäre Aufgabe 
des damaligen Unterrich.tsministers gewesen, 
eine Sch.ulreformkommiS'sion zu in'Stallieren, 
in der die Mehrheitsverhältnisse ähnlich, wie 
sie im Parlament gelagert sind, festgelegt wer­
den und nicht anders. 

Wir diskutieren zurzeit in der Sch.ulreform� 
kommission alle Belange, und die Gespräch.s­
bereitschaft ist immer gegeben, sowohl die des 
Ministers . wie aller Mitglieder der Sch.ul­
reformkommiS'Sion. Aber natürlich. kommt es 
immer wieder in dieser Schulrefoimkommis� 
sion wie auch im 'gesamten politischen Leben 
darauf an, daß man bei der Behandlung sach.­
licher Fragen auch. gesellsch.aftspolitisch.e Ziele 
mitsieht. 

. 

Ich kann mich. erinnern, daß der Herr Abge­
ordnete Withalm im Vorjahr 'bei der BUdget­
debatte gerade diesen gesellschaftspolitisch.en 
Zielen eine sehr eingehende Darstellung ge­
geben hat, aber damit auch sofort den Ver­
dacht zum ;AusdruCk gebrach.t hat, daß eine 
sozialistische Gesellsch.aft von vornherein eine 
manipulierte G esellschaft sei, daß die Soziali­
stisch.e PC).rtei in .erster Linie bestrebt sei, 
etwa auf dem Gebiet des Schulwesens diese 
Manipulation vorzubereiten. (Abg. G r a f: 
Herr Präsident, das glauben wir heute noch!) 

Dieser Glaube und diese Unterstellung ist 
jene Verunsicherung und jene Verleumdung, 
die in diesem Raum nichts zu such.en haben 
(Zustimmung bei der SPO), sondern wir haben 
in diesem Saal und in diesem parlamentari­
schen Rahmen über Sachfra;gen zu befinden 
und über ,Sachfragen abzuhandeln. Und ich 
unterstelle Ihnen nich.t, daß Sie gesellschafts­
politische Ansichten haben, die Sie selbstver-' 
ständlich haben müS'Sen, um eine sinnvolle 
Synthese Ihrer politischen, wirtschaftspoliti­
schen, gesellschaftspolitischen, schulpoliti­
sch.en, 'kultur- und bildungspolitischen Ansich­
ten zu vertreten. 

Ich möchte nicht wieder auf die Erste Repu­
blik zurüCkkommen, aber seit dem Linzer 
Programm zieht sich dieser rote Faden in der 
Diskussion gegen die Sozialistisch.e Partei mit 
dem Vorwurf einer sozialistisch mani'pulier­
ten Gesellschaftsordnung durch, und ich muß 
diesen Vorwurf hier offen darlegen, weil 
darüber gesproch.en werden muß, weil nie­
mand in der Sozialistisch.en Partei eine Mani­
pulation wünscht, weil niemand in der Sozia­
listischen Partei eine Abkehr von der Demo­
kratie wünsch.t. (Beifall bei der SPO.) 

Aber, meine Damen und Herren, diese 
Demokratie ist keine Einbahnstraße. Zur De­
mokratie und zur Kooperationsbereitschaft der 
Regierung gehört auch die Kooperationsbereit­
schaft der Oppositionsparteien. Und solange 
die Oppositionsparteien diese Kooperations­
bereitschaft nicht erfüllen, sondern sich nur in 
Verdächtigungen und in Anklagen ergehen, 
ist es schwer, eine echte Kooperation zu er­
reichen. (Beifall bei der SPo.) 

Präsident: Zu einer tatsäch.lichen Berich.ti­
gung hat sich. der Herr Abgeordnete Doktor 
Sdlwimmer gemeldet. 

Herr Abgeordneterl Ich mache Sie darauf 
aufmerksam, daß Sie ,fünf Minuten Redezeit 
nicht überschreiten dürfen. 

Abgeo�dneter Dr. Schwimmer (OVP) : Hohes 
Haus I Der Herr Vizekanzler und Soziahnini­
ster Ing. Häuser hat in seiner Wortmeldung 
hier die Behaupmng aufgestellt" es sei Anfang 
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Juli 1912 eine Zusage .der OVP für eine 
Permanenterklärung des Sozialausschusses 
vorgelegen, die am 8. Juli 1912 zurüCkgezogen 
worden sei. 

Ich stelle hier fest, daß damit der Herr 
Sozialminister neben seiner reinen Polemik 
in seiner Wortmeldung eine unwahre Behaup­
tung aufgestellt hat, da nie eine Zusage der 
OVP für eine Permanenterklärung des Sozial­
ausschusses uneingeschränkt vorlag. (Abg. 
Ing. H ä u s e r: Uneingeschränktl) Ausreden 
lassen, Herr Vizekanzler! 

Was wir bis zuletzt angeboten und nie 
zurüCkgezogen haben, war das Angebot, den 
Sozialausschuß als permanent zu erklären, 
wenn das Organisationsproblem, die Auf­
lösung der LandwirtschaUskrankenkassen ge­
gen den Willerr der 170.000 Versicherten die­
ser Kassen, aus der Novelle ausgeklammert 
wird. Diese 'Bedingung haben Sie nicht akzep­
tiert. Es jst aber nie eine Zusage vorgelegen, 
die zurückgezogen worden ist, sondern es war 
ein Angebot, das wir bis zum letzten Augen­
bliCk aufrechterhalten haben (Abg. M o  ud 1:  
Erpressung ist das!) und das von Ihnen nie 
ang·enommen worden ist. 

Wir haben das angeboten ' - weil der 
Zwischenruf "Erpressung" gefallen ist. Herr 
Abgeordneter Mondl! Seien Sie damit vor­
sichtig, denn wir haben angeboten, über die 
Or.ganisationsfrage während des Sommers da­
neben in Parteienverhandlungen zu sprechen. 
Auch das haben Sie abgelehnt. Jetzt wollen 
Sie mir sagen, wo d a  Erpressung liegt! Aber 
Ihr Zwi'schenruf, Herr Abgeordneter Mondl, 
liegt auf derselben Linie wie die Wortmel­
dung'des Herrn Vizekanzlers mit der faIsdten 
Behauptung, und .deshalb hätte der Herr Ab­
geordnete Schnell, m.ein Vorredner, lieber 
nicht so großspurig von Verleumdung und 
Verunsicherung reden sollen. (Beifall bei der 

. OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge'­
ordneter Hahn. (Rufe bei der SPO: Hahn -
Bauer! - Heiterkeitl) 

Abgeordneter Hahn (OVP) : Herr Präsident I 
Hohes Hausl Ich kann wie das letzte Mal nur 
wieder sagen: Ich danke für die freundliche 
Begrüßung. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
Dr. F i s  e h e r: In der Wiener OVP war die 
Begrüßung viel weniger freundliCh als bei 
uns!) Sie war auch sehr freundlich. Sie 
können da beruhigt sein, Herr Abgeordneter 
Dr. Fismerl 

Gestatten' Sie, daß im mit einem Zitat be­
ginne - im werde Ihnen dann .auch sagen, 
v9n wem es ist -: 

"Fett und allzu selbstsicher sonnt sich die" 
SPO "im Schatten einer Mehrheit. die 

sie ohne den aktiven Beitrag vieler ihrer 
Wähler nie errungen hätte . . . .  

Bis zur Albernheit widersprüchlich, will sich 
die" SPO "ehnerseits öffnen und mit 

ihren Wählern das viel berufene große Ge­
spräch beginnen; doch andererseits zieht sie 
es vor . . .. .  (Abg. Dr. F i s  c h e r: Das haben 
Sie alles aufgeschrieben!) Das ist ein Zitat, 
Herr Doktor! (Abg. Dr. F i s  c h e r: Von wem?) 
Das kommt noch I Es heißt ' hier weiter: 
Ir' • •  doch andererseits zieht sie es vor, 
traditionell in sich gekehrt zu bleiben und den 
gestauten Mief zu hüten. Kurzum : Zwar soll 
gelüftet werden, doch fürchtet man die Zug­
luft." 

Dieses Zitat stammt nicht von mir, sondern 
von Günter Grass nach der deutschen Bundes­
tagswahl. Es dürfte Ihnen sicherlich sofort 
geläufig gewesen sein, Herr Abgeordneter 
Dr. Fischer! (Beifall bei der OVP.) Dieses Zitat 
könnte genauso gut der Sozialistischen Partei 
Osterreichs ins Stammbuch geschrieben 
werden. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Was Grass über 
die CDU sagt, lesen Sie hier lieber nicht vor!) 
Geredet wird von Ihnen nach wie vor von 
Demokratie und Transparenz, gehandelt wird 
von Ihnen nach anderen · Gesichtspunkten. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Sobald der Demokratisierungsanspruch aIt' 

die Partei bei Ihnen selbst als Maß, angelegt 
wird, wird 'auf einmal bei Ihnen konservative 
ZurüCkhaltung spürbar. Von diesem Verhalten 
ist nicht nur die Opposition betroffen, sondern 
die gesamte Bevölkerung. Das Recht auf Mit­
sprache, Gehör und Information wird nicht 
beachtet und bleibt unberüCksichtigt. 

Im Oktober 1 969 erschien die Broschüre 
"Für ein besseres Parlament - für eine funk­
tionierende Demokratie". Autoren waren die 
damaligen Oppositionsabgeordneten Dr. Broda 
und Gratz. Im Vorwort zu dieser Broschüre 
schrieb Dr. Kreisky: 

"Die soziale Wirklichkeit von heute ist eine 
so vielfält.ige, daß dem demokratischen Mit­
bestimmungsrecht der Menschen auch durch 
einen noch so perfekten Parlamentarismus 
- wenn man sich einen solchen denken 
könnte � nicht mehr Genüge getan, ist." 

Uber diese BrosChüre fand bald nach Er­
scheinen auf politisch neutralem . Boden eine 
Diskussion mit diesen beiden sozialisÜsdien 
Spitzenpolitikern statt, an der auch ich teil· 
nahm. Ich erinnere mich, daß ich damals · 
Herrn Abgeordneten Gratz fragte; ob er ' auf 
seine Wiener sozialistischen Genossen ein. 
wirken könne, doch wenigstens diejenigen 
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Instrumente der parlamentarischen Demokratie 
in die Wiener Stadtverfassung aufzunehmen, 
die zu dieser Zeit im Nationalrat schon lange 
mit Erfolg praktiziert wurden. 

Im Jahre 1969 haben vor allem Sie, Herr 
Abgeordneter Gratz, bei Diskussionen einen 
sehr liberalen Stil entwickelt. Allerdings 
wurde schon damals von Ihnen in der Dis­
kussion sehr offen, sehr nett und sehr freund­
lich erklärt, daß Sie zwar mit Ihren Genossen 
im Wiener Rathaus reden werden, aber für 
die Verwirklichung solcher Vorschläge nicht 
garantieren können. Heute ist allerdings aus 
dem damals so samtweichen liberalen Gratz 
manchmal schon ein sehr harter Kratz ge­
worden, der sich mit "K" statt mit "G" 
schreibt. (Beifall bei der OVP.) 

In der Zwischenzeit haben Sie auf Bundes­
ebene ebenfalls die absolute Mehrheit er­
reicht, allerdings nur mit 0,4 Prozent, und die 
sind weg! Man sieht bereits heute sicher, daß 
die 0,4 Prozent über die 50 bereits weg sind. 
Diese werden auch nicht mehr kommen, da; 
glaube ich, können wir alle beruhigt sein. 

Aber statt daß die Wiener Sozialisten vom 
. Demokratieverständnis der damaligen Par­
lamentsreformer gelernt hätten, scheinen 
sie . . .  (Abg. G r a t z verläßt seinen Platz.) 
Herr Abgeordneter Gratz! Ich habe Sie bisher 
als sehr höflichen Menschen geschätzt. Im hätte 
geglaubt, Sie würden mir viellefmt dom nom 
zwei Minuten Aufmerksamkeit smenken und 
mir ni mt ostentativ den Rücken kehren; Aber 
bitte: Vielleicht haben Sie eine dringende 
Verpflichtung. (Abg. G r a t z: Nicht Verpflich­
tung, Bedürfnis! - Heiterkeit.) Jetzt smeine� 
auch Sie sich die Unduldsamkeit, die Unb€'­
weglichkeit und das autoritäre Verhalten der 
Wiener SPO, das wir in den letzten Jahr­
zehnten hinreimend kennengelernt haben, 
angeeignet zu haben. -

Das Defizit an formaler und inhaltlicher 
Demokratie wird eben jetzt auch smon · auf 
Bundesebene sehr deutlim simtbar. Auf der, 
kommunalen Ebene, in den mit absoluter 
Mehrheit sozialistism regierten Städten ist 
es ja smon lange zum Greifen gewesen, und 
da haben Sie ja bei den letzten Wahlen in den 
vergangenen Wochen und Monaten in Salz­
burg, in Graz . und in Klagenfurt eine sehr 

. deutliche Antwort erhalten, die zeigte, wie es 
mit dem Unbehagen dieser Wähler in den 
Städten steht. 

Es haben aber aum bei der Wiener Leit­
liniendiskussion sehr namhafte Experten fest­
gestellt, daß sowohl die Planungsbetroffenen 
als aum die Planungsinteressierten immer 
frühzeitig Gelegenheit erhalten sollten, von 

den Wünschen und Absichten rechtzeitig zu 
erfahren, um am Planungsprozeß teilnehmen 
zu können. 

Dies wird sicherlich auch - das darf ich 
hier sagen - bei dem in Behandlung stehen­
den Assanierungsgesetz, wobei wir lieber das 
Wort "Stadterneuerung" hören, notwendig 
sein. Die Information sollte so aufbereitet sein, 
daß die betroffene Bevölkerung · zur aktiven 
Teilnahme ermuntert wird. 

Und vor allem: Die Ergebnisse wissen­
smaftlicher Gutamten sind zu veröffentlichen, 
zumindest aber den besmlußfassenden Gre­
mien vorzulegen. Auch da - diese Bemerkung 
sei mir gestattet - mangelt es sehr, vor allem 
fn Wien. 

Nun zur Verfassung der Stadt Wien, zu !len 
Gesetzen der Stadt Wien. Daß diese dringend, 
dringend. reformbedürftig sind - ich werde 
dann aum den Herrn Bundeskanzler 
zitieren . . .  (Abg. L i  b a i: Wir sind nicht im 
Gemeinderatf) Sie gestatten, daß wir uns bei 
diesem Thema über die Demokratie unter­
halten. (Abg. M o n  d I: Gehen Sie zu Maurer 
nach Niederösterreich!) Aber es kommt auch 
noch Niederösterreich, Herr Abgeordneter 
Mondl! Ich kann Sie da beruhigen. (Abg. 
L i  b a 1: Wir sind nicht im Gemeinderat, son­
dern im Parlamentl) Wir reden j etzt über die 
Demokratie! Herr Abgeordneter Liball IdJ 
werde mir von Ihnen die Zeit nimt kürzen 
l�ssen. Sie können hier beruhigt sein. 

Wir wissen, daß Ihre Mehrheit im Moment 
das alles nicht interessiert. Interessanterweise 
interessiert das aber die Wähler dom etwas 
mehr, denn sonst würden Sie nimt in den 
letzten Women und Monaten in manchen 
Städten furchtbare Niederlagen erlitten haben. 
Das muß Ihnen aum hier deutlich gesagt 
werden. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
M o n  d 1: "FurchtQare" Niederlagen?) 

Ich darf Ihnen bei dieser Gelegenheit gleim 
sagen: Bei Behandlung der Wohnbau­
förderungsnovelle - das -war vor zehn 
Monaten - sagte ich zum Schluß, daß Sie im 
Begriffe sind, den Kontakt mit der Bevöl·· 
kerung immer mehr zu verlieren. Sie hapen 
damals gelacht. Aber jetzt ist Ihnen das 
Lamen bereits vergangen. Das darf man hier 
feststellen . 

Das Lachen ist Ihnen auch in einem anderen 
Zusammenhang vergangen. Ich möchte doch 
einige Sätze aum über Herrn . Vizekanzler 
Häuser sagen, denn da hat es vor 1 4  Tagen 
eine sehr harte Antwort gegeben. Im nehme 
an, Sie wissen, was im jetzt meine. Betriebs­
ratswahl bei der Wiener Arbeiterkammer: 
254 Wahlberemtigte. Natürlich nur eine Liste. 
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Sie wissen j a, wie viele diese Liste gewählt 
haben: nur 1 491  

Also ich muß sagen: Wenn das nicht eine 
deutiiche Antwort auf das sogenannte 
Establishment ist, weiß idi überhaupt nicht, 
welche Antworten Sie noch zur Kenntnis neh­
men. (Beifall bei deI OVP.) 

Um aber bei den Fragen Volksabstimmung 
und Volksbegehren zu . bleiben, darf ich, um 
auch dem Herrn Abgeordneten Mondl eine 
Antwort zu geben, doch sagen: 5,5 Millionen 
Osterreicher haben diese Möglichkeiten auf 
Gemeindeebene -- es gibt hier die versdiie­
densten Möglidikeiten --, aber 1 ,9 Millionen 
Osterreidier, nämlich 300.000 Burgenländer 
und 1 ,6 Millionen Wiener, haben diese Mög­
lidikeiten einer direkten Demokratie nicht. 
Das möchte idi ausdrücklidi festhalten. 

Nun dodi einige Aussprüche des Herrn 
Bundeskanzlers. Am 27. Februar 1973 sagte 
Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky: 

"Ich selbst habe j a  zu dieser Sensibilisierung 
beigetragen, so durch meine Forderung nadi 
Demokratisierung." -- Wir hören lieber das 
Wort "Verlebendigung der Demokratie". Er 
sagte ferner: "Wer das nidit sieht, der erkennt 
meiner Meinung nach nicht die Zeidien der 
Zeit. Es sind die Geister, die wir j a  selbst 
gerufen haben." -- 27. Februar 1973! (Präsi-. 
dent P I  0 b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Im "Abendjournal" vom 8. 3. 1973 bewies 
allerdings der Herr Bundeskanzler, daß er an 
einer Demokratisierung in Wien nidlt viel 
Interesse zeigt, denn auf die Frage 'des Inter­
viewers: "Die Wien er Stadtverfassung muß 
also Ihrer Ansidit nadi nidit demokratisiert 
werden?," kam die Antwort: "Das geht mich 
nidits an:' (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Das geht mich 
auch nichts an, ich sitze ja hier und nicht 
dortI) Ich stelle nur fest, Herr Bundeskanzler, 
daß das doch einigermaßen widersprüchlich 
ist. Ich möchte hier nidit die ganze Sache, 
den chronologisdien Ablauf zur Debatte 
stellen. Sie wissen ganz genau, was idi meine; 
daß Sie erklärt haben, man soll befragen. 
Zuerst hat man natürlidi gesagt, man soll 
nidit befragen. Das war ein anderer als Sie. 
Sie haben gesagt, man soll befragen. 

Zur gleichen Zeit hat man in der Wiener 
Landesregierung gesagt, die Verfassung 
ändern wir nirnt, das kommt überhaupt nidit 
in Frage, aber mit Computerkarten machen wir 
halt eine Befragung. So ist der Tatbestand, 
Herr Bundeskanzler, den Sie sicherlich nicht 
abstreiten können. 

Am 7. März 1 913 erklärte der Abgeordnete 
Blecha in einem Interview für "Zeit im Bild" : 
,;Zu einer Verbesserung der Demokratie kann 

man nicht durch die Statuierung von Leer­
formeln, wie etwa Fragestunde, von der ja 
der einzelne Bürger nichts hat, kommen, auch 
nicht durch die Forderung nach einer Volks­
befragung, wo man dann nur mft Ja oder Nein 
abstimmen kann, ohne daß man Alternativen 
kennt, sondern man kann zu einer besseren 
Demokratie dadurdi kommen, daß der Pla­
nungsprozeß transparenter wird." 

Das ist genau das, was idi zu Beginn gesagt 
habe, das ist genau das, was Sie audi auf 
anderer Ebene ablehnen. Denn die Trans­
parenz ist der Wiener SPO bisher auf jeden 
Fall ein Fremdwort geblieben. Eine gesetz­
liche Verankerung von Volksbegehren und 
Volksbefragung kommt nach Meinung · der 
Wiener SPO nicht in Frage. Und Sie, Herr 
Bundeskanzler, erklären, es geht Sie nidits an. 

Es dürften also j etzt anscheinend -- das ist 
der letzte Stand der Dinge -- von Fall zu 
Fall, wie es · eben gerade paßt, Volks­
befragungen durchgeführt werden, in einer 
Form, die nicht verfassungsmäßig garantiert 
ist und die den Bürgern die Möglichkeit geben 
soll, in einer den Stadtvätern genehmen Form 
mitzureden . . 

Irgend · jemand hat in der jüngsten Dis­
kussion über die Verlebendigung der Demo­
kratie in der Kommunalpolitik das häßlidie 
Wort von den "Stadtkalifen" oder "Gemeinde­
paschas" geprägt, was den Niederösterreicher 
Blecha in Verteidigung seiner Wiener Genos­
sen zu folgender Feststellung veranlaßte: 

"Man kann von einem Stadtkalifen oder 
Gemeindepasdia nidit spredien, weil zum 
Wesen des Pasdias gehört, daß ein großer 
Teil. der Bürger in einem direkten oder in­
direkten Abhängigkeitsverhältnis zu ihm steht 
und daher vom Kontrollredit nidit Gebraudi 
machen kann." 

Es gibt also -- laut Abgeordnetem Bledia -
in den Städten keine Abhängigkeit. 

Eine Umfrage in Wien hat allerding& 
ergeben, daß 75 Prozent der Wiener glauben, 
man brauche eine parteipolitische Protektion, 
um zu einer Wohnung . und . sogar zu einem 
Spitalsbett zu kommen. Aber die SPO sagt, 
es gibt keine Abhängigkeit. Die Bürger der 
Städte, in denen der SPO zufolge ' "  (Abg. 
S k r i t e k: Die SpitalsverwaItung haben ja 
Sie in Wien! Die wird von Ihrem Stadtrat 
gelührt/) Idi zitiere eine Umfrage. Sie wissen, 
es gibt die Bettenzentrale. (Abg. S k r i t e k: 
Das geht ins eigene Gesicht/) 

Nun komme idi dodi zur Frau Minister 
Dr. Leodolter, die j etzt nicht da ist. Ihre An­
kündigung, im Jahre 1915 werde es nur noch 
kleine Spitalszimmer in Wien geben, ist wohl 
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wünschenswert, aber das demagogischeste, 
was man sich vorstellen kann ; denn gerade sie 
müßte wü;sen, weil ihr Gatte an verantwort­
licher Stelle steht, daß in Wien noch nicht 
einmal feststeb,t, wie groß die einzelnen Säle 
sind. Das darf iCh hier bei dieser Gelegenheit 
auCh sagen, 'weil Sie die Gesundheit mit ins 
Spiel bringen. (Beifall bei der avp. -
Zwischenrufe bei der SPtJ.) 

Um es aber nicht bei verbalen Bekennt­
nissen zu belassen und um Ihnen Gelegenheit 
zu geben, wenigstens ein Zeichen der Bereit­
schaft für eine eChte Verbesserurig und Ver­
lebendigung des demokratischen Alltags zu 
g�ben, stelle iCh namens meiner Fraktion 
einen Entschließungsantrag, der hoffentlich 
auch die Zustimmung Ihrer Fraktion finden 
wird. 

Das Unbehagen steckt . . .  (Abg. S k r i t e k: 
Dann ist Ihr Stadtrat unfähig, das ordentlich 
zu führen!) Jetzt muß ich also tatsächliCh 
sagen, daß hier leider Gottes die Frau Minister 
Dr. Leodolter das am besten wissen muß, 
denn ihr Gatte, der Herr Senats rat Doktor 
Leodolter, ist für die wirtsChaftliChe und kauf­
männische Führung der Wiener Spitäler ver­
antwortliCh. Sie haben mich jetzt provoziert, 
darum muß iCh es sagen. (Beifall ,bei der 
OVP.) 

Das Unbehagen der Städter ist ein deut­
liChes ZeiChen. Die Bürger rühren sich an allen 
Orten. Sie müssen das selber feststellen. ICh 
glaube, ich habe Ihnen jetzt einige sehr präg­
nante Beispiele gezeigt, wobei Ihnen siCherliCh -
die Betriebsratswahl in der Wiener Arbeiter­
kammer als das härteste und deutlichste Fanal 
erscheinen muß. Es ist irgendwie typisch, daß 
man naCh einem solChen Wahlergebnis gleich 
sagt: Da gibt es nur einen Ausweg, wir 
erhöhen auch wieder die Arbeiterkammerbei­
träge! Ich weiß nicht, ob das vielleicht zu 
Gehaltsaufbesserungen für die in der Arbeiter­
kammer Beschäftigten dienen soll (Abg. 
S k r i -t e k: Sie argumentieren ein bisserl 
kindisch!); ich weiß ef? nicht. Das lag also am 
Rande. Es ist "ein bisserl kindisch"? Ich weiß 
nicht, was da kindisCh ist. Die Niederlage 
war auf gar keinen Fall kindisCh für Sie, auf 
gar keinen Fall ! (Beifall bei der OVP.) 

In der "Kronen-Zeitung" vom vorigen 
Sonntag hat der SPO-Wahlmanager Doktor 
Brant! bereits ein Rezept entdeckt: Es gibt 
seiner Ansicht nach konservative Bürger­
initiativen und ' es gibt ' fortschrittliche. Nur 
was konservativ und, was fortschrittlich ist, 
hat er nicht gesagt. Ist es vielleicht konser­
vativ, wenn man sich für die Erhaltung von 
Grünflächen oder für die Erhaltung eines 
schutzwürdigen Althauses einsetzt? Oder sind 
Initiativen in Villenbezirken oder in der 
Innenstadt konservativer als solche in 
Arbeitervierteln? Wir glauben, daß derartige 
UntersCheidungen weder zielführend noch 
möglich sind. 

ICh bin allerdings mit Blecha einer Meinung 
-:- und ich sage es noch einmal -, daß es 
unbedingt notwendig ist, den Planungsprozeß 
an sich transparenter und demokratischer zu 
gestalten. 

E n t s e h I i e ß u n g s a n  t r a g  der Ab­
geordneten Hahn und Genossen betreffend 
SiCherung von demokratischen Mitsprache­
möglichkeiten. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
a) die Ankündigung der Regierungs-

erklärung vom 5. 1 1 .  1 91 1  endlich zu ver­
wirkliChen, wonach "die neue Bundes­
regierung jederzeit zur Zusammenarbeit mit 
den anderen Parteien des Parlaments bereit 
ist. Sie wird keine MögliChkeit ausschlagen, 
diese Zusammenarbeit zu suchen, und ist 
sich des Umstandes bewußt, daß es eine 
solche nur geben kann, wenn auf seiten 
der Mehrheit dieses Hauses, die diese 
Regierung stützt, auch eine entsprechende 
KompromißbereitsChaft besteht.", 

b) die Mitsprache_ und gesetzlich gewähr­
leisteten Rechte frei und demokratisCh ge­
wählter Vertreter der Interessen verschie­
dener Bevölkerungsgruppen (Arbeiter­
kammern, 'Bundeswirtschaftskammer, Land­
wirtschaftskammern ete.) zu siciJ.ern und zu 
respel;.tieren, 

e) bei Bauvorhaben, die die Lebens­
umstände von' Bevölkerungsgruppen un­
mittelbar und wesentlich verändern (Auto­
bahnen, Kraftwerke, Fluglandepisten ete.) , 
eine demokratische Beteiligung und Mit­
spraChe der Bevölkerung durch Anhörung 
der Betroffenen ' zeitgerecht sicherzustellen. 
Ich darf auch Sie, meine Damen und Herren 

von der SozialistisChen Partei, im Sinne 
meiner Ausführungen um die Annahme dieses 
Entschließungsantrages ersuChen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Probst: Der Entschließungsantrag 
des Abgeordneten Hahn ist genügend unter­
stützt und steht auch mit zur Debatte. 

. Der näChste Redner ist der Herr Abgeord­
nete Nittel. 

Abgeordneter Nittel (SPO) : Herr Präsidentl 
Meine Damen und Herrenl Hohes Haus l Die 
Osterreichische Volkspartei hat heute ' eine 
dringliChe Anfrage eingebracht und hat sie im 
wesentliChen mit dem Vorwurf begründet, daß 
die Regierungsfraktion in diesem Haus nicht 
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genügend Kooperatio)1 mit der Opposition und Stimmenergebnis zu sagen wußte. Die " Kleine 
den Oppositionsparteien zeige. Sie hat in der Zeitung" vom 1 5. Feber schreibt in einem 
Begründung zur dringlichen Anfrage insbeson- Kommentar: 
dere darauf verwi. esen, daß die . Regieru. ngs- . 

S· · 1 1 "Gegen die fundamentale ple rege . .  , partei bei der Erstattung eines Dreiervor:Schla- haben . . .  jene fünf OVP-Abgeordneten ver-ges für die Ernennung eines Richters des Ver- stoßen, die, ohne ihre Klubführung vorher da­fassungsgerichtshofes nach den Prinzipien der von in Kenntnis zu setzen, durch Abgabe eines Mehrheit vorgegangen 1st und mit der OVP ungültigen . Stimmzettels gegen den Klubbe� nicht die Ubereinstlmmung hergestellt wurde. schluß verstießen. Das kann" _ iro zitiere 
Ich meine, daß selbst der heftigste Kritiker aus der "Kleinen Zeitung", bitte sehr, das 

nicht bestreiten kann, daß es nach den demo- sind nicht meine Worte - "aus Dummheit 
kratischen Spielregeln zugegangen ist, daß es oder aus voller Absirot geschehen sein --:­
nach den Grundsätzen, die in der Demokratie gleichviel, die OVP hat bei der gestrigen Ab­
gelten, zugegangen ist, daß die Mehrheit eine stimmung Zerfallserscheinungen erkennen 
Entsch�idung getroffen hat, wie sie sie ,für lassen, wie sie sich freilich recht gut in das 
riditig empfunden hat und wie sie sie auch Gesamtbild fügen. das man sich auf Bundes­
zu verantworten hat. ebene von dieser Partei seit langem mamen 

Trotzdem hat der BegTÜnder der dringlichen muß. Eine Partei, die bei einer so wichtigen 
Anfrage, Herr Generalsekretär Kohlmaier, in Abstimmung keine Geschlossenheit mehr zu 
seiner Rede den Satz gebraucht - und ich demonstrieren vermag, befindet siro auf dem 
mußte im Zwischenruf die Bemerkung "Frech- Weg zum Interessentenhaufen, dem jeder eini- . 
heU" sagen, denn nur als solche ist das zu gende Kitt fehlt." (Ruf bei der OVP: Was hat 
qualifizieren -, daß in der Zeit der SPO-Herr- die "Kleine Zeitung" über die SPO geschrie­
schaft e·ine echte Einbuße an demokratischer ben! - Heiterkeit. - Gegenruf des Abg. 
Substanz· zu vermerken sei. Ich meine, daß L a n c.) 
das deshalb politisch nicht qualifiziert ist, weil Meine Damen und Herren! Diese Tatsache, 
es natürlich den Vorwurf des undemokrati- daß fünf Ihrer eigenen Abgeo�dI).eten nicht 
schen Handelils beinhaltet, obwohl Sie genau bereit waren, dem Antrag und dem Vorschlag 
wissen, daß es naCh den hier gültigen Spiel- Ihies ParteivorsitzEmden zu folg�n, muß man 

. regeln zugegangen ist und weil wir · hier hier vorbringen, um zu zeigen, wie . "ernst­
--" etwas verklausuliert formuliert - das haft" in Wirklichkeit Ihre eigenen Gegenvor­
Aufbauen der alten "roten Katze" erkennen. schläge gegen die Vorschläge der Mehrheits-

Meine Damen und Herren! Als �ir über partei von Ihnen selbst genommen werden. ­
diesen Vorschlag, vertreten von der Regie- 'Sie selbst sind nicht in der Lage, eine ernst­
rungspartei, abgestimmt haben, war es ja nicht hafte Altemative aufzubauen. 
so, daß es vielleidlt mit einer Stimme oder 
mit zwei · Stimmen Mehrheit zugegangen wäre, 
sondern Tatsache ist, daß die "Entscheidung 
damals mit 92 zu 73 in diesem Haus getroffen 
wurde. Es war vielleicht einer der dramati­
schen Augenbli<ke in diesem Haus, die GesiCh­
ter der Damen und Herren der OVP-Fraktion 
zu beobachten; als das Stimmenergebnis be­
kannt geworden ist: es waren 78 Ihrer Damen 
und Herren im Haus - Sie erinnern ,siCh 
wahrscheinlich lebhaft daran -, und beim Aus­
zählen hatten Sie . 73 Stimmen für Ihren eige­
nenVorsChlagl 

Das heißt: Das, was wir im Gegensatz zu 
dem von Ihnen Vorgebrachten vertreten haben, 
hat eine solche Zustimmung gefunden, daß 
fünf Ihrer eigenen: Damen und Herren nicht 
bereit waren; -dEmi vori Ihrem Parteivorsitzen­
den Dr� SChIEiinier sb . llielodramatisch vorge­
tragenen Antrag · zilzusÜmmen. JBeif�ll bei der 
SPO. - Ruf beicier (,VP: Da� ist DiiinQlf.ratie! 
- Gegenrul lJei der SPO: Natürlich!) , 

Darf iCh )hllen vielleidtt zitien;m, was , die 
"Kleine Zeitung" am Tag danach über dieses 

Aber was sagt Generalsekretär Dr. Kohl� 
mai er? Es ist demokratischer Substanzverlust 
in der SPO. - Das ist eine Unterstellung, die 
wir ernsthaft zurückweisen müssen! (Beifall 
bei der SPO, - Zwischenrufe bei der OVP.) 

Natürlich: Die Osterreichische Volkspartei 
hat sich in all diesen Jahren - Vorhofer und 
viele andere haben das zitiert und regi­
striert - als unfähig zur saChliChen Arbeit 
erwiesen .. (Weitere Zwischenrufe bei der 
OVP.) 

Wenn wir in einer weniger emotionellen 
Situation reden würden, wäre. I'!s interessant, 
das zu untersuchen; ich giaube nämlich, man 
muß fEiststellen; daß die OsterreiChische Volks­
partei . . .  (Abg, Dr. B le n k: Eine solche Aus­
sprache sollten Sie .sich gar nicht erlauben!) 
Herr Dr. Blenk! Was mir erlaubt ist, werden 
Sie bitte nicht feststellen : (Beifall bei der SPO), 
dafür .gibt es die GesChäftsordnung des Natio­
n.alratesl (Ruf bei der OVP: Das haben wir 
gestern gesehen! - Neuerlicher Zwischenruf 
des Abg. Dr. B I e n  k.) 

454 
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Es ist zweifellos ridltig, daß die Osterrei- stimmt haben". Allerdings sagt er nom: 
chisme Volkspartei mit dem Verlust der Macht " . . .  wobei die Ausmaße des Projekts nicht be­
ni mt fertiggeworden ist, daß sie die Tatsache kannt waren." 
der Trennung von den Regierungsämtern bis Es sprimt nicht sehr für die politische Quali­
heute nicht bewältigt hat. (Zustimmung bei fikation eines Bezirksvorstehers, wenn er für 
der Spö. - Zwischenrufe bei der OVP.) ein Projekt stimmt, dessen Ausmaß er nicht 

Es ist bezeidlnend - das ist kein Vorteil kennt. Aber diese etwas dümmlidle Ausrede 
für unsere Republik, aber es ist bezeichnend kann ja gar nimt gelten, denn es gibt genü­
für die Osterreidlisme Volkspartei -, daß ge nd Beweise dafür, daß er ganz genau ge­
die Osterreidlische Volkspartei in Unfähigkeit wußt hat, worum es damals gegangen ist 
einer konstruktiven Oppositionspolitik sidl und wofür er gestimmt hat. (Zwischenrufe bei 

der Politik der verbrannten Erde, der ver- der öVP.) 

brannten Brücken versdlrieben hat. (Ruf bei Herr Dr. Mock - er sitzt hier, idl darf ihn 
der OVP: Herrlich!) "Hinter mir die Sintflut", zitieren - schrieb am 19. Juli 1969 an den 
könnte man zu den Aktionen der Osterrei- Universitätsprofessor Dr. Sdlaller, den Ver­
dlischen Volkspartei sagen. (Neuerliche Zu- antwortlidlen des Zoologisdlen Instituts: "Hie­
s timmung beL der SPö; - Zwischenrufe bei zu kann ich Ihnen mitteilen, daß auch idl die­
der OVP.) sem Projekt positiv gegenüberstehe und es 

Darf ich vielleidlt als Beispiel aus der jüng- ihm Rahmen des Möglichen fördern werde." 
sten Vergangenheit die gesamte Auseinander- (Zwischenrufe bei der 8PO.) 

setzung um das Bundesbauvorhaben Univer- Der zuständige Minister förderte es, er war 
sitätssternwartegelände bringen. dafür! Idl glaube nidlt, daß man den Minister 

Der Osterreichischen Volkspartei _ das ist nidlt über den Umfang des Projektes infor­

der Beweis für das, was ich sage: "Hinter mir miert hat. (Abg. 8 k r i t e k: Wetterwendig 

die Sintflut'" - spielt es überhaupt keine und launisch ist die OVP!) 

Rolle, heute ihre eigenen Maßnahmen, ihre Aber dieser Professor Dr. Schall er vom Zoo­
eigenen · Aktionen und die Aussagen ihrer logisdlen · 

Institut hat am 22. Oktober 1 970 
eigenen Minister und verimtwortliChen Führer den Bezirksvorsteher in einem langen Brief 
aus der Vergangenheit ihrer Regierungszeit ausführlich über das gesamte Projekt infor­
zu desavouieren und zu negieren. (Ruf bei der miert - aus Zeitgründen kann ich das nicht 
OVP: Wir haben keine ' "Führer"! - Ruf bei ganz vorlesen, aber ich stelle es Ihnen gern 
der OVP: Sima! - Ruf bei der 8PO: Sie zur Einsicht zur Verfügung -, wo Ausmaß, 
haben schon vergessen, was früher beschlos- Umfang und Einfluß Etuf die Umgebung ganz 
sen wurde!) genau geschildert wird. 

. 

Die Pläne zur Errichtung eines Zoologischen Bezirksvorsteher Hemmelmayer war voll in-
Instituts auf dem Gelände der Sternwarte- formiert über dieses Projekt! (Ruf bei der 

gründe gehen weit zurück, aber die konkreten OVP: Das ist also Ihr neuer Stil, Herr Kollege, 

Pläne stammen aus der Zeit der OVP-Allein- in dieser Form abzuqualifizieren!) Er wußte 
regierung, und Sie selbst haben die Vorschläge es, er will es heute nicht mehr wissen. (Ruf 

damals gemacht, und Sie haben sie öffentlich bei der SPO: 1m Auftrag!) Mir hat einer ge­
und schriftlich vertreten, Trotzdem macht es sagt: Wenn der "Hahn" kräht, müssen die 
Ihnen . heute nichts aus -:- und d<;i.s ist ein Hennen gackern. Das · haben wir in jüngster 
Beweis für Ihre Unsachlichkeit und für -Ihre Zeit in Wien erlebt, und das entspridlt auch 
Unfähigkeit zur sachlidlen Arbeit -', all das, genau diesem Stil. (Beifall ber der 8Pt). -

was Sie selbst für ridltig erkannt haben, was Zwischenrufe bei der OVP.) 

Sie j a  selbst erarbeitet. haben, aus Gründen Aber, meine Damen und Herren, diese 
der Demagogie, der politischen Zweckmäßig- . Kehrtwendung, mit nichts als mit Demagogie 
keit abzulehnen und zu verdammen! (Zwi- zu begründen, ist ja doch in allerletzter Zeit 
schenrufe beider OVP.) erfolgt. (Zwischenruf des Abg. Dr. B I  e n k.) 

Da sagt Ihr Bezirksvorsteher Dkfm. Hemmel- Ich habe vor mir ein Protokoll einer Aus-
mayer, einer .der wenigen, die Sie in Wien sprache ,der Vertreter des Zoologismen II;lsti­
noch haben; in Ihrem Postwurf, Herr Doktor tuts, von diesen unterfertigt, vom 20. Juli 
Bauer, von Ihnen sicherlich approbiert, März; 1912, also nicht irgendwann aus der Vergan-
1 973, also jüngsten .Datums: Es ist eine "Tat- gemheit, sondern �us der allerjüngsten Zeit, 
same, daß seinerzeit 'alle politisdlen Parteien vom 20� Juli 1972. In diesem Protokoll ver­
sowohl im Wümer Gemeinderat als auch in pflichtet sich die Frau Dr. Schaumayer, OVP­
der Währinger ßezirksvertretung" · · (Abg. Stadträtin, für das Projekt in einem gewissen 
S k r i t e k: Hört! Hört!) diesem Projekt "zuge- Ausmaß zuständig, "daß sie im Rahmen ihrer 
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Dienststelle alles tun werde, um die Baube­
willigung so rasm wie möglim zu erreimen, 
und sie wird sich außerdem dafür einsetzen", 
denn sie kennt die Vorgesmidlte sehr genau, 
und es steht hier wörtlidl, "daß sie inzwisdlen 
dafür g'?sorgt habe, daß Herr Traindl und sein 
Komitee weitere unsadllidle Aktivitäten 
unterlassen" . 

Sie wußten ganz genau, .daß es sim bei 
diesen Angriffen gegen dieses Bundesbauvor­
haben in Wien um unsachliche Angriffe han­
delt. (Ruf bei der OVP: Volksbefragung!) Sie 
.selbst haben, als Sie noch bessere Einsicht 
in die Same hatten, für dieses Projekt ent­
sdlieden, und Sie haben heute, ich möchte 
sagen, aus Parteiräson, aus demagogischen. 
Gründen gegen jegliche sachliche Argumen­
tation dagegen entschieden und dagegen 
votiert. (Zustimmung bei der SPO.) 

Herr Dr. Kohlmaier hat in seiner Rede unter 
anderem gesagt: Es steht die Ehre vom Herrn 
Bundeskanzler auf dem Spiel, weil er in einet 
Frage seine Meinung geändert hat. (Abg. Dok­
tor K 0 h 1 m a i  e r: Ich "verbürge" mich!) " 

. Wenn �s so ist, daß die Ehre am Spiel steht, 
wenn man seine Meinung ändert, dann muß 
ich sagen, daß viele Ihrer Parteigänger . in 
dieser Frage ihre Ehre riskieren! (Zustimmung 
bei der SPO. - ZwisChenrufe bei der OVP.) 

In der Sache . selbst, wenn man sachlich 
reden kann, kann es ja . gar keine großen 
Differenzen geben, weil die ' Dinge ausgespro­
chen, weil sie beraten und weil sie überlegt 
sind. Sie wollen daraus in demagogischer 
Weise politisdles Kapital schlagen. Es ist 
Ihnen ganz egal, was Sie selbst zu besseren 
Zeiten zu diesen Dingen gesagt .haben. (Zwi­
schenrufe bei der OVP.) Aber uns wirft man 
vor, daß der demokratische Spielraum gerin-
ger geworden istl 

' 

In. dieser Situation haben wir gesagt - ob­
wohl das formale ' Remt ganz eindeutig bei. 
den demokratisch gewählten Institutiönen, 
beim Parlament, bei der Regierung, beim 
Gemeinderat liegt -: Wir wollen in , dieser 
Frage einen neuen demokratischen Akzent 

Sie unsere demokratischen Vorschläge abge­
lehnt! - Zwischenruf des Abg. Dr. B I  e n k.) 
Herr Dr. Blenkl Reden Sie von der OVP Vor­
arlbergs, wo Sie alle Aktionen und alle Democ 
kratisierungsvorsdlläge im Landtag Vorarl-' 

bergs abgelehnt haben, oder reden Sie viel­
leidlt von der OVP Niederösterreichs? (Zwi­
schenrufe bei der OVP.) 

In Wien machen wir eine neue Aktion; eirie 
Aktion, die noch in keiner Verfassung steht. 

Aber die Demokratie ist doch etwas Leben­
diges und nidlt etwas, das man einmal erfin­
det und das für alle Zeiten unbeeinträdltigt 
und unveränderlich besteht. Die Demokratie 
ist etwas, was sim verändert. Wir haben den 
Anlaß gerne wahrgenommen, um den Wienern 
Gelegenheit zu geben, diese Frage mitzuent� 
scheiden. Wir werden - und das habe idl 
schon einmal gesagt - diese Entsdleidung als 
eine Entsdleidung der Wiener auch zur Kennt­
nis nehmenl (Abg. K e r n: Graz, KlagenfurtJ) 

Natürlich werden wir unsere Meinung ver­
treten und begründen, die wir in dieser Same 
vertreten haben. Ich mödlte bei dieser Gele­
genheit audl an die Massenmedien appellie­
ren: Wenn wir in die Nähe dieser Befragungs­
aktion kommen, mögen sie nicht nur einem 
Standpunkt in dieser Same ihre Unterstützung 
gewähren, sondern sie mögen in demokrati­
sdler Manier den Vertretern der versdliede­
nen Standpunkte Gehör und Gelegenheit zur 
Äußerung geben. Diesen Appell mödlte idl 
heute an die Medien - Fernsehen, Rundfunk 
und die Presse - ridlten. (Zustimmung bei 
der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Es ist eine Tat­
sadle - und Ihre demagogischen Aktionen 
können darüber nicht hinwegtäuschen (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. B 1 e n k) -: Es geht 
nadl drei Jahren Regierung Kreisky allen 
Menschen in Osterreidl besser! · (Zustimmung 
bei der SPO. � Abg. G r a f: Dafür verliert sie 
jede Wahlf - Abg. Dr. K 0 h I m  a i  e r: ·  Nur 
der SPO geht es schlechter! - Abg. G r a f: 
Siehe Graz, siehe Klagenfurt!) 

setzen, wir wollen den Wienern Gelegenheit Zum Untersdlied zur Regierungszeit eines 
geben, in ' dieser Frage, die zum Politikum Dr. Klaus ' bestreiten wir ilidlt, daß es auch in 
gemamt wurde, ihre Meinung zu sagen. Wir der Konjunktur und in der Vollbesdtäftigung 
sind bereit - das haben wir öffentlim gesagt, Probleme geben kann. Wir wissen das. , Wir 
l;Ind ich wiederhole es -'-, das Ergebnis dieser sprechen über diese ,Probleme. Wir stellen 
Befragu�gsaktion zur Grundlage unserer spä- sie hier zur Diskussion, (Abg. Dr.. · B  1 e n k: 
teren Handlungen zu machen. Da seid ihr schon weit gekommen, wenn ihr 

Das ist, meine idl, ein: Weg einer ernsthaf- das schon feststellt!) Ich danke für das Kom­
ten Ausweitung des demokratismen Bereiches pliment. Wenn jemand dazugelernt hat, dann 
in: diesem La.nd, den wir hier und bei anderen" ist das, glaube ich, kein negativer Vorwurf, 
Gelegenheiten gehen wollen. (Zustimmung hei den man ihm gemacht hat. (Zustimmung bei 
der SPO . .:- Abg. Dr. B a u  e r: Vorher haben der Spo. -.:. Abg. Dr: B I  e n k: Sehr spätf) 
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Wenn wir aus der Beobachtung lernen, dann 
konnten wir aus dem Verhalten der öster­
reichischen Volkspartei in der Alleinregierung 
lernen. (Abg. Dr. B I  e n k: Gott sei Dank! -

Abg. Pr. K. o h 1 m a i  e r: Reden wir lieber von 
der VergangenheW) Ich entsinne mich genau 
des Satzes, den Sie, Herr Vizekanzler außer 
Dienst Dr. Withalm, gesagt haben: Wir h�tten 
damals eine einzige Sorge, ob wir 85 im Saal 
gewesen sind . .,- Und weil wir uns nicht nur 
diese Sorge machen, sondern die Sorge 
machen, wie die österreicher leben (Rufe bei 
der OVP: Schlecht! Schlechtl) und in Zukunft 
leben werden, sind wir si<her, daß wir besser 
regieren, als Sie das getan haben! (Zustim­
mung bei der SPO. - Widerspruch bei der 
OVP.) 

Ich glaube, daß man sagen kann, daß wir 
Fortschritte in allen Bereichen des. Lebens er­
reicht haben. (Abg. G l a  f: Ja, in Klagenfurt 
und in Graz haben Sie Fortschritte gemacht! 
Riesige Fortschritte bei den letzten Wahlen!) 
Ich glaube, daß wir auch interessante Vor­
schläge gemacht haben zur Aktivierung der 
Mitwirkung der Bevölkerung. Selbst wenn es 
gelegentlich Rückschläge gegeben hat ( Abg. 
G r a f: Gewaltige!. Die schönen Tage s�nd vor­
bei!), meine ich, daß si<:h die Maßnahmen, die 
wir getroffen haben, sehen lassen können und 
daß sie auch vor dem Urteil der österreicher 
bestehen könnenI, (Beifall bei der SPö. ,-- Abg·. 
G r a  f: Aus ist es mit ihm!) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Withalm. Er hat ,das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Withalm (ÖVP) : Hohes 
Hausl Meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Nittel, ich wäre Ihnen dankbar, wenn SIe mir 
mitteilen würden, wo ich gesagt . haben soll, 
daß die einzige Sorge der österreichischen 
Volkspartei gewesen ist, daß unsere 85 Ab­
geordneten im Saal sind (Abg. N i  t t e 1: Das 
war ein Zitatf), während :uns, wie Sie jetzt 
gesagt haben" die Sorgen der Bevölkerung 
überhaupt nicht interessiert hätten. Ich bitte 
mir zn sag,en, wo und wann das . war. Die 
Sitzung wird ja heute laut Ankündigung 
Ihres Klubobmannes Gratz noch einige Zeit 
dauern; Sie haben mittlerweile Gelegenheit, 
das herauszusuchen. (Abg. N H t e J: Wir 
bringen Ihnen das Zitatf)Mich würde es sehr 
interessieren, wann und wo ich das gesagt 
habe. (Abg. N i  t t e l: Dann hören Sie es heute 
noch eil1ma1!) Mich interessiert nicht nur der 
erste Teil des Satzes, sondern der komplette 
Satz. (Rufe bei der öVP: Genuu!) 

Dann haben Sie erwä�t, d�ß �ich nach 
Ih�er Meinung ciie Sozialistische Partei in der 
Frage Lotheissen vollkoininen richtig verhal-

ten habe, weil sie ja nur von · ihrer demokra­
tischen Mehrheit Gebrauch gemacht habe� 

Weil ich in diesem Zusammenhang heute 
schon einmal zitiert wurde, so möchte ich, 
damit hier ja _keine Zweifel bestehen, meine 
Damen und Herren, feststellen: Ich habe, als 
ich Klubobmann der OVP war, darauf hinge­
wiesen, daß selbstverständlich eine mit abso­
luter Mehrheit ausgestattete Partei - dazu 
bekommt sie ja vom Volk die absolute Mehr­
heit -.: von der absoluten Mehrheit Gebrauch 
machen soll. und Gebrauch machen kann. . . 

Sie haben das gemacht, aber nachdem vorher 
ein W ()rtbruch in der Frage Lotheissen erfolgt 
war, meine sehr geehrten Damen und Herren 
(Rut bei der SPO:. Frechheit!), und nachdem 
vorher der Versuch unternommen worden 
war, uns den Kandidaten vorzuschreiben, den 
wir dann womöglich bringen dürfen. 

Präsident Probst: Bitte, ich muß den Aus­
druck "Frechheit" zurückweisen! 

Abgeordneter Dr. Withillm (tortsetzend) :  
Hohes Haus! Meine- Damen und Herren! Der 
Herr Bundeskanzler hat heute gesagt: Alles 
das, was in der Regierungserklärung steht, 
gelte auch heute noch; er bekenne sich dazu. 
Wir haben das zur Kenntnis genommen. 
. Ich möchte deshalb noch einmal den Passus, 

der teilweise. in der dringlichen Anfrage zitiert 
wird, ganz kurz bringen, wo es nämlich heißt, 
"daß die neue Bundesregierung jederzeit zur 
Zusammenarbeit mit den anderen Parteien des 
Parlaments bereit ist. Sie wird keine Möglich­
keit ausschlagen, diese Zusammemirbeit zu 
suchen" - "zu suchen", meine Damen und 
Herren! -, "und ist sich des Umstandes be­
wußt, daß es eine solche nur geben kann, 
weIin auf seiten der Mehrheit des Hauses, die 
diese Regierung stützt, auch eine entspre­
chende Kompromißbereitschaft besteht." 

Herr Bundeskanzler I Die Kunde häre ich 
wohl, allein mir fehlt der Glaube. Das würde 
also heißen: Toleranz! Das würde heißen: 
Eingehen auf die Argumente der Opposi­
tionl ' Wenn ich an die 29. Novelle zum ASVG 
denke und 'wenn ich an das heute schon zitierte 
Ortstafelgesetz denke, so war hier nicht die 
Spur einer Kompromißbereitschaft und eines 
Eingehens auf die Gedanken der Opposition 
zu sehen. (Abg. L i  b a 1: Wie war das bei 
Ihnen?) 

Meine Damen und Herren! Die Verhaltens­
weise der Regierung und der Regierungspartei 
ist geradezu ein Hohn auf · die Ankündigung 
in der Regiexungserkläiungl Wenn Sie es auch 
nicbt gerne . hören - wir habEm zuvor ge­
sehen, daß Sie es wirklich schon gar nicht 
gerne hören -: Es ist leider Gottes in den 
letzten Jahren, seit es eine Regierung Kreisky 
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gibt, ein wesentlicher demokratischer Sub­
stanzverlust in Osterreich eingetreten! (Zu­
stimmung bei der OVP.) Diese Regierung wird 
immer selbstgefälliger und unduldsamer! 

Ich kenne Sie, Herr Bundeskanzler Doktor 
Kreisky, schon sehr lange. Wenige, glaube 
ich, kennen Sie so gut, wie ich Sie kenne. 
Ich hatte am Sonntag abend Gelegenheit, vor 
dem Fernsehschirm Ihr Auftreten in Schärding 
zu sehen: Wenn einer, der sich so bemüht, 
sich im Zaum zu halten, die Nerven verliert, 
und wenn viele konstatiert haben, daß sie den 
Dr. Kreisky nicht wiedererkannt haben! Weil 
ich Sie, Herr Bundeskanzler, wirklich gut 
kenne, weiß ich Sie auch entsprechend zu 
beurteilen. Ich habe Verständnis dafür, daß 
Sie in der letzten Zeit - auch heute wieder -
eine gewisse Nervosität an den Tag legen. 

Meine Damen und Herren! Die Sozialistische 
Partei, die sozialistische Regierungspartei läßt 
jedes Demokratieverständnis vermissen I 
Immer öfter fällt in diesem Hause das Wort 
"Hybris". Das kommt nicht von ungefähr. Sie 
haben bereits erste· Denkzettel erhalten in 
Salzburg, in Graz, in Klagenfurt. . Sie werden 
doch wirklich nicht glauben, daß die Schuld 
daran die "unfähigen Bürgermeister" dieser 
Städte, ein Salfenauer in Salzburg, ein Scher­
baum in Graz p.nd ein Außerwinkler in Kla­
genfurt, haben, . Wenn Sie sich das einreden 
sollten, uns kann es nur recht sein. 

Aber machen Sie nur so weiter, wie Sie es 
bisher gemacht haben, machen Sie so weiter, 
meine sehr geehrten ' Damen und Herren, wie 
es gestern der Abgeordnete Dr. Fischer ge­
macht hat. Ich habe heute erst das stenogra­
phische Protokoll der gestrigen Sitzung, in 

. der der Rechnungshofbericht behandelt wurde, 
vor mir. · Während der Rede des Abgeordneten 
Dr. Bauer hat Dr. Fisdier folgenden Zwischen­
ruf gemacht: "Geben Sie lieber das Dollfuß­
Bild weg aus dem Parlamentsklub'' ' (Abg. 
Dr. P i s  e h e  r nickt.) Sie bekennen sim dazu; 
das steht ja drinnen, Sie können es auch gar 
nimt leugnen. Es ist nur gut, wenn Sie sich 
jetzt hier im offenen Haus n,och . eiiup.al nach­
drücklich dazu bekennen. (Abg. Dr. P'i s e h e  r: 
Das werde ich gleich tun!) 

Dann trat, nachdem Dr. Baller das Redner­
pult veriassen hatte, ' Dr; Leittier an das Red­
nerpult , Er . begann laut stenographischem 
Protokoll: . "Sehr ' geehrter Hert PräsidenU" 
Worauf ' ihm Dr. Fischer sofort ins Wort fiel 
und sagte: ,,sind ' Sie auCh dafür, daß Sie ein 
Dollfuß"Bild In Ihrem Klub haben?" WorauJ 
Dr� Leitner antwortete: "Haben S�e etwas da­
gegen, daß wü ein Dollfuß-Bild im Klub 
haben, Herr Kollege Fischer'?" (Abg. Doktor 
Fi s e h  e r: Wird , micIr. Ihre Fraktion dann 
auch fJo ruh.ig anhören?) Worauf Dr. Fismer 

gebrüllt hat - passen Sie jetzt auf -: "Und 
wie! Natürlich! Jemand, der die Demokratie 
ruiniert I Da soll man nichts dagegen haben?" 
(Abg. Dr. B 1 e n k: Das ist eine Präpotenz!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Es scheint mir nimt von ungefähr zu sein, daß 
auch der Kollege Pay - den habe idl gehört -
und später, was ich besonders bedaure, der 
Klubobmanri der Sozialistischen Partei auf 
diese Sache Bezug genommen haben. Ich kon­
statiere mit Genugtuung, daß Kollege Gratz 
- er ist dom einige Jahre älter und wesent­
lich erfahrener als Abgeordneter Dr. Fismer -
von einer Emotion gesprochen hat, in der er 
diesen Satz ausgesprodlen hat. Das nehmen 
wh' gerne zur Kenntnis. 

Meine sehr . geehrten Damen und Herrenl 
Jetzt darf idl Ihnen dazu in allem Ernst .etwas 
sagen: Wir können diese unqualifizierbaren 
Zwismenrufe nicht unwiderspro,dlen lassen. 
Das sind wir unserer eigenen Ehre, das sind 
wir aber vor allem jenem Manne schuldig, der 
als erster im Kampf um Osterreichs Freiheit 
und Unabhängigkeit sein Leben lassen mußte. 
(Lebhafter Beifall bei der OVP. -'- Zwischen­
rufe ber der SPO. ;- Abg. L i  b a I: Das trauen 
Sie sich zu sagen von jemand, der auf die 
Arbeiter mit Kanonen geschossen hat! Er hat 
die Arbeiter ermordetl -.A,bg. Dr. S c  h n e I l: 
Dem noch einen Heiligenschein geben! - Abg. 
L i  b a I: Eine Frechheit, was Sie da sagen! -
Weitere Zwischenrufe. ---'-' Abg. S k r i t e k: 
Das ist unbestritten in der Geschichte!) 

Sie, Herr Abgeordneter Dr. Fisdler, haben 
Dr. Engelbert Dollfuß als DemokraÜezerstörer 
bezeichnet und haben gefragt, wie lange sein 
Bild . nom in Unserem Klub hängen werde. 
(Abg: Dr. S e h n  e 1 1: Das ist keine Geschichts­
darstellung, die wir von Ihnen gewohnt sind!) 
Brüllen Sie weiter, wie Sie wollen, Herr 
Dr. Schnell i damit zeigen Sie nur, daß Sie 
offensidltlich ' noch immer in Gedankenkate­
gorien denken, die in den dreißiger Jahren 
gelegen sind. 

Ich mö<;hte" Hlilrr D;r. Fischer, Illit Ihnen jetzt 
nicht darüber rechten, woran die Demokratie 
in der Et;sten Republik , Osterreichs zugrunde 
gegangen ist. Darüber wird ni mt zuletzt die 
Kommission, die sim mit der Erforschung der 
Geschidlte der Ersten Republik zu beschäfti­
gen hat, befinden. , Heute möchte im nur eines 
feststellen� (Abg. L i  b a  1: Es wäre besser, Sie 
'schweigen über den Februar 1934! Wir haben 
do,s erlebtl}- Herr Kollege Libal, es würde aum 
Ihnen sehr .. .  gut tun, wenn·Sie sim nimt er­
regen > (Abg. L i  b a I: Wer war das? Der Doll­
fuß/), sondern . aufpassen, . was im Ihnen jetzt 
sage. 
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Ich möchte für heute nur folgendes fest­
stellen: Nach meiner felsenfesten Uberzeu­
gung wäre es niemals zu einem 4. März 1933, 
dem Tag der sogenannten Selbstausschaltung 
des Parlaments, gekommen und auch niemals 
zu einem 12. Februar 1934, wenn Dr. OUo 
Bauer den beschwörenden Appellen Dr. Sei­
pels, die Sozialdemokratische Partei möge 
doch um Osterreichs willen ' in eine Koalitions­
regierung mit der Christlich sozialen Partei 
eintreten, Folge geleistet hätte; (Abg. Doktor 
.s e h r  a n z: Und zuerst? "Keine Milder) Für 
heute und für die Zukunft habe ich nur eine 
ein:zige, aber sehr eindringliche Bitte: Lassen 
Sie doch endlich den toten Dr. Engelbert 
Dollfuß. einEm Mann. der uns teuer war und 
der uns teuer ist (Abg. L i  b a  1: Aha! - Abg. 
Dr, S e h  n e 1 1: Das ist ein gutes Bekenntnis!), 
lassen Sie diesen Dr. Engelberl doch endlich in 
Frieden ruhen! (BeifalI bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes ' Hausr 
Der Herr Abgeordnete Dr. Withalm liebt es. 
darüber zu spreChen. daß er mit mir gelegent­
lich in den letzten zwanzig Jahren p ersönliche 
Gespräche geführt hat. Ich begrüßte das seiner­
zeit, obwohl es von allem ,Anfang an gar niCht 
leicht war, , deshalb nicht leicht, weil viel zu­
viel Groll aus der Vergangenheit im politi­
schen Leben aufgestaut war. Ich rede von der 
Zeit Vor zwanzig Jahren. Es ist jetzt ungefähr 
zwanzig Jahre her, daß ,ich Staatssekretär ge­
worden bin, und Sie, Herr Dr. ' Withalm, wur­
den es kurze Zeit später. 

ICh war der Meinung, daß es eine der großen 
Leistungen der Koalitionspartner gewesen ist, 
derjenigen, die auf beiden Seiten der Barri­
kaden im wahrsten Sinne des Wortes gestan­
den sind, daß sie durch die Zusammenarbeit 
zusammengefunden , haben, nicht um das, was 
war, zu vergessen, s,ondern um , das, was war, 
nun besser zu machen, klüger zu sein für ein 
andermal, um es zu überwinden. Das war die 

, große Leistung der J(oalition, der ich sehr 
lange Zeit angehört " habe:' sechs Jahre als 

, Staatssekretär und; sieben Jahre als Minister. 
Ich gehörte zu den ältesten Mitgliede:rn dieser 
Koalition'. ' " 

, Das _ ,war auch ' der , -Grund� , warum , ,' im bis 
zuletzt und mit einer solchen Hingabe , auch 
in meiner eig:enen P artei für die Beibehaltung 
der ,Koa.lition �gekämpIt habe. Nicht weil ' die 
politische Situation;, die akt'uelle politische 
Lage sie ndtwendig 'geIIiacht hat, 'sondern weil 
für iilicn ills einen, , der die J ahTe: vör 1938 ' als 
aktiv Wirkender, miterlebt hat, das ' eine Er­
innerung für mein ganzes Leben ist. 

Herr Dr. Withalm, ich werde über person­
liche Gespräche und Eindrücke in diesem Haus 
nie reden (Abg. Dr. W i t  h a I  m: Ich auch 
niehtl), weil derartige persönliChe Gespräche 
nur geführt werden können, wenn diese Art 
der Kontakte ausgeklammert bleibt. Wir 
haben ja niChts angestellt, wir haben nieman­
den verraten, niemanden ausgerichtet ; wir 
haben Gedanken ausgetauscht. Wenn man sich 
zu einer solchen Form entschließt, wie sie in 
alten Demokratien üblich ,ist, eine Form, wie 
iCh ' glaube, die man auch bei uns pflegen 
müßte, weil persönliche Feindschaft eines ist 
und politisch Andersdenken etwas anderes, 
dann sollte man persönliche Feindschaft aus-
schließen. 

' 

Es hat nun diese Hinweise einige Male ge­
geben (Abg. Dr. W i t h a I  m: Herr Bundes­
kanzler, ich habe keinen Satz gesagtl), und 
deshalb fühle ich mich veranlaßt zu sagen, 
daß es einen echten Bruch damals gegeben 
hat. Bitte lassen Sie mich letzt ' ausreden, ich 
l1abe auch niemand daran gehindert. 

Ich habe his zuletzt für diese KoaÜtion ge­
kämpft, auch Ihnen gegenüber, Herr Doktor 
Withalm, der Sie mir, erklärt haben, Sie sind 
nicht bereit, auch nur die .geringste Verpflich­
tung für den ' Bestand dieser Koalition , einzu­
gehen. "Sie haben sie zu schließen", haben 
Sie uns gesagt, als Sie die Mehrheit bekom­
men haben, und damit bastai "Es gibt keine 
Vereinbarung darüber, wie' lange sie dauern 
wird, wir werden das '  entscheiden, wir haben 
die absolute Mehrheit:� Daran ist die Koali­
tion gescheitert! 

Und nUn zu Dollfuß. Im Bundeskanzleramt, 
in m'einem 'Ressort also, gibt es eine Ecke, die 
dem Andenken Engelbert Dollfuß' , gewidmet 
und geweiht ist. Sie wird im höchsten Maße 
respektiert. Und wenn ' Fremde, Studenten 
kommen und im es übernehme, ihnen die 
Räume zu zetgen, dann zeige ich ihnen auCh 
die Stelle, wo ' dieser Mann gestorben ist, s"ün 
Leben ausgehaucht hat - als das Opfer , einer 
von Anfang an unglücklichen und verfehlten 
Politik, aber das sage iCh niCht. ' 

Als mich einige der hohen Beamten im 
Hause vor einigen Jahren gefragt . haben, ob 
ich etwas dag�g:en , hätte, , daß allläßlich des 
Todestages DoÜfuß' , sein " ,Andenken, im Bun� 
deskam:leramt, in der ' Kapelle ßes Bundes� 
kanzleramtes, gewÜrdigt wird, , habe, ich l1arauf 
gesagt: Wie können Sie mich das :überhaupt 
fr.age)J? Das , ist dodl die größte ; Selbstver� 
ständlichkeit ,der Welt, -daß, djls . geschieht! 
(Abg. G ,r a f: Na, Herr FiscIierl) Nein, lassen 
Si\'! ,mim ausreden!, ' 

" 

� , 

Das ist das ein�: Respekt ', zu haben' -vor 
einem Toten; det gefallen ist, Etwas anderes 
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Bundeskanzler Dr. Krelsky. 

ist aber ' die historisme Würdigung einer · Perr . "ICh spreche nicht sine ira et studio, ich 
so·n. Denn eines kann man niemandem erspa- spreche' eum ira et studio, weil man mqnche 
ren, der im öffentlichen Lebe.n wirkt: daß seine Dinge zwar verzeihen " kann, aber . nicht ver�. 
Taten gewürdigt · werden und .daß man gen,au �essen.·� 

. 
wiegt, was es hat. Das ist die entscheidende Zu den Dingen, die Dr. 'Koret nicht verges-Frage. sen kann und .die ' wahrsdl.eiIllich auCh andere 

Und wenn Sie sagen: das erste Opfer für in diesem Land nicht vergessen können, ge­
t;lie österreichische Freiheit, dann rekiainiere hört die Tatsadl.e, daß eben an jenem: 4. März 
idl. für mich perSÖrÜ.Üh, daß ich immerhin 1933 der österreichisdl.e Nationalrat unter 
wegen meiner sozia:Idemokratisc:hen Gesin- einem Vorwand, mit einem Trick, u�ter aktiv­
nung, und nur <lesw'eg.en - so steht es in der ster. Mitwirkung de!i damaligen . Regierungs­
Anklages�rift -, w'e'gen Fortsetzung meiner ch,efs a�sgesdl.aÜet wUrde Und der Parlam,en­
sozialdemokratischen Betätigung in einem Re- tarisinlls, in Osterreich :ni<ilt iIri J<ihre i934, 
gime, das Dollfuß begrundet hat, wegen Hoch- 'sondern ' im Jahre 1933 iti Ende ' gegan,gen fst. 
verrates angeklagt. und- wegen Hochverrates . \ . . 
verurteiIt wurde� . Und wofür idl als junger Abgeordneter kein 

Verstäridilis " ha,be, ist" daß man ' 1:u diesem 
Es hat audi �ndere Opfer gegeben, früher� Haus', in dü�sem Parlament, aufdessen Funk­

Opfer, Herr Dr. Withalm, die für die ' oster- tionieren in der Zweiten Republik: 'wir stolz 
reiehische Freiheit und . Demokratie gekämpft sind,' ein Bild jenes Mannes hängen hat (Abg; haben. (Zustimmung bei der SPO.) Die' hCiben G r a  f; Das geht, , Sie überllaupt ni!chts , an!), 
damals n()dI. -für die Freiheit und Demokratie der am Ende der Ersten Republik zum: Ende 
gekämpft, als es, geheißen hat, es gelte, die des Parlamentai:-isnius beigeti:�gen hat. . 

' 

Dollfußstfaße zu wa,!!deln, von der wir sagten, 
daß sie sdl.nurgerade in den nazistisdl.en Ab­
grund fühlt. Dafür wurden wir " eing,esperrt, 
einige von uns hingerichtet - jawohl : hin­
geridl.tEitl, Freunde" von mir hingeridl.tet �; 
dafür wurden wir audl. verurteilt wegen Hoch" 
verrates. 

Man soll die Dinge so sehen, wie sie sind. 

Herr Graf" Sie können sagen', " ' es geht 
midi. nichts .an, Sie könnElU sagen, es geht die 
ganze jüngere .GeneratIon " in diesem Lande 
Ii.idl.ts -an; A'ber idl. sage 'lhnen: IdI. verstehe es 
'hidit; und, 'idi glaube, ' dilß es . viele meiner 
Alterskollegen, 

. 
vielleidl.t bis: " in, : die Reihen 

Ihrer Partei · hinein, audl. nidl.t verstehen wer­
den, daß. man so handelt. (Abg. Dr. K 0 h I­
m a i  � Xi Was MjJ3l "hancielt"n Aber man soll dodl eines nie vergessen; und 

das habe idl. auch in <deIii Haus gesagt: Die 
Zeit, die ' war, kömien diejenigen, die die ; ich sage Ihnen ncim Eitwas: Wenn idl. in 
SChläge nur gezählt haben, ieicbter vergessen unseren Kltibsitzungssaa] gehe, sci 'habeti wir 
als jene, die sie bekoßunen haben! (Ahhal- ....;.-. und ' wir haj):e.n tins das g enau überlegt ·-'-. 
tender )3eifall. pei der.SPO.) dört hängen 'die �BÜder von Seitz, Renner; 

. . ' . Körnet u!t<LSdiärt. Und idi ftage mich, 'ob Präsident Probst: Der nädl.ste Redner . ist die OsterreiChisdie Volkspaitei, €ine' ParteI; der Herr Abgeordnete, Dr. Heinz Fischer. " die gerade heute so oft 'das > Wörf " Demokral 
Abgeordri�ter Dr., Heinz Fbdler . (SPO) : Hen He" in den Mund �enorrimen; hat � idl. werde 

Präsident! Hohes Haus! Sie haben jetzt Herrn ja 'gleich dar:attf zu sprechen'kommen �, ni&t 
Dr. Withalm zu dieser Fr:age' spi:edJ.en gehört, audl. in der Lage ist,' iris P,ärlament; iri unser 
Sie haberi den Chef der Bundesregierung zti Arbeitshaus; mö<ilte idl. sagen, die BÜder von 
dieser Frage aus . der österreic:hisdl.en Ge- Männem zu hängen, un�er denen sldl." n i'i:; h t 
sdl.idl.te spredl.en g�hört, und. je�z.t -rnöchte idl. Engeibert Dollfuß befindet. pas ". i!!t meine 
al$ iugeg�benermaßen }6,ngerer und. unerfah- Meinung '�u dieser SaChe( und ,ich habe Ilinen 
renerer Äbgeoi:dne.ter, . �lts es andere in diesem genau, . 50 offen jetzt g.eantwortet, wie Sie 
HCl.us-e sind, dUQl 'einige Sätze dazu sagen. Es mich augespromen haben, Herr Di. Withalm. 
wird g;;tr nJcht lap!ie, �,�uern. . . (Beifali bei der SPO.) 

. . 

Der 4. März 1933, meine Damen und Herre'n. , Jdl. werde jE1�f.t ,ip:(�i�$n�" J;'u.h�gen Ton IIl:ei. 
hat . . sich ,vor: . wenigE;m Wodl.en . zum 40. Mal ner Rede blei�,ep: , ub:d, i'n di�e)D. fJlll:igen . Ton, 
gejährt. ' AllS dfeseW Änl?-il hci.t .i� Alt�Il ,Rat.. in:ein� ' DamEm' üüd ' Herren, " zBigen, wi� . s�e 

. hiuis. in der WipPÜng�rs.(raße ·  eine . Vera�s�a,l� auf einem so heiklen Sektor, wie es die Demo� 
tung stattgefund!:i'ri; ? zu det oeier über. 80j�hrige ktaHe ili '

. Öst�rretdi 'ist; riiit iweiel'lei ' 'Maß 
AltbürgermeiS:t�r, von · l.iih [Sr. : �oJ;'ef. ' gek()m� meS§eni wie Sie ·Vdrwurf·e ; 'er.Jleb�n ; id6rt,AJd 
men ist, üm eÜi. Referat zu J:i�lte�, das zu den kei!{ GroM ist uhd; wf& " Sl� DIIlge ' i die S:fe 
elndiucksvofrsteh' g�hö�t hat, (fi� lch je gehÖx:t während " Ihrer! ;Al1Ellnte�net�ilg : :geta�� '  habEln; 
habe; Dr: 'Koref trift seinen '*eißeri 'Hiiäten, der . heu te 'entweder ' als " s'elibsHterständH& hez�iCh2 
se�qst däo�i\v'ar irii''Mäfi i933': ha:fs�in" Refe� neri oder' efnt<i& ·· still�diWe!g:.en:d -Jiß�fg�hetl; 
rai begonIhhii lriit 'den W 6tten: , ) . i :  ,; ' I<, ::'! , ., dbwohl' aie A:ggres'sidn, 'die S1� un� : eritgegeri� 

! 

I."<."",.",, .. , 
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Dr. Helnz Fischer 

bringen würden, noch vi,el größer wäre, wenn 
wir es wagen würden - wir tun es nicht, weil 
wir uns zu einer anderen Vorgangsweise be­
kennen -, so vorzugehen und die Demokratie 
so zu handhaben, wie Sie das während Ihrer 
Alleinregierungszeit getan haben. 

Ich werde jetzt der Reihe nach, soweit das 
in 20 Minuten möglich ist, einige Beispiele 
nennen. 

Als hier vor einiger Zeit vom Bundeskanzler 
ein Bericht erstattet' wurde und upser Klub­
obmann Gratz in seiner Rede sagte, wir haben 
selbstverständlich zugestimmt, daß über eine 
Erklärung des Regierungschefs eine Debatte 
abgehalten wird, hat der Herr Parteivorsit­
zende Schleinzer gesagt: "Das wäre ja noch 
schöner", wenn Sie über eine Erklärung des 
Regiemngschefs keine Debatte zulassen wür­
denj das wäre noch schöner! 

Bitte, meine Damen und Herren, nehmen Sie 
das Stenographische Protokoll vom 26. No­
vember 1968 zur Hand. Dort ' heißt es: "Der 
Herr Bundeskanzler" - Dr. Klaus - "hat 
sich zum Wort gemeIdet. Gemäß § 31 . . .  Ge­
schäftsordnungsgesetz erteile ich es .ihm vor 
Eingang in die Tagesordnung." Dr. Klaus : "Es 
sei mir gestattet, folgende Erklärung abzu­
geben." Folgt die Erklärung des Bundeskanz­
lers. 

"Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Es 
wird eine Debatte zu dieser Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers gewünscht . . . .  lasse ich 
darüber abstimmen" und so weiter. "Ich stelle 
fest, daß es die Minderheit ist", weil näml<ich 
die Osterreichische Volkspartei in diei?em 
Haus eine Debatte über eine Erklärung des 
Bundeskanzlers abgelehnt hat. Und da hat der 
Herr Dr. Schleinzer mitgestimmt, da hat der 

Herr Dr. Withalm mitgestimmt. Aber heute 
sagen Sie : .  Na selbstverständHch muß man 
einer Debatte zustimmen! 

allen möglichen Stellen Gutachten veröffent­
licht worden, daß es unstatthaft sei, Wünsche 
in der Fragestunde zu äußern, .denn das sei 
eine verschleierte Entschließung, das stehe 
nur dem Nationalrat als ganzem zu. Es sei 
unstatthaft, nach Regierungsvorlagen zu fra­
,gen: "Wann werden Sie die Regierungsvor­
lage betreffend das und das einbringen?" Das 
tun Sie als Opposition Dutzende Male. 

Sie haben es damals immerhin so weit ge­
bracht, daß zwar die Präsidialsitzung unter 
dem Vorsitz von Dr. Maleta eine entgegen 
diesem Gutachten relativ liberale Handhabung 
der Fragestunde einigermaßen ermöglicht hat, 
aber vor mir liegt ein Amtsvermerk vom 
8. Feber 1968, wo es heißt, daß die Klubsekre­
täre zum Parlamentsdirektor bestellt wurden 
und gesagt wurde : 

Unzulässig sind Fragen wie :  "Welche Mei­
nung haben Sie?" - Das fragen Sie jede 
Woche! 

Unzulässig sind 'Fragen: "Wissen Sie?" oder 
,,1st Ihnen bekannt?" 

Unzulässig sind "Fragen über parteiinterne 
Vorgänge". - Zum Bei'spiel: Was hat der 
Herr Landeshauptmann-Stellvertreter von 
Oberösterreich gesagt? 

Das haben Sie uns alles nicht zugelassen. 
Aber Sie nehmen das j etzt als Selbstverstän.d­
lichkeit in Anspruch. - Mit Recht! Denn wir 
sind doch für eine besser funktionierende 
Demokratie. (Beifall bei der SPO.) Wir weisen 
aber zurück, daß Sie uns dann noch ein unde­
mokratisches Verhalten unterstellen. 

Nächster Punkt: Beantwortung schriftlicher 
Anfragen. Ich möchte wissen, was passieren 
würde, wenn der rHerr Bundeskanzler Doktor 
Kreisky das täte, was der Herr Bundeskanz­
ler Klaus am 1 6. Jänner 1969 getan hat. 

Die Frage lautete nach einem bestimmten 
Meine Damen und Herren! Ich nehme mir G.utachten. - Etwas, was die Opposition sehr 

auch vor, einmal sehr ausführlich über das häufig tut. 
Problem der Fragestunde zu sprechen, weil Sie Anfragebeantwortung des Bundeskanzlers: 
uns immer wieder den Vorwurf machen, wir "Ich bedaure, diese Anfragen nicht beantwor­
gehen undemokratisch vor, wir schränken das ten zu können, da Gegenstand der Anfrage 
Recht der Opposition in der Fragestunde ein. kein Akt d er Vollziehung ist, sondern Grund­

Heute früh haben wir einen Fall erlebt, daß 
ein Abgeordneter der Opposition in seiner 
zweiten Zusatzfrage gleich drei Zusatzfragen 
stellte. 

Nun sage :ich Ihnen: Während wir in Oppo­
sition waren und uns bemüht haben, das Kon­
trollrecht der Fragestunde zu handhaben, 
haben Sie kein Mittel und keine Anstrengung 
gescheut, dieses Fragerecht - nur zum Teil 
mit Erfolg - einzuschränken. Damals sind von 
Minister Klecafsky, seinen Assistenten 1.).nd 

lagen zur allfälligen Setzung eines solchen 
Aktes." 

Dies,e Rechtsansicht wird dann begründet: 
Gemäß Art. 52 der Bundesverfassung ist man 
nur befugt, über Gegenstände der Vollziehung 
zu befragen, aber nicht über ein Gutachten, 
nicht über eine Meinungsumfrage et cetera. 

Ich möchte Herrn Dr. Koren, Herrn Doktor 
Bauer und Herrn Dr. Blenk sehen, was sie auf­
führen würden, würden wir in diesem Haus 
demokratische Rechte so handhaben (Abg. 
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Dr. Heinz Flsdler 

Dr. B a u  e r: Das habe ich gestern bei Ihrer 
Rede gesehen!), wie das -die OVP-Alleinregie­
rung getan hat (Zustimmung bei der SPO) 
und wozu der Herr Dr. Withalm - wenn ich 
so sagen darf - die Ideologie mit dem Argu­
ment dazu geliefert hat: "Seien Sie doch nicht 
so ,zimperlichI" - Und es hieß: "Sie müssen 
nun einmal zur Kenntnis nehmen" - Sitzung 
vom 12. Feber 1969 -, "daß die Osterreichi­
sche Volkspartei tatsäChlich eine Mehrheit hat. 
Sie können nicht gut von uns verlangen, daß 
wir uns hier einem Diktat einer Minderheit 
beugen." 

So haben Sie uns behandelt (Abg� G r a i: 
Viel zu gut!), und wir haben uns dagegen 
gewehrt. Wir behandeln Sie heute nicht so, 
aber wir wehren uns gegen den Vorwurf 
undemokratischen Vorgehens. (Zustimmung 
bei der SPO.) 

'. 

Nächster Punkt: Gesetzlich verankertes Be­
gutachtungsrecht. -Es gibt oft Kontroversen, 
wenn ein Minister, in die Situation kommt, 
daß er eine Vorlage rasch einbringen soll. Er 
hat nur mehr einige Wochen etwa bis zum 
Ende einer Parlamentssession Zeit. Begutach­
tungsfrist nur drei Wochen, Begutachtungs­
frist nur vier Wochen - kommt vor. Resultat: 
Heftigste Angriffe der OVP wegen underno­
kratischen Vorgehens. fAbg. Dkim. G o r  t o n: 
No nal) "No na!" - Danke schön, Kollege 
Gorton! Ich werde Ihnen zeigen, wie das der 
Herr Bundeskanzler Klaus unter dem . Beifall 
eines Großteils derer, die hier sitzen, gemacht 
hat. 

Fragestunde vom 8. Juni 1966. Anfrage Dok­
tor Kleiner (SPO) : "Wie verantworten Sie die 
Verletzung des gesetzlich verankerten Begut­
achtung:srechtes der Arbeiterkammer" bei 
einer ganzen Reihe von Vorlagen? 

Antwort des Bundeskanzlers Klaus: Wenn 
die !Begutachtung "in den letzten Wochen in 
einigen Fällen nicht" stattgefunden hat, "dann 
bitte ich, sehr 'geehrter Herr Abgeordneter, zu 
bedenken: Die Regierung mußte ihre Arbeit 
nach ihrer Berufung so rasch wie möglich an­
treten. Das Kompetenzgesetz hat daher eine 
Begutachtungsfrist nicht ertragen". 

Das Kompetenzgesetz hat die Begutach­
tungsfrist nicht ertragen! . - Die Opposition 
von damals mußte solche Antworten ertragen. 
Aber Sie gehen hierher und werfen uns 
undemokratisches Verhalten vor. (Zustim­
mung bei der SPO.) 

Meine Damen und Herrenl Nächstes Bei­
spiel. Soviel Zeit habe ich noch! Wir haben 
vor kurzem in diesem Hause die BUdget­
debatte abgewidcelt. In dieser Budgetdebatte 
haben sich alle Regierungsmitglieder zu Wort 
gemeldet, im S.inne der Notwendigkeit, die 

sich ergeben hat. Mit einer Ausnahme: Ich 
glaube, der Herr Verkehrsminister hat sich 
nicht zu Wort gemeldet. Er mußte zu einer 
Verkehrsministerkonferenz oder zu etwas 
Ähnlichem fahren. Der Verkehrsminister war 
nicht zu Wort gemeldet. 

Einen ganzen Tag lang haben Sie davon 
gelebt : Was denn das für ein undemokrati­
sches Verhalten sei. Wie man es denn ver­
antworten könne, sich einem Parlament gegen­
über so zu benehmen, daß man auf die Debatte 
zu einem Budgetkapitel nicht antwortet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der Opposition! Nehmen Sie die Budget­
debatte 1966 ,zur Hand. Dort finden Sie: Zufäl­
lig hat der Verkehrsminister auch nicht geant­
worteti aber aum der Bautenminister hat nicht 
geantwortet i auch der Handelsminister hat 
nicht geantwortet i auch der Innenminister hat 
nicht g.eantworteti auch der Unterrichtsmini­
ster hat nicht geantwortet. Weil Sie, meine 
Damen und Herren, sich damals offensichtlich 
die Taktik zurechtgelegt haben: No probieren 
wir es einmal I Lassen wir die Opposition blöd 
sterben! Wir antworten einfach nicht in der 
Budgetdebatte! Sie sollen sich auf den Kopf 
stellen. (Abg. Dr. N e u  n e r: Wie gestern beim 
Rechnungshofbericht!) Lieber Herr Kollege! Es 
ist nur ein kleiner Unterschied - vielleicht 
kennen Sie ihn nicht - zwischen einem Rech­
nungshofbericht, wo der Rechnungshofpräsi­
dent und der Vizepräsident hier sitzen, über 
einen Zeitraum, den die jetzt amtierende Bun­
desregierung gar nicht zu verantworten hat, 
und einer Budgetdebatte. (Zustimmung bei der 
SPO.) 

Der Herr Dr. Kohlmaier hat heute die Frage 
Volksabstimmung über ein allfälUges Rund­
funkgesetz angeschnitten. Ich weiß nicht, wie 
siCh das wirklich entwiCkeln wird, ob Sie wirk­
lich auf dem Wunsch nach einer Volksabstim­
mung beharren werden. Das wird sich erst 
herausstellen. Es könnte sein, daß Sie eine 
solche mit Bomben und Granaten verlieren. 
Das wird sich aber erst herausstellen! 

J edenfalls haben Sie heute gesagt: Die 
Sozialisten würden sich als undemokratisch 
entlarven, wenn sie einer Volksabstimmung 
über ein Gesetz nicht zustimmen. (Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i  e r: Ein Gesetz, das durch Volks­
begehren zustande gekommen istl) Ja, aber 
das Volksbegehren ist von Ihnen kräftigst 
verändert worden. (Zustimmung bei der SPO.) 

Ich möchte nur sagen: In diesem Haus ist ein 
Mietenges'etz auf relativ unrühmliche Art und 
Weise beschlossen worden. Der Herr Abge­
ordnete Kern ist ja damals berühmt gewor­
den, er hat "Schluß der Debatte" beantragt. Ich 
nehme es dem Abgeordneten Kern gar nicht 
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Dt. Helnz Fischer 

so sehr übel. (Zwischenruf des Abg. K e r n.) 
Eher nehme ich es schon dem Herrn Abgeord­
neten Dr. W-ithalm übel, der sich damals in 
die Bresche geworfen und den Antrag auf 
Schluß der Debatte mit dem doch etwas sChwa­
chen Argument verteidigt hat (Abg. B r a n d­
s t ä t t e  r: Und Sie arbeiten mit Fristsetzungs­
anträgen!): "Sie werden doch nicht behaup­
ten wollen, daß die Geschäftsordnung des 
N ationalrats undemokratisch ist? Der Gesetz­
geber muß sich doch irgend etwas gedacht 
haben, als er . , .  die Bestimmung über den 
Schluß der Debatte eingebaut hat." 

Meine Damen lind Herren! Das ist ein 
schwaches Argumentl De:im würden wir imm.er 
nur mit diesem Argument operieren : "Der 
Gesetzgeber muß sich doch irgend etwas ge­
dacht haben", bei allen jenen Möglichkeiten, 
die €iner Mehrheitsfraktion zur Verfugung 
stehen und die wir nur sehr sparsam in Ge­
brauch lie4riien, dann würde die Debatti:! mei­
stens anders a.usschauen. Ich wollte aber 
etwas anderes sagen. 

Dieses MietEmgesetz haben wir als so 
schwerwiegend betrachtet, daß wir in diesem 
Haus da:rüber eine Volksabstimmung bean­
tragt haben. Wie sich die OVP damals ver­
halten hat, das glaube ich, brauche ich jetzt 
gar nicht mehr zu schildern. Nach dem Gesag­
ten ist es wohl selbstverständlich, daß Sie die­
sen Antrag abgelehnt haben. (Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i  e r: Warum haben Sie dieses Ge­
setz noch nicht geändert?) Herr Kollege, es ist 
schon im Begutachtungsverfahren. Ich hoffe, 
no.ch heuer . .  , (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Drei 
Jahre!) Ja, freilich! Weil wir andere Sachen 
audl noch gemacht haben. (Abg. Dr. K 0 h I­
m a i  e r: So wichtig kann es nicht gewesen 
sein!) Die Sprecher unserer Fraktion werden 
Ihnen alles aUfzähien, was wir in diesen drei 
Jahren schon gemacht haben. 

Sie behaupten : "Demokratischer Substanz­
verlust'" "Hybris im Parlament'" Und so wei­
ter. Wenn Sie einen Funken Objektivität 
haben, meine Damen und Herren, dann werden 
Sie diese Behauptung nach Aufzählung dieser 
Beispiele einfach nicht aufrechthalten können. 
Das ist der Argumentationsnotstand, in dem 
sich die meisten Redner der Osterreichischen 
Volkspartei befinden. 

tung" (Abg. Dr. K 0 h I m  a j e  r: Umso glaub­
würdiger ist die. "Kleine Zeitung"!), die Sie 
so oft gegen den Bundeskanzler zitiert haben. 
- Umso 'glaubwürdiger ist die "Kleine Zei­
tung'" 

Sie schreibt folgendes : "Gäbe es schon das 
,Goldene . Fettnäpfchen' als Journalistenpreis 
für j ene Politiker, die dauernd ausrutsdlen -
Kohlmaier hätte diesen Preis im Abonne­
ment." (Lebhafter Beifall und Heiterkeit bei 
der SPO.) 

. Herr Dr. Kohlmaier' Ich weiß nicht, ob nidlt 
der Verlauf dieser heutigen dringIidlen An­
frage ein weiterer GruIid für ein solches Abon­
nement ist. (4bg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Warten 
wü's. ab! ---,-- Abg. G r a f: Aber, Herr Doktor 
Fischer, wenn es einen Preis tür Pietätlosig­
keit gäbe, würden Sie ihn bekommen! - Abg. 
S k r i t e k: Das haben Sie nicht notwendigl -
Abg. G r a f: Sicherlich!) 

Meine Damen und Herrenl In den mir noch 
verbleibenden Minuten - ich glaube, ich nabe 
nur mehr ein paar Minuten - mödlte ich 
gerne noch etwas zu dem Fragenkomplex 
sagen, der zumindest der Vorwand für die 
heutige dringliche Anfrage war, nämlich . zur 
Frage des materiellen Prüfungsrechtes des 
Bundespräsidenten. 

Dr. Koren hat mir vorgeworfen, daß ich in 
einem Telephongespräch mit der "Tiroler 
Tageszeitung", das im wesentlichen ridltig 
wiedergegeben wurde, gesagt habe, wir wer­
den nicht deshalb, weil die OVP glaubt, im 
Bundesrat den Verdacht einer Verfassungs­
widrigkeit entdeckt zu haben, einen Einspruch 
erheben. Im Nationalrat haben Sie dazu nicht 
Stellung genommen, obwohl das Gutachten 
des Verfassungsdienstes ja schon vorlag, 
bevor die Regierungsvorlage ,überhaupt ins 
Parlament kam. Als der Präsident hier erklärt 
hat: Das ist die erforderliche Mehrheit, .haben 
Sie sich auch nicht zu Wort gemeldet. Aber 
bitte, es soll nie zu spät sein. Sie haben das 
also im Bundesrat aufgegriffen, und ich habe 
gesagt: Dafür gibt es die Gerichtshöfe. Dazu 
soll der Verfassungsgerichtshof eine Entschei­
dung treffen, und er wird sie wahrscheinlich 
auch treffen. 

Aberich möchte Ihnen, Herr Dr. Koren, dazu 
sagen : Die sozialistische Regierung ist drei 

Eine Reihe von HerrEm aller Fraktionen Jahre im Amt. In diesen drei Jahren ist kein 
haben heute die "Kleine Zeitung" zitiert. Der 
Herr Dr. Kohlmaier hat sein Referat mit einem 
Zitat aus der "Kleinen Zeitung" begonnen und 
hat sie . als Stimme der Offentlichkeit bezeich-
net. 

Seien Sie mir nicht bösel Ich zitiere auch 
etwa:s - Sie werden es vielleicht sdlon wis­
s en, was idl · meine _ .  aus der "Kleinen Zei-

einzi,ges Bundesgesetz, das wir mit unserer 
Mehrheit beschlossen haben, vom Verfas­
sungsgerichtshof wegen Verfassungswidrig­
keit aufgehoben worden. Es ist überhaupt nur 
ein einziges Bundesgesetz, nämlich die Natio­
niilrats-Wahlordnung ,  bisher angefo<hten wor­
den. Und da ist ja die Anfechtung � wie 
sagen die Juristen? - "abgespritzt" worden. 

69. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)58 von 109

www.parlament.gv.at



. �. :. 

Nationalrat XIII. GP - 69. Sitzung - 4. April 1973 6559 

Dr. Heinz Fisdter 

Diesen Rekord haben Sie aus der Zeit der 
OVP-Alleinregierung nicht aufzuweisen. Da 
gibt es nämlich eine ganze Reihe von Ge­
setzen, die der Verfassungsgerichtshof wegen 
Verfassungswidrigkeit aufgehoben hat: Das 
Budget 1966, . trotz unserer Warnungen ein 
zweites Bundesfinanzgesetz, den § 15 eines 
Kompetenzgesetzes und eine Reihe , anderer 
gesetzlidler Vorsdlriften hat der Verfassungs­
geridltshof aufgehoben. Dazu ist er da. Dieses 
Prüfungsredlt über die Verfassungsmäßigkeit 
von Gesetzen hat er. 

trag wird verlängert werden -, unser Regie­
rungsprogramm verwirklichen, und wir wer­
den das demokratische Prinzip hochhalten. Sie 
können zehn dringliche Anfragen einbringen, 
Sie werden unsere Glaubwürdigkeit auf ' die­
sem Sektor nicht erschüttern können. (Leb­
hafter anhaltender Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Withalm. Der Herr 
Redner hat nodl zehn Minuten. 

Abgeordneter Dr. Withalm (OVP) : Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren I Wenn der 

Aber wir sind nicht bereit, an einer Kon- Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky auf persön­
struktion mitzuwirken, die dem Verfassungs- liche Gespräche zwischen ihm und mir Bezug 
gerichtshof · ·  dieses Recht entzieht, die den genommen und es so dargestellt hat, als ob 
Bundespräsidenten in dIe Situation bringt, daß idl von persönlichen Gesprächen. GebrauCh ,ge­
er sagen muß, ob dazu eine einfache Mehr- macht und mit ihnen, ' nämlidl mit dem Inhalt 
heit oder eine Zweidrittelmehiheit notwendig dieser Gespräche, an die Offentlichkeit gegan­
ist. Dann sagt womöglidl der Bundespräsident, gen wäre� dann, Herr Bundeskanzler, (Wider­
es genügt . eine einfadle Mehrheit; und der spruch bei der SPO) - es konnte jedenfalls 
VerfassungsgefidltsllOf ist vielleicht gezwun- der Eindruck entstehen. (Zwischenrufe bei der 
gen - wenn .er :iu einer anderen Auffassung SPO.) 'Wenn der Eindruck entstanden sein 
kommt -, quasi den Bundespräsidenten zu sollte - auf dieser Seite des Hauses scheint 
de.savouieren. , Oder der Bundespräsident sagt: er entstanden zu sein, hier nidlt -, dann 
Es ' o.st eiIle Zweidrittelm!?'hrlJ,eit erforderlich; war das . nicht richtig, weil ich -:- ich hoffe, 
die kommt nidlt zustande, und der Verfas- der Herr Bundeskanzler wird das bestätigen ­
sungsgericht1;ihof ist gar nidlt in der Lage, für mich in Anspruch nehme, daß ich grund­
sein Prüfungsredlt auszuüben. Haben Sie diese sätzlich nie von persönlichen Gesprächen in 
Seite . des , Problems , überlegt? ' Haben Sie be- der Offentlichkeit Gebrauch gemacht. habe. 
dacht, was das pedeuten kann? , (Beifall bei der ,OVP.) 

Stellen Sie siCh den Vorgang umgekehrt Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky! Sie haben 
vor: Der Bundespräsident hätte im Jahre 1966 darauf hingewie-Sen, daß . ich damals . mehr 
unserem Drängen nachgegeben, gefunden, daß oder weniger ·  diktatorisdi gesagt hätte, es 
unser Argument richtig ist, und gesagt, . das könne die Österreichische Volkspartei unter 
Budget untersdlreibe er nicht. Na; ich mö'chte keinen Umständen auf irgendeinen Kompro­
mir ausmalen oder lieber nicht ausmalen, was miß eingehen; Sie hätten das, was, wir vor­
die damalige Regierungspartei aufgeführt geschlagen hatten, zur Kenntnis zu nehmen, 
hätte, wenn der , Bundespräident sich dieses · etwas anderes käme nicht in Frage. 

' 
Recht arrogiert' hätte! 

Dazu stelle ich aus historischen Gründen Es gäb� noch eine Reihe weiterer Sachen jetzt folgendes fest _ es sind ja andere auch zu sagen, Hohes Haus. Aber Sie werden ja noch da; Maleta zum Beispiel, der damals bei hoffentlich weitere dringlidle Anfragen ein- unserem Verhandlungskomitee dabei war -'--: bringen; 'dann ka,nn im den Rest meiner Argu- Jetzt mtiß ich Sie an ein persönlidles Gespräch mellte deponieren . .  Lassen Sie mich nur jetzt erinIlern; Sie werden sich, Herr Bundeskanzler, zum Schluß folgendes sagen: daran erinnern, · daß wir an jenem Samstag 
Nach meiner Meinung -,.' Sie bestreiten es - das war der Tag; bevor wir dann end­

sidler - ist das Verhalten der OVP sympto� gültig auseinandergingen - bei Ihnen -: Sie 
matisch für eine Strategie, die darin besteht, waren damais noch amtierender ' Atißenmini­
einerseits die VElrwirklichung der Regierungs- ster' -, i& glaube, 'Stundenl�g qeisammen­
erklärung, um die Sie sich keine Sorgen saßen, verschiedene DInge und auch' versdlie­
maChen müssen, zu urgieren und andererseits , dene Möglichkßiten besprodlen haben, �aß 
nach MÖglichkeit do'rt, wo wir 'im . Begriffe damals aber'

pereit.s der Beschluß , des Außer­
sind, 'die : ,RegIerungserklärung zu . verwirk- ordentlidien l>ärteitäges der Sozi(ilistischen 
iichen, uns zu ' blockieren, uIis zu behindem, Partei vom 15 . . April 1966 vorlag. Dieser Be­
uns Schwie_rigkeiten zü m�dlElI�; " 

schluß lautete dahin :gehend, daß die SQZialisti� 

Wir aber werden er�tens 
. 
eben dQ& inner- sme Partei .in Opposition geht. 

' 

halb der vier Jahre, di� ,uns nach ,der . Ver- Meine Pamen und Herten! Es ist natütlich 
fassu.ng bjs 

'
�uI' , nämsten ' WahL eingeräumt immer wesentlich, leichter, .die Dinge. im nach­

silld ---" .undiwir nehmen .an, di.eser unser; Auf- hinein ,zu beurteilen,',Heute sage idl' , mir: , . ... \ ,,

' 

. . ; . .  " 

;:;. 

. . . . 

, 

' . 
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Dr. Withalm 

Vielleicht mußte bei gegebener absoluter 
Mehrheit der OsterreiChischen Volkspartei 
eine Koalition scheitern, weil ja eine Partei, 
die mit der absoluten Mehrheit ausgestattet 
ist, von dieser Mehrheit auch - das ist sie 
ja dem Wähler schuldig - Gebrauch machen 
muß. (Abg. S e k a n i n a: Das gilt ' aber auch 
für uns/) Selbstverständlich gilt das auch für 
Sie ! Das ist ja völlig unbestritten! (Zwischen­
rufe bei der SPÖ.) 

Aber, Herr Bundes.kanzler, ich darf Sie 
daran erinnern, daß damals Ihrerseits vorge­
schlagen worden war, daß ein Pakt � aller­
dings nur auf eineinhalb Jahre, zwei Budgets 
umfassend - geschlossen werden sollte, der 
faktisch die GebrauChnahme der Mehrheit 
durch die OsterreiChische. Volkspartei ausge­
schlossen hätte. 

Jetzt nom einige kurze .. Bemerkungen zu 
Herrn Dr. Fismer. Sie haben zuvor ge­
sagt: Wenn Sie ' nur einen Funken von 
Objektivität - im 'glaube, so ' haben Sie ge­
sagt - haben, darin müßten' Sie das und 
jenes tun. Herr Dr. FisdJ,er, Sie als junger 
Mann: Wenn Sie nur einen Funken von Takt 
und nur einen Funken von Pietät haben, dann 
machen Sie Bemerkungen wie die von gestern 
- und im bedaure, daß Sie heute in Ihrem 
Zwischenruf darauf beharrt haben ..,.:-, dann 
mamen Sie solche Bemerkungen nidit! 

Wenn der' Herr Bu:hdeskanzl�r erwähnt hat, 
daß d,ie Dollfuß-Gedenkst'aÜe '  heute nom im 
Bundeskanzleramt ist; da:nll ist das keineswegs 
eine Frage der Beurteilung der Politik, die 
der Betreffende gema<ht hat. So fasse auch 
ich das auf. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, uns , vorsdlreiben ZlJ. wollen, . wie Sie 
es heute wieder getan haben, wer bei uns 
im Klub hängt - da, komme ich einfam nicht 
mltl Wenn das meinetwegen , - dafür hätte 
ich noch VerstäIldnis - ein alter repubIikani­
sd1E�r SchutzbUndler, verlängEm würde, meinet­
wegen, dann wÜrde, ich sagen: Schön, der 
kO,Illmt " davon nicf:1t wegl Aber das ist ja  
gar nicht der Fall. Di� AltEm denken ja heute 
nimt mehr' so. Daß Sie . ab�r ,als junger Mann 
sei, denken, das stimmt mich besonders nach, 
derikIich. (Beifall bei de� tJVP.) 

.' . . 

Im 'darf in diesem Zus<mimenhang, Herr 
Dr. Broda,' an unsere Gespräme' in einer der 
schwieiigsten·· Phasen der KO<llition erinnern. 
Das war 1963/6�. Das darf ich heute hi�i 
ausspredlen: Wir beiden waren es, Dr. Broda 
und ich, die damals hei &esen unseren Ge­
sprächen in der wirklidr sehr, sehr schwierigen 
Phase der ,Koalition, ..;.o..; denken Sie an die 
Habsburgkrise des JahreS ' 1963 _ .  die ' ge,; 

meinsame Gedenkfeier auf dem Zentralfried­
hof am 12. Februar 1964 zustande gebramt 
haben und daß wir alle gemeinsam am 12. Fe­
bruar 1964 der Helden auf dem Zentralfriedhof 
- ich bezeichne alle so, die damals gefallen 
sind - gedacht haben. Das war so 'im Jahre 
1964. 1973, das bedaure ich sehr, scheint es 
anders zu sein. Sie sind ein junger Marin, 
vielleicht besinnen Sie sich eines Tages auch 
noch eines Besseren. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky. 

Bundeskanzler Pr. Kreisky: Hohes Haus! 
Herr Präsident ! Ich habe immer gewußt, daß 
eineS Tages die Piskussion zwisdlen dem 
Herrn Dr. Withalm und mir ·über das Ende 
der KoalitioJl. in diesem Haus stattfinden wird, 
und ich halte es eigentlich für ein gutes 
Zeichen, daß wir uns um die Klarstellung 
dieser so wlichtigen Epome der östeneichi­
schen Republik, der Zweiten Republik, be­
mühen. 

Im möchte der OrdnUng halber riur fest­
stellen: Der ParteitagsbesChluß, gegen den im 
übrigens gewesen bin - im weiß nimt, ob 
ich dagegen gestimmt habe, aber ich habe 
jedenfalls dagegen gespromen -, hat anders 
gelautet, aber das können wir namsehen. Er 
hat Bedingungen aufgestellt, unter denen eine 
Koalition zustandekommen hätte können. Jede 
Partei stellte Richtlinien - es war ein ·außer­
ordentlidler Parteitag - für eine neue Koali­
tion auf, und wenn diese nidlt eingehalten 
werden, so gibt es keine; das war aber nicht 
das letzte Gespräm. 

Meine Partei, und da,s mUß ich jetzt hier 
auch den Jüngeren sagen, hat einen zu großen 
Respekt vor der Minderheit gehabt, die für 
eine Fortsetzung der Koalition war, sodaß 
man mir folgendes gesagt hat - ich deponiere 
das ' hier im Haus, und das ist auch in d-en 
Protökollen unseres PaIteivorstandes ver­
merkt -: Wenn es wenigstens irgendeine 
Form der Verpflichtung des nun die absolute 
Mehrheit ,besitzenden · Partners der 'Koalition 
gibt, irgendeine Form über eine gewisse · be­
grenzte Dauer der Koalition, so werden wir 
diese Frage im Parteivorstarid neu über­
prüfen. 

. . Ich habe �ich · daher an Sie gewendet, Herr 
Dt, Witha1In, und 1m habe Ihren Standpunkt 
später sehr ' grit verstap,den. Ich habe mich 
dtunals an Sie. gewE!ndei Und habe Ihnen 
folgenden VorsdlIag gemacht: Niemand wird 
Ihre Majorität im Hause in Frage stellen 
---' das war · das Neue -, wir werden auch 
keinen Koalitionspakt smließen. Aber wenn 
wir uns über ein Budget geeinigt haben, dann 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
muß diese Koalition wenigstens für das eine 
Budget jahr Geltung haben, für das wir gemein­
sam die Verantwortung übernehmen. 

Ich erinnere mich heute noch sehr gut, daß 
ich damals gesagt habe: Es werdEm schwere 
Zeiten kommen, budgetpolitisch schwere 
Zeiten, und es wäre gut, wenn wir wenigstens 
diese unpopuläre Aufgabe gemeinsam über­
nähmen. Dafür . müssen Sie uns wenigstens 
eine Gegenleistung erbringen. 

Das war damals nidlt drinnen, und ich sage 
noch einmal, Herr Abgeordneter Dr. Withalm: 
Ich habe es letztlich verstanden, daß Sie dieser 
Meinung waren, denn die öffentliche Mei­
nung - und das ist' ja damals das entschei­
dende gewesen - wollte so gerne 'das Ende 
der Koalition haben. So war doch die 
Situation: Schluß mit der Proporzwirts&aft, 
Schluß mit der Koalition und so weiter. Das 
waren die Forderungen. Ich habe auch ver­
standen, daß eine Partei, die die absolute 
Mehrheit bekommen hat und damit den Willen 
des Volkes sozusagen transferiert erhalten 
hat, auch von dieser Mehrheit Gebrauch 
machen wollte. Das war ihr gutes Recht, das­
selbe gilt aber auch für uns. 

Wir sind in die Wahlen 1 971 mit der Formel 
gegangen: Wird uns das österreichische Volk 
sq stark machen, daß wir allein regieren 
können, dann werden wir das gerne tun. Wer­
den die Verhältnisse so sein, daß eine Partei 
nicht stark genug ist, allein zu regieren, die 
andere es aber auch nicht kann; · dann werden 
wir Wege der Zusammenarbeit zu finden 
haben, denn schließlich muß das Land doch in 
irgendeiner Weise regiert werden. 

Das österreichische Volk hat in eindeutiger 
Weise entschieden. Wir haben den Wähler­
willen so interpretiert, wie Sie das damals 
gemacht haben; das bedeutet allerdings auch, 
daß in der Demokratie die Mehrheit entschei­
det, 

. 
aber - damit beantworte ich auch die 

Hauptfrage, die mir gestellt wurde, Herr Ab­
geordneter Dr. Kohlmaier - es kann deshalb 
nicht die Minderheit nullifiziert werden, auch 
wenn sie unter 1 0  Prozent liegt, was sie 
übrigens im Bereich dei: Bauernsmaft gar nimt 
tut, denn auf Grund meiner statistismen 
Unterlagen über die Landwirtsmaftskammer­
wahlen von 1961 bis 1 913 - es ist Ziffern" 
material von der Präsidentenkonferenz der 
Landwittsmaftskammem tJsterreims - betrug 
die Gesamtzahl ' der Wahlb�reehtigten 133. 116; 
es · gab für den Bauerribund ·503�112 Stimmen, 
das ' sind mindestens · 30 . Prozent der Bauern, 
die sich nicht für den Bauernbund entschieden 
haben, und deshalb habe . ich mim ermädl­
tigt . . : (Abg. S t e  i n e r: . Stimmberechtigte 
{lad niCht abgegebene Stimmen!} Beides zählt. 

Von den abgegebenen Stimmen ' waren es 
immerhin über 1 00.000 Bauern, die sich nidlt 
für den Bimernbund entsdlieden haben. 

Ich lehne es auch ab, 1 00.000 Bauern und 
ihre Vertreter zu nullifizieren, das kann es 
nicht geben. (Beifall bei der SPO.) . 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Schleinzer. Er hat 
das Wort. 

. Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. . Schleinzer 
(tJVP) : .Meine Damen und Herren I In dieser 
Diskussion sind jetzt Fragen in das Zentrum 
geruckt worden, die zunächst nicht Gegen­
stand der Debatte waren. Im möchte mich mit 
dieser historischen Sicht, wie sie hier ent­
wickelt worden ist, nur kurz beschäftigen. 

Im möchte zunächst das Wort aufgreifen, 
das hier geführt worden ist von der seiner­
zeitigen Koalition und von ihrem Ende. Das 
ist heute historische Vergangenheit. Ich stelle 
das ausdrücklich fest. Es wird einmal Aufgabe 
der Historiker sein zu prüfen, wie diese Ent­
wicklung gelaufen ist, wessen Strategie es 
war, die Koalition in Agonie sterben zu lassen, 
und wie sich die Verhältnisse seit dem Jahre 
1 966 entwickelten. 

Wir nehmen diese Entwicklung, so wie sie 
vor uns liegt, zur Kenntnis. Ich möchte das 
ausdrücklich feststellen, für mich ist diese 
Diskussion nicht Gegenstand der Debatte. 

Abet nun auch ein Wort zum Jahr 1934: 
Meine Damen und Herren I Ich war einerseits 
neun Jahre Mitglied der Bundesregierung und 
war andererseits im Jahre 1934 zehn Jahre 
alt. Ich gehöre weder zu denen, die damals 
Prügel ausgeteilt, noch zu denen, die sie be­
zogen haben. Aber ich gehöre zu derien, für 
die auch die Erste Republik ein Stück unserer 
Geschichte ist. Für mim wird das Wort, das 
gesprochen wurde von den Patrioten, die keine 
Demokraten gewesen sind, und von den Demo­
kraten, die keine Patrioten waren, unvergeß­
lich. bleiben. 

Ich glaube, unser Anliegen muß sein,' vor 
allem derjenigen, die nichts mehr aus dem 
unmittelbar historismen Miterleben von da­
mals politisme Verantwortung tragen, unseren 
Beitrag zu leisten, damit wir alle gemeinsam, 
auf wehner Seite des Hauses wir immer 
sit7i�n, Patrioten und Demokraten zugleich 
sind. (Beifall bei der OVP.) 

Ich. habe den 1 2. Februar 1964. noch in einer 
sehr lebllaften Erinnerung, und es hat mim 
persönlim tief beeindruckt; wie damals ge­
wissermaß(;ln über die Gegner von einst und 
über die Gräber hinweg sidl, . die verantwort- . 
lichen Männer die Hand gereicht haben. Der 
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Herr Dr. Fischer hat zur Pflege dieser Ge­
sinnung einen schlechten Beitrag geleistet. Ich 
bedaure das außerordenHich. (Beifall bei der 
OVP.) 

Aber nun möchte ich zurückkehren und 
möchte mich mit der Debatte beschäftigen, 
die heute hier der Gegenstand unserer Aus­
einandersetzung ist . .  Idl möchte zunädlst auf 
einige Ausführungen · zurückkommen, die der 
Herr Abgeordnete Peter hier gemacht hat. 

Ich habe nicht das Bedürfnis, geradezu ge­
waltsam festzustellen, nicht Ihrer Meinung zu 
sein. ICh bin es in der Sache an sich auch 
nicht, was Ihre Kritik an Vizekanzler Häuser 
betrifft, den Sie als eine Hypothek dieser 
Regierung bezeichnet haben, wobei · ich das 
Gefühl habe, daß Sie sich auf den Vizekanzler 
Häuser sehr massiv eingestellt haben. 

Wenn ich Ihnen nicht restlos folge, so nicht 
deshalb, weil ich anderer Meinung wäre, son­
dern ausschließlich deshalb, weil ich das Ge­
fühl habe, daß Häuser nicht stellvertretend 
allein als Hypothek für diese Regierung ge" 
sehen werden kann, sondern daß man das 
Spektrum breiter fassen müßte, um gerecht 
zu sein. 

Auf der anderen Seite aber auch, weil ich 
glaube, daß man _ mit der Konzentration der 
Kritik auf Häuser · nicht ablenken · soll von 
dem, der letzten Endes die Verantwortung 
trägt, und das ist der Regierungschef. Er trägt 
sie für die Zusammensetzung der Regierung, 
er trägt sie für den Stil dieser Regierung ; 
diese Verantwortung kann ihm niemand ab­
nehmen. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Abgeordneter Schnell! Ich habe heute 
.Ihre Ausführungen mit großer Aufmerksam­
keit gehört. Ich · bin der letzte, der meinen 
wollte, daß · das, was Sie gesagt haben, nicht 

. bejaht werden kann. Nur, glaube ich, kann 
man es nicht uneingeschränkt tun. Ich teile 
Ihren Standpunkt, wenn Sie sagen, daß die 
parlamentarische Demokratie nicht gefährdet 
ist, wenn eine Mehrheit ihren Standpunkt 
durchsetzt, aber daß sie durch Unterstellungen 
gefährdet werden könnte. 

Herr Abgeordneter Dr. SchnellI Die Mehr­
heit dieses Hauses : heil ihren Standpunkt 
durdlgesetzt, als sie in der Frage der Nominie­
rung eines Mitgliedes des Verfassungsgeridlts­
hofes von ihrer Mehrh-eit Gebrauch gemadtt 
hat. 

TrotZdem wiederhole ich Ihnen heute das, 
was ich in der damaligen Debatte gesagt habe, 
daß diese Mehrheitsentscheidung imdemo­
kratisch gewesen ist in der Gesinnung, wenn 
der Nationalrat drei Mitglieder zu nominierim 
hat und die sozialistische Mehrheit · alle drei 

für die Nominierung für skb in Anspruch 
nimmt, aber auch undemokratism in der Ge­
sinnung, wenn im an Erklärungen erinnere, 
die Ihr Klubobmann lange Zeit zuvor unserem 
Klubobmann Koren gegeben hat. Ich glaube, 
das muß man in diesem Zusammenhang doch 
auch mit aller Deutlichkeit sehen. 

Eines, Hohes Haus, steht außer Zweifel. 
Daß heute das Unbehagen in der Offentlimkeit 
wämst, das spüren Sie. Ich bedaure 'nur, daß 
Sie es mit einer zunehmenden Unduldsam­
keit beantworten. Und das ist es, was wir 
nicht zuletzt auch in Verbindung mit dieser 
heutigen dringlichen Anfrage zum Gßgenstand 
der Debatte gemacht haben. 

Man mag über die Frage des Krankenpflege­
fachdienstgesetzes und über . die verfassungs­
remtliche Lage urteilen, wie man will. Sie 
haben zu jener Stellungnahme gegriffen, die 
Ihnen ins Konzept gepaßt -hatte, au.ch wenn 
wir glauben, daß j ene des Verfassungsdienstes 
allein smon von der Instanz her wesentlich 
mehr Gewicht hat. 

Sie haben in der Frage des Verfassungs­
gerichtshofes eine Vorgangsweise gewählt be­
ziehungsweise auch den Herrn Bundespräsi­
denten in eine Situation hineinmanövriert, 
die ihn in die tagespolitische Kritik, mit ein­
bezogen hat. Man hat sich nicht auf den Ver­
fassungsdienst abgestützt, sondern hat eine 
Rechtsmeinung des Verfassungsgerichtshofes 
eingeholt. Wenn -aber die Informationen aus 
der "Wochenpresse" stimmen - unser Klub­
obmann hat darauf hingewiesen -, dann war 
das, was der Herr Bundeskanzler über die 
Rechtsauffassung des Verfassungsgerimts­
hofes mitteilte, offenbar nicht die Gesamt­
information, die vom Präsidenten des Ver­
fassungsgerichtshofes stammte. . Auch hier 
wäre es natürlich von Interesse, zu wissen: 
Hat es eine · weitergehende Information ge­
geben? Wie sah sie wirklich aus? Warum hat 
man hier niCht . den Weg beschritten, den 
Nationalrat neuerlich zu befassen, um damit 
den Bundespräsidenten aus dieser tagespoli­
tischen Differenz herauszuhalten? 

Oder, Herr Abgeordneter Dr. Schnell, im 
weiß nicht, ob das, was Sie sagen und was 
im Prinzip ridltig · ist, auch uneingesdtränkt 
gilt, wenn idt an Ihre Vorgangsweise denke, 
die Sie beim Ortstafelgesetz in diesem Hause 
gewählt haben. Inzwisdlen müssen Sie doch 
alle selbst das Gefühl gewonnen -haben, daß 
dfese Ihre Vorgangsweise zumindest sehr pro­
blematisdl, wenn nicht im Geiste undemokra­
tisdl g:ewesen Ist. 

Sie haben da� Begutachtungsverfahren nicht 
abgewartet, sondern den Initiativantrag durch­
gepeitsCht. Sie haben · die Einsetzung eines 
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Unteraussdmsses abgelehnt. Die Abgeordne- belastet: die Unduldsamkeit, die wir erlebt 
ten der .Opposition haben zum Zeitpunkt der haben gegenüber Journalisten, ' die Unduld­
Beschlußfassung nicht einmal die Grundlagen samkeit gegenüber dem ORF und eine doch, 
gekannt, die Sie der Beschlußfassung dieses wie ich glaube, bedenkliche Unduldsamkeit 
Gesetzes zugrunde gelegt haben. Damit haben gegenuber den Bauern, die ihre berechtigte 
Sie der Demokratie keinen gut�n Dienst er- Kritik an der Regierung zum Ausdruck brin-
wiesen. gen. (Beifall bei der OVP.) 

Heute hat der Herr Klubobmann Koren 
darauf hingewiesen, daß Sie mit dieser Vor­
gangsweise auf der einen Seite den Weg einer 
gemeinsamen Außenpolitik belastet haben, 
wenn wir bedenken, daß das Ortstafelgesetz 
aus dem Staatsvertrag und seiner Durchfüh­
rung ein entscheidendes Element mit außen­
politischen Aspekten Ist. 

Sie haben die gemeinsame Verteidigungs­
politik in einer leichtfertigen Form aufs Spiel 
gesetzt, mit den Ergebnissen, die Ihnen heute 
selber am allermeisten zu schaffen machen. 

Sie sind zuletzt auch im Begriffe gewesen, 
den Weg der gemeinsamen Währungspolitik 
zu verlassen, haben es aber vom Dienstag 
der Woche bis zum Samstag der Woche letzt­
lich noch einmal repariert, um diese gemein­
same Basis nicht rundweg preiszugeben. 

Alles das sind natürlich Vorgangsweisen, 
die uns bedenklich stimmen und wo 

. 
ich, Herr 

Abgeordneter Dr. Schnell, für uns in Ansprudi 
nehme, daß, wenn wir diese Fakten auf den 
Tisch legen, es keine Unterstellungen sind, 
die wir Ihnen gegenüber machen. Das sind 
die Umstände, die uns bedenklich stimmen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Undulds-am­
keit des H�rrn 'Bundeskanzlers nimmt bedauer­
licherweise zu. Wir haben� mehrfach die Frage 
gestellt, was wir davon halten sollen, ' wenn 
nach dem Jahre 1970. zunächst erklärt wird: 
Das ORF-Gesetz rühren wir nicht an. In der 
Zeit der Opposition der SPO wurde erklärt: 
Wir brauchen einen starken Generalintendan­
ten, der von der Regierung und von den 

,Parteisekretariaten unabhängig ist. Und nun­
mehr soll also das Gesetz geändert und gleich­
zeitig dieser vom Oppositionsführer Kreisky 

, verlangte starke Generalintendant entmachtet 
werden. 

Meine Damen und Herren I Hier fragt man 
sich doch unwillkürlich: Was gilt wirklich? 
Was meint der Herr Bundeskanzler? Ist das, 
was er heute sagt, morgen noch lombardfähig? 
Werden die Auffassungen sehr rasch geändert? 
Wie lange haben sie Bestand? WJeweit kann 
man diesen Auffassungen vertrauen? . 

. . 

Diese Unduldsamkeit, die wir zunehmend 
beobachten, ist es, die ja letzten Endes auch 
wiederum das Unbehagen fördert und auch 
die parlamentarische Diskussion letzten Endes 

. Berr Bundeskanzler! Der konkrete Sachver­
halt, der heute Gegenstand der Auseinander­
setzung in der dringlichen Anfrage gewesen 
ist, ist im Grunde genommen nur ein Symptom 
im Rahmen zahlreicher Fakten, von denen wir 
zunehmend den Eindruck ,gewinnen müssen, 
daß Ihr Demokratieverständnis in der gegen­
wärtigen Situation einer, wie wir glauben, 
unerfreulichen Belastung ausgesetzt ist. Wir 
würden wünschen, daß Sie zu jenem Demo­
kratieverständnis zurückkehren, das seiner­
zeit von Ihrem Klubobmann am Beginn der 
Legislaturperiode offeriert worden ist. (Beifall 
bei der OVP.) 

p'räsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Blecha. 

Abgeordneter Blecha (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Die o.VP-Fraktion nimmt heute 
ein Gesetz, die Novelle zum Krankenpflege­
dienstgesetz, dessen p ositive Auswirkungen 
in einer WortmeLdung der zuständigen 
Ressortministerin schon' dargestellt worden 
sind - positive Auswirkungen, die früher 
eingetreten sind, als Ihnen lieb ist · �, zum 
Anlaß, über drei Jahre Regierung Kreisky 
zu reden. Wh; begrüßen, daß hier ,Bilanz ge­
zogen werden kann. Wir halten es aber für 
unerträglich, daß die Oppositionspartei das 
gleichzeitig auch dazu benützt, das Demokra­
tieverständnis der Regierungspartei ununter­
brochen seit Stunden in Frage zu stellen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Das, was der 
Herr Bundesparteiobmann Schleinzer hier ge­
bracht hat, war in Wirklichkeit die Argumen­
tation, wie sie uns Jüngeren nur aus d'eu 
Geschichtsbüchern bekailnt ist, nämlich die 
Argumentation der Austrof.aschisten, die auch 
immer wieder den Demokraten in diesem Haus 
mangelndEls Demokratieverständnis vorgewor­
fen haben. (Beifall bei der SPO.) 

Man hat hier von i 934 gesprochen. Ich habe 
nachgesehen. (Zwischenrufe bei der OVP:, Uns 
mit Austrofaschisten .zu vergleichen! - Abg. 
Dr. B I  e n k: Sind Sie besoffen? - Die OVP­
Abgeordneten verlassen den Saal, nur Abg. 
K e r n  kehrt nach einigen Minuten als häch- ' 
ster Debattenredner in den Saal zurück.) 

Es begann damals ,der Marsdl auf der Doll­
fu,ßstraße damit, daß man den Sozialdemokra­
ten mangelndes Demokratieverständnis vor­
geworfen hat. Und das, meine sehr verehrten 
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Damen und Herren, weisen wir heute mit 
allem Nadldruck zurück. (Beifall bei der SPO.) 

Wenn Drimmel davon gesprodlen hat, daß 
es in der Ersten Republik Patrioten gab, die 
keine Demokraten waren, und Demokraten, 
die keine Patrioten waren, dann, glaube idl, 
ist es notwendig, daß man hier mit aller 
Deutlidlkeit audl darauf hinweist, daß unter 
den Demokr,aten die Sozialdemokraten , von 
ihm verstanden waren, und unter. den Patrio­
ten, die keine Demokraten waren, die Partei­
gänger des Engelbett Dollfuß. 

Es ist in der Debatte audl darüber ge­
sprochen worden, ob in den drei Jahren, in 
denen wir eine Regierung Kreisky haben, das 
gehalten wurde, was versprochen worden iSt. 

Nun, in zwanzig Minu,ten hat ein Debatten� 
redner nicht die notwendtge Zeit, auf alle 
Punkte einzugehen. Idl mömte aber die Ge­
legenheit wahrnehmen, einmal aufzuzeigen, 
daß in den drei Jahren Zug um Zug das gehal­
ten worden ist, was wir vor den Wahlen ver­
sprochen haben. Wir haben für die Arbeiter 
und Angestellten eine ganze Reihe von wim­
tigen Forderungen erhoben, und wir haben sie 
Punkt für Punkt, Zug um Zug, verwirklidlt. 
(Beifall bei der SPO.) 

Wir haben heute eine Rekordbesdläftigung, 
einen Rekol'dstand der Beschäftigten mit 
2;6 Millionen. Wir haben Verbesserungen der 
Urlaubsbestimmungen für die Arbeiter. Wir 
haben durdlgesetzt die Erhöhung des Zu­
sdllages für die ersten vier Uberstunden von 
25 auf 50 Prozent. Wir haben einen ver­
besserten gesundheitlidlen Schutz der Arbeit­
nehmer durdl das Arbeitnehmerschutzgesetz 
ab 1 . 1 .  1973. Wir haben die freien Sdlul­
fahrten durchgesetzt, die kostenlosen Schul­
büdler, die Schul- und Heimbeihilfen. Wir 
haben die Kinderbeihilfen erhöht. wir haben 
die Taxenfreiheit an den Hodlsdlulen durch­
gesetzt. Wir haben die Hausstandsgründungs­
beihilfe von 15.000 'S bei der erstmaligen 
Heirat '. sofort realisiert" namdem wir dazu 
die absolute , Mehrheit in diesem Hohen Haus 
durch das Votum der österreidlismen Wähler 
bekommen hatten. Wir haben für die Pen­
sionisten die Forderungen; die im Wahlkampf 
artikuliert worden sind, durchgesetzt, und wir 
haben vor allem , das ' Hauptversprechen, daß 
es den Osterreichern . besser gehen muß, in 
einer so kurzen 'Zeit, die selbst die größten 
Optimisten in Staunen versetzt, realisiert. 
(Beifall bei der SPO.) Wir hciben heute den 
hödlsten Lebensstandard in der Geschichte des 
Landes zu ' verzeidlnen. 

. Aber hier, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, wird heute von ' seiten der ' Oster­
Ieichisdlen Volkspartei gegen diese Regie­
rung, die diese Erfolgsbilanz aufweist; mit 

dem Hinweis polemisiert, es w�re ein demo­
kratisdler Substanzverlust eingetreten, wird 
polemisiert mit Worten, · die dem Vokabular 
unseliger Tage der Ersten Republik entnom­
men worden sind. Wir haben uns zum Ziel 
gesetzt, die Demokratisierung aller Bereidle 
unserer Gesellsdlaft voranzutreiben. Unq 
wenn bei j eder DemO'kr·<\tisierungsabsidlt es 
die OVP war, ,die hier im Haus dagegen 
polemisiert hat, dann wundert man sim über 
die Unverfrorenheit ihrer heutigen Redner. 
Ganz glei<h, ob der Bundeskanzler dazu über­
gegangen ist, die Virilisten im ORF-Aufsidlts­
rat durch eine Abstimmung der Betroffenen 
wählen und bestätigen zu lassen oder ob es 
sich darum gehandelt hat, die Drittelparität 
auf Hodlschulboderi durchzusetzen, immer war 
es wieder <He OV:P-Fraktiön, .die aufgetreten 
ist und die diese Demokratisierungsabsichten 
mit einem Wutgeheul, wie beispielsweise iri 
der ORF-Debatte, beantwortet hat. D.as ist die 
Antwort, die 'einmal ganz offen ausgesprochen 
werden muß, wenn man sidl hier stundenlang 
die Reden von Koren bis · :Schleinzer annören 
hat :müssen. (Beifall bei der SPO.) 

Es ist den Herren von der OVP im großen 
und ganzen natürlidl nidlt , redlt, wenn Jer 
Bundeskanzler mit den Bauern, die demon­
strieren, spridlt, wenn er sie empfängt. Ihr 
Bundes'kanzler Klaus hat die Bauern ja nidJt 
empfangen, als sie . revoltiert haben und mIt 
ihm reden wollten. Da bat er sidl ,verleugnen 
lassen, da war er nicht zu spredlen. Aber 
wenn der sozialistisme Bundeskanzler Doktor 
Kreisky den Bauern Rede und Antwort .steht, 
dann geht man hier heraus und sagt: demo­
kratischer Substanzverlust. (Beifall bei der 
SPO.) 

Kreisky sprimt mit den Vertretern der 
kritischen, Jugend. Es gibt seit den drei Jahren 
der Regierung Kreisky eine Konfrontation mit 
den Vertretern der österreidlischen Jugend, 
von ganz links bis gelnz remts. Und wenn 
sidl heute die Mitspradle der Jugend sdlon 
institutionalisiert hat, dann geht man bier 
heraus und sagt: In der Zeit, in der . Kreisky 
regieit, gibt es demokratischen Substanzver� 
lust. 

Meine sehr geehrten Damen und Herfenl 
Ich glaube, man muß 'nodl emmal mit aller 
Deutlidlkeit sagen; Die: OVP hat aufzuhören 
mit dem Herabsetzen des Demokratiebewußt­
seins des politisdlen Gegners. Das ist in keiner 
westlimeri . Demokratie. üblich. (Beifall bei der 
SPO.) In keinem Parlament Europas wird es 
den Vertretern einer demokratisdlen Partei 
einfallen, eine Braoored� gegen die andere 
demokratische ' Partei zu' ' halten " und 'ihr un­
unterbrochen mangelndes Demokratiever­
ständnis vorzuwerfen. (Beifall bei der SPO.) 
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Uns ist sdlon klar, daß es in der modemen hat gemeint, die Sozialisten hätten eine 

Industriegesellsdlaft, in der wir leben, natür- Initiative des Volkes, das Volksbegehren, das 
!idl audl Entartungsersdleinungen gibt. Aber Rundfunkvolksbegehren ignoriert. Und wie 
wir meinen, daß das keine Probleme sind, ist die Wirklidlkeit, meine sehr verehrten 
deren Ursadlen in der Unzulänglidlkeit der Damen und Herren? Die Untersdlriften von 
Planung liegen, in der Unzulänglidlkeit der 832.000 Mitbürgerinnen und Mitbürgern sind 
bisherigen Tedlnik, sondern wir sind davon von der OVP ignoriert worden, denn es ist 
überzeugt, daß diese Konflikte wirklidl tiefer ja damals, 1966, nidlt das Volksbegehren ver­
ruhen. Sie betreffen eben nicht die Planung wirklicht worden, sondern, wie' der Abgeord­
und die Technik an sidl, sondern die Ver- nete Zeillinger - idl hatte sdlon Gelegen­
fügung darüber. Daher soll es eine offene heit, ihn einmal hier im Hohen Haus aus der 
demokratisdle Ausspradle geben. Keine Ver- Debatte des Jahres 1 966 zu zitieren - gesagt 
schleierung von Konflikten, sondern ein Offen- hat, es ist ein schlechtes Ersatzgesetz be­
legen von Konflikten. Aber das ohne ununter- schlossen worden. Der Abgeordnete Zeillinger 
brochene Unterstellungen, wie sie heute hier hat damals gemeint, und das sei noch einmal 
zu hören waren. dem Abgeordneten Kohlmaier in Erinnerung 

Wenn der Abgeordnete Hahn midl zitiert gerufen: ' "Idl sage klipp und klar das, was 
und gemeint hat: mehr Partizipation, das ver- idl vor der Wahl sagte: Das Volkshegehren 
langt ja audl der Abgeordnete Bledla - dann ist totl Und alle Reden, die Sie über Rundfunk 
kann ich ihm nur zustimmen. Wir werden und Fernsehen hier halten, ändern nidlts an 
immer mehr und mehr die von den Konflikten der Tatsache, daß 832.000 Osterreidler vergeb­
in der Gesellschaft Betroffenen heranziehen, lidl ihre Unterschrift geleistet haben . . .  Uber 
das gesdlieht ja, und das tut ja in Wirklich- das Volksbegehren wird hier im Hause nicht 
keit der OVP so weh. Wir werden auch viel abgestimmt, sondern nur über ein sdllechtes 
mehr die Bürger in den Städten über das Ersatzgesetz, das nidlt annähernd das ersetzen 
veraltete, überkommene Bodenrecht informie- kann, was das Volksbegehren letzten Endes 
ren. Da geht es jetzt nicht nur um , Park" gewollt hat." 
anlagen, um Grünland. Grund und Boden ist Meine Damen und Herren I Der Abgeord­
eben kein vermehrbares Gut. Und wir brau- ne te Zeillinger hat 1 966 audl nodl an die 
'dlen in der Industriegesellsdlaft immer mehr sozialistische Fraktion dieses Hauses eine 
davon für Wohnungen, für Kindergärten, für Bitte gerichtet. Der Abgeordnete Zeillinger hat 
Sdlulen, für Straßen, für Erholungsstätten, und damals gemeint: Sie von der Sozialistisdlen 
dieser Boden muß besdlafft werden können. Partei, passen Sie auf, daß hier nicht einmal 
Dafür werden die Bürger, wenn die OVP noch im Hohen Haus ein OVP-Abgeordneter zum 
lange die Verhandlungen hinauszögert, Initia- Rednerpult geht und eine Vollzugsmeldung er­
tiven ergreifen. Es gibt eben in diesem Bereich, stattet: ,,sdlwarze Welle I Sdlwarzer Sdlirml 
im , Grundstudtsverkehr, keine marktwirt- Sinn des Rundfunkgesetzes erreidltl" schaftlidlen Prinzipien. Bodenspekulation ist 
Diebstahl an der Gesellschaft, und das soll Wir danken dem Abgeordneten Zeillinger 
auch einmal deutlich ausgesprodlen werden, für die Warnung, aber wir können ihm ver­
das soll der Bürger wissen, und dafür, daß sidlern : Wir haben sie ernst genommen. (Bei­
sidl das ändert, soll er initiativ werden I (Bei- lall bei der SPO. - Ruf bei der FPO: Keine 
fall bei der SPO. - Zwischenrufe bei der rote Welle!) Keine rote Welle, ich bin lieber 
OVP.} für reine Welle und klaren Sdlirm. (Erneuter 

Die Chance auf eine Humanisierung der 
Beifall bei der SPO.) 

Gesellsdlaft geht verloren, wenn wir die von Der Abgeordneter Sdlleinzer, der vor mir 
den Konflikten Betroffenen nur wie bei gesprodlen hat, hat außerdem den Herrn 
einem Sdlauspiel, das von anonymen Instan- Bundeskanzler der Unwahrheit geziehen. Er 
zen in sidlerer Entfernung gespielt , wird, als meinte, er hätte die Wähler getäusdlt, weil 
gleidlgültige oder gar als traurige Zusdlauer er sidl doch dafür , verbürgt habe, daß das 
dabeisein lassen. Nur im Bewußtsein einer Rundfunkgesetz nidlt geändert wird. Was hat 
aktiven Verantwortung können Mens<nen an nun Kreisky vor den Wahlen den österreichi­
sozialen Umstellungen partizipieren. Das aber sdlen Wählerinnen und Wählern gesagt, was 
setzt Information und Aufklärung voraus, das hat er versprodlen? Er hat in einem ORF­
setzt �ine permanente Reform der demokrati- Interview �'. und daruber beridltete der 
sdlen Institutionen voraus und das setzt ORF-Pressedie�st vom 5. Februar 1970 - vor 
ebenso audl eine penilanente Reform unserer den Nationalratswahlen wörtlidl erkUirt: 
Medien voraus. (Beifall bei der Spö.) "Idl glaube, wenn nian Gesetze madlt, · soll 

Der Begründer dieser . dringlidlen Anfrage, man sie möglidlst ausprobieren, ehe man sidl 
der Generalsekretär dei' OVP Dr. Kohlmilier, an eine NoveIlierung madlt. Idl bin jeden-

455 
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BIedia 

falls der Meinung: Wenn das Rundfunk­
gesetz die Unabhängigkeit des Rundfunks ge­
währleistet und wenn der Rundfunk selber 
diese Unabhängigkeit auCh deutliCh !Zeigt, 
wenn er sich also von einsei1liger politischer 
Aktivität fern hält, wird das nur Jür den Rund­
funk gut sein, und es wird kein Anlaß 'beste­
hen, das Gesetz zu ändern. JedenJalIs denken 
wir nicht an irgendeine Propor'zgeschichte." 

. Das, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, ist das ganze Zitat, und dieses Zitat be­
weist: Weim der Osterreichische Rundfunk 
selber · diese Unabhängigkeit deutlich zeigt, 
dann wird es auro keinen Grund für eine 
NoveIlierung geben! 

Nun, meine Damen und Herren, was ist 
die Unabhängigkeit des Rundfunks? Es gibt 
eine äußere Unabhängigkeit, die Unabhängig­
keit von der Regierung, von den Parteien -
die muß es geben, die muß gesichert sein. 
Aber es .gibt auch eine innere Unabhängigkeit. 
Rundfunkfreiheit ist ein unteilbarer Begriff. 
Die äußere Rundfunkfreiheit ist im Gesetz 
garantiert; die innere Rundfunkfreiheit gibt 
es nicht, die muß erst hergestellt werden durch 
ein Redakteurstatut, das gesetzlich verankert 
wird. Unabhängigkeit von. den Parteien, Unab­
hängigkeit von der Regierung � hqndert­
prozentig richtig. Sie muß gesichert, sie muß 
verteidigt werden. 

. 

Unabhängigkeit aber heißt "auch Ausge­
wogenheit, heißt Verpflichtung zur Wieder­
gabe der Meinungsvielfalt in unserer plurali­
stischen Gesellschaft. Und das, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, ist durch die 
Konstruktion des gegenwärtigen Gesetzes, wie 
siro nach einer siebenjährigen Erfahrungs­
zeit erweist, nicht hundertprozentig gegeben, 
und daher muß die Novellierung des Gesetzes 
zur Diskussion gestellt werden. (Zustimmung 
bei der Spö.) 

Die Kernpunkte des Volksbegehrens, das 
im Oktober 1 964 zur Untersdirift aufgelegen 
ist, waren: 

1. Größere Unabhängigkeit des Rundfunks 
- darüber habe ich eben gesproroen. 

. 2. Unabhängigkeit un,d ()bjektivität bel der 
Vergebung von Posten mit ausdrüddidiem 
HinweIs auf die öffentliche Ausschreibung, die 
von · der derzeitigen Rundfunkführung immer 
wieder negiert worden ist . 

. 
3. EigenverantwortIichkeit der beim Rund­

funk Beschäftigten, deren Verletzung • unter 
StrafdrQhung gestellt werden Sollte, und 

4. das Intendanzprinzip, jedoch - so heißt 
es ausdrücklich - .bei Verhinderung einer 
unu�schränkten Befehlsgewalt des · General­
inteD,d�ten. 

Das wollte das Rundfunkvolksbegehren, und 
dazu bekennen sich auch die Sozialisten, dazu 
bekennt sich die Regierungpartei. Es geht nun 
darum, daß diese Grundsätze des Rundfunk­
volksbegehrens nicht verfälscht werden dür­
fen, sondern dort, wo sie verfälsdlt zu sein 
scheinen, in !ihrem ursprünglidlen Sinn wieder­
hergestellt werden müssen. (Beifall bei der 
SPp.) 

M.eine sehr geehrten Damen und Herren! 
Uns geht es bei der Novelle des Rundfunk­
gesetzes in erster Linie darum, . etwas zu tun, 
was audl _ .  und wenn heute die ;;Kleine 
Zeitung" so oft zitiert worden ist, darf iro 
das auch noch einmal tun - in Osterreich 
immer breitere Kreise für ridltig halten. Was 
schreibt der Chefredakteur Dr. Fritz Csoklich 
in der "Kleinen Zeitung" vom 25. November 
1 972, ein Mann also, der mit an der Spitze der 
Initiatoren des Volksbegehrens stand? Er 
schreibt in ein,em Artikel, daß j etzt eine ge­
wisse Beruhigung im Streit um den ORF ein­
getreten wäre. "Eine gewisse Beruhigung wird 
ohne Zweifel ein�reten." Wir haben es be­
grüßt, daß in einer ruhigen Atmosphäre über 
die Novellierung, über die ORF-Reform dis­
kutiert werden kann. Und Csoklich führt dann 
weiter aus: "Damit wird man jetzt statt der 
üblichen, vordergründigen Kinkerlitzdlen zu 
einer grundsätzlichen Kritik des ORF mit allen 
seinen strukturellen Mängeln, mit seiner 
Freunderl� und Cliquenwirtsroaft kommen. 
Eine soldle Kritik ist überfällig . . . " (Beifall 
bei der SPO.) 

Das, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, haben nicht wir Sozialisten gesagt, das 
hat einer der Initiatoren des Volksbegehrens 
erst vor gar nicht lange� Zeit gesagt. Und 
daran halten auch wir uns. Diese Kritik soll 
in einer sarolidlen Atmosphäre geführt wer­
den können, und sie söll auch zu Lösungen 
führen, .die akzeptilbel sind. 

Das Rundfunkgesetz fordert im § 1 Abs. 1 
Abs. 1 Punkt d und e die objektive Informa­
tion und Beridlterstattung. Aber die notwen­
digen Bestimmungen für die Durchsetzung 
dieser. Forderung fehlen im G.esetz. Dazu ge­
hört eben, daß die Meinungsvielfalt, die von 
der Auswahl und von einer · inhaltlidlen Ab­
grenzung der Programmthemen abhängig ist, 
die ebenso von der Auswahl dei Personen, 
die übe·r die Themen referieren, sie kommen­
tieren, sie gestalten .sollen, abhängig ist und 
schließlich aum von der Anerkennung des 
Rechts der Programmitarbeiter auf Meinungs­
freiheit 'und Unabhängigkeit, die gesichert wer-
den muß� 

, 

Wir sind der Auffassung, meine sehr ver­
ehrten Damen · Und Herren, . däß d�e · moderne 
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Bledta 
Industriegesellschaft den informierten Bürger dieses Verwandten der "Cousine", riämlich des 
braudlt, weil nur der informierte Bürger sein Präsidenten der Landwirtschaftskammer von 
verfassungsmäßig verbürgtes ·Recht, sein Kon- Wien, der seiner Cousine nach der Aussage 
troHredlt, das heute so oft zitiert worden ist, von Minister Weihs und nach der ,;AZ" einen 
ausüben kann. Dieser informierte Bürger aber Agrarinvestitionskredit sozusagen zuge.: 
muß weitgehend audl vor Manipulation, von schanzt hätte. (Abg. U 1 b r i e h: Erschwindelt 
weldler Seite immer sie auch kommen mag, hat! Abg. P a  y: Freunderlwirtschaft 
gesdlützt werden. Deshalb müssen wir durch überall in der BauernkammerJ) 
entspredlEmde Gesetze und Novellierungen 
im Bereich der Massenmedien, audl im Bereidl . Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
des ORF, dieses Recht auf die freie, umfas- Der Herr Bundesminister hat das gestern aus· 

geführt. Zu diesem Vorwurf, daß das eine sende, möglidlst ausgewogene Information 
und das Redlt auf die Wiedergabe der Mei- Verwandte, eine Cousine des Herrn Kammer-
nurigsvielfalt sidlern und durchsetzen im präsidenten von Wien wäre, wobei man den 
Interesse eines edlten Demokratieverständnis- Antrag ungeredltfertigterweise damit begrün­
ses. (Beifall bei der SPO.) det habe, daß .es sidl um die Cousine des 

Präsidenten .der Wiener Landwirtsdlafts- ' 
Präsident Probst: Der nächste Redner ist der kammer handelt, zur Steuer der Wahrheit nun 

Herr Abgeordnete Kern. (Die Abgeordneten den Antrag, meine sehr geehrtem Damen und 
der OVP kehren in den Saal zurück.) . Herren . .  (Abg. T r e i e  h 1: Wo steht denn 

Abgeordneter Kern (OVP) : Herr Präsident I das? Das steht nicht in der IIArbeiter-Zei� 
Meine sehr geehrten Damen und Herrenl Mein tung"f Nicht verdrehen!) In der "AZ" steht :  
Herr Vorredner hat im letzten Satz nodl "Einige krasse Fälle bei den Kreditvergaben 
einmal das Demokratieverständnis besdlwo- der Landwirtschaftskammern beridltete Weihs 
ren. Idl mödlte dazu sagen, daß gerade wir, in der Fragestunde. So den zitierten Fall, wo 
nämlidl wir Bauern, unter einem mllngelnden die niederösterreidlische Kammer das An­
Verständnis dieser Regierung zu leiden haben. suchen der Cousine des Präsidenten der 
(Beifall bei der OVP.) Wierier Landwirtsdlaftskammer mit einem 

Der Herr Bundeskanzler hat vorhin von entspredlenden Hinweis auf die Verwandt­
der Nullifizierung der Minderheit gesprodlen: sdlaft versah." (Zwischenrufe bei der SPO.) 
Wo er die Zahlen her hat? (Abg. P a  y: Von Meine sehr geehrten Frauen und Herrenl der Landwirtschaftskammer!) Daß es 30 'Pro- H B d k I I H' d K d·t t err un es anz er ler er re I an rag zent Nidlt-Bauernbund�Wähler gäbe, · ist mir dieser Frau Jedletzberger, die weder verwandt nidlt : bekannt. Aber wenn er · von Nullifizie- ist mit dein Herrn Präsidenten _ das zu rung spricht, dann meint er wohl seine Praxis Ihrer Kenntnis _, nodl vom Herrn Präsiden� und seine Vorgangsweise uns Bauern gegen- ten eine Unterstützung in dieser Rkhtung be­
über. kommen hat. Hier das Faktum, der Kredit-

Meine sehr v�rehrten Damen .und Herren! antrag. Es steht in der Begründung übet die 
I� möchte einen Vorwurf nidlt unbewiesen NotwendigkeiLder Investitionen, Ziel des Be­

. im Ra,um stehenlassen." In der heutigen triebes: "Das Wohngebäude ist zu klein, über­
"Arbeiter-Zeitung" steht die SdllagzeiIe : altert und befindet sidl in einem sehr schledl­
"Skandal um Agrarkredite: Empfehlurlg für ten Bauzustand. Es existieren" im Haus "audl 
,Cousine'," Und der Untertitel heißt: "Kreisky, keinerlei sanitäre Anlagen," -c- SQweit die 
Weihs ·enthüllen . VP-Bauernbundpraktiken." Begründung. 
- Das sind sdlwere, schwerste Vorwürfe. Das 
ist aueQ. letzten Endes mit das gewesen; was Ich frage nun den Herrn Minister. Weihs, 
gestern' vom Herrn Bundesminister für Land- von wo er die Behauptung hernimmt, daß 
wirtsdlcift in der Fragestunde gebradlt worden mit dem Hinweis, es handle siCh · um die 
ist. Dazu darf idl jetzt einiges sagen. Cousine des Präsidenten, der Antrag motiviert 

wird. (Beifall bei der OVP.) Das zum ersten . . Meine Damen und Herren I Die WirkHch-
keit, wie sie tatsädllich ' ist, möchte ich nun Und so geht es weiter. · In der " gestrigen 
aufzeigen: Der . Herr Bundesminister . hat nadl Ftag�beantwortung hat der · ,Her:r Bundesmini­
der Fragestunde, . als . idl zu ihm gegangen ster Weihs einige Fälle zitiert, daß den Ridlt7 
bin und ihn gefragt . habe, ob . er mir die linien, . die vom Bundesministerium ' erstellt 
Namen dieser betreffenden Einreic:her nicht worden sind, .völlig widerspredlend Agrar� 
geben könne, damit ldl eruieren kann, ob eiem investitionskredite vergeben worden seien. 
wirklidl so wäre, wie ·. er hier gesagt hat, (Abg. M i  n k 0 vi i t s e h: Wissen Sie, wie 
dies abgelehnt. Er hat gesagt, das gehe nidlt. peinlich das tür den Landwirtschaftsminister 
Heute . steht iIi der "Arbeiter-Zeitung" wohl ist?) Dazu. stelle ich für den einen Fall : fol� 
Didlt der Name, aber es steht genau d.er Titel gendes fest: 
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Kern 
Die Niederösterreidlisdle Landes-Landwirt­

schaftskammer wurde vom Sekretariat des 
Herrn Bundesministers für Land- und Forst­
wirtschaft, Herrn Plesdliutsdlnig, mit Zahl 
M 2024172 beauftragt, Erhebungen durchzu­
führen sowie eine Stellungnahme über die 
Zukunftsaussichten des Betriebes abzugeben. 
Am 24. Juli 1 972 ging an das Bundesmini­
sterium für Land- und Forstwirtschaft eine 
Stellungnahme im genannten Konsolidierungs­
fall, worin genau aufgezeigt wurde, daß der 
Landwirt vor zehn Jahren - vor zehn Jah­
renl - einen Acker kaufte. und mit dem Bau 
von Wohn- und Wirtsdlaftsgebäuden begann. 
Mit Schreiben vom 30. August 1 912, 
Zahl 2024/12, wurde dem Antragsteller vom 
Herrn Bundesminister Dr. Weihs mitgeteilt, 
daß er keinen Konsolidierungskredit, jedodl 
eine nadlträgliche Einbeziehung seiner Inve­
stionen in die Sparten des AI-Kredites be­
kommt. 

Meine Damen und Herrenl Zweiter Fall : 

Im Kreditfall mit dem Einheitswert über 
100.000 - das wurde gestern vom Herrn 

Und nun weiter. Mir selbst ist aus dem 
Vorjahr folgender Fall bekannt: Ein Betrieb 
aus meinem Bezirk mit einem Einheitswert 
von 110.000 S und einer Versdluldung von 
einer Million Sdlilling hat bei der Kammer 
um einen KonsoIidierungskredit angesucht. 
Die Kammer mußte auf Grund dieses Faktums, 
das sicherlidl sehr bedauerlidl ist, ablehnen. 
(Abg. H a  a s: War das kein Bauernbündler?) 
Es war ein Bauernbundmitglied, sehr geehrter 
Herr Abgeordneter Haas, aber das Ansudlen 
mußte abgelehnt werden. (Abg. H a  a s: Das 
war ein Irrtum!) Die Frau ist dann zum Herrn 
Minister gegangen. Der Herr Minister hat· An­
weisungen gegeben. Es fand eine Intervention 
des Sekretärs des Herrn Ministers bei der 
Kreditanstalt des Landes Niederösterreidl 
- Sie kennen sie genau - statt, und zwar 
eine sehr massive Intervention, um einen 
KonsoIidierungskredit von 500.000 S durdlzu­
drücken, obwohl keinerlei Bedeckung und 
keinerlei Möglidlkeit auf Grund ' der Ridlt­
linien vorhanden war. Die Anstalt konnte dem 
nidlt Redlnung tragen. (Abg. B I  a n d­
s t ä t t e  I: Das sind die Tatsachen!) 

Minister kritisiert -, Gesamtkosten von rund Meine sehr Geehrten, und nun weiter. Der 
1,500.000 S sowie dem Agrarinvestitionskredit Herr Bundesminister Weihs hat gestern in der 
von 800.000 S wurde vom Sekretariat des Anfragebeantwortung zunädlst auf meine 
Herrn Bundesministers der Auftrag gegeben, Ausführungen Bezug genommen, und zwar 
bei dem Landwirt eine Erhebung durdlzu- habe idl ihn. aufmerksam gemadlt, daß Bauern 
führen und einen Betriebsberidlt einzusenden. in ganz Osterreidl, in meinem Gebiet jeden­
Am 21. April 1972 wurde der Bericht mit der falls, im Pieladltal, Anfang Oktober 1 912 
Erfolgsredlnung· an das Ministersekretariat Briefe erhalten haben, mit der Untersdlrift von 
gesandt, in weldlem angegeben wurde, daß Minister Weihs, wo den Bauern mitgeteilt 
der Einheitswert des Betriebes 640.000 S be- . wird, daß ihre eingereidlten AIK-Ansudlen 
trägt und eine ' Padlt von 32;72 ha vorhanden _ vor über einem Jahr damals - in der 
ist. Am 6. Juni 1912 hat das Bundesministe- Sitzung der Bundesprüfungskommission, die 
rium für Land- und Forstwirtsdlaft dem Land- auf Wunsdl des Herrn Bundeskanzlers Kreisky 
wirt - untersdlrieben vom Herrn Bundes� und nidlt gerade .mIit Begeisterung von Herrn 
minister Weihs - gesmrieben: " Die NO. Minister Weihs im Landwirtsdlaftsministerium 
Landes-Landwirtsdlaftskammer erhielt das installiert worden ist, vom 11. September 1912 
Sdlreiben zur Kenntnisnahme, daß im vor- geprüft und audl positiv erledigt wurden. Es 
liegenden Fall für die getätigten baulidlen haben das das sehr viele bekommen. Gut, 
Investitionen ein Zinsenzusdluß für einen AI- sehr gut. Idl darf Ihnen eines sagen: Von 
Kredit bewilligt" sei, worauf der Landwirt am den tausend Bauern, die dieses Sdlreiben be-
14. AUffilst 1912 den Antrag bei der zustän- kommen haben, hat der Großteil bis heute 
digen Bezirksbauernkammer einbradlte. nodl keinen Grosdien Geld. Bitte sehr, das 

In diesen beiden Fällen handelt es sidl um 
nadlträgliche Gewährungen von AI-Krediten 
für bereits getätigte lnvestitionen von früher, 
wobei die NO. Landes-Landwirtsdlaftskammer 
ausdrüdclidl darauf hingewiesen hat, daß der 
Landwirt nie einen AI-Kredit erhalten könnte, 
daß er immer über der zulässigen Einheits­
werthödlstgrenze gelegen ist. 

zunädlst. 

Was aber die zwei Fälle anlangt, die idl 
dem Herrn Bundesminister gestern vorgetra­
gen habe, geht es um folgendes: Diese zwei 
AIK-Ansudlen sind also in dieser Sitzung 
nadl eingehender prüfung durdl die Kommis­
sion erledigt worden. Diese Kredite sind aber 
bereits· drei Monate vorher, meine Damen und 
Herren, an die Bauern ausgeza'hlt worden. 

Meine Damen und Heirenl Das sind einige Drei Monate nadlher kommt die Prüfung der 
Fakten. (DeI P r ä  8 i d e  n t Ubernimmt den Kommission und die Feststellung: Es wird 
Vorsitz.) bewilligt. · . 
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Kem 
Nun hat der Herr Minister Weihs gestern wohl der erste im Jahre 1970 und der zweite 

gesagt: Ja, ja, das wird ein zweites Ansuchen im Juni 1972 eingebracht worden ist. Bis jetzt 
gewesen sein, Ich stelle eindeutig fest: Es ist wurden sie nicht verhandelt, wo die wider­
kein zweites Ansuchen gewesen. Es ist das sprüchlichsten Aussagen bezüglich der Sub­
alte, ursprünglich eingebrachte AlK-Ansuchen ventionsvergaben hier gemacht werden. Ob­
gewesen, das im März, ·April bereits im Mini- wohl vom Herrn Bundeskanzler seinerzeit 
sterium erledigt, im Juni ausbezahlt, aber im schon behauptet worden ist, man ·kann gar 
September dann von der Bundesprüfungs- nicht sagen, wer die Subventionen wirklich 
kommission geprüft ·worden ist. Den Bauern bekommt, die im ersten Subventionsbericht 
ist dann mitgeteilt worden, daß sie jetzt das alle - es waren über 5 Milliarden - der 
Geld bekommen werden. Der Kommission ge- Landwirtschaft zugeschrieben worden sind, 
hören der Arbeitsbauernbund und der soge- hat der Herr Bundesminister Androsch im 
nannte Allgemeine Bauernverband an. (Abg. zweiten Subventionsbericht erklärt: Die Brot­
H a  a s: Sogenannte?) Meine sehr GeehrtenI · preisverbUligung wird deswegen gemacht, 
Das zur Kenntnis. weil alle in österreich ein billiges Brot haben 

Und da frage ich jetzt den Herrn Bundes- wollen. Das ist jetzt ganz primitiv ausge­
kanzier: Ist das, was hier gemacht wird, keine drückt. So steht es im zweiten Subventions-

bericht. Der Herr Bundesminister Androsch Verpolitisierung? Wenn Briefe ausgeschickt 
werden, wo drinnensteht: Wir, die Arbeits- kommt nun auf Grund einer bestellten An­
bauernbündler und die Allgemeinen Bauern- frage von Herrn Abgeordneten Pansi zu der 

aufschlußreichen Erklärung, daß die Bauern verbändler, haben getrachtet, daß Sie diesen neuerlich 2,4 Milliarden an Preisstützungen Kredit bekommen. So schaut es in Wirklich-
keit mit dieser Sache aus. bekommen; 

. 

I.... kann lel'der Gottes auf dl'e anderen Meine sehr geehrten Damen und Herren I \CU 

Das, was der Herr Bundeskanzler am Sonntag Probleme nicht mehr eingehen, weil die Zeit 
gesagt hat, das, was heute in der "Arbeiter- zu knapp ist. Aber, Herr Bundeskanzler, das 
Zeitung" steht, das, was gestern hier von alles bewegt . sich im gleichen Rahmen: 
Minister Weihs in der Fragestunde völlig Diffamierung der Bauern, in der öffentlichkeit 

den Anschein erwecken: Was wollt ihr denn? fälschlich gesagt worden ist; völlig fälschlich 
dargestellt worden ist, das liegt in dem ganzen Die kriegen doch eh so viel, die sollen: doch 

stad sein, die sollen doch den Mund halten I -System dieser Regierung, die von Anfang an 
bis jetzt, seitdem sie tätig ist, für die Land- Und jetzt, meine sehr Geehrten, kommt · der 
wirtschaft, für die Bauern, weil sie ihr politisch Herr Bundeskanzler und sagt: Wenn das nicht 
eben nicht besonders in den Kram passen, anders wird, dann wird er auch das noch 
nichts übrig hat. Das ist Methode, das ist überprüfen. 
System. Sicherlich, wir sind bereit, selbstverständ-

, lich, wir anerkennen natürlich, Herr Bundes-Das hat begonnen im. Jahre 1966 beim kanzler, daß Sie mit allen reden wollen. Wir Parteitag qer Sozialistischen Partei, als der 
Herr Bundeskanzler sagte: Man wird mit den erwarten aber von Ihnen - und ich muß 
Bauern über ihre Probleme reden können, ehrlich sagen: im habe schon immer sehr 
wenn sie _ die Bauern - nicht mehr das wenig Hoffnung gehabt und habe jetzt noch 

t-< weniger Hoffnung -, daß Sie ein echtes Ver-Hauptpotential der vVP bei den Wahlen sind. ständnis für uns haben: Ich habe den Ein­Dann wird man also mit ihnen reden können . .  druck, daß alles das, was hJier gemacht wird, 
Das hat sich dann im Jahre 1970 bei den lediglich ein AliIbi, eine Motivation für Ihre 

Budgetverhandlungen fortgesetzt, wo na.chher Aushungerungspolitik uns gegenüber -ist, weil 
der Herr Bundeskanzler erklärt hat: Es. wären wir politisch nicht in Ihr Konzept passen. 
für die Bauern 400 bis 500 Millionen Schilling (BeifaIl bei der OVP.) 
mehr im Budget gewesen, wenn die Bauern- Und abschließend folgendes, meine sehr ge­bündlE�r nilt uns gestimmt hätten. - Das war ehrten Damen und Herren: . Ich erWarte, wie in der Zeit der Minderheitsregierung, Herr gesagt, gar nicht von ihnen ein Verständnis. Bundeskanzler. Das hat sich letzten Endes auch Ich möchte nur 4ie öffentlichkeit darauf auf­. schon vorher bewahrheitet, als es geheißen merksam machen, gerade in der jetzigen Zeit, hat, inan wird den Bauern den Brotkorb höher .wo sich einige nicht · gerade sehr positive 
hängen. Aspekte · abzeichnen, auch bezüglich Erriäh-

Diese Methode hat sich fortgesetzt bei der .  rungssicherung - von der Erhaltung der 
Vorlage der einzelnen Subventionsbedchte, ·  Kulturlandschaft und so weiter, des Lebens­
die interessanterweise bis date) in diesem raumes . im . ·Zeitalter des Umweltschutzes, 
Haus noch gar nicht verhandelt word�n sind mÖOlte ich gar nIcht reden. -,-, iCh . mödlte 
- so aufsdllußreidl sind sie nämlich �, ob- der Offentlichkeit diese Politik, diese Agrar-
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Kern 
poIit!ik vor Augen führen, damit sie erkennt, 
wie das in . einigen Jahren für sie aussehen 
wird. Denn die Abwanderungsquote ist der­
zeit, meine sehr Geehrten, so hoch, daß man 
von einer normalen Entwiddung nicht mehr 
reden kann. All das, Herr Bundeskanzler, 
wegen Ihrer völlig falschen Einstellung gegen­
über den Bauern. 

Sie müssen zur Kenntnis nehmen, daß diese 
Bauern eben einer anderen Partei, als Sie es 
wollen, angehören, und müssen meiner Auf­
fassung nach als Bundeskanzler trotzdem dafür 
sorgen, daß auch uns eine gesicherte Lebens­
möglichkeit zusteht. (Beifall bei der tJVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Herr Ab­
geordneter Pfeifer. 

Abgeordneter Kern I Sie haben das hier um 
mindestens drei oder vier Jahre zu spät ge­
sagt, Sie hätten das früher sagen müssen. 
Denn während der Zeit Ihrer Regierung muß­
ten die Bauern kuschen . .  Das müßten Sie doch 
wissen. (Beifall bei der Spö.) 

'Wer hat denn die Politik auf die Straße 
getragen? Wer war denn die erste Organisa­
tion, die zum Sturm der Bauern auf der Straße 

.geblasen hat? Der OVP-Bauembund! Das ist 
doch ein Faktum! (Beifall bei der Spö.) Das 
können Sie nicht wegdiskutieren, meine 
Damen und Herrenl Sie waren nicht einmal 
ein Jahr in der Opposition und haben die 
Straße mobilisiert. Nehmen Sie das zur Kennt­
nis! (Abg. 0 f e n b ö e  k: Die Ursachen!) 

Abgeordneter Pfeifer (SPO) : Herr Präsidentl 
. Nun kommen Sie, meine Damen und Herren, 

Hohes Haus I Wenn es eines Beweises für die und halten uns immer wieder vor, daß es den 

Notwendigkeit der Einführung der Bundes- Bauern so schlecht geht, daß die Bauern 
zugrunde gehen und derlei mehr. prüfungskommission bedurft hätte, so hat ihn 

Abgeordneter Kern hier auf alle Fälle er- Was die Abwanderung betrifft: Herr Kollege 
bracht. (Beifall bei der SPtJ. - Abg. K e r n: Kern! Ich weiß schon, Sie werden die Zahlen 
Zwei Fälle aus Kirchberg sind der Beweis!) nicht in die Diskussion ziehen, Sie werden 
Er hat ihn in blendender Weise hier geliefert. sagen: Uber Zahlen reden wir nicht I - Das 
(Abg. K e r n: Begründung dazu!) Die hat Ihnen ist ja Ihre neue Masche. Wenn· Ihnen die 
sdlon gestern der Herr Bundesmfnlster ge- Zahlen unangenehm sind, weil sie für die 
geben. Sie werden sie von mir heute nodl Bauern gut . sind, dann' reden wir nidlt über 
einmal 'hören. (Zwischenrufe bei tJVP und die Zahlen I So ist die Situation. (Beifall bei 
Gegerirufe. bei Spö. � Abg. Hans M a y r: Sie der Spö.) 
verleumden und andere beschuldigen Sie! -
Weitere Zwischenrufe.) Zu Ihrer Zeit haben 20.000 Menschen die 

Betriebe verlassen. Ich gebe ganz offen zu, 
. Ich kann schon verstehen, daß Sie sehr daß es 30.000 während eines Budget j ahres in 
nervös werden, wenn es um die Fragen der unserer Regierungszeit waren. Aber glauben 
Bundesprüfungskommission geht. Denn wenn Sie ' ja nicht, daß es jemanden gibt, der eine 
es biSher eine OrganiSation den Bauern gegen� Politik machen kaim, die einen echten, nor­
über gegeben hat, die stillschweigend, .aber malen Strukturwandel zementiert beziehungs­
nicht immer stillsdlweigend den Bauern edlt weise einem vernünftigen Strukturwandel ent­
unterdrückt hat, dann waren es Bauern im gegensteht . .  
Osterreichischen Bauernbund und vor allen 
Dingen die Spitzenfunktionäre . des OVP- . Wenn Sie immer wieder auf die Einkom­

menssituatl' on zu . sp' re-+-en kommen ...:- es Bauernbundes. (Lebhafte ' Zustimmung bei der u.t 

SPtJ.) 
. werden ja sicherlich noch Leute von Ihnen 

darüber reden -, dann mödlte ich auch gleich 
Ich kanIi mir daher vorstellen, '  daß es, wenn sagen: Die Einkommenssituation in der Land­

inan jetzt hier ein wenig naChschaut, unan- wirtschaft ist 1912 laut dem Preisindex für 
genehm ist. 

. 
Erzeugnisse des Bauern um 1 0,2 Prozent ge­
stiegen. (Abg. F a  c h I  e u t n e r: Preise!) Ich 

Ich begreife Ihre AUfregung eigentlich wirk- komme .  sdlon darauf zu sprechen. - Der 
li� nicht. Wenn es also auf Grund Ihrer Index für die Ausgaben . der österreidlischen 
guten Amtsführung in den Kammern nichts Bauernsdlaft stieg um 8,1 Prozent, es stiegen 
zu verbergen gibt, dann brauchen Sie sich ja also die bäuerlidlen Einkommen nadlweislidl 
nicht aufzuregen, dann wird j a  alles bestens um ' mehr als 2 Prozent . .  Das ist ein Faktum I 
sein. Offenbar dürfte das nicht so sein, sonst 
gäbe es nicht so eine Aufregung bei Ihnen, Sie werden wieder sagen: Zahlen inter--
meine Herrenl 

. . . essieren. uns nidltl - Das werden Sie · des­

Herr Abgeordneter Kein hat dem Herrn 
Bundeska�zler. den Satz unterstellt. die Bauern 
sollen ' den M�d halten. : So sa9;�� er es. Herr 

wegen sagen, weil diese Zahlen für die Bauern 
gut sind, weil sie für die OVP�Bauernbund­
Argumentation nidlt . geeignet sind. ' (Beifall 
bei der SPtJ.) . . 

69. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)70 von 109

www.parlament.gv.at



· . ,- ' . 

-- --- -�--�---�_. -------

Nationalrat XIII. GP - 69. Sitzung - 4; April 1973 6571 

Pfeifer 

Die Roheinnahmen bei Sdlladltrindern 
haben sidl im gleichen Zeitraum um 676 Mil­
lionen oder 1 5  Prozent erhöht. Aus Zucht­
rinderexporten wurden 1972 um fast 340 Mil­
lionen mehr eingenommen. (Abg. Dr. H a  1-
d e r: Alles Ihr Verdienstl) Sicherlich nicht" Ihr 
Verdienst! Das ist gar keine Frage. - Die Roh­
einnahmen bei Wein waren 1 972 um rund 
640 Millionen höher als 197 1 . . Ein ' weiterer 
Beweis dafür, daß es der österreidlisdlen Land­
wirtschaft nicht schlechter geht, sind die 
zwischen 1 969 und 1972 gestiegenen Erzeuger­
preise. 

Idl möchte nur nodl einmal sagen: Sie haben 
innerhalb eineinhalb Jahren den Konsumen­
tenmilchpreis um 1 ,20 S erhöht, den Bauern 
keinen Groschen gegeben. Der Landwirt­
schaftsminister unserer Regierung hat den 
Milchpreis für den Konsumenten um 60 Gro­
schen erhöht und den Bauern davon 40 Gro­
sdlen gegeben! Das sind die Fakten. (Beifall, 
bei der SPO.) 

Die Milchproduktion hat sidl 1 972 gegen­
über 1 97 1  um 550 Millionen Sdlilling oder 
1 1  Prozent erhöht. 

Jetzt, meine Damen und Herren des Hohen 
Jetzt, meine Damen und Herren von ' der Hauses, auch noch einige Sätze zur sozialen 

OVP, zu dem Problem, das Sie ja unlängst Situation der Bauernschaft. Ich bin sicher, daß 
ebenfalls zum Gegenstand einer dringlidlen es wieder OVP-Abgeordnete geben wird, die 
Anfrage gemadlt haben: zum Mildlproblem. das alte Klagelied singen und immer wieder 
Sie haben die Broschüre "Bauernschach" her- sagen wer.den: Diese Bup:desregierung ist j a 
ausgegeben und besdläftigen sidl mit dem gerade mit den bäuerlichen Menschen, mit 
Mildlpreis in einem einzigen Satz. Sie reden . den älteren Menschen so schlecht umgegan­
überhaupt kein Wort vom Milchkrisengro- gen, sie behandelt diese Menschen so 
schen, Sie stellen nur fest: Der Milchpreis schlecht. Das hören wir doch immer wieder. 
wurde am 1 .  März 1 973 um 10 .  Groschen pro (Ruf bei der OVP: Das stimmt auch/) 
Liter gekürzt. (Abg. S c  h r o t  t e r: Genauso 
ist es!) Ich führe Ihnen nun kurz. einige Zahlen vor 

Dies ist wieder ein Beweis dafür, daß es 
notwendiger denn je ist, die Bauern um­
fassend zu informieren. Was Sie hier machen, 
ist Demagogie! Das ist gar keine Frage! 
(Neuerlicher Beifall bei der SPO. - Zwischen­
rufe.) 

Sie sagen dEm Bauern nicht, daß Ihr seiner­
zeitiger Landwirtschaftsmin�ster Kraus 1953 
den Milchkrisengroschen eingeführt hat, daß 
es unter Schleinzer eine "weise" Maßnahme 
war, diesen Milchkrisengrosdlen dann, wenn 
die · Produktion überfordert.. ist, wieder ent­
spreChend zu erhöhen. Kein Wort davon! Sie 
sagen also nur: Der sozialistisdle Minister hat 
weniger Mildlgeld gegeben. 

Wie war es denn seinerzeit unter Minister 
Schleinzer, als Sie innerhalb eineinhalb Jahren 
den Milchpreis um 1 ,20 S . für .alle österrei­
chischen Konsumenten erhöht, dem Bauern 

. aber keinen Groschen gegeben haben? Da 
haben Sie applaudiert. Das war in Ihren 
Augen ridltig! (Abg. S c  h r C) t t e  r: Wissen 
Sie, warum das geschah?) 

Und weil wir, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, unter einem Jahr den Milch� 
krisengroschen beziehungsweise . • . .  (Abg. 
Ing. S c  h m i t  z e r: Was werden Sie machen, 
wenn ' Sie Minister werden?) Sie wissen ganz 
genau, daß ' idl nur 20 Minuten Zeit habe. 
Daher madien Sie entspredlende Störmanöver. 
Damit habe idl sdlon gerechnet; ich kann Sie 
davon nicht abhalten. 

Augen: Als die B auernpension 1969, meine 
Damen und Herren der OVP, gemeinsa,m, mit 
unserer Zustimmung im Haus, beschlossen 
wurde, hat die OVP in ihrer Torschlußpanik 
nach der Devise gehandelt: Was nichts kostet, 
wird sofort beschlossen und sofort eingeführt. 
Was mehr kostet, wird sofort besdllossen und 
später eingeführt. Was sehr viel kostet 
-,- und das ist .sicherlich die Bauernpension -:-, 
wird 1 969 beschlossen und 1 97 1  eingeführt. 
(Abg. S c  h r o  t t e r: Tut es Ihnen . leid, daß 
die Bauern eine Pension bekommen?) Die Sozi, 
so sagten Sie sich damals im stillen Kämmer" 
lein, sollen dann halt schauen, wie sie die 
Mittel für die Bedeckung aufbringen. 

Wir bekennen uns zu einer vernünftigen 
sozialen Vorsorge für den älteren bäuerlichen 
Menschen, . aber nehmen Sie zur Kenntnis: 
Sie haben ein Gesetz beschlossen, weil Sie 
ganz genau gewußt haben, da,ß Sie sidl um 
die Finanzierung und. die Bedeckung . über� 
haupt nidlt mehr zu kümmern brauchen. (Bei­
fall bei der SPO. - Abg. S c  h r o t  t e r: Sind 
Sie den Bauern die Pension neidig?) 

. 

Das war die Politik, die Sie damals gemadlt 
haben! Interessanterweise, mehie Damen und 
Herren der OVP, hat . audl niemand, ' kein 
einziger OVP-Bauernbündler dieses Hauses 
damals einen Antrag auf Angleichung der 
Zuschußrente q.n die Bauernpension einge­
bracht. Wir 'kennen das Problem der Zusdluß­
rentner. Aber nehmen Sie zur KenntIiis, daß 
es die . sozialistisChe Bundesregierung . war, die 
für diese Ärmsten der Armen die. Ausgleidls-
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zulage gebradlt und besdllossen hat. 55 Pro- der Cousine angezogen -, daß es hier nadl 
zent der Zusdlußrentner bekommen derzeit Protektion aussieht. Und diese Dinge werden 
die Ausgleidlszulage. (Beifall bei der SPO. - wir uns ansehen. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Zwischenrufe bei der OVP.) 

. 
K e r n: Das ist doch widerlegt worden! -

Ruf bel' der reVP.· Zuerst verleumden und dann Die Osterreidlisdle Volkspartei hat - und v 
prüfen! - Anhaltende Zwischenrufe bei der ich glaube, das zeigt das Ganze eindeutig -

in ihrem letzten Budget - 1969, 1970, wenn OVP.) -

Sie wollen - 729 Millionen Sdlilling für Sie haben hier überhaupt nidlts widerlegt, 
Osterreidls Bauern übrig gehabt auf dem und Sie können uns nidlt hindern, daß wir uns 
sozialen Sektor. Unsere Regierung gibt allein · in der Bundesprüfungskommission alle Akten 
2 Milliarden für die bäuerliche Altersversor- sehr genau ansehen werden. Und dort, wo es 
gung aus. Wir haben audl für die Zuschuß- nadl Protektion riecht, werden wir die Dinge 
rentner - idl darf das nodl einmal sagen - audl sdlonungslos offenlegen. 
mit 1 .  Jänner 1971 den Ansprudl auf die Aus-

Meine sehr verehrten Damen und Herren! gleidlszulage eingeführt und haben, wie idl 
sdlon betont habe, 55 Prozent der Zusdluß- Die OVP-Bauernbündler reagieren darauf, daß 

rentner damit eine edlte Hilfe angedeihen wir uns echt bemühen, für die österreidlisdle 

lassen. Durdl diese Maßnahme hat unsere Landwirtsmaft das Einkommen zu erhöhen, 

Bundesregierung eindeutig gezeigt, daß sie . mit Drohungen und unsamlimen Angriffen. 

im Rahmen der finanziellen Möglidlkeiten Alles . . .  (Neuerliche Zwischenrufe bei der 
alles tut, um das Los der bäuerlichen Men- OVP.) Ja ich weiß schon. Aber nehmen Sie 

sdlen zU: verbessern. (Beifall bei der SPO.) zur Kenntnis: Ich sage das, was mir gefällt 
und was ich hier für rimtig halte. Nehmen Sie 

Meine Damen und Herren! Was die Vor- das zur Kenntnisl (Beifall bei der SPO.) 
würfe der OVP bezüglich der Bundesprüfungs-
kommission betrifft. möchte ich dom auch 10,2 Milliarden Schilling aus dem Staats­

einiges dazu sagen. (Abg. 8 t e i n  e r: Uber- budget für die österreichisdle Landwirtsmaft, 

haupt keine Rechtsgrundlage hat diese Prü- das ist für Sie, für die OVP-Bauernbund­

Jungskommission!) Ja, ja, ich kann mir schon abgeordneten nichts, viel zu wenig, und wir 

vorstellen, daß das sehr weh tut. Wir werden bekommen dafür höchstens unsachliche Dro­

uns diese Dinge jetzt sehr genau ansdlauen. hungen. 

(Zwischenrufe bei · der OVP.) Ich begreife Ihre Wir legen die klaren EinkommeilsstEHge­
Aufgeregtheit. Sie wissen ganz genau, daß rungen der Landwirtsdlaft auf Grund der 
es hier, ich möchte sagen, gelinde ausgedrü<kt, Indexzahlen vor, die OVP-Bauernbundabge- _ 
vielleicht so kleine niederösterreichische OVP- ordneten sagen: Uber Zahlen reden wir nicht. 
Methoden a la Müllner und so weiter gegeben - Das haben wir dom erlebt und das erleben 
hat. (Neuerliche Zwischenrufe bei der OVP.) wir immer wieder. -
Im behaupte hier, daß es gerade in dieser Unser LandwÜ'tschaftsminister trifft mit der 
Frage dodl nicht nur den Schein, sondern Präsidentenkonferenz eine Vereinbarung in 
einen emten Zug · zur Protektion in den Samen Milchkrisengrosmen, den die OVP" 
Kammern gegeben hat. Und das werden wh' Minister in ihrer Zeit eingeführt und rigoros 
uns ansdlauen. (BfJiiall bei der 8PO. - Zwi- gehandhabt haben. Nun steigt auf Grund be­schenrufe bei · der OVP. - Abg. M i  n k 0- wußter Fehlinforzilation der Landwirtsma,fts­w i t s c h: Das ist eine GemeinheW) kammer an die B auern die Milchproduktion, 

Wenn Sie nrchts zu befürchten haben, war- unser Minister versucht, der Uberproduktion 
um bekämpfen Sie dann diese Bundesprü� bei Mildl, die vorhanden ist, mit der Erhöhung 
fungskommissionen s01 Warum. · bekämpfen des Milchkrisengroschens · auf Grund der Ver­
Sie' die Bundesprüfungskommissionen. wenn einbarung mit der Präsidentellkonferenz Herr 
Sie nichts zu befürchten haben? Dann sagen zu werden. Die OVP sagt, es wurde nie etwas 
Sie doch: Smau bitte hier herein einmal! - vereinbart; sie habe nie etwas gehört von 
Wir werden uns diese Dinge auf alle Fälle einer Vereinbarung, der Milchkrisengroschen 
sehr genau ansehen. (Lebhafte Zwischenrufe stehe . nidit zur Diskussion. Das haben wir 
bei der OVP. - Abg. Dr. B l e  n k: Wer sind erlebt. 
"wir"? - Abg. Dr. G r  u b e  r: Zuerst behaup- S d ch J h ten, und dann weiden Sie . es sich anschaueiif) ie sin ni t einmal ein a r in Opposition 

gewesen - im mödlte das noch ejmnaJ 
Darf im Ih,nen nodl eiIUllal sagen; daß der sagen . -:-- und haben bereits eine Politik des 

Herr Bundesminister gestern während der Radikalismus . betrieben. Und . Sie arbeiten 
Fragestunde dem Kollegen Kern von der OYl' heute; was wir leider in zunehmendem Maß 
eindeutig bewiesen hat ......... er_ h�t es mit ,drei feststellen können, mit unsadllidlen Argu� 
klaren Fakten aufgezeigt, e.r hat t:las Problem . menten, mit Demagogie und mit Lizitation. 
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Jetzt radikalisieren Sie, meine Damen und 
Herren der OVP, die Agrarpolitik und damit 
auch die Innenpolitik neuerlich! Ich glaube, 
es ist an der Zeit (Abg. F a c h l e u t n e r: 
. . .  daß die Regierung zurücktrittI), daß man 
den österreichischen Bauern sagt, daß wir für 
sie, so wie bisher, von der Regierungsseite 
alles tun werden. Auf die radikale Gangart 
der OVP-Bauernbundabgeordneten, meine 
Damen und Herren des Hohen Hauses, werden 
wir uns sehr rasdl einstellen. (Beifall bei der 
SPD.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Anton Schlager. 

Abgeordneter Anton Sdllager (OVP) : Hohes 
Haus! Meine Damen und Herrenl Es scheint 
mir irgendwie bedenklich, wenn gestern der 
Herr Bundesminister Weihs und heute der 
Abgeordnete Pfeifer hier diffamierende Aus­
sagen madlen und Verleumdungen ausspre­
chen. Ich möchte ausdrüc:klich betonen - mein 
Kollege Kern hat es bereits ge·sagt �, daß 
die Anschuldigungen, die gestern �vom Herrn 
Bundesminister Weihs gekommen sind, nicht 
den Tatsachen entsprechen. (Abg. Doktor 
F 1 e i s  c h m a n  n: Behauptungen! - Abg. 
Dr. G r u b e r: Behauptungen hat er aUfge­
stellt, aber keine Beweise geliefertl) Weihs 
hat Behauptungen aufgestellt. 

Herr Abgeordneter Pfeifer! Daß Sie. als 
bäuerlicher · Abgeordneter nicht wissen, wann 
hier im Parlament die Ausgleichszulage für 
die Zuschußrentner beschlossen wurde, das 
tut mir leid. Das .ist aber kein gutes Zeichen 
für Sie. (Beifall bei der DVP.) 

Die Ausgleichszulagen für die · Zuschuß­
rentner wurden am 12. Dezember 1 969 genau 
zum selben Zeitpunkt beschlossen wie die 
Bauernpension. Wenn es alle anderen nicht 
wissen, ist. es verzeihlich, wenn aber Sie als 
Bauernvertreter innerhalb der SOZialistischen 
Partei davon keine Ahnung haben, dann muß 
ich sagen, daß eS mir eigentlich leid tut, wenn 
Sie sidl dann . zu einem soldl�n Thema zum 
Wort melden. 

Herr Bundeskanzler! Wie haben sich die 
Zeiten geändert! Heute wollen Sie von Aus­
sprachen mit den Bauern nichts mehr wissen. 
(Bundeskanzler Dr. K r  e J s  k y: o dom!) Heute 
werden Sie unduldsam, Herr Bundeskanzler, 
gehässig, Sie diffamieren die Bauernvertreter. 
Sie haben sich eigentlich verhältnismäßig 
schnell geändert. Ich hoffe, es ist keine Alters­
ersdleinung, Herr Bundeskanzler. (Heiterkeit 
und Beifall bei der OVP.) 

Vor den Wahlen 1970 waren Sie jedenfalls 
nodl aus einem anderen Holz geschnitzt. In 
dieser Wahlbroschüre des Arbeitsbauernbun­
des stand damals zum Beispiel - Herr Bun­
deskanzler; Sie haben damals etwas gesagt, 
worauf Sie vergessen haben -: "Kreisky zur 
Situation des Landvolkes: Bauern haben e s  
am schwersten" ! 

Das war im Jahre 1 970, Herr Bundeskanzler! 
Damals ist auch in dieser Broschüre gestanden 
- Sie haben sich damals nidlt "Sozialisten", 
sondern "Sozialdemokraten" genannt -' 
Selbstverständlidl haben wir Sozialdemokra­
ten Vorstellungen, wie wir das Problem der 
Landwirtschaft meistern können; wir haben 
doch 1400 Experten, und die haben uns die 
nötigen Konzepte ausgearbeitet. (Abg. K i n  z 1: 
Die �ind alle ausgestorben!) 

Weiter steht da noch drinnen, Herr Kollege 
Pfeifer - Sie haben sich heute aufgeregt, daß 
Bauern demonstrieren, und gemeint, das hätte 
es nie gegeben -, Sie hätten sich über die 
Demonstrationen sehr gefreut, die während 
der OVP-Regierung von Seite der Bauern­
schaft durchgeführt wurden. (Heiterkeit bei 
der OVP.) Das war damals ein. schledltes 
Zeichen für die OVP-Regierung! (Zwischenrufe 
bei der SPO.) Also wie gesagt: Sie haben sidl 
sehr, sehr schnell wieder geändert. (Abg. 
P f e i f e  r: Hat der Klaus die Bauern emp­
fangen: Ja oder nein? Er ist verschwunden!) 

Kollege Pfeiferl In Ihrer . Zeitschrift wird 
den Bauern dann weiter empfohlen: Wählt 
euch doch bessere Bauernvertreterl Die Bau­
ernbündler. sind doch nichts! Wählt doch den 
Pfeifer (Heiterkeit bei der OVP), wählt dodl 
den Fux und wählt doch den Tillian! Das sind 

Aber ich komme nun zu einem anderen die Bauernvertreter in der Zukunft, die euch 
Thema. Ich habe wieder einmal eine alte vertreten werdenl (NeuerIiche Helterkeit bei 
Zeitung entdec:kt, die "Neue · Agrarzeihing" der OVP:) 
vom Februar 1 970, ausgegeben vom Oster-
reichischen Arbeitsbauernbund. Hier sehe ich Das, meine . sehr geehrten Damen und Her-
auf der ersten. Seite: ein Photo, Herr Bundes- ren, war vor der Wahl 1 970� 
krup;ler (Bundeskanzler br. Kreisky: Ja!), Sie . Nach der Wahl, Herr Bundeskanzler, haben 
mit Bauern (Zwisclu3nrufe bei der DVP), und Sie sdlon- andere Töne ausgespudct. Damals 
darunter steht: "Immer und überall nimmt haben Sie erklärt: Vümeidlt ist es doch mög­
Dr. Kreisky die Gelegenheit wahr, mit dem lidl; daß sich einige Bauernbündler - so mit 
Landvolk ins Gespräch zu kommen." (Heiter- der Zudcerbrot-und�Peitsche-Methode - :von 
keU bei der OVP.) uns überzeugen lassen und ·mit uns stimmen. 
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Sie haben - das war das Zuc:k.erbrot - er­
klärt: Einige hundert Millionen Schilling wer­
den wir 'den Bauern bewilligen, wenn sich 
der Bauernbund von der OVP abspalten 
würde. - Also das waren lauter Wunsch­
träume. 

Als das Zuc:k.erbrot nichts genützt hat, Herr 
Bundeskanzler, sind Sie mit Drohungen ge­
kommen (Ruf bei der OVP: Mit der Peitsche!), 
mit der Peitsche: Keine Verlängerung der 
Marktordnungsgesetze, sollten die bäuerlichen 
Abgeordneten dem Budget nicht die Zustim­
mung geben I Sollten die Bauern im Zusam­
menhang mit dem Preistreibereigesetz die 
Zustimmung nicht geben, dann werden die 
Marktordnungsgesetze nicht verlängert I 

Iill möchte fragen: Wo waren bei allen 
diesen Verhandlungen um die Belange der 
Bauern - hier sind Sie · an die OVP heran­
getreten - die "guten" Bauernvertreter Pfei­
fer, Tillian, Fux und so weiter1 Die hätten 
sich doch in ihrer eigenen Partei durchsetzen 
müssen! - Nein, Junktims mit der avp 
wurden geschaffen. 

1971 haben Sie Wahlen durchgeführt, und 
Sie waren gut beraten, Herr Bundeskanzler: 
Sie haben die absolute Mehrheit erreicht. Aber 
dann ist es mit einem anderen Ton ange­
gangen. 

Zuerst gab es 'noch Zuc:k.erbrot. In der 
Regierungserklärung heißt es: 

"Das Ziel der Agrarpolitik der österreichi­
schen Bundesregierung ist es, den wirtschaft­
Uillen, sozialen und kulturellen Standard der 
bäuerlichen Menschen an jenen der anderen 
Bevölkerungsgruppen . her�mzuführen und jede 
Benachteiligung zu beseitigen." 

Der Herr Klubobmann Gratz hat damals 
hier eine Rede gehalten. Er hat staatsmännisch 
von Toleranz, von Demokratie,. von der Be­
TÜdcsichtigung der Wünsche der Minderheiten 
und davon gesprochen, daß Sie immer · wieder 
gesprächsbereit für alle Berufsgruppen sein 
werden. (Abg. K e r n:. Wenn wir parieren!) 
Ja, wenn wir parieren! (Abg. K e r n: Aber 
wehe, wenn wir nicht pdrieren!) 

Auch das hat sich sehr sdmell geändert. 
Denn auf einmal sind dann die "Bauernräte" 
installiert worden, nicht gewählte Vertreter, 
sondern nach dem Diktat ausgesucht: Leute; 
die Ihnen angenehm sind, die wurden heran­
gezogen. (Abg. Dt. · G t u b  e r: Da ist der 
Pfeifer wieder dabei/) .Ja, . da ist er dabei. 
Hier wur4e rüd.t.si<:htslos die Mamt der 
93 Mandate eingesetzt. 

Novelle. Das war dom eine "Toleranz" vom 
Herrn · Sozialminister: Die land- und forst­
wirtschaftlichen Sozialversicherungsinsti tu te 
müssen ausradiert werden! Da ist zuviel OVP­
Einfluß! Im Zeichen der Demokratie werden 
die aufgelöst. Das .sind Ihre Ansichten von 
Demokratie. (Abg. W i e  1 a n d n e  r: Ihre 
haben wir heute schon gehörtf) 

Mit ebensoviel "Toleranz" . wurde das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz beschlossen. 
Ich kann mich nom erinnern, wie wir im 
Ausschuß ersucht haben: Gebt uns doch auf 
1 4  Tage einen UnterausschußI Wir wollen das 
Problem kennenlernenl Wir haben die nötigen 
Unterlagen nicht! - Nichts : Abgestimmt wird 
über das Arbeitslosenversicherungsgesetzl 
Obmann Horr hat erklärt: Kommt überhaupt 
nicht in Frage, abgestimmt wird, und wir 
setzen unseren Willen durch! 

Die Einführung der Mehrwertsteuer ist 
genauso "demokratisch" durchgeführt worden. 
Wo sind hier die Wünsme der Bauernschaft 
berüdcsicbtigt worden? Wo hat man da auch 
nur in geringster Weise die Ansicht der 
Bauernschaft, unsere Meinung gehört und 
auch beru<ksidltigt? (Abg. L a  n c: Ein 40-Stun­
den-Unterausschuß war zu wenig?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Welche massiven Preissteigerungen nur auf 
dem Düngersektor bringt die Mehrwertsteuer 
für die Bauernschaft! Ich habe hier die Unter­
lagen. 

Ein Betrieb von 30 Hektar mit einem Dünge­
mittelbezug von 30.250 kg Kunstdünger hatte 
im Jahre 1972 4 1 .505 S zu bezahlen. Dieselbe 
Menge HandelsdÜllger kostete iJ.ll Jahre 1 913 
49.81 1,50 S. Das ist eine Kostensteigerung um 
8312,50 S oder um 20 Prozent. (Unruhe und 
Heiterkeit.) Ja, Sie lachen daTÜber, Herr Kol­
lege Tull, aber die B auern lachen nicht dar­
überl (Abg. pr. T u  1 1: Ich lache über etwas 
anderes!) Hier sind Preissteigerungen von 20 
bis 30 Prozent .zu finden! (Zustimmung bei der 
OVP. - Anhaltende Rufe und Gegenrufe 
zwischen OVP und SPO.) 

Ein anderer Betrieb mit . 34 Hektar ver-, 
brauchte 65.950 kg Handelsdünger:Die �osten 
betrugen im Jahre 1 912 1 20.460 S. Im Jahre 
1 913 waren die Kosten 1 48.940 S. Das ist eine 
Kostensteigerung um 21,9 Prozent. 

Und da wundern Sie sim, wenn die Bauern 
unruhig werden, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! 

' 

Wir· haben dann weiter Ihre "demokrati- Selbstverständlich sind auch die Maschinen-
sche" Gesinnung, Ihre ;,Toleranz", Ihr "Ver- preise gestiegen. Und selbstverständlidl sind 
ständnis" kennengelernt bei der 29. ASVG� auch die Baukosten gestiegen . .  
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Anton Sdllager 
Gleichzeitig, meine sehr geehrten Damen 

und Herren, haben Sie seit August des Vor­
jahres eine Agrarpolitik durchgeführt, die den 
Bauern Beträge kostet, die in die Milliarden 
Schilling gehen, eine ' Agrarpolitik, die in 
letzter Konsequenz audl der Konsument 
spüren wird. 

Ich darf darauf verweisen, daß auf das 
massive Betreiben des Herrn Landwirtsdlafts­
ministers im August des Vorjahres die voll­
ständige Liberalisierung bei den Schweine­
einfuhren durchgeführt wurde. ' Eine Preis­
senkung bis zu 3 S war die Folge. Die Bauern 
mußten echte Verluste auf sich nehmen: 
300 Millionen Schilling Verluste für die 
Schweinemäster! Im selben Zeitraum wurden 
200.000 ausländische Schweine eingeführt, 
nieine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Folge davon: Wir hatten im August um 
20.000 Zuchtsauen mehr gezählt als ein Jahr 
vorher, aber im Dezember um 1 0.000 weniger. 
Die weitere Folge ist, daß im heurigen Sommer 
der österreichische Konsument das Schweine­
fleisch teuer bezahlen muß wie nO<n nie, und 
zwar auf Grund der schledlten Agrarpolitik 
Ihres Ministers! (Zustimmung bei der OVP. � 

Abg. K e r n: Sehr richtig!) 

Neben a11 diesen Belastungen haben Sie 
auch noch die zusätzliche Erhöhung des Kri­
sengroschens um 10 Groschen gebracht. Auch 
hier Verluste von 200 Millionen Schilling. 

Der "Osterreich-Spiegel" wurde heute schon 
zitiert. Darin wird aufgezeigt; daß es allen 
Berufsgruppen Osterreichs besser geht: den 
jungen Menschen, den Alten, den Arbeitern 
und den Angestellten, den Pensionisten. (Abg. 
Dr. K 0 h I m  a i  e r: Nur stimmt es halt leider 
nichtl) Herr Kollege Pfeifer I Wo bleiben denn, 
die Bauern da drinnen? (Abg. P f e i f e r: Lesen 
Sie den WirtschaftsberichtI) Wo bleiben denn 
die Bauern? -:- Aha, ich weiß schon: Sie 

' trauen es sich Ihren Wählern nicht einmal 
zu sagen, daß es den Bauern auch besser geht 
bei Ihrer Regierung. So schaut das aus! 
, Aber Sie haben ja auch eine Information für 
die Bauern herausgegeben. Ich habe sie hier 
liegen: "Tatsachen über die Landwirtschaft". 

, 'Ich nehme nur ein Beispiel - nur ein Bei- , 
spiel! - heraus. Ich fühle mich nämlich da­
durch persönlich betroffen. Hier heißt es : 

"Jene OVP-Bauernbündler, die jetzt die 
Angleichung der bäuerlichen Zuschußrente an 
die Bauernpension verlangen, haben diese 
Forderung ,nie vorher gestellt:' (Abg. P f e i­
f e  r: Sie haben keinen Antrag eingebrachtI) 
Ich fasse das als persönlichen Angriff auf. 

Aber ich darf Ihnen ein anderes "Zitatchen" 
aus dem stenographdschen Protokoll ' vom 
12. Dezember 1969 vorlesen. Hier heißt es: 

"Alles das machen Sie mit einem Schlag, mit 
einer Ausnahme - das ist vom Kollegen 
Schlager schon gesagt worden - der LZVG­
Rentenbezieher, die keine Ausgleichszulage 
haben, für diese werden wir in einer abseh­
baren Zeit eine Anspassung an die vollen 
Leistungen der Bauernpension durchführen." 

Wissen Sie, wer das gesagt hat? (Abg. 
P f e i f e r: Ich habe mich nie dagegen : ausge­
sprochen!) Der Herr Minister Häuser hat das 
erklärt, der heute sagt, die Bauern hätten kein 
moralisches Recht auf die Umwandlung der 
Zuschußrenten in eine Bauernpension! (Beifall 
bei der OVP. - Abg. W i e  1 ci n d  n e  r: Sie 
haben seinerzeit gesagt, die Bauern

' 
wollen 

keine Pension!) 

Da kenne ich mich nicht mehr ausl Ist das 
eine Diffamierung? Herr Bundeskanzler! Ist 
das eine Diffamierung? Lesen Sie bitte! (Bun­
deskanzler Dr. K r  e i s k  y: Warum sChreien 
Sie denn so mit mir?) Ja, ich' kann leiser reden. 
EntschuldIgen Sie bitte, Herr' Bundeskanzler. 
(Abg. Dr. G r u  b e  r: Sie haben auch in Schär­
ding geschrien!) Herr Bundeskanzlerl Ich habe 
mich damals für die Zuschußrentner eingesetzt. 
In Ihrer sozialistischen Aussage heißt es :' Nie 
habe sich ein Bauernbündler für die Umwand­
lung der - ZusdlUßrenten eingesetzt. (Bundes­
kimz}er Dr. K r  e i s  k y: Wann ist das ge­
kommen?) Das ist jetzt ' vor drei Tagen ge­
kommen. In Schärding wurde das ausgeteilt. 

Ich hoffe, Herr Bundeskanzler, daß Sie bei 
unserer, nächsten Aussprache das berichtigen. 
Ich hoffe, Sie haben Zeit für uns. (Bundes­
kanzler Dr. K r e i s  k y: Ubermorgen! Ich habe 
immer ZeitJ) , Sehr lieb, Herr Bundeskanzler! 
Ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie wenig­
stens diese , eine Aussage berichtigen würden 
und wenn Sie VOr den Bauern, die ich zu ver­
treten habe, sagen würden: Dieser eine Punkt 
der Information für die Bauern stimmt nicht, 
hier , hat der Schlager recht! Ich glaube, das 
wäre anständig! (Zustimmung bei der OVP. � 
Abg. Dr. M u 8 $ il: Der Schlager hat immer 
recht! - Abg. Dr. K 0 h I m a i  e r: Aber nur 
der Toni Schlager!) 

Herr Bundeskanzler! Wenn wir Ihnen' das 
sagen, dann werden Sie böse, darin drohen Sie 
und dann diffamieren Sie uns sogar als Abge-
ordnete. 

' 

Herr Bundeskanzler! Ich bin sehr froh, daß 
Sie heute da hinten auf der Regierungsbailk 
sitzen. Es ist nämlich das erste Mal, daß Sie 
hier Bauern zuhören. Sonst hätten Sie nämlich 
in Schärding nicht sagen können, diE� Abge­
ordneten sollen im Parlament reden und .nicht 
drauße.n- ,pei den Bauern . ...,..- Das haben Sie, 
Herr , Btlndeskanzler, gesagtl - Sie ' hören uns 
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Anton Sdllager 
allerdings nie im Parlament, weil Sie nie 
herinnen sind. Das müssen wir aum ganz klar 
sagen. (Zustimmung bei der OVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der Sozialistismen Partei !  Sie diffamieren 
nicht nur die bäuerlichen Abgeordneten, Sie 

, diffamieren aum die Bauernschaft in der 
Offentlichkeit, und zwar bewußt, wenn Sie 
da anführen, was die Bauern alles an Subven­
tionen, was sie an Sozial unterstützungen krie­
gen. Dann heißt es: Smaut's, was wollt ihr, 
die Kinderbeihilfe kriegt ,ihr, die Gratissmul­
bümer kriegt ihr, die Smulfahrten kriegt ihr, 
und eine Mildtsubvention kriegt ihr aum. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Und eine gute Luft 
haben sIe auch!) Auf die Frage, wem die 
Milmsubvention zugute kommt, hat der Herr 
BundeSkanzler selbst bei einer Anfrage keine 
klärende Antwort gegeben. (Abg. Doktor 
G r u  b e  r: Weil er es nicht gewußt hall) Die 
Kinderbeihilfen und die Gratissmulbücher -
kriegen das nicht · alle Bevölkerungsgruppen ? 
Warum wirft man das den Bauern besonders 
vor? 

Nein!) Wir aum nicht! Bei eum wird gewählt 
und bei uns aum. Daher setzen wir uns da­
gegen zur Wehr, wenn man uns den Vorwurf 
mamt, wir besäßen ein Bauernvertretungs­
monopol. (Zwischenrufe bei der SPO.) Das 
könnt ihr ganz leimt haben I Herr Bundes­
kanzler, geben Sie dem Pfeifer mehr Bewe­
gungsfreiheit! Wenn der Pfeifer und wenn der 
Tillian und der Fux etwas bessere Bauern­
vertreter wären, so bin im überzeugt davon, 
daß früher oder später die Sozialisten auch 
mehr bäuerlime Stimmen bekommen könnten. 
Aber bei Ihrer derzeitigen Agrarpolitik - na, 
da liegt bei den Bauern nichts drinnen. (Hei­
terkeit und Beifall bei der OVP. - Abg. 
Dr. Z i t t m  a y r: Toni, sei nicht so grausam!) 

Herr Bundeskanzler I Sie sagten bei der 
Pressekonferenz unter anderem - ich weiß 
nimt, ob es heute noch stimmt; im rechne es 
Ihrer damaligen Aufregung zu -, daß Sie 
Agenden der Förderung der Subventionen von 
den Kammern weg in die Gemeinde geben 
werden. 

Herr Bundeskanzlerl Im möchte Sie fragen: 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I Haben Sie mit dem Städtebund, haben Sie 
Man sagt dann weiter: . Die ' Bauern kriegen mit dem Gemeindebund in dieser Rimtung 

1 Milliarde Smilling an Pensionszusmlägen, bereits Verhandlungen . geführt? Oder sind Sie 

an Zusmüssen des Staates. Herr Kollege Pfei- der Meinung, daß die Bürgemieister draußen 
fer! Und Sie spielen da aum mit. Haben Sie Ihre Lakaien sind, die Ihre Aufträge ganz 
smon einmal den Arbeitern vorgeworfen, daß einfam durmzuführen haben? So, Herr Bun­
sie 6 Milliarden Smilling bekommen? Haben deskanzler, kann man es, glaube ich, nicht 
Sie das als· Bauer smon einmal gemacht? Nei,n. machen. 
Sie halten den Bauern vor, sie wären Schma- Absmließend möchte im hier wirklich eine 
rotzer der anderen, sie würden nichts arbeiten Warnung · ausspremen. leb. mömte nimt dro­
und würden sim von den anderen aushalten hen, sondern warnen. · Im möchte warnen vor 
lassen. Das ist Ihre Diskussionsbereitsmaft! . der Entwicklung, die sim hier anbahnt. (Abg. 
(Abg. S k r  i t e  k: Das hat niemand gesagt!) Herla W i n  kl e r: Verkehrtl) Gnädige Frau! 
Nein, aber es klingt so, wenn man sagt: Sie Ich habe alle UrsaChe dazu. Im bin nämlich ein 
bekommen Milliarden Smilling. - Und das Leidtragender einer PoIÜ.ik, die durch Radika­
ist das Unsmönel Man kann nimt nur einer lisierung soweit gekommen ist, daß ich heute 
Berufsgruppe soziale Zuschüsse des Staates so dastehe; 
vorwerfen. Das tut man nimt! Das müßte man 
für alle' machen, aber nimt nur für eine. Das Ich mömte diese Warnung wirklich ' aus 
soll auch ganz klar gesagt werden! voller Dberzeugung hier ausspremen. (Abg. 

Herta W i n k  J e  r auf die Bänke der OVP 

Herr Bundeskanzler! Wenn wir als gewählte 
Bauernbundvertreter, als gewählte Bauern­
vertreter uns zur Wehr setzen, dann spredlen 
Sie von der "Brechung des Bauernbundmono­
pols". Wir haben nom nie ein Monopol für uns 
in Ansprum genommen I Aber es ist eine Tat­
sadle. daß · in den versmiedensten Kammern 

weIsend: ' Das sagen Sie dorthin!) Nein! Da 
drüben bei Ihnen war heute ein Ton zu be­
merken, der nimt tragbar ist. Wenn im an die 
Ausführungen des Kollegen Blema denke, 
dann muß im sagen: Teufel, nom einmal ! Da 
geht es smief in Zukunft! (Zustimmung bei 
der OVP.) 

zwismen 80 Prozent und 96 Prozent der Bau- Präsident: Herr Kollegel Die 20 Minuten ern in · geheimer Wahl . dem Bauernbund ihr sind smon übersmritten . . 
Vertrauen schenken I 

Herr Kollege Ulbriml Haben Sie auch ein 
Monopol bei der Eisenbahn"l Dort sind nämlim . 
umgekehrte Verhältnisse! (Abg. U 1 b r  i e h: 

Abgeordneter Anton Sdllager (fortsetzend): ·  
Ein Wort noml . . . . 

Präsident: Bitte. 

/ 
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Abgeordneter Anton Schlager (fortsetzend) : 
Absdlließend möchte ich sagen: Herr Bundes­
kanzlerl Ich möchte Sie wirklich bitten, ich 
mächte Sie ersudlen: Nehmen Sie die Probleme 
der Landwirtschaft nicht zu leicht! Die Bauern 
sind zurzeit in einer Unruhe, die nidlt unbe­
redltigt ist. (Abg. M o n d 1: Der Bauernbund 
ist in Unruhe! Das ist der Unterschied!) Die 
Einkommensverluste in den letzten Monaten 
sind für uns alle alarmierend. 

Sie können von mir den Namen des Herrn 
haben, der mit Herrn lng. Bledla von der 
Niederösterreidlisdlen Landwirtsdlaftskam­
mer gesprodlen hat. (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. B a u  e r: Schamlos ist das! - Abg. 
K e r n: Unverschämt ist da_sI Wer ist dieser 
Herr?) Das ist nidlt schamlosl Sie verdädltigen 
dann den · Herrn des Ressorts, der mit Ing. 
Bledla gesprodlen hat. (Weitere Zwischen� 
rufe.) Hier steht eindeutig, daß dieser Herr mit 
dem Herrn lng. Bledla von der Niederöster-

Idl bitte Sie, Herr Bundeskanzler, vielmals :  reidläsdlen Landwirtsdlaftskammer gespro-
Setzen Sie Maßnahmen, die den Belangen der chen hat. (Neuerlicher Beifall bei der SPO. _ 
Bauemsdlaft Redlnung tragen. Wir alle wollen Hetlige Zwischenrufe. _ Der P r ä  s i d e n  t 
keine Radikalisierung. Idl audl nidltl Wenn gibt das Glockenzeichen.) 
Sie aber so weitermadlen, können wir diese 
RadikaIisrerung nicht verhindern. (Beifall bei Meine Herren! Ich darf Sie darauf hin-
der OVP.) · weisen, daß das der Originalantrag in Photo-

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der kopie ist. 

Herr Bundesminister Dr. Weihs. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
sdlaft Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Zu den Äußerungen des Herrn 
Abgeordneten Kern darf ich folgendes be­
merken: 

Es liegt mir hier ein Antrag der Gärtnerbank 
Wien-Kragran an das Bundesministerium vor. 
Einreidlende Dienststelle: Niederösterreidli­
sdle Landwirtsdlaftskammer. Investitions­
sparte: Verbesserung der Wohn- und Wirt­
sdlaftsgebäude. Name: Frau Leopoldine Jed­
letzberger, Sdlwechat. Eigenbesitz 35 19 m2, 
Einheitswert 1 968 29.500 S. Padltflädle . 
1 0.560 m2, Einheitswert 1 968 44.250 S. Investi­
tionen: Bau eines Wohnhauses. Laufzeit zehn 
Jahre. Gesamtkosten 909.819 S ;  Kredit 
41 1.000 S. 

Darunter steht in Handsdlrift: "Telephonge­
'Spräch lng. Bledla" - (Niederösterreichische 
Landwirtsdlaftskammer) -:.  "Antragstellerin 
jst Cousine des Herrn Präsidenten der Wiener 
Landwirtschaftskammer. Kein Einwand; An­
trag wird befürwortet!" (Abg. K e r n: Wer hat 
.das hineingeschriebezl? Ich habe hier das 
Orginal von det Kammer!) 

Meine Herren! Wenn Sie es sehen wollen: 
Hier steht es eindeutig! (Abg. F a  c h I  e u t� 
.n e r: Wer hat das hineingeschrieben? - Abg. 
.K e r  n: Wer 1st das? Wer hat das im Mini­
steriUm hineingeschrieben?) Ein Herr, mit dem 
Herr Ing. Blecha teiephoniert hat. (Abg. Dok­
:tor B a u  e r: Das ist schamlos! Nehmen Sie zur 
Kenntnis, daß ich mit dem Herrn Präsidenten 
Jedletzberger gesprochen habel - Abg. 
K e r n: Das ist nicht richtig, Herr Minis.terl � 

,Abg. Dr. K o r  e n: Falsch ist esl -" _ Abg. 
K e r n: Wer ist das? - Abg. Dr. K o h l­
m a i  e r: Falschmeldung, Herr Minister!) Ich 
kann die Unterschrift 'leider nicht lesen, aber 

Fall zwei: Es wurde hier von Ihnen be­
hauptet, daß die Landwirtsdlaftskammer eine 
negative Stellungnahme abgegeben habe. Mir 
liegt hier ein Schreiben der Niederästerreichi­
schen Landwirtschaftskammer vor. (Anhal­
tende Zwischenrufe bei der öVP. - Abg. 
8 k r i t e k: Von Ihnen wird gebrüllt! - Abg. 
Dr. K o r  e n: Sie- behaupten falsche Sachen! -
Abg. 8 k r i t e  k: Das Niedeibrüllen können 
8ie! Das können Sie am besten! - Der P r  ä­
s i  d e n  t gibt abermals das Glockenzeichen.) 

Hier steht unter dem Betreff "josef Weiss, 
Lassee": 

"Die Nö. Landes-Landwirtschaftskammer· hat 
im Konsolidierungsfall Weiss Josef, Lassee 
eine Erhebung durdlgeführt und gibt dazu 
folgende Stellungnahme. 

Der Landwirt hat den Betrieb mit 240.000 S 
Schulden übernommen. Die Gebäude waren in 
einem sehr sdllechten Zustand, sodaß ein Teil 
der Baulichkeiten neu errichtet und ein Teil 
adaptiert werden mußte. Um eine ordnungs­
gemäße · Bewirtschaftung des Betriebes durch­
führen zu kämen, war es notwendig, Maschi­
nen anzuschaffen, da zur Zeit der Ubernahme 
fast keine Maschinen am Betrieb waren. Diese 
notwendigen Investitionen zwangen den Land­
wirt, normalverzinsliche Darlehen aufzuneh� 
men. Einen Agrarinvestitionskredit konnte der 
Landwirt nicht erhalten, da der -Einheiiswert 
des Betriebes über der ridltlinienmäßigen 
Hächstgrenze lag. 

Die Schwiegermutter des Herrn Weiss war 
lange Jahre krank, es mußte viel -an Arzt- und 
Krankenhauskosten gezahlt werden. Die Rüde.· 
zahlungsverpflichtungen konnte der Landwirt 
nicht immer einbalten; weil er 1 962/65/69 und 
1 97 1  Ertragsausfälle von 20 bis 40 Prozent 
durch Witterungseinfälle hatte. 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs 
Der Genannte ist als fleißiger und tüchtiger 

Landwirt bekannt und die Nö. Landes-Land­
wirtschaftskammer ersucht das Bundesmini­
sterium, das Konsolidierungsansuchen positiv 
zu erledigen und die nachträgliche Einbezie­
hung in die Sparte A-l mit 500.000 S zu be­
willigen." (Abg. K e r n: Na und?) 

Was sagen Sie jetzt dazu, meine Herren? 
(Abg. Dr. G r u  b e  r: Was soll da schlecht sein 
daran? Ich kenne mich nicht mehr aus! -
Weitere Zwischenrufe. - Der P r ä  s j d e n  t 
gibt da� Glockenzeichrin.) 

Fall drei: Prohaska Erika, Maria-Anzbach. 
Eigenbesitz 0,8 ha, Einheitswert 552.000 S. 
Wohnhausneubau: 1 ,2 Millionen Schilling. 
Und jetzt, bitte, beachten ' Sie folgendes: Be­
antragt wurden einmal in einer Konsignations­
liste der Kammer 300.000 S und in einer zwei­
ten Konsignationsliste 320.000 S. 

Zu Fall vier wurde hier behauptet, die 
Landwirtschaftskammer hätte den Antrag ab­
gelehnt. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Was wollen Sie 
damit beweisen, Herr Minister?) Name : Mako­
schitz Johann. Einheitswert 11 2.000 S. Es 
widerspricht dieser Ablehnung, die Sie be­
haupten, die EinreiChung der Konsignations­
liste 84 vom 1. , September 1972 der Nieder­
österreiChisd1en Landes-Landwirtschaftskam­
mer, mit der dieser Antrag vorgelegt und um 
einen Kredit von 810.000 S angesuCht wurde. 
(Beifall bei der Spö. - Abg. Dr. G I  u b e r: 
Was soll das gewesen sein? - Bundesminister 
Dr. W e i  h s: Daß das, was Herr Abgeordneter 
Kern vorgebracht, falsch ist! - Abg. Doktor 
G r u b e r: Aber verleumdet, haben Sie in der 
"AZ"!) 

Präsident: Zmn Wort gemeldet ist der Herr 
Bundeskanzler Dr. Kreisky, 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus ! 
ICh bin 'dem Herrn Abgeordneten Schlager bei 
der Demonstration in Schärding begegnet. Ich 
habe ' dort sehr' wohl versÜmden - das muß 
iCh nur zur Erklärung sagen -, daß er sich mit 
diesem Stimmaufwand verständig machen 
mußte, weil er, etwas weiter weggesta:D.den 
war> Hier habe iCh ihn ja leichter verstehen 
können. (Abg. ' Dr. G r u .b  e r: Vielleicht haben 

, Sie ihn auch' verstanden, Herr Bundeskanzler! 
HoffentliCh haben Sie es nicht nur ' gehört, 
sondern auch veistanden!) Herr Dr. Gruberl 
Ich bin Ende dieser Woche in' Oberösterreich 
un<:i werde sidlerlich Zeit erübrigen, um mir 
von Ihnen , das , erklären zu lassen, was , ich 
nich,t , verstanden . hab�. Ich stehe Ihnen gerne 
ZUr VerfÜgung� (Beifcdl .bei der Spö.) 

, 

, Ich ,möChte dem Herrn Abgeordneten Schla­
g.er sag,en, daß im,nadl ,wie vor bereit bin, OOt 
dem Landvolk ins Gespräch zu kommEm. Ich 

habe das iIl?-mer praktiziert, und ich praktiziere 
das auch fast jede WoChe. Nur bin ich der 
Meinung, daß es sich um ein Gespräch handeln 
soU, bei dem man weiß, worum es geht und 
bei dem man nicht angebrüllt wird, vor , allem 
von den Funktionären des Osterreichischen 
Bauernbundes. 

Das ist das Problem. Man muß verstehen, 
was gesagt wird, und soll nicht angebrüllt 
werden. Daher habe ich jeden Respekt vor 
Demonstrationen, denn Demonstrationen sind 
eine Sache und Diskussionen sind eine andere 
Sache. Das müssen wir auseinanderhalten. 
(Präsident Dr. M a l  e t a  übernimmt den Vor­
sitz.) 

Wenn ich damals gesagt habe, daß es viele 
Bauern am schwersten haben in Osterreich, 
so bestreite ich das für sehr viele Bergbauern 
und kleine Bauern überhaupt nicht, und das 
ist auch der Grund, warum es in den Budgets 
1 910 und 1 913 so beträchtliche Unterschiede 
gibt. Damals gab es insgesamt - wie Sie 
schon einmal gehört haben, es ist nicht sehr 
erfreuliCh für viele - 4,9 Milliarden Schilling, 
gegenwärtig gibt es 7,1 Milliarden Schilling 
im Budget für Zwed<:e, die letztliCh der Bau­
ernsChaft zugute kommen. 

Ich möchte nodl immer nicht behaupten, daß 
es vielen Tausenden Landwirten, vor allem 
Bergbauern, sehr gut geht. Es lassen sich, 
meine Damen und Herren, in zweieinhalb 
Jahren niCht all die Fehler gutmachen, die 
eine verfehlte Agrarpolitik (ironische Heiter­
keit bei der öVP und Zustimmung bei der 
SPö) jahrzehntelang angerichtet hat. 

Was schließlich eine persönliChe Bemerkung 
betrifft, nämlich über meinen Gemütszustand 
angesichts der Demonstration, so möchte ich 
dazu sagen, daß sich alle meine Freunde außer­
ordentlich gefreut haben, , daß iCh wenigstens 
einmal einen: richtigen Zorn bekommen habe. 
(Heiterkeit und Beifall bei der SPö.) Wissen 
Sie, worauf ich den bekommen habe? Nidlt 
auf die Bauern, -denn da bin ich sehr geduldig. 
Ich höre Demonstranten, auch sehr laut schrei­
enden, oft lange zu. Ich gehe nämlich auch zu 
den VOEST-Arbeitern, wenn sie' böse sind, zu 
den Ortstafelstürmern, wenn sie demonstrie­
ren, und auch zu den Bauern, wenn sie demon­
strieren. Ich habe noch nie ein Hintertür! am 
Minoritenplatz , verwendet. (Beifall bei der 
SPö.) 

Ich habe das schon einmal gesagt, als wir 
in Opposition waren: Man muß auCh zu den 
Menschen gehen, wenn man nicht die Garantie 
hat, daß einen die Jubelstürme umbrausen. 
Mrui · muß auch hingehen, wenn -es unange­
nehm ist. Wir sind hingegangen. 
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Aber eines, meine Herren, sollten wir ver­
meiden: Wir sollten versuchen, die Veranstal­
tungstermine so zu legen, .daß wir einander 
nimt zu sehr stören. Es könnte sonst passie­
ren - im bin der letzte, der das haben will -, 
daß auf der einen Seite die sind, die demon­
strieren, !lnd auf der anderen Seite jene ste­
hen, die dagegen demonstrieren, und daiin 
kann das Ganze furChtbar unangenehm wer­
den. Das sollten auch Sie bedenken und nimt 
immer damit rechnen, daß wir uns von man­
mein Ihrer Bauernbundfunktionäre in der un­
glaublichsten Weise besdlimpfen lassen, wie 
das der Fall gewesen ist. (Beifall bei der SPO.) 

M i  n k 0 w i t s c h: Sie haben einen Vertrag 
unterschrieben, nicht wir!) Was idl unter­
sdlrieben habe, da können Sie sidler sein, 
daß, wenn das aus irgend einem Gnind nicht 
eingehalten wird, im dafür Sorge trage·n 
werde, daß es eingehalten wird. Die AI-Kre­
dite gehören mit zu der Sperre, die wir verein­
bart haben, und Sie haben das mitvereinbart. 
Außerdem gilt: Wer stillsmweigt, stimmt eben 
zu; qui tacet consentire videtur. (Heiterkeit 
und Zustimmung bei der SPO.) 

So mömte idl folgendes sagen: Es bleibt 
dabei, daß die AI-Kredite freigegeben werden, 
wenn wir zu neuen VereinbarungEm über die 
Kreditpolitik kommen. Das nehmen Sie gefäl-

Wissen Sie, was da war? Sie sitzen bei uns ligst zur Kenntnis ! (Zustimmung bei der SPO.) 
und vereinbaren ein StabiIitätsabkommen. In 
diesem wird vereinbart, daß es eine Kredit- Zu einer anderen Frage :  Wenn gewisse An­
sperre geben soll. Und dann sind das die- deutungen gemamt werden . . . (Abg. Doktor 
selben Leute, die die Demonstration organi� M u s  s i 1: Minister Weihs soll die vielen Fälle 
sieren und verlangen, daß unverzüglich die zurücknehmel1, die er gesagt hatl) Herr Abge­
AI-Kredite wieder aufgemamt werden. Das ordneter. MussiI l Im muß aum einmal reden 
geht nimt; das widerspridlt dem Wesen der dürfen I Kann ich jetzt, -darf ich jetzt? Wenn 
Sozialpartner. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Wir haben hier sonderbare Andeutungen gemamt worden 
immer eine flexible Handhabung! - Abg. Dok- sind üoer die Veröffentlidlung der Bezüge, 
lor Z i t t IIi a y r: Das rächt sich aber auch!) bitte, das gesmieht sowieso, veröffentlimen 
Da gilt das alte Wort von Bundesk.anzler Raab : Sie . alle Bezüge und smreiben Sie dazu . . . 
"Lieber am Tisdl miteinander sitzen und (Abg. K e r n: Das hat der Sima gesagtl) Sie 
reden, als auf . der Gasse gegeneinander meinen j etzt etwas anderes. Sdlreiben Sie 
demonstrieren." Das ist ja das Geheimnis der dazu: wer alles sie · mitbeschlossen hat; näm­
Sozialpartnerschaft. Deshalb 'Sage im nom ein- lidl audl die Generalratsmitglieder Ihrer Seite 
mal: Halten Sie Ihre Vereinbarungen, .die Sie haben das mitbesdllossen, und sol me Siemandl 
mit untersdlrieben haben, und dann werde im können dom das nidlt sein. (Ruf bei der OVP: 
keinen Zorn kriegen, meine Herrsdlaftenl rrSiemandJ"!) Solche Siemandl k6nnen das 
(Abg. Dr. G r u b e  r: Wo hat die Landwirt- nicht gewesen sein. (Weiterer Zwischenruf bei 
schaft unterschrieben?) Das Stabilitätsabkom- der OVP.) Ich war immer der letzte, der sidl 
men ist von allen Sozialpartnern vereinbart über Namen lustig gemacht hat, aber bitte, 
worden. (Abg. Dr. M u s s U: Das st.immt wenn es Ihnen eine Freude m·acht, meine 
nichtI) Ja haben Sie Einsprudl erhoben gegen Herren, um '7 Uhr erlaube ich Ihnen alles. 
die Kreditsperre? Hat irgendwer dagegen .Ein� Si.e haben das alles zusammen beschlossen. 
sprudl erhoben? Das . haben Sie nicht getan, Versurnen Sie sidl j etzt nicht freizuspielen I 
aber Sie haben mit .uns eine Vereinbarung Sie sitzen im Generalrat, und die Herren, die 
besdllos'Sen, wenn das aum niemand . . .  (Abg. da in Betracht kommeJ;l, kennen Sie alle. 
br. M u s  s i 1: Das stimmt nicht! Die Landwirt- Außerdem handelt es 'sich um eine Bank, die 
schaft hat niCht unterschrieben! - " Abg. im hömsten Maße unabhängig vom Staat ge­
Dr. G r u b e r: Sie haben gesagt: rrUnt,erschrie- halten werden �oll . .. 
ben"!). Was stimmt nicht? Aber Sie habEm Schließlich mödlte ich sagen: Ich habe nie zugestimmt, daß wir dieses Stabilitätsabkom- Drohungen gegen die B auernsmaft ausgesto­men , . .  (Heftige Zwischenrufe bei der t;JVP.) ßen � für so törimt dürfen Sie midl nicht Wo haben Sie sidl davon ' distanziert? (Abg. halten -, . sondern im habe lediglim gesagt: Dr. G r u b e r: Sie haben gesagt. "untersclirie- ein Monopol für die Vertretung der Bauern­
ben" , und das stimmt nlchtl) ,sie haben es mit smaft, im sagte es heute schon, gibt es nicht. Uns im großen und ·ganzen vereinbart, das (Abg, K i  n z 1: Nein" das stimmt nicht!) Ein stimmt. (Weitere Zwischennife bei der OVP.) Monopol gibt es nicht; audl die andeten hun� 

Jetzt richte idl an die österreimisme tJffent- derttausend B·auern und -ihre Vertreter werden 
lidlkeit über dieses Haus hinaus die Frage, ob gehört ·werde1i1 (Beifal(bei der SPO.) . . . 
es· nidlt allgemeine Auffassung war, daß alle Ich habe .smon sehr entsmi,edene Worte 
Sozialpartner der Stabilitätspolitik . der. Bun� über die Aushr:eitung der Agrarbürokratie ge­
desregierung di..e Zustimmung gegeben haben. sprochen, aber in Anbetramt der heutigen 
(Abg. Dr� M u s s i 1: Das hat damit nicht'8 zu UI1lstände . werde. ich dazu beL einer anderen 
tunI) . Nein, haben Sie. es · nimt getan� (Abg. Gelegenheit gerne Stellung nehmep.. 
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Daß man das System der Subventionierun- Ausdruck kommt (Heiterkeit) ; aber gelegent­
gen daraufhin überprüfen soll, ob es gerecht lich bricht sie doch durdJ., außerhalb des Hau­
gehandhabt wird, dazu stehe ich audJ. heute, ses wenigstens. 
und das wird hoffentlim auch in der Zukunft I� " �t h d tl'ch d ß 'ch I Ul mOUl e se r eu 1 sagen, a l se -in deutlichster Weise geschehen. (Zustimmung ber immer erklärt habe _ diese Äußerung von 
-bei der SPö.) mir ist in den Archivalien des Rundfunk-

Der Herr Abgeordnete Kohlmaier hat von volksbegehrens enthalten -, wenn über 
mir eine Antwort verlangt auf eine, wie ich 800.000 Menschen ein Volksbegehren unter­
glaube, mißverständliche Wiedergabe einer zeidJ.nen, so kann man das nicht ignorieren. 
Äußerung des Herrn Landwirtschaftsministers Das ist die Äußerung, die dort enthalten ist, 
in der "Südost-Tagespost" . (Abg. Dr. K 0 h 1- - und zu der stehe idJ. auch, die habe ich schon 
m a i e r: "Kleine Zeitung"!) Ja, in der "Klei- damals gemacht. (Abg. Dr. G r u b e  r: Das 
nen Zeitung" audJ.. Dazu möchte ich folgendes haben wir nicht gehört!) Sie haben es nicht 
sagen: Es gereicht der "Südost-Tagespost"', gehört: der Abgeordnete Blecha hat den vollen 
einer Zeitung Ihrer Partei . , . (Ruf bei der Wortlaut meiner Erklärung wiederholt. Meine 
öVP: "Kleine Zeitung"!) Nein, lassen Sie mich Erklärung ist Ihnen dadurm leider entgangen. 
jetzt davon spredJ.en. Hören Sie doch zu, dann Die hat anders gelautet, sie war viel deut­
werden ,Sie smon hören, daß ich mim nicht Iicher, viel eindeutiger, und zu der stehe im 
geirrt habe. audJ., Herr Abgeordneter Dr. Kohlmaier. Mor-

Die "Südost-Tagespost" _ und es gereicht gen werden Sie sie auch in der Zeitung, hoffe 
ihr zur Ehre - hat am 2. 3. 1913 folgendes ich, lesen können. 

veröffentlicht: "Bundeskanzler Kreisky distan- IdJ. bin der Meinung, daß das heutige Gesetz 
zierte sich gestern in einem Gespräch" - dem Rundfunkvolksbegehren im wesentlichen 
schreibt die Zeitung - "mit der ,Tagespost' Teil nicht entspricht. Das ist aber nimt nur 
von den Äußerungen von Landwirtschafts- meine Meinung, sondern das haben seinerzeit 
minister Dr. Weihs zu den Bürgermeisterfra-, beide Oppositionsparteien in sehr eindrudc.s­
gen in Graz ())Gegen die Arbeiter in den Be- voller Weise gesagt. Ich bin nun der Auf­
trieben wird schwer zu regieren sein«). Seiner fassung : Wenn ich eine Novellierung - weil 
Meinung nach beruhe diese Argumentation das zu meinem Ressortbereich gehört - vor­
auf einem Mißverständnis, »wie immer dieses schlage und mich dabei einiger Persönlichkei­
zustandegekommen sein mag«. Auch in dieser ten bediene, so tue ich das auf Grund der 
Frage müsse der demokratische Grundsatz Möglichkeit, die mir die Verfassung gibt, mim 
gelten, daß einzig die Entscheidung der Wäh- gutächtlich beraten zu lassen. Die Verantwor­
ler maßgeblich sei. ))Jede Einmischung von tung in der Wahl der Ratgeber liegt bei mir. 
anderer Seite halte ich für unvertretbar, auch Die Novelle muß ja ins Haus kommen, und 
die bloße Erwähnung ist im höchsten Maße dann liegt die ganze Entsroeidung beim Haus. 
unzweckmäßig«, sagte Dr. Kreisky." (Abg. Dr. M u s  s i  1: Einen Regierungsrund-

Wenn also der Herr Generalsekretär seine tunk werden Sie nie bekommenl) 

eigenen Zeitungen besser lesen würde, hätte Im halte einen Regierungsrundfunk schon 
er siro die Frage an mich erspart. Aber im bin deshalb nimt für zwedoJ:1äßig, weil die Welt, 
froh, daß ich das nun im Hohen Hause zu in der wir leben, rund ist und - auch wenn 
wiederholen in der Lage bin. (Beifall bei der es Ihnen jetzt Freude mamt, so sage im es 
SPO. - Abg. Dr. G r u b  e r: Das halte aber trotzdem - weil sim eben in der Demokratie 
der Berr Minister Weihs auch sagen können!) die Machtverhältnisse verändern. Es wäre im 
Der Herr Abgeordnete Kohlmaier hat ja mich höchsten Maße _ unklug, für den Augenblick, 
gefragt, was im dazu zu sagen habe, und im aus der Situation des Augenblicks heraus, Ge­
habe ihn darauf aufmerksam gemacht, daß ich setze zu machen, die einem unter Umständen 
das unaufgefordert längst getan habe. (Abg. einmal unangenehm sein können. Das ist eine 
Dr. M u s  s i 1: Minister Weihs hat seine Stel- alte Weisheit, die ich seinerzeit schon von 
lungnahme noch immer nicht - zurückgenom- meinem Lehrer Dr. Adolf Schärf mitbekom­
men!) 

, 
men habe, und daher sage ich das auch immer 

Was nun die Rundfunkfrage betrifft, so wieder -meinen I Freunden. Sie brauchen gar 

habe ich das Vergnügen, in der nämsten Fr.age- keine Angst zu haben! ICh bin der Meinung, 

stunde darauf im einzelnen einzugehen. Ich daß dieses Gesetz so wie andere reformbedürf­
freue mich schon, dem Herrn Abgeordneten tig ist. Das soll überprüft werden. 

Glaser die von ihm gestellten Fragen beant- Und was Sie gemeint haben übe!-, die Dinge, 
worten zu können. (Abg. G I  a 8 e r: Das be- die da letztlich überlegt werden können: Was 
ruht auf GegenseitigkeitI) Wir haben ja eine weiß man, was da alles noch geschehen 
starke Sympathie füreinander, wenn das auch könnte, - Herr · Abgeordneter Kohlmaierl War­
manchmal nicht so deutlich im Hause zum ten Sie einmal die Novellierungsvorschläge 
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ab, dann wir:d sich vielleimt zeigen, daß es 
darüber audl eine sachliche Diskussion geben 
kann. Im bin jedenfalls zuversichtlich und 
glaube, daß es gute Vorschläge geben wird. 
Allerdings müssen nidlt alle Vorsdlläge dem 
Geschmack des Herrn Generalintendanten 
entspredlen. Das ist zuviel verlangt von mir, 
das bringen nidlt einmal Sie zusammen, meine 
Herren. (Beifall bei der Spö.) 

Präsident Dr. Maleta: Zu einer tatsächlidlen 
Berichtigung hat sich der Abgeordnete Minko­
witsdl zum Wort gemeldet. (Widerspruch bei 
der ÖVP. - Abg. Dr. B I  e n k: Als Redner!) 

:Da im das auf meinem C:roquis stehen habe, 
habe ich das verlautbart. Wenn es gestrichen 
wurde, nehme ich das gerne zur Kenntnis. 

Dann ist zum Wort gemeldet der Heri: Abge­
ordnete Pansi. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Pansi (SPO) : Hohes Hausl 
Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Meine beiden Vorredner, die Abgeordneten 
Kern und Schlager, haben wieder einmal ver­
sucht, die Lage der Landwirtschaft als denkbar 
ungünstig hinzustellen. Die Beweise sind sie 
allerdings völlig schuldig geblieben, denn 
offizielle Zahlen nehmen sie nicht zur Kennt­
nis, sie stellen mir Behauptungen auf. Es ist 
überhaupt ihre Taktik, grundsätzlich offizielle 
Zahlen nidlt zur Kenntnis zu nehmen. Sie 
nehmen es mit der Wahrheit nicht genau, 
sondern stellen hier vollkommen unrichtige 
Behauptungen auf. (Beifall bei der SPö. -
Abg. Dr. S c h W i m m e r: S i e  haben die Be­
hauptung von der "Cousine" aufgestellt! -
Abg. Dr. B a u  e r: Die "Arbeiter-Zeitung" 
sch,reibt über die Cousine! Uber die Cousine 
werden wir noch reden, Kollege Pansil) 

Mir sind heute mittag die Unterlagen für die 
nächste Sitzung der § 'T-Kommission - das ist 
bekanntlich die Kommission, die den Grünen 
Bericht erstellt - zugegangen, gerade zum 
richtigen Zeitpunkt. Unter diesen Unterlagen 
befindet sich auch das Kapitel Preis,e , Ich darf 
Ihnen nun einige Sätze aus diesem Kapitel 
vorlesen, und ich darf annehmen, Herr Präsi­
dent Minkowitsch, daß Sie endlich bereit ' sind, 
auch jetzt, während der sozialistischen Regie­
rung, den Grünen Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen, auch dann, wenn er für Sie günstig 
ist, Das ist ja das bedauerliche : Es ist für Sie 
günstig, und gerade deshalb , wollen Sie ihn 
nicht zur Kenntnis nehmen. Wer soll das ver­
stehen? Die Lage der Landwirtschaft ent­
Wickelt sich ausgezeichnet während der Zeit 
der sozialistischen Regierung, die Einkommen 
der Landwirtschaft steigen. Sie wollen das 
einfach nicht wahrhaben und stellen ununter­
brochen andere Behauptungen auf. 

In diesem Absmnitt heißt es � idJ. kann 
midl nur auf die widJ.tigsten Punkte besdlrän­
ken -: "Dies insofern, als der Preis-Index 
der Betriebseinnahmen im , Vergleich zum 
Jahr 1911 um 10,9 Prozent stieg, jener der 
Gesamtausgaben jedoch nur um 8,1 Prozent." 
Also eine' Verengung der Preisschere, wie wir 
sie in der Vergangenheit kaum in diesem 
Ausmaß gehabt haben. 

Es heißt dann im Bericht weiter: "Verfolgt 
man den langj ährigen Trend der Preis­
Indizes, dann ist zu erkennen; daß nur in 
wenigen Jahren eine Verringerung der Preis­
schere festzustellen war (1 954/55, 1 956/51, 
1 959, 1960) ." Während der OVP-Regierung ist 
also der günstige Zustand, den wir heuer 
beziehungsweise voriges 'Jahr zu verzeichnen 
gehabt haben, überhaupt nie eingetreten. Und 
dann, meine Datnen und Herren, bringen Sie 
den Mut auf, ununterbrodlen von einer 
schlechten Agrarpolitik zu sprechen. (Ahg. 
Dr. Z i t t m  a y r: Bringen Sie den Vergleich 
1970 bis 1972, Herr Abgeordneter, und sagen 
Sie die volle Wahrheitl) Ich werde Ihnen 
auch noc9. weitere Sätze vorlesen. 

"Bei Frischmarktgemüse lagen die Preise 
ebenfalls zeitweilig spürbar über jenen des 
Vorjahres, so konnten für Paprika, Gurken 
und Tomaten sehr befriedigende Preise erzielt 
werden." (Abg. Dr. Z i t t m  a y  r: Für Gurken!) 

"Zusammenfassend kann festgehalten wer­
den, daß im Durchschnitt 1 972 das Preisniveau 
der Obstbauerzeugnisse um ein Drittel höher 
lag als im vorjährigen Berichtszeittaum. Die 
Preise der Weinbauerzeugnisse haben sich 
ebenfalls weiterhin verbessert. Das trifft so­
wohl für Faßwein als auch für Trauben zu. 
Flaschenweine hingegen zeigten eine etwas 
gedämpftere Preisentwicklung." (Abg. Doktor 
Z i t t m  a y r: Da schau her!) 

"Im Vergleich 1911 zu 1972 vermerkten 
insgesamt betrachtet somit die Preise pflanz­
licher Erzeugnisse eine für die Produzenten 
durchgehend vorteilhafte Entwicklung. 

Im Bereich der tierischen Produktion waren 
für die Rinderpreise nicht unbeträchtlidle Ver­
besserungen , zu vermerken. Nicht nur bei 
Zuchtvieh war 1972 generell eine deutlich 
steigende Preistendenz festzustellen, auch die' 
Preise für Schlachtstiere, Schlachtkühe und 
Schlachtkälber lagen deutlich über j enen des 
Jahres 197 1 .  Somit war die Lage am Rinder­
sektor durch eine bemerkenswerte preis­
mäßige Aufwärtsentwicklung gekennzeich­
net." 

"Die bei Sdlweinen angespannte Marktlage 
kam den Landwirten in Form stark gestiegener 
Preise zugute. So verteuerten sich im Ver-

456 
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gleim zu 1 91 1  die Zumtsmweine im Durm­
smnitt um rund 23 Prozent, Mastsmweine um 
nahezu 1 3  Prozent und Ferkel um fast. 39 Pro­
zent." 

Dann heißt es weiter : "Die vorstehend 
erläuterten Gegebenheiten lassen zusammen­
fassen, daß sim vergleimsweise zu 1 97 1  der 
Preis-Index land- und forstwirtschaftlimer Pro­
dukte im Jahre 1912 um durmsdmittlich nahe­
zu 1 1  Prozent zu verbessern vermomte und 
demnach ein für die heimischen Betriebe gün­
stiges Bild ergab." 

Das, Herr Präsident Minkowitsch, sind die 
offiziellen Zahlen. Im darf nur darauf ver­
weisen, daß Sie seinerzeit ungeheuer st�lz 
auf das Landwirtschaftsgesetz und auf den 
Grünen Bericht waren. Sie haben das als 
einen riesigen Erfolg gefeiert. Und heute, 
wenn Ihnen der Grüne Bericht günstige Zahlen 
liefert, wollen Sie das nicht zur Kenntnis 
nehmen und zweifeln diese Zahlen an. 

Ich darf noch einmal wiederholen, was ich 
smon einmal festgestellt habe: Die gleichen 
Beamten erstellen die Unterlagen, die glei­
chen Voraussetzungen gelten, wie sie für die 
Erstellung des Grünen Berichtes seit j eher 
gegolten haben. Aber Sie wollen heute mit 
aller Gewalt beweisen, daß die sozialistische 
Agrarpolitik smlecht sei, weil Sie einfach nicht 
ertragen können, daß die Sozialisten eine 
bessere Agrarpolitik betreiben, als Sie sie in 
Ihrer Zeit betrieben haben. (Zustimmung bei 
der SPO. - Abg. Dr. M u s  s i 1: Aber die 
Inflationsrate dürfen $ie nicht ganz vergessen, 
Herr Kollege Pansi!) 

demagogischen Agrarpolitik nicht zurecht­
kOmmen und Sie könnten dann hier nimt .. 
so polemisieren gegen den Grünen Beridlt, 
wenn Sie ihn selber mitbeschlossen hätten. 
(Zustimmung bei der SPO.) Das ist der einzige 
Grund dafür, daß S'ie nicht bereit sind, dort 
mitzuarbeiten. {Abg. Dr. Z i t t m  a y r: Herr 
Abgeordneter Pansi, darf ich sagen: Ich bin 
als stellvertretender Kammeramtsdirektor von 
Oberösterreich in der § 7-Kommissionl) 

Und, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, reden Sie dom nimt davon, daß �ie 
die Zusammenarbeit wollen und die 
Sozialisten keine Zusammenarbeit wünschen, 
denn dort ist die · Möglichkeit zusammenzu­
arbeiten, dort wird dargestellt, wie die Lage 
der Landwirts�aft ist, und -dort werden seit 
jüngster Zeit auch die Richtlinien für die Ver­
wendung der Mittel beschlossen. Aber Sie 
haben kein Interesse, an einer sachlichen 
Agrarpolitik mitzuwirken! (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: Sie haben doch das Verzeichnis der 
Mitglieder der § 7-Kommission!) Aber im 
sehe Sie bei keiner Sitzung! (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: Ich bin ja Stellvertreter!) Aber Sie 
sind bei keiner Sitzungl Sie waren zuerst 
Mitglied, und jetzt sind Sie es nicht mehr. 
(Abg. Dr. Z i t t m  a y r: Ich war zuerst Stell­
vertreter von Grießner, und jetzt bin ich Stell­
vertreter von Handlbauer!) Warum gehen Sie 
denn als Abgeordneter nicht hinein in die 
Kommission? Wer verwehrt Ihnen das? Die 
Vorschläge- werden von der Präsidenten­
konferenz ,gemamt. Aber Sie haben kein Inter­
esse an einer samlichen Agrarpolitik, meine 
sehr verehrten Herren. Das ist der Grund, 
warum Sie dort nimt hingehen und nicht l1in-Aber auch noch etwas anderes ist sehr inter­

essant : In der ersten Zeit waren in der § 7-
Kommission maßgebende OVP-Mandatare 
vertreten: der Präsident Grießner, der lang­
j ährige Präsident der Obmännerkonferenz ; 
Präsident Gruber, längjähriger Präsident der 
Landwirtschaftskammer für Kärnten; Präsident 
Diwold, längjähriger Präsident der Landwirt­
schaftskammer für Oberösterreich. Die Herren 
haben immer sehr intensiv aIil Zustande­
kommen des Grünen Berichtes mitgewirkt. 
Aber was ist nun eingetreten seit dem Aus­
sche1den dieser prominenten Agrarpolitiker 
der OVP? Es stind dann nach'gerückt der Herr 
Abgeordnete DipI.-Ing. Dr. Zittmayr, der sich 
j a  sehr stark engagiert in der Agrarpolitik, 
der Herr Abgeordnete Deutschmann, Bauern­
bundobmann in Kärnten. Aber die Herren · 
haben es vorgezogen, in kürzester Zeit wieder 
aus der § 7-Kommission auszuscheiden und 
dort nicht mehr mitzuwirken. Es ist auch völlig 
klar, warum: In der § I-Kommission, wo Fach­
leute zusammensitzen, könnten Sie mit Ihren 
demagogischen Äußerungen und mit Ihrer 

gehen wollen. 
. 

Und nun, meine sehr verehrten Herren, dom 
auch einiges zu den Außerungen. des Herrn 
Abgeordneten Schlager. Er hat es ja vor­
gezogen, wegzugehen und nicht zuzuhören, 
wenn andere reden. (Ruf bei der OVP: Er muß 
ja auch einmal essen!) 

Ich darf zunäChst einmal feststellen, daß den 
Selbständigen in der Landwirtsmaft selbst­
verständlich die Zuwendungen, die sie im 
Rahmen- der sozialen Sicherheit erhalten, nie­
mand neidet. Wäre das der Fall, dann würden 
wir diese großen Zuwendungen lüCht erbrin­
gen. Aber es kommt doch darauf an, was die 
betreffende Berufsgruppe selber leistet. 

Und das, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, muß Ihnen auch gesagt werden: Da 
gilt das Argument nicht, Herr Präsident Min­
kowitsch, daß die Zahl der Beschäftigten 
immer weiter zurückgeht und daher jene der 
Beitragszahler immer geringer und jene der 
Präsidenten immer mehr werden. Erstens 
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stimmt es deshalb nidJ.t, weil ihr Beitrag nadJ. 
dem Einheitswert beredJ.net wird. Der Ein­
heitswert ändert sich nicht, audJ. wenn iti: den. 
Betrieben weniger Leufe beschäftigt sind. Also 
daher stimmt Ihr Argument nidJ.t. 

Zum zweiten kommt es darauf an: Wie hom 
ist der Beitrag, den die einzelnen leisten? 
Und hier ein VergleidJ.: Die Dienstnehmer 
leisten im Jahre 1 973 im Durmsmnitt einen 
Pensionsversimerungsbeitrag von 12.678 S. 
Die Selbständigen in der Landwirtschaft wer­
den ,einen Durchschnittsbeitrag von 3335 S oder 
rund ein . Viertel eines Dienstnehmers leisten. 
Das ist der große Unterschied! Dabei sind 
aber die Einkommen der Landwirtschaft im 
DurdJ.schnitt bei weitem nicht um so viel 
geringer als die Einkommen der übrigen . Berufsgruppen. Das beweist · uns ja auch der 
Grüne Bericht. Ja, idJ. möchte behaupten, sie 
sind überhaupt nicht schlechter als die Durch­
sdJ.nittseinkommen der übrigen Berufs­
gruppen, denn sie haben sidJ. in der letzten 
Zeit ausgezeidJ.net entwickelt. 

Ein Familienangehöriger, der zweifellos ein 
vollwertiger Landarbeiter ist, denn sonst wür­
den Sie ihn ja nicht behalten, leistet j ährlich 
einen Beitrag von 1 7 1 0  S oder rund ein Viertel 
eines übrigen Dienstne9mers. 

Sehen Sie, das ist die entscheidende Frage : 
Wieviel sind Sie bere'it selber aufzubringen? 
Wenn es darum geht, eigene Leistungen zu 
erbringen, sei es, was es wolle, haben Sie 
taube Ohren, da wollen Sie nichts davon 
hören, daß aum Sie entsprechende Leistungen 
erbringen sollen, wenn Sie Gegenleistungen 
haben wollen; (Abg. H i e t 1: Herr Abgeord­
neter Pansi! Wenn das Einkommen so gut 
ist bei der ' Landwirtschaft, wieso laufen dann 
ständig so viele davon? Erklären Sie mir 
das!) Lieber Herr Kollege ! Dann schauen Sie 
sich die Entwicklung woanders an! Das ist 
doch eine Frage der Struktur! Das wissen Sie 
doch audJ.! (Zustimmung bei der SPO.) Und 
wenn Sie es nicht wissen : Es ist äußerst 
bedauerlich, daß es die Struktur ist. In der 
gewerblichen und in der industriellen Wirt­
schaft ist es so, daß man natürlich die Betriebe 
ohneweiters ausweiten kann, um die neuen 
leistungsfähigen - Maschinen verwenden zu 
können. Und bei Ihnen ist es so, daß natürlich 
auch leistungsfähige Maschinen da sind, aber 
sie können nidJ.t ausgenützt werden, weil der 
Betrieb viel zu klein ist. Das ist doch in erster 
Linie die Ursache! Aber darüber wollen Sie 
sich. ja nicht den Kopf zerbrechen! Sie legen 
ja Wert darauf, daß möglichst viele Bauern 
erhalten werden, damit Sie die Unruhe und 
die Unzufriedenheit schüren können, wie Sie 
das in reimlimem Maße tun! (Abg. H i e t 1 :  

Das sind Unterstellungen, Herr Abgeordneter 
PansilJ 

Und nun auch zu den Leistungen aus dem 
Familienlastenausgleichsfonds, meine sehr 
verehrten Damen und Herren ! Dort gilt das 
gleiche. Niemand ist Ihnen das neidig. Aber 
die Mittel müssen dom aufgebracht werden. 
Sie leisten insgesamt 68 Millionen Smilling, 
und 1 ,8 Milliarden Schilling nehmen Sie 
heraus. (Abg. Dr. H a  1 d e r: Das ist doch nicht 
wahr! - Abg. Dr. L e i t n e  r: Das stimmt 
doch nichtI) Und wissen Sie, wie diese Mittel 
aufgebracht werden? Sie werd.en zum weitaus 
größten Teil aufgebracht durm einen Lohn­
verzicht der Dienstnehmer von 6 Prozent. Also 
die Dienstnehmer leisten Ihnen diese ganzen 
Leistungen aus dem FamilienlastenausgleidJ.s­
fonds ! (Zustimmung bei der SPO.) Herr Kol­
lege Minkowitsm, wenn Sie den Kopf 
smütteln, dann haben Sie keine Ahnung von 
den Dingen, das muß ich Ihnen leider sagen 1 
Dann lassen Sie sich von Ihren Sozial­
politikern beraten! Denn das ist die Masse : 
der 6 Prozent-Lohnverzimt der Dienstnehmer. 
(Abg. M i  n k 0 w i t s c h: Weshalb ich den 
Kopf schüttle, werden Sie doch mir über­
lassen!) Das dürfen Sie tun. Aber dann kennen 
Sie die Zusammenhänge nimt, das nehmen 
Sie zur Kenntnis, wenn Sie bezweifeln, daß 
das, was ich Ihnen gesagt habe, rimtig ist. 
(Abg. M i  n k 0 w i t s c h: Sie sind ein Hell­
seher!) 

Und �J.Un doch auch einiges zu den Land­
wirtsmaftskammern, weil Sie sich dagegen 
verwahren, daß zu den ' Landwirtsmafts­
kammern etwas gesagt wird. 

Es ist außerordentlim bedauerlidJ., daß der 
OVP-Bauernbund die Landwirtschaftskammern 
ausschließlich als seine Einrichtungen betram­
tet und sie zu ErfüUiingsgehilfen für seine 
polititischen Ziele herabwürdigt. (Abg. Doktor 
H a i  d e r: Das ist doch Unsinn!) 

Wenn man sich die Sendungen der Land­
wirtschaftskammern an'hört - und heute früh 
war das wieder der Fall, Herr Abgeordneter 
Dr. Halder -, dann ist es nichts anderes 
als ununterbrochene Hetze gegen die 
sozialistische Regierung. (Zustimmung bei der 
SPO. - Abg. Dr. Z i t t m  a y r: Was macht die 
Arbeiterkammer?) Ja schauen Sie sich die 
Sendungen an, Sie werden in den Sendungen 
der Landwirtschaftskammern nie etwas vom 
Uberschußproblem hören. Sie werden nie 
etwas von der Strukturverbesserurig in den 
Sendungen hören. Sie werden nie etwas davon 
hören, wie die Produktion gelenkt werden 
soll, damit sie marktgerecht ist. Das hört man 
dort nicht, sondern ununterbrochene Hetze 
gegen die sozialistische Regierung. 
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Und was .auf diesem Gebiet gilt, meine 

sehr verehrten Damen und Herren, gilt audl. 
zu einem erheblichen Teil für die Förderungen. 
Sie schreien fürchte'rlich auf, wenn solche 
Fälle aufgezeigt werden, aber ich darf Ihnen 
einen Fall nennen - er liegt etwas weiter 
zurüCk � aus meiner persönlichen Erfahrung. 

Bevor in Kärnten die Landarbeiterkammer 
errichtet worden ist, ist die Förderung . des 
Eigenheimbaues über die Landwirtschafts­
kammer gegangen. Als die �ammer errichtet 
worden ist, haben wir die unfertigen Akten 
übernehmen und weiterbearbeiten müssen. 

Unter anderem finde ich einen Akt eines 
Forstarbeiters dabei, in dem steht - von der 
Bezirksbauernkammer aufgenommen -: "ist 
nicht förderungswürdig". Wir haben das 
natürlich einer Erledigung zuführen müssen. 
Der Vermerk "ist ·nicht förderungswürdig" war 
keine Begründung, damit kann man dem För­
derungswerber keine Antwort geben. 

Ich bin selber zu dem Forstarbeiter hin­
gefahren - ein Forstarbeiter der Oster­
i'eichischen Bundesforste -, ich habe sogar 
noch den Namen im Kopf, er heißt Hoffmann 
und ist an der Schattseite des Millstättersees 
zu Hause, in der Nähe Ihrer Heimat, Herr 
Präsident, oder Ihres Geburtsortes, in Groß­
eggi ich kann Ihnen auch noch den Ort dazu 
sagen. Und was stelle ich fest: sein Leben 
lang ein Fbrstarbeiter, hat voll und ganz die 
Voraussetzungen für die Förderung erfüllt. 
Ich bin · der Sache nachgegangen. Er war 
sozialistisches Parteimitglied und daher "nicht 
förderungswürdig" . 

So wird Förderungspolitik betrieben. Wir 
haben dann den Antrag selbstverständlich dem 
Ministerium vorgelegt, damals einem OVP­
Landwirtschaftsminiliter . Ohne Anstand hat 
selbstverständlich auch dieser Forstarbeiter 
die Beihilfe zum Eigenheimbau bekommen. 
Aber er war "nicht förderungswürdig" bei 
der OVP, weil er ein Sozialist gewesen ist. 
So wird auf Ihrer Seite von der sogenannten 
unabhangigen Interessenvertretung Partei­
politik betrieben. 

Und nun aber einiges auch zum Kammer­
.apparat selbst. Ich habe mir vor einigen Jah­
ren - es war schon 1 968, es liegt etwas 
zurück - einmal die Mühe gemacht fest­
zustellen, wie viele Beschäftigte wir in den 
Arbeiterkammern haben und wie viele Be­
schäftigte wir bei den Landwirtschafts­
kammern haben. Es ist wohl unbestritten, daß 
die Zahl der Kammerzugehörigen bei den 
Arbeiterkammern ungleich größer ist als bei 
den Landwirtschaftskammern. Bei den 
Arbeiterkammern waren zum damaligen Zeit-

punkt 873 Beschäftigte einschließlich der 
großen Bibliotheken, über die die Arbeiter­
kammern verfügen, in den Landwirtschafts­
kammern waren damals 2600 Angestellte zu 
verzeichnen, also mehr als dreimal so viel 
wie in den großen Arbeiterkammern. (Abg. 
D e u t s c h m a n n: Herr Präsident! Wo war 
das?) 

Nun aber eines.: Die Arbeiterkammern 
kriegen keinen einzigen Groschen Subvention 
von der öffentlichen Hand. Aber den weitaus 
größten Teil der Personalkosten der Land­
wirtschaftskammern bezahlt der Bund und be­
zahlen die Länder. Das ist der große Unter­
schied. 

Es können si& jetzt - und das behaupten 
Sie ununterbrochen auch selber, und das 
ist auch richtig - die Selbständigen In der 
Landwirtschaft vermindern noch und noch. 
Wenn Sie glauben, auch der Apparat ver­
mindert sich. und paßt sich den geänderten 
Verhältnissen an, dann ist das ein gewaltiger 
Irrtum. Der Apparat der Landwirtschafts­
kammern wird immer größer. Die andern be­
zahlen es, und daher kann man es sich ja 
leisten. (Beifall bei der SPD. - Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Und wenn nun, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, von unserer Seite gesagt wird : 
Hier wird man nicht auf die Dauer zusehen 
können, daß Ihnen die sozialistische Regie­
rung für die Aufrechterhaltung des Kammer­
apparates Hunderte Millionen Schilling zur 
Verfügung stellt, und Sie damit nichts anderes 
tun, als gegen die sozialistische Regierung zu 
hetzen, dann schreien Sie auf, dann wollen 
Sie nichts davon wissen. 

Aber glauben Sie, so kann man auch Poli­
tik machen? Glauben Sie, daß wir uns das auf 
die Dauer gefallen lassen können, daß wir 
Ihnen Hunderte Millionen Schilling zur Ver­
fügung stellen, damit Sie dann noch mehr 
Möglichkeiten haben, ununterbrochen gegen 
die sozialistische Regierung loszugehen? 
(Zwischenrufe bei der OVP. - Abg. Doktor 
H a  1 d e r: Was wollen Sie ändern? - Abg. 
Dr. F i s  e h e  r: Kollege Leitner, sehr dringend 
war die Anfrage nicht!) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Am Wort ist der AJbgeordnete 
Pansi. 

Abgeordneter Pansi (fortsetzend) : Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Idl per­
sönlich - und ich komme ja auch aus dem 
ländlichen Gebiet - bedauere es außer­
ordentlich, daß eine so rücksichtslose Hetze 
gegen die sozialistische Regierung von den 
Bauernfunktionären betrieben wird. (Beifall 
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bei der SPO.) Sie hätten nimt dEm geringsten 
Grund dazu, weil die sozialistische Regierung 
aum für den Bauernstand stets das größte 
Verständnis bewiesen hat. (Beifall bei der 
SPO; - Abg. D e u t s c  h m  a n n: Wo?) 

Wenn ich so die Zeit meiner Tätigkeit im 
öffentlimen Leben - und es sind nun auch 
schon 7iwei Jahrzehnte - an mir vorüberziehen 
lasse, dann kann im die Bauernpolitik nur mit 
jener Zeit vergleimen, als die KP unter dem 
Mantel der Besatzungsmamt ununterbromen 
eine Hetze sondergleimen gegen den Staat 
Osterreim betrieben hiü. Das ist der beste 
Vergleich. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
M i  n .k 0 w i t s e h: Schämen Sie sich! Uns ein 
zweites Mal mit der KP zu vergleichen!) Ja­
wohl, das tue im. (Abg. M i nk 0 w i t s c h: 
Wissen Sie, was Sie sagen?) 

' Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Die Redezeit, Herr Abgeordneter 
Pansi, ist übersmritten. 

Abgeordneter Pansi (fortsetzend): Im war 
während der Kärntner Landtagswahl in einer 
Reihe von ländlimen Gebieten bei Versamm­
lungen. Ich muß Ihnen sagen: Im war gerade­
zu entsetzt, mit welmem Haß dort Ihre' 
Bauernvertreter gegen die Sozialisten zu Felde 
gezogen sind. Im warne Sie, eine solche Poli­
tik weiter zu betreiben, Sie werden das Er­
gebnis selber einmal ernten. (BeifaIl bei der 
SPO. -'- Abg. M i  n ko w i t s c h: Peinlich! -
Abg. G r a t  z: Die OVP hat schon wieder 
Klubstärke 

. 
erreicht! Abg. M i  n­

k 0 w i t s c h: Reden wir von etwas anderem!) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeidet 
ist der Abgeordnete Ulbrich. Im erteile es 
ihm. 
. Abgeordneter Ulbrich (SPO) : HEm Präsident! 

Hohes Haus! Werte Damen und Herren! Im 
wurde b.eute einige Male vom Herrn General� 
sekretär Dr. , Kohlmaier zitiert und ange­
sprochen. Ich glaube, daß ich eine Verpflidl­
tung habe, ihm auf seine Anspradle audl eine 
Antwort zu geben. 

Er sprach gegenüber dem Herrn Bundes­
kanzler über die Frage, ob die Demokratie 
bei ihm beziehungsweise bei uns in guten 
Händen sei. Wie wir mit der Demokratie um­
gehen, das sei eine besondere Gefahr, eine 
Situation, die nicht vorteilhaft sei für das 
österreichische Volk. 

Ich bin einer j ener Menschen," die in der 
Ersten Republik aufgewachsen sind, ich kenne 
die Ereignisse um den Zusammenbruch dieses 
Landes. Ich .ging aum durch die Hölle des 
Faschismus als. revolutionärer Sozialist in der 
Illegalität. Und ich glaube, allein das Bekennt­
nis, das unsere Bewegung zur Demokratie 

abgegeben hat auf Grund der Sorgen und 
Leiden, die meine Freunde und Genossen in 
diesem Zeitraum erlitten haben, müßte Ihnen 
die Gewähr dafür geben, daß Demokratie in 
unseren Händen in einem sicheren Hort steht. 
(Beifall bei der SPO.) 

ICh persönlich nehme keinen Anstoß an Bil­
dern, ich . nehme keinen Anstoß an 
Erinnerungen. Entscheidend ist, ob man bei 
diesen Bildern und bei d

.
ieser Vergangenheit 

die Jugend, die hinter uns kommt und heute 
oder morgen diese Bänke besetzt, in Toleranz 
und Freiheit der Meinungsäußerung erzieht. 

Man soll nicht sagen, daß der eine der erste 
war; der für die Freiheit Osterreichs starb. 
Dann könnten wir sagen, daß der erste Mann, 
der poli!isdl getötet wurde, Franz Schuhmeier 
hieß. Ich reiße keine Wunden auf. Ich bin 
ein Freund der Toleranz. Ich bin auch ein 
Freund des politischen Streites, aber wir leh­
nen es als Sozialisten abi politische Ausein­
andersetzuny ins Persönliche zu übertragen; 
denn das ist der Tod der Demokratie, das be­
deutet Leiden unseres Volkes. (Beifall bei der 
SPO.) 

Ich erinnere Sie an die Rede des Präsidenten 
Kunschak vom 9. Februar 1934 im Wiener 
Gemeinderat, wo er ini Sdllußwort. gesagt hat:. 
Uberlegen wir; denken wir nam, ehe wir "an 
Gräbern stehen und weinen", 

Im bitte Sie, von der rechten Seite, ent­
schuldigen Sie Emotionen unserer Jungen. Wir 
müssen sie Ihrer Jugend entschuldigen. Dann, 
glaube idl, finden 'wir einen Weg. 

Für uns ist Rennet, Körner, Smärf ein Mann, . 
für Sie mag es Dollfuß sein, da mögen unsere 
Auffassungen verschieden sein; ich kritisiere 
Sie nicht. Ich bitte nur um eines: Erziehen 
Sie. den Nachwuchs so, wie wir die Verpflich­
tung haben, . im Sinne der Demokratie, im 
Sinne der freien Meinungsäußerung . und im 
Sinne der politischen persönlichen Freiheit! 
Dann, glaube ich, können wir �. hier unsere 
Auseinanders�tzungen führen. (Allgemeiner . .  

Beifall. - Abg. Dr. W i t h a I  m:  Ich hoffe, 
daß sich Dr. Fischer das, weis Sie jetzt gesagt 
haben, besonders zu Herzen nimmt!) 

Ich spreche hier für meine jungen Freunde ­
in meiner Partei, unä ich spreche für die 
jungen Mensdien in Ihrer ParteL Wenn Sie 
Ihre Menschen entsprechend . erziehen, dann 
auch wir misere. Wenri man aber hier heraus­
geht . � und ich bitte, das ' nicht als Anklage ' 
oder Beleidigung zu empfinden --- und un­
unterbrochen er�lärt, dh� Demokratie Oster­
reichs sei in Gefahr, weil die sozialistische 
Regierung die Geschäfte führt, dann kann es 
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vorkommen, daß jemandem das Gefühl über- politik eine überaus wimtige Rolle zukommt 
smäumt und dann eine Aussage kommt, die und deren Ziel es sein muß, die Lebens­
uns alle miteinander unter Umständen nicht qualität aum am Arbeitsplatz zu verbessern. 
freut. Entsmuldigen Sie das. Ich spreche über ,Wir wollen nicht wie die SPO mehr Macht 
meine jungen Freunde, sprechen Sie für Ihre. für die Betriebsräte und Eingriffsrecht von 
(Abg. Dr. W i t h a I  m: Gestern war von der betriebsfremden Funktionären, sondern ein 
"Demokratiegefährdung" die Rede beim Maximum an Mitsprache und MitgestaItungs­
RechnungshofberichtJ) Ich spreche von heute möglichkeit für den einzelnen Arbeitnehmer und nicht von gestern, Herr Vizekanzler außer an seinem Arbeitsplatz: " 
Dienst. Und ich sage nom etwas dazu. 

Im darf Ihnen als Vertreter der Eisenbahner 
. Im erinnere mich, daß im im FTÜhjahr 1966 und. als Vorsitzender des Zentralaussdmsses 

einmal hier stand und Ihnen eine Diskussion der Personalvertretung der Eisenbahner zwischen Pittermann und Ihn.en in Neuwald- sagen: Die Bundesbahnverwaltung ist froh, egg vorhielt, wo ich damals am Schluß fol- daß wir ein derartiges Mitsprache- und Mit­
gendes sagte - im will das nimt wieder- entscheidungsrecht besitzen, denn ohne das holen, weil das damals ebenfalls zu einem Opfer der Eisenbahner, ohne ihre Leistung Auszug Ihrer Fraktion geführt hat -: Wir von 1945 bis heute, würde die österreichisme , können verzeihen, aber verlangen Sie dom Wirtschaft in ihrer verkehrspolitischen nicht, daß · wir unsere Opfer vergessen, wir Situation wesentlich anders aussehen. ,Beden­verlangen es von Ihnen auch nicht! - NUr ken Sie daher, wenn Sie von Mitbestimmung dann, wenn wir nam diesem S atz unsere

. und Mitsprache reden, daß ' es Mitvenint­Arbeit leisten, ' können wir zu einem Erfolg wortung für die dortigen Dienstnehmer ist 
kommen. und daß manches, was in den Zeitungen zu 

Man spricht von Demokratie, von persön- lesen ist, falsche Propaganda, ' falsche Dar­
lidler Freiheit. Ich habe hier eine Presse- stellung ist, nur aus der Meinung heraus, 
nadlricht, "Vorarlberger Nachrichten". Diesen man könne den Arbeitern das Recht der Mit­
wird niemand nadlsagen können, sie seien ein entscheidung nicht . geben. Wenn es um die 
sozialistisches Leitblatt. Sicherung der Arbeitsplätze geht, dann, glaube 

. ich, ist eine Berechtigung gegeben: wenn es 
"Ein unglaublimer Vorfall ereignete sich um die Führling von Betrieben geht, dann 

gestern abend im Anschluß an eine öffentliche sollen sim Unternehmer und Dienstnehmer 
Gemeindevertretungssitzung im ,Kronen-eafe' zusammenfinden. (Beifall bei der SPtJ.) 
in Hörbranz." 

Sie sind ' so für das Recht, Sie sprechen so 
Sie können mir nicht sagen, daß in Hör- von Begeisterung für die Menschen, für den 

branz vielleicht eine sozialistische Gemeinde- einzelnen. Ich habe hier den-' Dienstvertrag, 
vertretung beisammen saß, Man spriCht so abgeschlossen '!Zwischen der Bergbahn Aktien­
gerne von der Pressefreiheit, vom Schutz der gesells�aft Kitzbühel als Dienstgeber einer­
Journalisten. Wenn aber' einer '. dieser seits und einem Mann, ich nenne den Namen 
Journalisten nicht in Ihre po1iti�che Situation niCht. weil ich gelernt ha,qe, daß man die 
hineinpaßt, dann kann folgendes passieren : Namen nidlt nennen soll. Stimmt das,. Robert? 
daß man bei Beginn der Diskussion dem (Abg: G r a i: UnbedlngtijNa bravo. 
Berimterstatter , der "Vorarlberger ' Nach-

r richten" das Tonband weggenommen hat und Ich bitte die Kollegen von dei: reroten Seite, 
ihn, noch ehe die entsmeidende Diskussion im etwas zuzuhören, denn ' mim wird mir nidlt 
Gange war, aus dem dortigen Versammlungs- nachsagen können, daß die Kitzbüheler ' Berg­
lokal hinausführte. Wo ist denn, hier die rich- . bahn AG eine Mehrheit sozialJistischer Natur 
tige Einstelluy.g, der persönliche oder der hätte. Da heißt es 'auf Seite 4 im Absatz 9 
innere Kern einer demokratischen AuffassÜDg? folgendermaßen: "Während des ,  Dienstes hat 

sich der Betriebsleiter jeder wie immer ge� 
Sie schreiben in Ihrer Zeitung - und im arteten politischen Tätigkeit zu enthalten.". 

.g�aube, das ist die Ihre -, "OAAB-Nachrichten 
Freiheit", auf der zweiten Seite unter dem ICh könnte Ihnen von seiten der OnB und 
Titel "Die Rechte des einzelnen" _ im nehme Ihrer Parteifreunde ein anderes Lied singen, 
einen,Teil heraus �: Wir sind da gar .. nicht so heikel. Na; wenn er 

ein Schwarzer ist und eine Meinung hat; :.oa 
"BJ.lIldesparteiobmann Dr. Schleinzer spradl hat er sie. Und wenn er in der Kärntner Straße 

sich vor der Landesobmännerkonferenz für etwas ,zu .  sagen hat, dru;m soll er es sagen'; 
eine aktive Arbeitnehmerpolitik der Volkl$� denn die Meinen gehen auch zU.mir und reden 
partei aus, bei deren Gestaltung dem OAAB mit mirj. gar nicht bös. Aber nun bitte hören 
im , Rahmen unserer sozialen Integrations- Sie mir zu: 0'" 
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"Die Zugehörigkeit zu Gewerkschaften ist gibt es niCht. Das gibt es auCh naCh dem 

mit der Stellung des Betriebsleiters als Vor- Dienstrecht der Eisenbahner niCht. Beim öffent­
gesetzter nicht vereinbar." Stimmt das auch lichen Dienst soll es so etwas geben. 
noch mit der Verfassung überein, meine Und dann steht noCh etwas fest: Wenn wir 
Herren? (Abg. Dr. ' K 0 h I m  a i  e r: Nein!) vom Streikrecht. spreChen, bin ich der erste 
Nein? Dann bitte iCh um die Korrektur dies�s und entscheidendste Partner für die Wahrung 
Dienstvertrages. (Abg. G r a  f: Uer Kohlmaier dieses StreikreChtes. Und jetzt dp.zu: Wie war 
ist ja nicht bei der Kitzbüheler Bahn!) Wo der das denn mit dem berühmten Beamtenopfer? 
Kohlmaier ist, ist mir j a  Powidlj aber der Als die GewerksChaft der Eisenbahner erklärt 
Kohlmaier ist der Vertreter der Oster- hat: Wenn uns dieses Beamtenopfer auf 
reiChischen Volkspartei und spriCht hier von Grund einer Tagung am Semmering auf­
Demokratie llnd ihren GrundreChten. Dann oktroyiert wird, dann werden wir in unserer 
kann es der Herr Kohlmaier übernehmen, Organisation die notwendigen BesChlüsse 
diese Frag�n in seinen BereiChen einer Lösung fassen, und wenn - es sein muß, auch gegen 
zuzuführen. (Beifall bei der SPo. - Abg. die Regierung Klaus ! ,  was 'hat der Herr Vize­
Dr. K 0 h I m  a i e r: Ich wür' froh, wäre das kanzler damals gesagt? (Abg. Dr. M u s  s i I: 
mein Bereich!) Du bist halt ,ein General- Das Richtige!) Ja, das glaubt er. ICh kann j a  
sekretär 'auf kleiner Ebene, d u  mußt noCh nicht arrogant sein und sagen: Das ist riChtig. 
wachsen. (Heiterkeit. - Abg. Dr. K 0 h 1- Das glaub� ich nämliCh nidit. Der Irrtum war 
m a i e I: Klein, aber oho!) darin gelegen, daß Sie uns damals bei der 

Es hat der Herr Kollege Dr. Kohlmaier ,- iCh Auseinandersetzung eines pplitisChen Streiks 
muß die formelle Ansprache wählen _ hier besChuldigten; Stimmt's? Sie haben damals 
von der Verleumdung des politisChen Gegners in OberösterreiCh bei einer Versammlung auf 
gesprochen. Lieber Dr. Kohlmaier! ICh spreChe dem Weg zu den I:andtagswahlen . � wir 
jetzt ganz persönlich. Wie war denn das bei werden sie heuer im Herbst machen, das ist 
der UNIDO-Debatte, als aus euren Reihen die klar, weil wir die Mehrheit haben wollen -

BesChuldigungen gegen den entscheidenden, dort erklärt: Was hat der Abgeordnete 
den führenden Funktionär der Regierung, den UlbtiCh damit gemfilint? - ICh sage es noch 
Herrn Bundes-kan�ler, mit dem Begriff SChie- einmal: den Streik der Eisenbahner gegen eine 
bung deklariert wurden? Hat irgendwer das WilIkürentsmeidung einer politismen Partei! 

zurückgenommen? . Hat irgendwer nur ver- Und das steht uns doCh zu . 
. suCht, dßn Schein dieser Belastung irgendwie Heute sind Sie · so lieb. Damals sind Sie 
zu zerstören oder auszulösChen? Niemand! durm die Gegend gefahren wie ein ganz böser 
Daher soU man so nicht reden. Daher muß Teufel. Ich meine das nimt so drastisCh, aber 
man siCh das überlegen. 

. 
wahr war es. Da haben Sie in der ganzen 

Wenn man dann eine Propaganda sieht 
"Politik muß ehrlich sein", dann frage ich um 
die · EhrliChkeit der Politik unter Krauland, 
Pokar, Haslinger, Strengberg-Skandal · und 
dem Herrn Müllner. Wer hat da irgend etwas 
gemaCht? nie Sozialisten? Oder die andere 
Seite? (Abg. Dr. K 0 h 1 m a j e  r: Wir lassen ja 
die Leute sitzen ... die etwas angestellt haben!) 
Ja, aber wo? Auf der Wiese, als Pensionisten, 
mit einer gesunden Rente, aber nimt im Häfen, 
wie es sim gehört (Heiterkeit und Beifall 
bei der SPO.) 

Jetzt mame iCh einen SChritt näher zu dir. 
Mein Freund Kohlmaier hat noch etwas ge­
hramt: "Der Streik wurde von dem Bundes­
kanzler in Frage gestellt." Stimmt ja niCht. 
Bundeskanzler Kreisky hat zu der Frage ·des 
Streikrechtes keine Erklärung abgegeben, nur 
zur DurChführung des Streiks. . 

. 

, Und jetzt muß im eum ganz freundliCh nodl 
eines sagen: ICh bin kein . Feind der öffentl�Ch 
Bediensteten. Aber wer bei der Eisenbahn drei 
Tage fehlt, ohne daß er siCh entsChuldigt; den 

Welt erklärt, was wir Eisenbahner für 
sChlechte MensCh€Il, seien, weil -wir das ver­
langen. Das hat doCh niCht gestimmt! 

. Ich sage es noch einmal; Wenn die öffent­
liCh Bediensteten in ·· · einer wirtsmaftliChen 
Auseinandersetzung aus Dienstverträgen, aus 
der Sl1:uation um . Gehalt und ' Lohn in eine 
Streiksituation k6ID.llien ' und der Streik­
besChluß gefaßt wird, bin iCh der erste, der 
ihn akzeptiert und anerkennt. Aber ob dann 
alle. miteinander eine Streikunterstützung 
kriegen, das' ist eine andere Erage; denn 
StreikunterstÜtztmg können von seiten des 
OGB nur. jene kriegen, die bei ihm organi­
siert sind. Und die niCht dabei sind, die müssen . 
siCh le]der darum umschauen, daß sie etwas 
kriegen. 

Und jetzt die Äußerting: "Na ja, der Abge­
ordnete· UlbriCh, �Ch arierkenne . . ihn als Demo­
krat." -:- Das ist lieb von dir, Kohlmaier, aber 
was anderes kannst du mir nicht namsagEm, 
mein ganzes Lel:>en lang niCht. 

. .  . 

Nun eine Klarstellung zu der Auseinander­
setzung in der Arbeiterkammer und eine Klar-
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stellung zu der Fraktion christlicher Gewerk­
schafter, denn ich habe sie ja auch in meinem 
Haus, nur habe ich dort zwei schlimme Buben, 
einen schwarzen und einen ganz roten, aber 
sie sind 50 Hasen; gewachsen sind sie noch 
nicht. Sie rudern natürlich alle zwei, weil wir 

. im Herbst Wahlen haben, daß es mehr wird. 
. Kannst sidler sein, wir werden alles tun, damit 

sie so klein bleiben, wie sie sind. 

Worum geht es denn? Es geht bei der Aus­
einandersetzung, die in der Kammer gesp'ielt 
wird, übertr$l.gen auf unsere Ebene, um fol­
gendes: Wenn wir Verträge im Beisein der 
Funktionäre christlidler G ewerkschafter ab­
schließen, dann sind wir gewohnt, daß wir 
diese Verträge halten. Und wenn sich die 
Fraktion christlicher Gewerkschafter auf 
Grund des Treibens des OAAB unter Herrn 
Mode aus , der Situation als GewerksChafter 
in eine politisChe Aktivität drängen läßt, dann 
muß sie daraus dJe Konsequenzen zi:ehen. 
Dann muß sie die Konsequenz ziehen. Frag 
meine schwarzen Gewerkschafter, wie 'gut die 
bei mir leben. Die sagen, daß ke.ine Gewerk­
schaft so gut ist wie wir. Idl rede von meinem 
Standpunkt. Und wenn mein Herr Stanzl und 
seine 6 oder 1 Prozent schwarze . Eisenbahner 
einmal aus der Reihe tanzen, dann sage ich es 
ihnen, mit aller Konsequenz: Keine politischen 
Streitigkeiten, alle gewerkschaftliche Ord­
nung! 

Wenn ich �nun einen Schritt weiter madlen 
darf; habe iCh hier den Auszug aus der 
"Wochenpresse", Da schreibt der Herr Mode 
über die Situation, die beim OAAB ist. Sie 
waren in einem' steirischen Kurort ' da oben 
irgendwo, und da steht , es so klass drinnen: 
"Im Parterre plantsChen deutsdle Urlauber im 
hotel ei genen Hallenbad, im achten Stode 
trimmte sidl im Gymnastikraum des modernen 
KU:rhote�s im steirischen Salz.kammergut 
Mitterndorf die Landesobmännerkonferenz 
der OVP . ' . .  " -'- Idl wünsdle eudl alles Gute 
bei der Turnerei. 

Und was ist die Zielsetzung da draußen? 
Man spricht immer d avon, es gäbe da keine 
politische Zielsetzung. Der Herr Mode hat 
eine. Der Herr Mode sagt: . In zwei Be­
reichen plant der öAAJB große Offensiven: 
beim öffentliChen Dienst und in Ländern und 
Gemeinden. 

sozialistischen Gewerkschaftern eine Situation 
sagen, wo wir in gleidler Art und Weise poli­
tische Aktivitäten gegen dJie Regierung 'Klaus 
gesetzt haben. Wenn uns der Finan:Lminister, 
ob es Korinek war, ob es Koren oder ein 
anderer war, '9,esagt hat: i ,Meine Herren, nun 
ist die Grenze des Möglidlen da!", dann haben 
wir immer wieder einen Weg zur Lösung 
gefunden, Eure Herren versuChen das anders 
zu tun. 

So hat audl Gaspersdütz auf dieser Tagung 
gesprodlen. Es heißt hier: ;,ner Gewerk­
schafter G asperschitz warnte allerdings in 
Mitterndorf seine Parteifreunde, den Beamten­
forderungen parteipoliti-schen Anstrich zu 
geben: ,Das muß gewerksChaftlich abgehandelt 
werden, und da sind ja audl die Sozialisten 
im öffentlichen Dienst mit uns einer Mei­
nung.' " 

Stimmt! Aber Herr Gasperschitz müßte dann 
die Fraktion christlicher Gewerkschafter im 
öffentlidlen Dienst und die OAAB-Funktionäre 
im gleichen Sektor darauf aufmerksam 
machen, daß das, was er spricht, mit ihren 
Flugschriften nicht übereinstimmt. Das 
können wir beweisen. 

Und daraus kommt die Diskrepanz zwischen 
dem sozialistisdlen Vertreter in der Arbeiter­
'kammer Wien und dem christ1ichen Gewerk­
schafter, dem OAA:B-Funktionär. (Abg. Doktor 
K 0 h I m  a i e r: , Das hat andere Ursachen ge­
habtl) Ja, das ist Ihre Meinung, lieber Freund, 
unsere ist eine andere. (Abg. Dr. K o h  1-
m a i  e r: Das war die 29. Novelle! Um das ist 
es damals gegangen!) Die 29. Novelle ist ja 
nur ein Teil auf dem politisdlen Weg seit dem 
Jahr 1910, dü� 29. Novelle ist ja niCht das 
Um und Auf der politisdlen Auseinander­
setzung. 

Wir verstehen die Auseinandersetzung. ;Es 
ist vollkommen klar, daß ihr ein politisdles 
Ziel habt. Aber wenn man dann in so einer 
Funktion steht, wie ,wir stehen, wo wir mit 
den Leuten am Verhandlungstisdl sitzen, dann 
sc:haut es ll'atürlidl anders aus. 

Und 'Wenn man dann letzten Endes .nodl hört, 
wie gesdlrieben wird, dieses , Ubereinkommen 
müsse aufgehoben werden, die 'BestimmungeJl 
seien nidlt mehr gültig, urtd drum mit den 
Herrsdlaften zusammensitzt, dann' gewinnen 

Lieber Freund Kohlmaier, weißt du, was die 
wir auf einmal eine ganti andere Uberzeugung. 

Aktivitäten des OA'.AB über die Praktion Jetzt mödlte idl einmal ganz klar und deut­
rnristlidler Gewerksdlafter beim öffentlidlen lidl sagen, wozu die Fraktion chr.i.stlicher 
Dienst kosten? Die Forderung der ctlIistlidlen Gewerkschafter im Verhandlungsaussdluß ja 
Gewerkschafter kostet zirka 21/2 bis 3 Mil- gesagt hat, und dann bitte idl die Kollegen 
Harden Schilling. Und diese 21{2 bis 3 Mi!- der OVP: Lesen Sie die Flugsduiften der 
Harden SchilLing müßte wer· bezahlen? Das christlichen G ewerkschafter und des OAAB 
österreidli-sche Volk! Und man möge uns als 2IU dieser Fr�ge. 
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Das war am 20. 2. Wir waren vorher im 
VerhandlungsaussdlUß beisammen; da ist fol­
gendes klargestellt worden. (Abg. S u P P {1 n: 
Die Spartenprobleme sind ofiengeblieben!) Ja, 
wir' reden gleich über Spartenprobleme. 
(Erneute Zwischenrufe des Abg. S u p p a n.) 
Nein, lieber Freund, du warst nicht dabei, 
daher irrst du. Laß mich aussprechen, es ist 
ja meine Zeit, in der wir Jetzt einen SdJ.mäh 
führen. 

Im Verhandlungsausschuß, dort .sitzt der 
Vorsitzende - der Gaspersdütz ist nicht da, 
der hätte es bestätigen müssen -, einigte 
man sich auf folgende Aussage: "Beide Frak­
tionen des VerhandlungsaussdlUsses stehen 
zum Gehaltsübereinkommen (keine Modifizie­
rung) ." - Keine Modifizi:erung, auch nicht auf 
das Jahr 1913, 1 914 abgestimmt. (Erneute 
Zwischenrufe.) Sei doch stad, singen können 
wir miteinander, reden kann nur einer. 

Und dann weiter: "Anfangs- und Mittel­
bezugsregelungen sowie Ausdehnung der Ver­
waltungsdienstzulage auf andere Besoldungs­
gruppen bedeuten Bruch des Gehaltsüberein­
kommens." - ,  Einstimmiger Beschluß. -
"Spartenprobleme' können behandelt werden, 
soweit sie keine Auswirkungen auf das all­
gemeine Bezugsniveau haben. - Zur Lösung 
der Gehaltsproblematik soll umgehend das 
Besoldungskomitee aktiviert werden." 

So schaut es aus! Das war einstimmig be­
schlossen. ' Das war vereinbart. In d�n Flug­
blättern, in den FlugsdJ.riften, steht etwas 
ganz anderes. Da steht: Wir müs,sen antreten 
und müssen zu einer Lösung kommen. Ich darf 
bitten, zur Kenntnis zu nehmen: "Nicht mehr 
traghar" steht hier in dieser Zeitung im Bericht 
über eure Verhandlungen in Mitterndorf in der 
Steiermark. {Beifall bei der Spö.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist Abgeordneter Mink.owitsm. Ich erteile es 
ihm. (Abg. W i  e l  a n d n e  r, auf die Bänke 
dei' öVP weisend: Dringliche Anfragen stellen, 
und dann ist· niemand hier! - Abg; G r a f: 
Regen Sie sich nicht so aufl) Am Wort ist 
Abgeordneter Minkowitschl (Weitere Zwi­
schenrufe.) Bitte nicht kreuz und quer durch 
den Saal zu rufen, sonst ' versteht 'man die 
"wertvollen" Beiträge nidlt! (Heiterkeit.) 

zügeln, habe auch ich ihm zu dieser Auf­
fassung applaudiert, weil ich sie für richtig 
halte. 

Aber was soll man sagen, wenn sich ein 
immerhin so erfahrener Mann, wie es Präsi­
dent Pansi doch ist, hier herausstellt und 
meine Fraktion und die Bauernschaft in Oster- . 
reich mit den Kommunisten vergleicht? Da hat 
inan die Sorge, daß dieSer Appell, von einem 
verantwortungsbewußten , Mann aus­
gesprochen, doch auf der eigenen Seite noch 
sehr, s'ehr beachtet werden muß. 

Da es mir nficht möglich ist, auf alle Behaup­
tungen, die in der letzten Zeit von einigen 
Rednern der Regierungspartei aufgestellt 
worden sind, einzugehen, gestatten Sie mir, 
nur einige Punkte herauszugreifen. Ich möchte 
wieder mit Herrn Abgeordneten Pansi be­
ginnen, der zu den Zahlen, die der § 7-Kom­
mission als Grundlage dienen, einiges aus­
geführt hat. 

Ich möchte folgendes ins Gedächtnis zurüde­
rufen - es ist einem beinahe peinlidl, wenn 
man etwas ·wiederholen muß, was erst vor 
ganz kurzer Zeit von diesem Pult aus schon 
gesagt worden ist -; Was soll man davon 
halten, wenn im Grünen Bericht, in einem amt­
lichen Bericht, zuerst 'von 9,7 Prozent Ein­
kommenszuwachs im Jahre 1911 gesprodlen 
wird und dann der Minister selbst auf eine 
Anfrage zugeben muß, daß sich durch eine 
Änderung der Berechnungsgrundlagen diese 
Zahl auf 5,9 Prozent reduziert hat? 

Das war ja der Grund, weshalb ich im 
Finanz- und Budgetausschuß an den zustän­
digen Bundesininister für Land- und Forst­
wirtschaft den Wunsch herangetragen habe: 
SetZen wir uns mit den entspredlenden Ex­
perten zusammen und schauen wir, ob die 
Methoden zur Errechnung gewisser Zahlen 
auch in der j etzigen Zeit, einer Zeit mit einer 
erhöhten Inflationsrate, noch stimmen. AudJ. 
in der dringlichen Anfrage '. habe ich diesen 
Wunsch an ihn nochmals herangetragen. Es 
wurde nicht darauf reagiert. 

. 

Jetzt kommt , etwas, 'was vielleicht den 
Abgeor:dneten Pansi interessieren wird: In der 
Zwischenzeit habe ich vom .zuständigen Land­
wirtschaftsminister die BereitsdJ.aft bekundet 
erhalten, daß in Ober..st. Veit ein entspre­
chendes Expertengremium, auch unter Bei­
ziehung meiner Person, zusammentreten wird, 
um zu Zahlen zu kommen, die unbestritten 
von allen guten Gewissens anerkannt werden 
können. (Der P r ä  s i d e n  t übernimmt den 
Vorsitz.) 

Abgeordneter Minkowitsm (OVP) : Herr 
Präsident I 'Hohes Haus ! Ich möchte .dort be­
ginnen, wo auch mein Vorredner, Abgeord­
neter Ulbrich, begonnen hat, als er sagte, er 
sei 'ein Freund der Toleranz, weil seine 
Lebenserfahrung ausweise, daß sonst der Tod 
der Demokratie bevorstehe. 

Also das zu diesen Z.ahlen, um hier eben 
Als er appellierte, man möge Emotionen ein für alle Mal kfarzustellen, daß alle ehn 

junger, Kollegen auf beiden Seiten'des Hauses Interesse daran haben, daß wir es mit Zahlen 
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zu trin haben, die von allen tatsäChliCh aner- NoCh gestern, Herr Bundesminister, haben 
kannt werden können. Sie selbst erklärt, in' der "Begründung" der 

Zu einer Äußerung des Abgeordneten Pansi LandwirtsChaftskammer NiederösterreiCh 
muß ich doCh auch noch Stellung nehmen. Er stünde der Vermerk und als Grund, wofür 
hat wieder einmal _ ich weiß niCht, zum die Betreffende das bekommen soll: Na, weil 

sie die Cousine des Präsidenten der Wiener wievielten Mal - Vergleichszahlen gebracht, 
die zeigen, wie viele Beamte wir _ gemessen Landwirtschaftskammer ist. Bitte, lesen Sie das 
an der Zahl der Angehörigen _ in der im Protokoll nach. 
Arbeiterkammer und wie viele Beamte wir Wahr ist, Herr Bundesminister, daß in dem 
in den Landwirtschaftskammern haben. Akt, der von der NiederösterreiChischen Land-

Wenn man bloße Zahlen nennt, ohne die wirtschaftskammer , an Ihr Ressort geleitet 
Aufgabenbereiche miteinander zu vergleichen, wur.de, . ein derartiger Vermerk nicht enthalten 
dann begibt man sich in die . .  Gefahr, eine war. (Abg. Dr. S c  h l e i  n z e r: Das ist unge-

Halbwahrheit zu sagen, Genausq, meine . heuer!) 
. 

Damen und - Herren, würd'e iCh, dem Innen- Das ist das, wo iCh doCh irgendwie ·in 
ressort als ehemaliger Stailtssekretär noch unserem Interesse es wünschen möchte, Herr 
immer verbunden, es jederzeit ablehnen; einen Bundesminister, daß Sie als Mann j etzt den 
Vergleich zuzulassen, bei dem die Frage- Mut haben, zu sagen: Hier habe ich mich 
stellung lautet: Wie viele Polizisten pro - Kopf geirrt! Das stimmt nicht! - Das dazu. Also, 
der 'Bevölkerung gibt es -in Wien und wie viele das war das erste, was niCht stimmt. 
Poliz:isten pro Kopf der Bevölkerung gibt es in 
München? Das wäre eine katastrophale Zahl, Zweitens: Nehmen wir einmal zur "Cou­

wenn man hinsiChtliCh der Wiener Polizei so sine" Stellung, Ich möchte an die Spitze 
sprechen würde und so ungere.cht wäre, nicht stellen: Es handelt sich um keine Cousine. 
gleichzeitig zu sagen, daß die Wiener Polizei Herr Präsident Jedletzberger hat keinen Ein­
gleichzeitig ganz andere Aufga:benbereiche fluß darauf, wie viele Staatsbürger in Oster-
mitzuerfüllen hat. 

. reich noch "Jedletzberger" heißen. 

Oder ich nehme 'auf den Abgeordneten Aber unterstellen wir einmal folgendes: 
Ulbrich Bezug : Es 'wäre völlig falsch, einfach Selbst wenn es sich um eine Cousine geh an­
zu frayen: Wie viele Eisenbahner pro Fahr� delt hätte, wäre es doCh meines Erachtens 
kilometer haben wir in OsterreiCh, und wie kein Ausschließungsgrund, daß jemand, der 
viele sind es in FrankreiCh oder in den USA? den von Ihnen erlassEmen Richtlinien hier voll 
Hier haben wir eben mit österreichlschen Ver- .entspricht, dann dennoch zum Zuge kommen 
hältnissen auszukommen, und deshalb können kann, selbst wenn es sich um eine Cousine 
diese Zahlenvergleidle, die Abgeordneter dieses Präsidenten gehand-elt hätte. (Beifall 

Pansi immer wieder bringt, nicht einfach hin- bei der OVP.) 
. 

genommen werden. Das; was bleibt, ist der bittere Bei� 

Er hat dann - der Herr Bundeskana:ler hat geschmack, daß man wieder einmal nach der 
das nicht gehört _ die Bauernbundfunktionäre Methode vorgeht: Na, etwas wird schon hän-
einfach glattw-eg mit den Kommunisten ver- genb�e�benl 

. 
glimen. Als ich ihn gefragt habe, hat er es Aber j etzt der zweite Fall. Herr Bundes­
wiederholt. Das , ist, wie ich. glaube; doch eine ministerl Es ist mh: nimt mäglich . alle Fälle, 
Emotion gewesen; ' die . wir hiCht · ·  durchgehen die Sie angezogen hab-en, hier sofort aus dem 
lassen können; 

. .  Handgelenk zu beantworten. Bei deIl1- 'Zweiten 
Fall haben Sie selbst gesa'gt; es handle sim um 

Jetzt komme im bereits zu den Aus- einen Kredit. Ulbrich hat zwar gesagt, er habe 
führungen des Herrn Landwirtschaftsministers. sChon gelernt, daß man anständigerweise Herr Bundesnünisterl ' Ich' habe schon Ver- Namen nimt nennt. 'Bitte, Sie waren etwas ständnis . dafür, daß . man einmal eine Infor- anderer Auffassung und haben hier doch die maUon, die man bekommt, niCht in jeder Namen genannt. Ich möchte sie nicht wieder­
Phase des Entst-ehens auf. den vollen Wahr-

holen. Aber 11 2.OO0 S Einheitswert stimmen, 
heitsgehalt hin überprü!en kann. Aber es beantragter AI-Kredit 810.000 S stimmen eben­
würde Ihnen gut anstehen; wenn .Sie . - ich falls, sodaß die Information, die ich hier lieg�n 
glaube, Sie kennen den Fall genauso gut wie habe, der österreichischen OfferitIichkeit ZU- . idl - -in diesem 'Hohen Haus die Ansmuldi- gänglim gemacht werden muß. 
gung, die .Sie gestern- ausgespromen habe�, 
zurüdmähmen. Im spreche vori dem Fall, der Sie haben es so darg-estellt, .Herr Bundes­
die "Arbeiter-Zeitung" heute zur Uberschrift minister, als ob entgegen den Ridülinien die 
veranIaßt hat: "Skandal um Agrarkredite: Niederösterreichisme Landes-Landwirtschafts­
Em�ehlung für ,Cousine' ' '� kammer ein AI-Kreditansuchen an Ihr Mini-
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Minkowitsdl 

sterium eingereicht hätte. Sind Sie wirkli5h 
nicht darüber informiert, daß Ihr eigenes 
Sekretariat in der niederösterr-efchischen 
Kaminer angerufen und verlangt hat, daß die 
niederösterre;idlische Kammer e�ne Erhebung 

, durchführen und einen Betriebsbericht ein­
sellden müsse? Am 27. April 1972 wurde der 
Bericht mit der Erfo1gsrechnung 'an das 
Ministers-ekretariat gesandt, in welchem ange­
geben wurde '-- mein Kollege Kern hat das 
schon gesagt, aber da 'waren Sie gerade nicht 
im Saale -, daß der Einheitswert des Be­
triebes 640.000 S ist und eine Pacht von 
32,72 ha vorhanden ist, daß dieser Betrieb den 
Richtlinien somit nicht entspricht (Abg. K e r n: 
Hat die ' Kammer gesagtf) - das hat die 
ni-erlerösterreichische Kammer berichtet - und 
daß deshalb ein AI-Kredit von ihr aus nicht 
zugemittelt werden kann. nimn haben Sie, 
Herr Bundesminister, diesem Kreditwerber 
den Kredit gegeben und haben nachher der 
Kammer vorgeschrieben, daß sie jetzt ein­
reichen möge. (Zwischenrufe bei der avp. -
Abg. Dr. S c  h w i m  m e. r: Und dann Verleum­
dung!) . 

Mehie Damen ' und Herrenl Dann steht in 
der Zeitung: Manipulation durch die nieder­
österreichische Kammer, wo die Kammer einer 
Weisung Ihres Ministersekretariates folgend 
außerhalb der ' Richtlinien Ihrem persönlichen 
Wunsche nachgekommen ,ist. (Abg. Doktor 
S c  h 1 e i n  z e r: Wer regiert hier: Sie oder 
das Sekretariat? Und da wird polemisiertl) 

Diese Briefe tragen nachher die UntersdlIÜt 
des, Bundesministers. Ich weiß nicht, ob das 
jetzt in Faksimile. gestempelt ist od-er nicht. 
Herr Bundeskanzler! Das ist es, was uns, diese 
Sorgen bereitet:  Man . geht einfach her und 
setzt Behauptungen in die Welt unter d-em 
Motto: ,  Etwas wird .schon hängenbleiben. 
Diese beiden Punkte waren wir heute .in' dieser, 
Pi;lrlamentssil!zung nach der gestrigen Behaup­
tung bereits . in 'der Lage einwandfrei zu 
widerlegen. (Beifall bei der aVp;) 

. . 

. Herr Bundeskanzlerl Etwas muß idl mich 
nun dod). auch noch mit Ihnen besdläftigen. . Sie haben gesagt, Sie würden beschimpft 
werden. Idl' hoffe sehr, daß das nicht der Fall 
gewesen �st. Und we�n es der Fall gewesen 
sein sollt.e, dann nehme ich doch an, daß 'man 
genausoviel Toleranz' wie innerhalb des Par­
lamentes hier übt, da gerade Ulbrich vor­
hin . gesagt hat, man möge doch den Jüngeren 
diesen Erfahrungswert nod). nachsehen. 

Sie haben selbst über die Sozialpartner­
schaft gesprodlen und haben selbst davon 
gesprochen, daß -man Vereinbarungen halten 
müsse, die man unteIlSduieben habe. Die man 
untersdlrieben haber Idl habe Ihnen ' 4eri 

Zwischenruf . gemacht: Hier wurde von der 
Landwirtschaft nichts untersdlriebenl ,  um for­
mal ganz richtig zu liegen, denn Sie lieben ,in 
gewissen Augenblicken, daß man formal rich­
tig ist, was ich daraus entnehme, daß Präsident 
Sallinger vor einiger Zeit einmal nicht die 
richtige AntragS'formel gebraucht hat und Sie 
deshalb den Antrag auf Unterbrechung nicht 
zur Kenntnis genommen haben. 

Aber wenn man von Vereinbarungen 
spricht, die unterschrieben sind und die ge­
halten ' werden müssen, dann muß ich doch 
wohl darauf verweisen, daß dieser Brief, den 
mein Parteiohmann am 12. Februar wegen der 
schon Qfters , zitierten § 9-Mittel an Sie ge­
schrieben hat, sechs Wochen durch Sie über­
haupt nicht beantwortet worden ist; daß dann 
nach der dringlichen Anfrage Emdlich eine 
Antwort von Ihnen gekommen ist, wo man 
sich 'anscheinend nicht einmal die Mühe ge­
macht hat, den .unterschriebenen Vertragstext 
des Artikels VII dieses 8 Punkte-Programms 
durchzulesen, in dem ausdrücklich gestanden 
ist, daß sich alle diese Ab�achungen hin­
sichtlich der § 9-Mittel rtidlt auf den England­
markt allein, sondern auf die. gesamte Export­
situation der MilchwirtsGlaft beziehen. 

Hier steht es einfach offen, daß man durch 
die leere Kasse, die durdl die Nichterfüllung 
eines audl durch - Sie unterschriebenen Ver­
trages entstanden 'ist, die österreichische 
Bauernsdlaft und Milchwirtschaft 'in eine 
Situation hineingedrängt hat, daß man 
glaubte, den Weg des geringsten Wider­
standes gehen zu können, und gesagt hat: 
Dann erhöhen wir einfaCh den Milchkrisen­
groschen um 1 0  Groschen und nehmen das der 
österreichischen Ba�ernschaft weg� 

. 
Herr Bundeskanzle'rl Es gi,bt Situationen, ' wo 

ein Tropfen, der noch dazukommt, tatsächlidl 
ein ' Faß zum Uberlaufen bringt. Ich glaube, 
daß Sie es nach wie vor . in der . Hand haben, 
durch die Erfüllung' dieses Vertrages die 
Rücknahme dieses ungerechtfertigten Krisen­
groschens nadl wie vor bewerkstelligen zu 
können. Wenn Sie in der Lage sind, das, was 
rechtens ist, was einer Vertrags erfüllung ent­
springt, tatsächlich auch zu effektuieren, und 
die Rücknahme . �ieses un�erechtfertigten 
Milchkrisengroschens doch noch Ihrem Land­
wirtschaftsminister . empfehlen . und . Ihrem 
Finanzminister - empfehlen, daß audl er sich an 
Verträge Ihrer Partei zu halten habe, ' dann, 
glaube ich, sind wir heute in der Demokratie 
in Osterreidl dom wieder einen Schritt weiter­
gekommen. (Beifall bei der avp.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sidl der 
Herr Bundesminister Weihs. Bitte. 
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Bundesminister für Land- und Forstwirt­
sdlaft Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren! (Ruf bei der OVP: 
Jetzt kommt die Entschuldigung!) Ic:h habe es 
nicht notwendig, mich zu entschuldigen, denn 
wenn Sie im Protokoll von gestern nadlles'en, 
dann werden Sie feststellen; daß es dort in 
dem ersten Fall, den Sie genannt haben; heißt: 
"Telefongespräch Ing. Blema", Niederöster­
reichische Landwirtschaftskammer. (Abg. 
M i  n k 0 w i t s c h: DOß haben Sie heute ge­
sagtl) Nein, das habe idl audl gestern gesagt. 
(Rufe bei der OVP: Nein!) Meine Herren, Sie 
brauchen sidl nicht aufzuregen! Holen Sie sidl 
das Protokoll, und dann lesen Sie es nach. 
(Abg. B r a  n d  s t ä t t e r: Ich habe es hier!) 

Da steht handschriftlich dr.innen, meine Her­
ren: "Antragstellerin ist Cousine des Herrn 
Präsidenten der Wiener Landwirtschaftskam­
mer. Kein Einwand; Antrag wir.d befÜrwortet!" 

Das Telefongespräch wurde mit einem mei­
ner Herren namens Ing. Artner geführt. - Das 
zu Ihrer Information. (Abg. K e r n: ' WOß vor­
her gesagt worden ist, müssen Sie auCh. lesen! 
- Abg. B r a n d s t ä t t e r: Das haben Sie 
gestern nicht gesagt!) 

Zum zweiten, Herr Präsident Minkowitsm: 
Sie wissen es vielleicht so ·gut wie im, daß 
in den Richtlinien immer enthalten ist, daß 
in besonderen Fällen der Minister Ausnahmen 
machen kann. Es wäre also das, was Sie gesagt 
haben, daß man eine Weisung an die Nieder­
österreichische Landes-Landwirtschaftskam­
mer geben müsse, einen,' Antrag einzureichen, 
absolut unnotwendig, denn allein wenn ein 
Antrag zu mir kommt, wäre ich in der Lage; 
nach Prüfung der Tatsa<il,en sofort eine Ent­
scheidung persönlich zu treffen f ich würde 
keine Landwirtsdulftskammer dazu benötigen, 
Aber trotz alledem ist ein Antrag der Nieder­
österreichischen Landes-Landwirtschaftskam­
mer vorliegend, Ich bitte, sich die Konsigna­
tionsliste 84, Sparte A-l ,  anzusehen. Dann wer­
den Sie feststellen, daß dieser Antrag hier ein­
gereicht wurde. (Abg. Dr. B I  e n k: Das war der 
"Skandal", Herr Minister?) Das ist kein Skan­
dal, sondern das ist eine Tatsache. (Abg, Dok­
tor G r u b e'r: Worin besteht der "Skandal"?) 

Bitte sehr, meirie Herren, lesen Sie im Pro­
tokoll nach, was ich gesayt habe, dann werden 
Sie feststellen, daß ich gestern keine Namen 
genannt habe. (Abg. Dr., G r u b e r; Und worin 
besteht der "Skanda1" der "Arbeiter-Zei-
tung"?)

· . 

Es ist in einer Demokratie auf jeden Fall 
das Recht eines Journalisten, zu sduei'ben, 
was er will. Wir haben Pressefreiheit. (ZwI­
schenrufe bei der OVP�) Wenn Ihnen das nicht 
paßt, dann setzen Sie sich mit dem aus ein-

ander, der das gesmrieben hat, und nicht mit 
mir. (Abg. Dr. K o r  e n: Die "Arbeiter-Zeitung" 
ist das Zentralorgan Ihrer Partei!) Denn meine ; 
Äußerungen, Herr Abgeordneter Koren, kön­
nen Sie aurn im Protokoll nachlesen! (Abg. 
Dr. K o r  e n: DOß ist das Zentralorgan Ihrer 
Partei! - Abg. Dr. G r 'u b e r: Das heißt also, 
daß dOß alles in Ordnung ist, Herr Minister/ 
- Abg. Dr. B I  e n k: Das ist Ihre "heile Welt"! 
- Abg. Dr. M u s  s i  1: Redaktionsgeheimnis 
der "Arbeiter-Zeitung"! - Abg. Dr. G r u b e r: 
Das war jetzt ein Rückzieher! - Weitere 
Zwischenrufe bei SPO und OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Wille. 

Abgeordneter Wille (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! In der dringlirnen Anfrage der 
Abgeordneten Kohlmaier und Genossen heißt 
'es auf Seite 3 :  

' 

"Immer bedenkenloser wird von der abso­
luten Mehrheit und den verfassungsrechtlichen 
Möglimkeiten bis an die Grenze des Zumut­
baren, manchmal bereits über diese Grenze 
hinaus, Gebrauch gemarnt ' "  Es entsteht die 
paradoxe Situation, daß unter dem , Vorwand 
von angeblirnen ,Demokratisierungs' -Bestre­
bungen ein immer grpßeies inhaltliches Defizit 
an demokratischen Verhaltensregeln dieser 
Bundesregierung und der Parlamentsmehrheit 
zutage tritt." (Abg. Dr. M u s  s i 1: Ja leider, 
Herr Kollege!) 

In den letzten Tayeu, Abgeordneter Mussil, 
ist nicht nur der Bauernkrieg im Mittelpunkt 
der öffentlidlen Diskussion gestanden, s ondern 
vor allem auch die Kodifikation des Arbeits­
rechts und die damit zusammenhängende Neu­
ordnung der Arbeitsverfassung. 

Es ist heute wiederholt darauf hingewiesen 
worden, daß sich junge Abgeordnete, zu denen 
-im nirnt mehr zähle, nicht von Emotionen 
leiten lassen sollen. Ich glaube' aber, daß diese 
Formulierungen in dieser dringlichen Anfrage 
nicht von jungen Abgeordneten der OVP stam­
men; der Abgeordnete Wlidhalm 'hat diese 
Stelle besonders herausgestrichen (Abg. Dok­
tor .. W it h a I  m: Ein hartes "t" I) - , bitte?, 
ein hartes Ding? -, er hat vor allem diese 
Fragen herausgestrimen, s odaß -ich annehmen 
kann, daß diese smwerwiegenden, im Grunde 
genommen sehr schwerwiegenden Verdächti­
gungen nicht nur · von jungen, sondern ebenso 
von alten Parlamentariern Ihrer Seite gegen 
die Regierung und ihre Mehrheit in diesem 
Hause erhoben werden . 

. Darf iCh dazu, weil es Sie so sehr interessiert 
hat, Herr Abgeordneter Wi9-.halm (Abg. Dok­
tor M u s s i 1: Mit einem harten "t"I - Abg. 
Dr . .  W i t h a I  m: Ein hartes "t" f - Abg. Dok­
tor M u  s s i J: Der harte Herr WithaIml), weil 
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Wille 
es Sie so sehr interessiert hat, wie denn der 
Abgeordnete Nittel dazu käme, Ihnen vorzu­
halten, daß Sie ein möglimerweise gestörtes 
Demokratieverständnis hätten, sagen: 

Sie haben in der Sitzung am 29. April 1 970, 
also in der 3. Sitzung der XII. Gesetzgebungs­
periode, unter anderem ausgeführt : 

"Wenn wir in der Zeit -der Alleiniegierung 
der OVP in eine Nationalrat,ssitzung gingen, 
hatten wir nur dafür 'sorge Zu tragen, daß alle 
85 Abgeordneten der OVP anwesend waren." 
(Rufe bei der öVP: Na und?) "Dann konnte 
uns nimts mehr passiel1en . . . " (Abg. Doktor 
W i t h a l m: Stimmt auch!) 

Ich meine, wer derartige Einstellungen zur 
Minderheit hat (Abg. Dr. W i t h a 1 m: Das 
hat ja uns betwffenf), wer derartige Einstel­
lungen zu Partnern hat, der sollte sich nicht 
so 'w'ehleidig gegenüber einer ' Mehrheit be­
klagen, die sich sehr ernstlich bemüht, Miß­
verständnisse auszuräumen, die sich sehr 
ernstlim bemüht, immer wieder den Konsens 
der Vertragspartner und, auch der Gegenseite 
herzustellen I (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. S e h  w i m m e r: Legt Ihr Klubobmann 
keinen Wert darauf, daß die 93 da sind?) 

ginge, daß man überzeugen muß. Davon, daß 
Sie überzeugen wollen, war nom nie die Redel 
(Abg. Dr. B 1 e n k: Sie schon!) Ihnen geht es 
darum, die Gewerkschaften als betriebsfremde 
Funktionäre abzustempeln, die im Betrieb 
nimt,g verloren haben. Das genügt Ihnen. 
- Warten Sie ein wenig, Abgeordneter Blenk, 
Sie können dann dazu sehr gut Stellung neh­
men, denn im bin an einer Aussprache auch 
mit Ihnen interessiert. (Abg. Dr. B 1 e n k: Das 
ist gut! Nur hoffentlich sind Sie auch zustän­
dig! - Abg. Dr . .  M u s s i 1: Nur ein Weilchen, 
dann kommt Arthur mit dem Hackbeil!) Im 
glaube, daß im in Ihrem Fall schon einige 
Male sehr zuständig war. (Abg. Dr. B 1 e n k: 
Ich rede jetzt vom Herrn Häuser und von 
seinen Außerungenl) . 

Nun mömte kh Ihnen ein Zitat bringen, 
und zwar von einer Äußerung, die der Vor­
sitzende der Svenska Handelsbanken, also 
zweifellos kein Gewerkschafter, aum zur Mit­
bestimmung abgab, wenn er sagte . . . (Abg. ' 
G r a f: Dieses Beispiel ist für uns umstritten! 
- Abg. Dr. M u s  s i 1: Dei "schwedische 
Weg"!) Der schwedisme Wegist ein Weg, der 
mir ' sehr gut gefällt, Herr Abgeordneter 
Mussil l (Abg. G r a f: Das glaube ich! - Ruf 
bei der OVP: Auswandern!) 

Sie bringen zwar eine Anfrage ein, aber 
dann sind wenige Abgeordnete anwesend; Browaldh 'sammelte seine positiven ' Erfah-
beim letzten Redner meiner Partei waren zehn rungen mit Al'beitern im Volvo-Aufsimtsrat 
Kollegen Ihrer Partei im Saal (Abg. G r a  f: und sagt dann: "Diese Leute wissen viel mehr 
Sie können uns nicht zwingen!), die sich für über die tatsämlichen Probleme im Unterneh­

die Beantwortung inter.essiert haben. (Abg. men, als uns je möglich .ist." (Ruf bei der 
Dr. G r u b e r: Die Beantwortung hat. der Bun- avp: Die eigenen Leute!) 
deskanz1erl) Sie interessiert es also nimt, wie Es ist sehr leimt möglich, daß Funktionäre 
die Regierungspartei, die den Bundeskanzler der Bundeswirtschaftskammer die Probleme 
stützt, dazu steht? Das ist rur Sie völlig un- gar nimt kennen (Ruf bei der OVP: So gut wie 
interessantl (Zwischenrufe bei der OVP. - Sie alich!), aber 'alle Tage in dßr Offentlidl.keit 
Abg. G r a f: Es kommt darauf anl - Zwischen- , dazu Stellung beziehen. (Neuerlicher Zwi-
ruf des Abg; Dr. S c h w i m m e r.) 

-
schenruf des Abg. Dr. B 1 e n k.) 

ICh habe darauf hingewiesen, daß in den Daß die Mitbestimmung insgesamt unbe-
letzten Tagen .in der Offentlichkeit in nahezu stritten ist, möChte ich einmal vorher an einem 
allen Zeitungen (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: weiteren Beispiel . . . (Abg. Dr. M u s s i 1: Mit 
Ihre Kollegen sind beim Abendessen!) die Beispielen kann man sich sehr verrennneri.!) 
Arbeitsverfassung, heftig umstritten, im Mit- Abgeordneter Mussill Darauf, wie sehr Sie 
telpunkt stand. (Abg. Dr. B I  e n k: Nach dem sich verrannt haben, _ komme im noch zurück I 
Bauernlegen!) 

Ich glaube, daß es im Grunde ' genommen Da das schwedische Beispiel so mißfällt 
gar nicht mehr so sehr darum gehen kann, daß (Zwischenruf des Abg. G r a  f) - Volvo, 
man den Einfluß der BetriE�bsräte und den Ein- Svenska Handelsbanken sind für das Burgen­
fluß der Gewerkschaften in den Behieben wird land nicht unbedingt ein Beispiel, denn die 

' verhindern können. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Wer- Industrialisierungswelle im Burgenland ist so 
den wir sehenI) Es geht darum, daß das rich- weit fortgeschritten, daß zweifellos sie für 
Hge Maß an Mit�estimmung gefunden wird. Schweden beispIelgebend sein wird, Abgeord- , 

neter Graf, nicht? Gerade an Ihrer Stelle wäre 
Unter anderem. hat der Generaldirektor des es 'Sehr gut, wenn Sie da ein bisserl demütig 

neuen Thyssen-Konzerns, Generaldirektor horchen würden, was in der Welt alles pas- . 
Spethmann, erst im letzten "manager-magazin" siert. (Abg. G r a f: Bevor ich Sie demütig ' an­
erklärt, daß es bei der Mitbestimmung darum höre . . .I) 
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Aber es gibt neben dem Beispiel Schwedens Ihnen sagen, dann werden wir künftig nidlt 
auch andere Beispiele. Vielleicht interessieren mehr gewillt sein, uns . mit Ihnen an einen 
Sie die genauso wenig. (Abg. G r a  f: Ich werde Tisch zu setzen. (Lebhafte Zwischenrufe dei 
Sie nie demütig anhören!) Ich habe gesagt: Sie Abg. Dr. M u s.s i 1 und Dr. B 1 e n k.) 
sollen die schwedischen Beispiele demütig 
registrieren! (Zwischenrufe bei der avp.) Unter anderem li€gt hier ein Entwurf des 

Sozialministeriums vor, der unserer Meinung 
Unter anderem heißt es in der letzten Aus- nach in vielen Punkten, weil die WissenschaH 

sendung der Katholischen Sozialakademi€ fol- auf verschiedene Punkte Einfluß genommen 
gendermaßen - das ist aber auch nichts für so hat, gar nicht so sehr den Realitäten des 
einen burgenländischen OVP-Abgeoroneten, Betriebes �ntspricht. Wir sind zu Gesprämen 
die Katholisme Sozialakademie, was? (Abg. bereit. Ich frage Sie: Warum haben Sie uns 
G r a 1: . Sie können über mich denken, was nicht gefragt? Auf Grund unseres Vertrauens­
Sie wollen, aber bevor ich Ihnen demütig zu- grundsatzes sind wir �u Gesprächen bereit. 
höte . . . 1) Sie sollen nicht mir demütig zu- (Abg. Dr. M u s  s i 1: Uns haben Sie vorher 
hören - drehen Sie mir nicht das Wort um! auch nicht geiragtf) . Nein, Sie sind in die 
-, das kann ich doch von Ihnen nicht verlan- Offentlichkeit gegangen und haben in der 
gen! (Abg. G r a f: SIe sind ein parlamentari- Offentlichkeit geradezu die ungeheuerlichsten 
scher Rohrkrepierer! Was glauben Sie denn Dinge über die österreichisme Gewerksmafts­
eigentlich? Warum soll ich Ihnen "demütig" bewegung von sim gegeben. (Neuerliche Ieb­
zuhören? Um Gottes willen, Ihnen "demütig" 

hafte Zwischenrufe.) 
zuhören?) 

-

Unter anderem behauptet Präsident Sallin­Sie in Ihrer Position naben das j a  nicht not- ger in einem Artik€l der Vorarlberger gew€rb­wendig. Aber vielleicht interessiert es Sie,· lichen Wirtschaft: "Die durch den Entwurf er­was .die Katholische Sozial akademie zur Mit- möglichte starke . Schwerpun'kt'Verschiebung bestim�ung sagt. Sie sagt unter anderem: zu den Gewerkschaften bedeutet in der Praxis 
"Die Pastoralkonstitution verfolgt konse- di� Auslieferung des einzelnen an einen · be­

quent den durch Johannes XXIII. €ingeschla- triebsfremden Apparat." (Abg. Dr. M u s s i  1: 
genen Weg weiter, nach <lern der Arbeit als An eine kollektive Macht, Herr Kollege!) Daß 
dem Ausdruck der personalen Würde des Men- Sie als Unternehniervertreter' sagen, daß 
schen der absolute Vorrang vor allen anderen Arbeiter an die Gewerkschaften ausgeliefert 
Elementen des Produktionsprozesses, inshe- werden, wenn die Gewerkschaften in den B€­
sondere des Eigentums, zukommt." (Abg. Dok- trieben mitbestimmen, das würde ich j a  gerade 
tor K 0 h 1 m a i  e r: Ja,ja!) nom verstehen. Aber daim sagen Sie nicht, 

daß Sie Zusammenarbeit wollen, daß Sie 
Ich sage auch: ja, ja! Ich sage sogar, dieser Sozialpartnerschaft wollen, dann reden Sie 

Satz ist konsequent€r, sauberer, anständiger auch nicht von einem Vertrauensgrundsatz. 
gar nicht. auszusprechen. Ich frage mich aber, (Beifall bei der SP.Ö. -: Abg. Dr. M u s  s i  J: 
was das mit der ganzen Diskussion der letzten Wer hat den Entwurf gemacht --....: Sie Odel 
Tage 'Zu tun hat. DaI'Über diskutieren wir eben. wir?) 
(Abg. Dr. K o h l m a i e r: Sehr viel! - Abg. 

Dr. S c h w i m m e r: Darauf kommen wir noch Oder der Obmann der Wiener Sektion Indu-
zu sprechen!) strie Philipp Schoeller: "Nur nam eingehender 

ßefassung� mit '(ii�sem Entwurf wird offenpar, 
Und nun verlangen die Sozialpartner in den daß das Ergebnis in der Praxis den Verlust Besprechungen, die . bis Jetzt stattgefunden großer Bereiche der Freihe1t 'des einzelnen und haben, den · Grundsatz der vertrauensvollen seiner persönlichen Entfaltungsmäglichkeit be­

Zusammenarbeit. - Na ja, der Betriebsrat soll deutet." (Abg. Dr. M u s  s i I: Da hat er rechtl) 
einmal bestätigen, daß er zur vertrauensvol-
Jen Zusammenarbeit im Unternehmen bereit Also darf ich annehmen, Abgeordneter Mus­
ist. Ich muß Ihnen · s·agen, ich habe für mich · sil, daß Sie darauf bestehen, daß wir allen 
sehr viel Verständnis daffir� Ich frage .mim Ernstes die Entfaltunysmöglichkeit und die 
aber, Abgeordneter Mussil: Wo ist der Ver- Freiheit des einz-elnen einschränken wollen. 
trauenggrundsatz der Sozialpartner, wenn Sie . Ist das Ihre Unterstellung? (Abg. Dr. M u s  s i  1: 
uns wochenlang in aller. Offentlichkeit als Sie wollen es machen, wir sind dagegen, wir 
Funktionäre hinstellen, die die Wirtschaff rui- wollen solche Angriffe abwehren!) Wir wollen 
nieren wollen, die eine ·zentrale Verwaltungs- es mamen? (Abg. Dr. M U 8  s i 1: Wir sind für 
wirtschaft installieren wollen, die als betriebs- die Selbstveiwirklichung des Menschen im Be­
fremde Funktionäre in die Wirtschaft eingrei- trieb!) Sie sind auf jeden Fall dafür, uns in 
fen wollen? (Abg. Dr. M u s  s i 1: Das wollen. €rster Linie zu verdächtigen. Sie schreiben 
Sie auCh, Herr KollegeI) Wenn Sie das auch zwar, Sie sind die Sozialpartner, die Sozial­
jetzt hier noch behaupten, dann möchte ich partnerschaft darf nicht in Gefahr gebracht 
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werden, aber jedenfalls gefährden die Gewerk- betriebsfremden Funktionäre. (Abg. Doktor 
schatten die Entfaltungsmöglichkeit .des ein- S c  h w i m m e  i: In der Drittelvertretung in 
zeInen. Deutschland sitzen eben keine Betriebsfrem­

-Sie sagen es ja unter anderem audl, wie ich 
der "Presse" v:om 30. März entnehme: "Der 
Betriebsinh-aber wird völlig redltlos, der ein­
zelne wird seiner Freiheit beraubt." - Oder 
unter anderem am 29. 3. 1 973 in der "Presse": 
"Ständige Konflikte in den Betrieben. Breite 
Front gegen die Arbeitsverfassung. Industrie: 
Vertrauensbasis ist zerstört." - Ich fra'ge Sie: 
Sind Sie an den OGiB herangetreten? Haben 
Sie den OGB gefragt, ob der OGB mit Ihnen 
darüber vernünftig verhandeln - 'will? Oder 
waren Sie der Meinung . . .  (Abg. Dr. M u s  s i 1: 
Der Herr Sozialminister ist doch ,der Vizepräsi­
dent des OGB/ - Zwischenruf des Abg, Doktor 
B I  e n k.) 

In . der Zwischenzeit dürften .sogar Sie, in 
Vorarlberg gehört haben, daß der Sozialmini­
ster öffentlich ·erklärt hat, daß er bereit ist, 
alle - alle! --:- gemeinsamen Anderungs­
wünsche der Sozialpartner in den Regierungs­
entwurf ·aufzunehmen. Das :ist für Sie anschei-

den! - Abg. Ing. H ä u s e r: Aber freilich! 
Und das war RechtsscJmtzsekretär bei mir! 
Fürchterlich, keine Ahnung!) Wer sagt Ihnen 
denn das? 

Jetzt möchte idl Ihnen noch etwas sagen. 
Welche Geisteshaltung muß ein Wirtschafts­
funktionär haben, ein Abgeordneter der OVP, 
der Abgeordnete Keimel, der plötzlich bei der 
Mitbestimmung von Kurfürsten redet! Das ist 
jedenfalls eine sehr feudale Vorstellungswelt. 
Der Kaiser wird gewählt! Der Generaldirektor 
ist für den Abgeordneten Ke1mel so viel wie 
der Kaiser .eines Reidles. Die Vorstellungs­
welt, die heute von der Industrie geprägt ist, 
ist eine andere. Wir sind eben der Meinung: 
Wenn man dauernd davon redet, daß die 
Sozialpartnersdlaft e rfolgreidl 'war, wenn man 
davon redet, so wie Sie, Abgeordneter Mus­
sil . . .  (Abg. Dr. M u s  s i 1: Dann darf man den k 

Sozialpartner nicht umbringen!) 

nend immer noch zu wenig. (Abg. Dr. B 1 e n k: . Herr Abgeordneter Mussill Sie sind ein alter 
Was ist das für ein Minister, der. das hinaus- Abgeordneter in diesem Haus.· Von Ihnen kann 
gibt und sagt: So, und jetzt rauft euch darum!) man erwarten, daß Sie auch etwas besonnen 
Der Minister hat das nicht hinausgegeben und in der Offentlichkeit über diese Dinge reden, 
gesagt: Rauft euch darum (Abg. Ing. H ä u s e  r: daß Sie nicht hier im Hohen Haus die großen 
Euch werde ich fragen!), sondern Sie wollen Töne von sich geben und dann alle Tage bei 
die Selbstverwirklichung, aber Sie trauen den ' der Sozialpartnerschaft sitzen. Heute nachmit­
Sozialpartnern nicht zu, daß sie zu irgend tag waren 'Sie wieder in .der Paritätischen 
etwas kommen, was die Regierung zu berüCk- Kommission. port sirid Sie hingekommen, und 
sichtigen in der Lage ist. Alles, was Sie be- hier spielen Sie wieder einen jungen Revolu­
haupten, ist ein einzi:gartiger Widerspruch. tionär. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Ich rede nicht hier 
(Abg. Dr. B I  e n k: Das muß ich leider zurück- große Töne, ich habe vor den Sozialpartnern 
geben!) genauso geredet! Fragen Sie den Präsidenten 

Benya!) 
Wenn der OVP-!Ä.bgeordnete Keimel unter 

anderem b ehauptet: Kurfürsten ·des Manage­
mentsl Unter anderem dadurch, daß ein Drittel 
des Aufsichtsrates von Betriebsräten nominiert 
werden soll, entstehen Kurfürsten für das 
Management. Natürlidl, der Herr Abgeordnete 
Graf im Burgenland sagt ja!  Darf idl Sie noch 
einmal fragen: Wissen Sie, daß es oie Drittel­
vertretung in der größten Industrie Europas, 
in. der Bundesrepublik, seit 20 Jahren in allen 
Großbetrieben gibt, die alle vorwiegend pric 
vatrechtlidl organisiert sind, und daß nodl 
niemals in der lBundesrepublik derartige Töne 
angesdllagen worden sind? Daß sich diese 
Mitbestimmung bewähI"t hat, obwohl in allen 
diesen Aufsichtsräten auch Gewerkschafter 
sitzen, während Sie nur von betriebsfremden 
Personen reden? In der Bundesrepublik redet 
kein Mensch von der Sozialpartnerschaft, aber 
für alle ist es · selbstverständlidl, daß . die Ge­
werksmaften in den Betrieben audl ihre Funk­
tion wahrnehmen. Wir reden hier von · der 
Sozialpartnerschaft, aber wir sind für Sie die 

Sozialpartnerschaft ist 'nicht die Paritätische 
Kommission. Sozialpartnerschaft ist, daß zwei­
einhalb Millionen Arbeitnehmer in Osterreicb 
ein sinnvolles Ver.hältnis zur österreidlisdlen 
Unternel1merschaft haben. (Beifall bei der SPO . 
....:.... Abg. Dr. M u s  s i 1: Das ist der Tiefstand 
der heutigen Debatte, den Sie heute beigetra­
gen haben! Sie waren ganz unten!) 

Durch alle Ihre Vorwürfe zieht sich der eine 
Satz, den der Abgeordnete Schleinzer 'sdlon 
zum wiederholten Male gesagt hat (Abg. Dok­
tor M u s  s i 1: Ihre Zeit ist um, Herr Kollege!) : 
"Wir wollen nicht wie die ,SPO mehr Madlt 
für die �etriebsräte und Eingriffsrecht von 
betriebsfremden Funktionären, sondern ein 
Maximum an Mitspradle des einzelnen." Also 
keine Mitbestimmung .der Betriebsräte, son­
dern ein Maximum von Redemöglichkeit des 
einzelnen. (Abg. Dr. M 'U s s i 1: Ihre Redezeit 
ist .um, Herr _Kollege! Schon um eine Minute 
haben Sie zuvielf) 
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kh 'glaube, daß es j a  sehr interessant ist, Verfügungen treffen kann. Aber dann herzu­
Herr" Abgeordneter Schwimmer, wenn Sie sidl gehen und zu sagen: Die niederösterreichische 
mit dem Herrn Abgeordneten Muss'il in dieser Kammer hat entgegen den Ridltlinien einge­
Frage so gut verstehen, ·aber für uns ist Mit- reidlt!, obwohl Ihr Sekretariat v€ranlaßt hat, 
bestimmung der B etriebsräte etwas wesentlich daß hier eingereicht wurde, das ist etwas, was 
anderes als Mittederei jedes einzelnen. Die in der österreimischen Offentlichkeit klarge-
Entscheidungen fallen in den Aufsichtsräten, stellt werden muß. 

' 

und hier werden wir darauf bestehen, daß 
unsere Betriebsräte mitbestimmen können. Und zu dem ersten Fall. Wenn Sie gesagt 
(Beifall bei der SPO. --: Abg. S e  k a n i n  a: haben, Sie hätten gestern nirgends erklärt, 

Die Niederlage der öVP ist. endgültig!) , daß die niederösterreimische, Kammer den An-
trag d€r "Cousine" - unter Anführungszei-

Wenn 'SIe in Ihrer dringlichen Anfräge fra- chen - als besonders - befürwortungswürdig 
gen: Wo bleibt denn die Demokratisierung weitergereicht habe, dann nehme ich da-s zur 
dieser Bundesregierung oder dieser Regie- ' Kenntnis, nehme aber gleichzeitig audl zur 
rungsmehrheit?, dann können wir Ihnen nur Kenntnis, daß Sie selbst sich damit von der 
sagen: Der Ausbau der Rechte der 'einzelnen Passage distanzieren, die heute im Zentral­
Arbeitnehmer, der Ausbau der Rechte der Be- organ Ihrer Partei steht, wo 'ausdrüddich ver­
triebsräte dn den {!nternehmen und ' auch die ankert ist, daß die niederösterreichisch€ Kam­
Stärkung der Rechte der Gey.rerkschaften ist mer das Gesuch mit diesem Vermerk an Ihr 
in dies€r Republik für uns alle einfach eine Ressort weitergeleitet hätte. (Beifall bei der 
unabdingbare Voraussetzung für die weitere öVP. � Ruf bei der OVP: 2 :  0 für Minko-
Zusammenarbeit. (Beifall bei der SPO.) witsch!) 

Präsident: Herr Abgeordneter Minkowitsch Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab-
zu einer tatsächlichen Berichtigung� Herr Ab- geordnete Breiteneder. 
geordneter, Ihre Redezeit beträgt 5 Minuten. 

Abgeordneter Minkowitsch (OVP) : Jawohl. 
Ich werde mich bemühen, noCh kürzer zu sein. 

Herr Präsident! Hohes Haus! Die Feststel­
lungen des Herrn Bundesministers für Land­
und ForstwirtsChaft betreffend den einen Fall, 

' ,den iCh als q;weiten Fall hier zitiert habe, 
müssen berichtigt werden. 

Herr Bundesminister! Ich zitiere, was Sie 
gestern in der Artfragebeantwortung hier ge­
sagt haben: 

"Wenn Sie wollen, kann ich Ihnen noCh 
weitere Fälle , vorbringen: Eigenbesitzfläche 
5 1 ,28 Hektar, Einheit-swert 7 12.000 S, Pacht­
fläChe 29 Hektar mit 21 6.000 S," - Jetzt kommt 
der gravierende Punkt: "Sie selbst wissen ganz 
geIiau, wie die RiChtlinien für die Agrarkredit­
aktion lauten, daß man nämlich ein solches 
Ansuchen mit einem so hohen Einheitswert 
nicht mehr einreichen dürfte . . (Beifall bei der 
SPO.)" 

Dieser Beifall war veI1frütht. 
Ich habe deshalb gesagt, Herr Bundesmini­

ster: 'Man kann einer Fehlinformation Ci!inmal 
zum Opfer fallen. Es würde Ihnen gut anste­
hen, dann. auch zu erklären, wie es wirklich 
war. Ich habe diesen Fall hier aufgezeigt, bei 
dem Ihr S ekretariat, Herr Minister, die nieder­
österreichische K:ammer veranlaßt hat, die nöti­
gen Unterlagen zu liefern. Niemand hat be­
stritten, daß der Bundesminister in Sonder­
fällen ·auß,erhalb der Richtlinien selbst bei 
höheren Einheitswerten noch entsprechende 

Abgeordneter �reiteneder (OVP) : Herr Prä­
sident! Hohes Haus I Meine Damen und Her­
ren! Ich möchte auch einen Beitrag zu dieser 
dringli<:hen Anfrage leisten, und zwar ganz 
leidensChaftslos. 

Das, was miCh sdlodtiert hat, war die Fest­
stellung des Herrn Bundesministers für Land­
und Forstwirtschaft, · daß es Sache des Journa­
listen sei, was er schreibe. Nun aber haben 
sozialistisme Zwischenrufer bei den Ausfüh­
rungen des Kollegen Kern gleich auf diesen 
Zeitungsartikel hingewiesen. 

Ich vertrete als Abgeordneter den Stand­
punkt, daß es nicht rimtig ist, wenn ein Mini­
ster diesen ' Standpunkt teilt. Wenn ein Fall 
in der Zeitung gebracht wird, der in · der 
Offentlichkeit einen solchen Eindru<k erweckt 
und einen ganzen Berufsstap.d diskreditiert, 
dann müßte der Bundesminister .hier ein klä­
rendes Wort sagen. Ich glaube, wir sollten es 
mit der Wahrheit ernster nehmen, denn unsere 
Funktion verpflichtet uns dazu. 

Nun, meine verehrten Damen und Herren, 
man kann mich wirklich nicht zu den Sdlreib­
tischbauern z ählen. Es ist gani interessant, 
wenn ein Abgeordneter Pansi die Situation 
der Landwirtschaft so schildert, wie wenn 
alles zum besten bestellt wäre und als ob die 
Oemonstrationen oder das--lBemühen des' Bau­
ernbundes, die Bundesregierung auf die Pro- . 
bleme tLer Landwi:t:tschaft in dieser Form auf­
merksam · :zu machen, provoziert beziehungs-
weise herbeigeführt wären, . 
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Breiteneder 
. Herr Bundeskanzlerl Ich sage Ihnen, daß besorgt. Denn Sie müssen wissen, daß, wenn 

die Bauern Osterreidls Jahre hindurdl größte eine Produktion unter den Gestehungskosten 
Geduld bewiesen haben und daß wir nun auf ist, das einen Verlust hervorruft. Nidlt um­
Grund der gesamten Entwicklung - ich werde sonst ist daher diese Verweigerung der Pro­
die Ursadlen nodl aufzeigen - nidlt · mehr duktion erfolgt. 
bereit sind, zu dieser Verhaltensweise der W1'r hab n l' de Ve gang nhe't von der e n r r e 1 
Bundesregierung zu schweigen. Landwirtsdlaft eine Spezialisierung gefordert . 

. Als Abgeordnete des Bauernbundes bezie- Herr Bundesministerl Als Fadlmann müßten 
hungsweise der Osterreidtisdten Volkspartei Sie wissen, wenn Sie es sein wollen, daß 
haben wir auf alle diese Dinge aufmerksam eine Spezialisierung größte Risken aufweist. 
gemadlt. Wir haben die Bundesregierung er- Wir haben das heute bei der Schweinepro­
sudlt, beim Budget Rücksidlt zu nehmen. Wir duktion. Früher war der Betrieb gemischt; der 
haben x-mal Anträge eingebracht, die Zu- konnte solche Krisenfälle leichter ertragen. 
sdlußrenten in eine Bauernpensiön umzuwan- Aber der Großbetrieb geht bei einem Preis­
dein. Wir haben gebeten, daß man entspre- verfall dem Ruin entgegen! Genauso ist es 
mende Begleitmaßnahmen beim Interimsab- bei der Geflügelmästerei. Und wenn wir spe­
kommen mit der EWG für die Landwirtschaft zialisierte Landwirtsdlaft haben wollen, dann 
durchführt. AUe diese Dinge hat man einfadl brauchen wir audl gesicherte Preise! (Zustim­
weggewischt. Ich bedaure das außerordentlidl. mung bei der OVP.) Das ist die Voraussetzung. 
(Abg. Dr. K r  e i s  k y: Das ist doch nicht wahr! (Abg. Dr. W e ; h s: 1912 gab es höhere Preise!) 
Wir haben mit der OVP eine Fülle von Be- Ja, Herr Bundesminister. Aber Sie müssen audl 
gleitmaßnahmen vereinbartl) die Kosten berücksichtigen. 

Wenn man heute sagt, daß es die Land- Hohes Haus, ich möchte Ihnen nur an Hand 
wirtsdlaft war, die mit den Streiks begonnen eines Beispieles sagen, wie die Dinge liegen. 
hätte, dann glaube ich, daß sich kein Berufs- Wenn heute ein bäuerlidler Betrieb mit vier 
stand in Osterreich das gefallen lassen würde, oder drei Personen für einen Tag einen Hand­
was der bäuerliChe Berufsstand in den letzten werker aufnimmt - .  das ist j etzt kein Vor­
Jahren über.sidl ergehen ließ. wurf gegenüber dem Handwerker, unterstellen 

Idl mödlte fragen, was es geben würde, Sie mir das bUte nidlt -, so kostet der über 

wenn man einem Berufsstand um 10 Prozimt 1 000 S. Meine Verehrtenl Die gesamte Familie 

weniger ausbezahlt, .wie den Milchbauern mitsamt dem Kapitaleinsatz ist nicht in der 

Osterr-eim.s. Man sagt zwar, das Einkommen Lage, dieses Einkommen an diesem Tag zu 

der Landwirtsmaft sei um etwa 2 Prozent ge- erreichen. Das sind Tatsamen, die mir niemand 
stiegen. Der Berr Abgeordnete Pansi ist jetzt widerlegen kann! Und das ist die Ursache, 
nicht im Saal. Aber iCh glaube, es ist Ihnen b�- daß wir jetzt unsicher geworden sind. 

kannt, daß das Einkommen des Menschen in Wenn der Abgeordnete Pansi glaubt, daß 
der Land- und ForstwirtsChaft nur 56 Prozent die LandwirtsChaft so ein gutes Einkommen 
des Einkommens des Industriearbeiters aus- h�'lt, so frage ich: Warum tritt dann die EIlt­
macht. Kein Vorwurf: Wir gönnen es jedem. wicklung ein, daß wir heute viele Bauernhöfe 
Dabei ist aber nidlt berüdcsidltigt, daß die ohne Erben haben? Wieso können dann die 
Bauern Samstag und Sonntag arbeiten müssen. Eltern nicht mehr die Jugend überzeugen, daß 
Das ist, glaube im, zu überlegen. Die j etzige es sich. lohnt, Bauer zu werden? Warum haben 
Auseinandersetzung um den · agrarisdlen . Be� unsere Bauernsöhne die größte Sorge, Bäue­
reich, Herr Bundesminister, erfolgt nicht nur rinnen zu bekommen? Warum ist diese Ent­
im Interesse der Landwirtsmaft, sondern im wicklung, daß Bauern · heute 50 km pendeln 
Interesse der gesamten Bevölkerung. (Beifall und ihren Betrieb dann extensiv füllren? Weil 
bei der pVP.j . . sie siCh sagen: Im bin mir nimt sidler, ob im 

Wir werden es heuei, Herr Bundesminister, nächstes Jahr noch Bauer sein kann! 
deutlim zu spüren bekommen. Die Betriebe Das sind die Dinge, die uns in Sorge ver­
der ViehhaItung werden immer weniger . .  bfe setzen und die uns zu dieser Maßnahme eben 
Ursach� liegt eben darin; daß die · Leistung geführt haben. (Abg. Wi e l .a n  d n e  r: 

. nimt anerkannt wurde. 25 Jahre aVP-Bauernpolitik in n�terreichl) 
. . . .. . . . Herr Abgeordneterl Die Unruhe in diese Erit-Herr Bundesminister! Sie haben der Land-

wirtsChaft vorgeworfen, daß sie im Jahre 1 912 widdung haben Sie hineingetragen! (Zustim-
100 Millionen ·. Smilling Einnahmenentfall des- mung bei der avp. - Abg. W i e  I a n  d n e r: 

Ja." Dr. Klaus h.at es demonstriertl) wegen gehabt habe, weil sie. nicht bereit war, 
zusätzlich 300.000 Schweine zu produzieren. Ich möchte auf · gewisse Voraussagen von 
lIert Bundesminister, Sie haben gesagt, · daß Experten verweisen:' Wie war es doch: Hat 
War ein Einnahmenentfall. Das macht miCh· niCht Mansholt gesagt, daß, diese kleinen und 

457 
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BreUeneder 

mittleren Betriebe keine Zukunft mehr haben? 
Das ist dom gesagt worden. Wir haben ratio­
nalisiert, wir haben memanisiert, wir haben 
uns umgestellt, wir haben spezialisiert - und 
heute sind wir in einer unsimereren Situation 
denn je zuvorl 

Da frage ich SiEi: Gibt es einen Berufsstand, 
der vielleicht permanent in einer solchen Un­
sicherheit leben möchte'? (Zustimmung bei der 
OVP. - Zwischenrufe bei der SPO.) 

Ich darf an die Vorwürfe erinnern, die man 
uns ständig macht. Sie sind geeignet, den 
Bauernstand zu diffamieren. Einmal remnet 
man ihm die Kinderbeihilfe vor. Ich weiß nicht: 
Gibt es bei Ihnen so wenig Familienväter, die 
wissen, daß Kinder längst kein Gesmäft sind, 
sondern ein Opfer? (Abg. W j e 1 a n d n e r: 
Schauen Sie in unsere Gemeinden!) Ist das 
nicht bedauerlich, meine Verehrten? (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Dimn rechnet man uns vor, welche soziale 
Leistungen die Landwirtschaft bekommt. Ich 
glaube, man müßte in erster Linie auch einmal 
die Rechnung anstellen, weldle Leistungen die 
Landwirtschaft für die österreichische Wirt­
schaft allgemein erbringt. 

Es ist bedauerlich. wenn der Herr Bundes­
kanzler nicht einmal davon in Keimtnis war. 
daß die Landwirtschaft · bei dem Stabilisie­
rungsprogramm nicht berücksimtigt worden 
ist. (Abg. Di. K r  e i s  k y: 0 ja! Alle Kredite!) 
Herr Bundeskanzler! Die Landwirtsmaft ist 
hier ausgeschaltet. Man hat uns in keiner 
Weise berücksidltigtl Es ist bedauerlich. wenn 
die Maschinen-. die Düngemittel- und die Bau­
preise enorm steigen, wir aber keine Möglich­
keit haben, diese Mehrkosten auf unsere Er­
zeugungsprodukte umzuwälzen. 

Das, Herr Bundeskanzler, sind die Gründe 
für die Aktionen des Bauernbundes, der wohl 
das Vertrauen der . bäuerlichen Bevölkerung 
hat. Wenn Sie von der Gewerkschaft glauben. 

Aber ich glaube, Herr Bundeskanzler. Sie 
irren hier: Wir werden die Macht des Bauern­
bundes nicht in der Form gebraudlen, daß wir 
UngebührliChes fordern, sondern wir madlen 
nur unseren Einfluß geltend im Interesse der 
gesamten Bevölkerung. weil wir wissen, daß 
ein Volk sehr rasch von einem anderen in der 
Ernährung abhängig werden kann. Die Zeit 
und die Entwicklung werden uns recht geben. 
Aber reden Sie sich dann niCht auf die 
"schlechte Agrarpolitik" der Osterreichischen 
Volkspartei in der Vergangenheit aus! Wir 
haben immer auf diese Entwicklung aufmerk­
sam gemacht. Aber Sie wollten uns keinen 
Glauben schenken. 

Sie haben sehr viel davon gesprochen, für 
den ländlichen Raum mehr zu tun. Wir haben 
enorme Opfer für die Aufsmließung des länd­
lichen Raumeß gebracht. Aber auch hier hat 
man kein Verständnis gezeigt: Man hat zwar 
die Schülerfreifahrten eingeführt. aber die Mit­
tel für den Wegebau gekürzt. Wir haben heute 
weite Gebiete, meine Damen und Herren, wo 
kein Schülerautobus eingesetzt werden kann, 
weil man einfach dort nidlt fahren kann. (Zu­
stimmung bei der avp. - Abg. Hanna 
H a g  e r: Das erst nach drei Jahren/) Die wirk­
same Kürzung auf dem Wegebau-Sektor be­
trägt etwa 50 Prozent. Ich habe hier selbst 
während der Budgetdebatte darauf . aufmerk­
sam gemadlt, Herr Bundeskanzler: Ich emp-­
finde es als ein Unglück. daß man generell 
über das gesamte Bundesgebiet die Baubremse 
und die Konjunkturdrosselung eingesetzt hat. 
Denn wir haben echte Entwicklungsgebiete. 
Aber man hat in keiner Weise unserem Vor­
schlag beziehungsweise diesem Wunsch Rech­
nung getragen. 

Mit der demokratischen Bereitschaft, zu 
reden und zu verhandeln, scheint es mir also 
nimt so weit her zu sein. wie Sie das . in der 
öffentlichkeit immer wieder der Bevölkerung 
einreden wollen. 

das Recht in Anspruch nehmen zu können. Ich möchte daher zum Schluß folgende Fest­
ihre Arbeiter zu vertreten. dann muß es auch . stellung treffen: Die österreidlische Bauern­
uns gestattet sein, daß wir als Bauernbund schaft hat seit 1945 die größte Toleranz unter 
das Recht des Bauern wahrnehmen und die Beweis gestellt. Man hat aber in dieser gan·· 
Rechte des Bauern auch entspremend vertei- zen Zeit - ich kann jederzeit den Nachweis 
digenl (ZUstimmung berder OVP.) erbringen - permanent versudlt, die Leistung 

der Bauern in Frage zu stellen und uns als 
Herr Bundeskanzler! Sie haben gesagt. daß Subventionsempfänger hinzustellen. Man hat 

Sie in SChärdiDg in echtem Zorn waren. Ich d' Be " lk . · ...... t· d h 1· ...... . f le vo erung me rlUl 19 un e r lut III or-
habe Ihre Ausführungen über das Fernsehen miert. verfolgt. Sie haben hier nicht ganz die Wahr-
heit gesagt. Denn · Sie, Herr Bundeskanzler, Es ist nun die Aufgabe des Osterreichischen 
haben erklärt: "Das Monopol des Bauernbun- Bauernbundes und der Osterreichischen Volks­
des gehört endgültig der Vergangenheit anl" partei. daß. jetzt die Bevölkerung durch die 
Das war die echte Aussage. (Abg. H i e  t 1: Maßnahmen. die wir gesetzt haben, die Wahr­
Jawohl!) 

. 
heit erfährt. Wir werden von diesem Remt, 
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Brelteneder 

Herr Bundeskanzler, immer wieder Gebrauch 
machen und Sie herausfordern, uns endlich 
Ihre Absicht zu sagen, was Sie nun mit dem 
österreichischen Bauer'nstand vorhaben! (Bei­
fall bei der öVP.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Schranz. (Abg. W i e  1 a n d­
n e  r: Herr Kollege Breiteneder! Wie ernst Sie 
es nehmen, haben wir gesehen an Ihrer Prä­
senz bei der dringlichen Anfrage! - Abg. 
H i e t 1: Das ist nicht Ihre AngeJegenheitJ) 

Abgeordneter Dr. Sdlfanz (SPO) : Herr Prä­
sident! Hohes Haus ! Der Herr Kollege Doktor 
Kohlmaier hat mit seinen Enunziationen in 
letzter Zeit nicht viel Glück gehabt. Das ist 
ja allgemein bekannt, und es ist darüber auch 
recht viel innerhalb der OVP geredet worden. 

/ Dieser Kette hat er heute ein neues Glied 
hinzugefügt. Wozu, frage ich, hat der Herr 
Dr. Kohlmaier darauf verwiesen, daß bei einer 
Versammlung der Sozialistischen Partei in 
Wien-Rudolfsheim "hauptsächlich ältere Jahr­
gänge" vertreten waren? Ist es etwas Nega­
tives, älter zu sein? Warum dürfen bei einer 
Versammlung nicht Ältere sein? Ist es dis­
kriminierend, wenn Älte.re dort sind? Wozu 
betonen Sie das Alter von Versammlungs­
teilnehmern, meine Damen und Herren? (Abg. 
Dt. B J e n  k: Ist das alles, was Sie wissen?) 
Die Pensionisten werden sich darauf ihren 
Reim machen, denn das ist eine abwertende 
Bemerkung gegenüber der gesamten älteren 
Generation in österreich! (Zustimmung

' 
bei 

der Spö . .,- Widerspruch bei der öVP.) 

Meine Damen und Herren! Sie haben sich 
heute audi mit den Fragen der sozialen Sicher­
heit beschäftigt, und es ist daher notwendig, 
darauf einzugehen. (Abg. Anton S c  h l a g  e r: 
Warum betonen Sie die Zuschüsse lür die 
Bauernpensionisten?) I<n komme gleich darauf 

Sie kritisieren heute die Pensionsdynamik. 
Ich frage Sie, und ich frage vor allem den 
Herrn Dr. Kohlmaier, wenn er zur Diskussion 
über seine dringliche Anfrage wieder einmal 
kommt: Warum hat sich. denn die OVP und 
vor allem ihr Sprecher Dr. Kohlmaier im Pen­
sionsdynamik-Beirat so lang und so entschie- ­
den gegen die Verbesserung der Richtzahl­
berechnung gewehrt? (Abg. Dr. S c  h w i m­
m e  r: Das ist ein Dr. Kohlmaier-Vorschlag!) 
Warum haben Sie den sozialistischen Anträ­
gen im Pensionsdynamik-Beiiat und in diesem 
Haus nicht zugestimmt? 

Hätten wir Ihre Methode der Richtzahl­
berechnung weiterbehalten (Abg. Doktor 
S c  h w i m m e r: Das stimmt doch nicht/), dann 
hätten die Pensionisten innerhalb von vier 
Jahren 21/4 Milliarden Schilling weniger be­
kommen, als es tatsächlich der Fall war. Sie 
haben eine bessere Dynamikmethode jahre­
lang verhindert! Sie haben daher kein Recht; 
die Pensionsdynamik, die wir heute in besse­
rer Form besitzen, zu kritisieren. (Zustimmung 
bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren I Die verbesser�e 
Richtzahlberechnung in diesen vier Jahren 
bringt den Pensionisten 2265 Millionen Schil­
ling. Diese verbesserte Pensionsdynamik 
bringt jedem einzelnen Pensionisten mehrere 
tausend Schilling. Das hätten die Pensionisten 
schon viel früher haben können, hätte es nicht 
die unsoziale politik der OVP gegeben. 
(Neuerliche Zustimmung bei der SPO.) 

Aber auch die Steuerreform hat den Pen­
sionisten wesentliche Erleichterungen ge� 
bracht. Immerhin müssen 160.000 Pensions­
bezieher in diesem Jahr keine Lohnsteuer 
mehr zahlen, und sie ersparen sich damit rund 
eine weitere Viertelmilliarde Schilling. (Bei­
fall bei der SPO. - Abg. Dr. B 1 e n k: Die 
urmen Leute merken das nicht einmal!) 

zu sprechen, Herr Kollege Schlager. Noch ein ' 
Sie wissen, daß die Witwenpensionen von bißdien Geduld, dann können wir uns darüber 

unterhalten. Idi werde Ihnen unsere grund- 50 auf 60 Prozent der Versidiertenpension er-

sätzliche Stellungnahme dazu sagen. höht wurden, daß die besonderen Ruhens-
b'estimmungen für die Witwenpensionen, ,die 

In den letzten drei Jahren ist eine ganze in der Zeit der OVP-Regierung eingeführt 
Reihe von Verbesserungen in der gesamten wurden, etappenweise aufgehoben werden 
Sozialversicherung eingetreten, eine Reihe konnten (Abg. Dr. S c h w i m m e r: Zwei 
von Verbesserungen, wie es sie, was das Jahre zu spätI) und 1914 völlig , verschwinden 
Materielle betrifft, in einer solchen kurzen werden. Nach Ihrer Politik wären sie über­
Z,eit noch nie gegeben hat. ' haupt nicht aufgehoben worden. denn Sie 

, Verstärkte Pensionsdynamik 1 91b 1,1  Pro­
zent statt 6,4 Prozent nach der alten Methode, 

haben die diesbezüglichen Gesetze mit Ihrer 
Mehrheit hier vertreten. 

1912: 1,4 Prozent statt 6,9 Prozent, 1913: , Meine Damen und Herreni Sie ' wissen ganz 
9 Prozent statt 8,3 Prozent. 1 914 wird eS eine genau, daß die Ausgleichszulagen-Richtsätze 
Erhöhung von 8,7 Prozent statt 7,1 Prozent und damit die ' kleinsten Pensionen in einem 
nach der OVP-Methode geben. (Abg. Doktor Ausmaß wie niemals zuvor in Osterreich er­
BTe n:k: Aber die PreisentwicklungJ) höht worden sind: für Alleinstehende um rund 
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Dr. Sdlranz 

40 Prozent, für Ehepaare uni rund 44 Prozent; lionen Sdlilling betragen. Im Jahr 1973 belau­
in der Zeit der sozialistischen Regierung von fen sie sich auf 2002 Millionen Schilling, also 
1283 S auf 1800 8 für Alleinstehende und auf auf mehr als 2 Milliarden Schilling. Insgesamt 
2515 S für Ehepaare. wendet die sozialistische Bundesregierung 

Diese Politik, di�ser Kampf gegen die Armut 2,4 Milliarden Schilling an Bundesleistungen 

ist allen Beziehern von Sozialleistungen in für die bäuerliche Sozialversicherung auf. Im 

Osterreich zugute gekommen. Jahre 1910 waren es 1 056 Millionen Schilling. 
Die Leistungen des Bundes für die Agrar-

Aber es sind nicht nur die kleinsten Lei- Sozialpolitik haben sich also in drei Jahren 
stungen so stark erhöht worden - Sie haben "nur" um 1 21 Prozent erhöht! 
in Ihrer Regierungszeit etwas Ähnliches nie� 
mals zustandegebracht -, sondern auch die Wir wissen, daß es Ihnen unangenehm ist, 

das festzustellen. Und wir wissen auch, daß Durchschnittspensionen im Bereich der ASVG-
Versicherung wurden bei Direktpensioneri um Sie sogar zu Ummünzungen der geschicht-
30 Prozent, Witwenpensionen um 45 Prozent lichen Entwicklung Zuflucht nehmen müssen. 
und Waisenpensionen um 50 Prozent er- Bei der Debatte über die letzte drfngliche 
höht. (Abg. Dr. S c' h w i m m e r: Reden Sie Anfrage hat der Herr Abgeordnete Dr. Mussil 
auch vom Preisniveau? Von der Kaufkraft der das Gegenteil dessen gesagt; was sich wirklich 
Pensionen reden Sie nichtf) Aber noch stärker abgespielt hat. Er hat nämlich - ich zitiere 
sind die Pensionen im Bereich der Versiche- .wörtlich aus dem stenographischen Pr,oto­
rung der Selbständigen hinaufge�etzt worden. koU - erklärt: "Zu der Zeit, wo die Pensions-

versich, erung" - der Bauern - "beschlossen Jetzt komme ich zu den Fragen der Agrar-
Sozialpolitik. Lassen Sie mich dazu _ der worden ist - alles gegen Ihre Stimmen" (zu 

Kollege Schlager wollte es vorhin wissen,
· den Sozialisten gewandt) -, . "haben Sie sich 

dann hat er sich zurückgezogen - eine grund- mit allen Mitteln gegen diese Pensionsver-

sätzlidle ·Bemerkung machen, 
. . sicherung zur Wehr gesetzt." 

Die OVP greift 'die Regierung an, weil diese Das ist falsdl l Das ist" eine Verdrehung der 
Regierung angeplich zuwenig' für die Bauern Tatsachenl Die Sozialisten haben audl der 

Bauern�Pensionsversichenuig ihre · Zustim­täte. Replizieren, wir mit , den eindeutigen Lei� 
stungen und Zahlen, wie auf dem Gebiet der mung gegeben. Sie stehen auf .dem Stand-

Sozialversicherung, dann sagen Sie: Halten punkt der Unteilbarkeit der sozialen Sicher­
Sie doch das den Bauern nicht vorl Auf der heit. Sie werden den Kampf gegen die Armut 
einen Seite stellen Sie die �ehauptung auf, energisch fortsetzen uild daher auch den 
die Regierung würde für die Bauern zu wenig Kampf um einen weiteren Ausbau der sozialen 
tun, auf der anderen Seite wollen Sie dfe .ein- Redlte der Bauern in Osterreidi. (Beifall bei 
deutigen Zahlen nicht hören. Das ist keine der SPO.) 

Diskussionsmöglichkeit. So kailn man sich hier Meine Damen und Herrenl Nun möchte .ich 
nicht auseinandersetz.enl Ihnen in Erinnerung rufen, was die so viel 

zitierten jüngsten Sozialnovellen alles an 
Wir halten den Bauern ni&t die Soziallei- wesentlichen Verbesserungen gebracht haben. 

stungen vor, aber wir werden doch noch fest- (Ruf ' bei. der OVP: AUer Kaffeel - Abg. 
stellen dürfen, welche enormen Sozialleistun- G r a t z: Den KC!-ffee hat der Herr J{ohlmaier 
gen diese Regierung für die Bauern erbringt. aufgewärmtf) Wenn Sie in der Offentlidlkeit (Beifall bei der SPO.) . 

angekündigt haben, Sie würden liie 29. ASVG-
Wir bekennen uns auch zu diesen Leistun- Novelle und Panlllel-Novellen im Fall Ihrer 

gen der Agrar-!So7Ji.alpolitik, denn ohne die Wiedererlangung der pOlitis<nen Macht wieder 
Sozialisten·· -wären · sie nicht zustande .gekom- aufheben, dann kann idl nur sagen: Es ist 
men. Denken Sie an die Selbständigen-Ver- .ein · Riesenpaket von- sozialen Besserstellun­
sicherungsgesetze aus der Zeit der ' Koalition. gen, das Sie dann wieder aufheben würden. 
Denken Sie daran, daß alle wesentlichen (Zustimmung bei der SPO. · - Abg; Doktor 
Sozialversidlerungsgesetze auch in den Jahreil S c  h wi m m e  r: Sie diffCUilieren schon wieder, 
Ihrer Alleinregierung mit. Zustimmung der So- Herr SChranz!) 
zialisten zustande gekommen sind. Denkeno Sie Meine Damen und Herrenl ' Schauen Sie sich 
bitte auch daran; daß es viel größere Wider- dom einmal an, welche wese�tlichen Verbes­
stände gegen die soziale Sicherheit der Bauern serungen diese Novellen für nahezu die ge­
in Ihren eigenen Reihen geg�beJl, hat. samte österreichische Bevölkerung gebracht 

Jetzt die Zahlen der Agrar-Sozialpolitik: Im ha:ben: . . 

letzten Budget der OVP-Alleinreglerung haben Es . Jst . ein Sozialversicherungsschutz für 
die staatlichen Zuschüsse zur landwirtschaft.. Geistliche . UIld Ordensangehörige bei dritten 
lichen Zusdlußrentenversidlerung 125 Mil- Arbeitgebern geschaffen worden. Die Denti-
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Dr. Sdtranz 
sten wurden in die Krankenversicherung ein- Bereich des GSPVG und des BPVG, in Kraft 
bezogen. Der Weiterbestand der Sozialver- getreten. Beitragsgrundlagen, Schaffung der 
siCherung für die Zeit von Bildungsfreistel- vorzeitigen Alterspension bei langer Ver­
lungen der Betriebsräte wurde gewährleistet. sicherungsdauer für die Gewerbetreibenden 
Es ist eine freiwillige KrankenversiCherung und ähnliche ganz bedeutende Verbesserun­
für die Studenten nun erstmals gesChaffen gen der Sozialversicherung sind geschaffen 
worden. worden. 

Wir haben eine ganz besonders wesentliche Diese Bundesregierung hat - Sie wollten 
Verbesserung, einen ganz wichtigen Ausbau die Diskussion auch über diesen Bereich,. sie 
der sozialen Sidlerheit in uriserem Lande mit wurde ja von Ihrem Begründer der Anfrage 
der Einrichtung der Gesundenuntersudmngen begonnen - ganz gewaltige Leistungen auf 
geSchaffen. Wir haben die Jugendlichenunter- dem Gebiet der SozialversidJ.erung erbracht, 
sudlUngen, vor allem zugunsten der bäuer- Leistungen zugunsten der Mehrheit der öster­
lichen Jugend, zu Pflichtleistungen unserer reichisdlen Bevölkerung. 
Krankenversicherung gemacht. liier wird es Ihnen nicht gelingen, den 

Es ist der Reisekostenersatz verbessert wor- Sozialminister als Buh-Mann in der Offent­
den. Die Gewährung von Heilbehelfen ist er- liChkeit abzustempeln. Dieser Sozialminister 
weitert worden; Es gibt erstmals wesentliche hat für alle jene Leistungsverbesserungen ge­
Zahnersatzleistungen, . zum größten Teil auf sorgt, die lZustande gekommen sind. (Beifall bei 
Kassenkosten und auf Vertragsbasis. Es ist der SPO.) Gerade hinter diesem Soztalmini­
das System der Dberweisungsbeträge verbes- ster - wann' immer Sie ihn angreifen, werden 
sert und auf die Pensionsversicherungen der wir das mit besonderem Nadldruck. sagen -
Gewerbetreibenden und der Bauern ausge- ' steht unsere Fraktion und die gesamte Sozia-
dehnt worden. listisChe Partei ! (Beifall bei der SPO.) 

Es ist eine wichtige neue Leistung in Form 
der Erhöhung der Alterspensionen bei Auf­
schub der Geltendmachung des Anspruches 
eingeführt worden. Es gibt neu den Zusdllag 
zu den Pensionen bei weiterer Erwerbstätig­
keit. Es wurden die Wanderversicherungsvor­
sdlriften verbessert. Es sind die Vorsdlriften 
über die vorzeitige Alterl>pension bei Arbeits., 
losigkeit verbessert worden. Es gibt nun audl 
bis' zu einem gewissen Grenzbetrag bei wei­
terer Erwerbstätigkeit vorzeitige Altersp�n­
sionen auf Gn.1nd ' langer Versicherungsdauer . 
Die besonderen Ruhensbestinimungen für die 
Witwenpensiönen Werden etappenweise auf­
gehoben. Der Knappsdiaftssold wird erhoht. 
Das Bergmarmstreuegeld wird hinaufgesetzt. 

Die Leistungen der Bundesregierung auf 
sozialpolitischem Gebiet können . sidl beson­
ders sehen lassen. Mehr als jemals zuvor ist 
auf diesem Gebiet gesdlehen, und die Regie­
rung Kreisky wird diese Politik zugunsten der 
OsterreiCher konsequent · fortsetzen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist det Herr Ab­
geordnete Vetter. 

Abgeordneter Vetter (OVP) : .  Herr Präsi­
dentl Hohes Hausl Meine lDamen. und Herren! 
Bevor . ich. konkret auf die_ zur , Debatte ste­
hende Angelegenheit eingehe, vielleicht einige 
Entgegnungen zu einigen Wortmeldungen 
meiner Vorredner. 

Die Ausgleichszulagen-Ridltsätze sind er- Kollege Ulbrich zum Beispiel hat versucht, 
heblich über die 'Dynamik hinaus neuerlich ' der Osterreichisdlen Volk�artei zu unterstel­
außertourlich hinaufgesetzt worden. Die Vor- len, ' sie 'als ' Partei hatte in irgeudeinem Ort 
schriften über die , Rehabilitation, wUrden Ver- in" Vorarlberg einen Journalisten aus einer 
bessert; desgleichen jene über Familien- und Gaststube gewiesen, weil er ihr ilicht ange­
Taggeld, über die AntragsteUung, über die nehm gewesen wäre. Hei-r. Minister! , Herr 
Einbringung . von Klagen. Es erhalten die Be-' Vizekartzlerl Auch " das, glaube ' ich; ist ' eine 
zieher von Ausgleichszulagen, eine Abgeltung Unterstellung, weil man bei diesem Journali� 
für die Erhöhl!.ng der Preise der Grundnah- steri. der aus irgendwelchEm Gründen dört 
rungsmittel. Es sind die sogenannten . Ange� Streitigkeiten mit den Leuten hatte, ja tim 
stellten-Altpensionen hinaufgesetzt worden. Hhnmels willen doch nicht d�r Osterreichi­
Es sind die Beitragsgruridlagenermitthmgen schen Volkspartei oder dem Klub der OVP� 
verbessert worden. Abgeorpueten hier �m Hause unterschieben 

Ober, diese Verbesserungen im Bereich des kann, sie bätte dort den J.oumalisten aus dem 
ASVG hinaus gibt . es konforme Verbesserun� Giisthaus gewo:rfen . .  (Zwischenrufe bei der 

geh auf dem Sektor der gesamti:m Sozialver- SPO;) 
sicherung, also auch auf dem Gebiet der In gleicher Weise hat Herr' Kollege Ulbrich 
Sozialversicherung der Selbständigen sind versucht, an Hand eines Beispiels alls Kitz­
wichtige .weitere Verbesserurigen, etwa im bühel,; iiD Falle eines Arbeitsvertrages, der 
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sicherlich in unrichtiger Form abgeschlossen die der normalen Berechnung, wenn man vom 
worden ist, ebenfalls der asterreichischen Ledigensatz ausgeht, eher entsprechen würde, 
Volkspartei z.u unterschieben, sie würde ihre verhindert haben und daß die Richtsatzfest­
Zustimmung zu einem solchen Arbeitsvertrag · setzung, wie Sie sie gebracht haben, ja riur die 
geben. Bruttoeinnahmen und die Bruttosätze sind. 

Ich glaube, daß das nicht die richtigen Me- Der Pensionist hat ja nur vom Realeinkom-
menszuwachs etwas. Und da haben Sie wis­thoden sind, wenn man andererseits auch die 

Beteuerungen zur Kenntnis nimmt, die heute sentlich natürlich die heutigen Preissteigerun-

bereits gegen Schluß dieser Sitzung gefallen gen, die Preisindexsteigerungen vergessen. 
Die spürt der Pensionist am meisten. Von sind, nämlich das Verhältnis der Parteien 

untereinander hier im Parlament zu bessern. einem gewonnenen Kampf gegen die Armut, 

Kollege Schranz hat versucht, aus einer Be­
ridlterstattung über eine sozialistische Mit­
arbeiterbesprechung oder Wählerveranstal­
tung, in der sehr viele ältere Menschen anwe­
send gewesen waren, eine Diskriminierung 
der älteren Generation durch die Osterreichi­
sche Volkspartei herauszulesen. 

Herr Kollege Schranz! Ihre Fraktion hätte 
bei der Behandlung der 29. ASVG-Novelle 
ausreichend Möglichkeit gehabt, sich mehr für 
die ältere Generation einzusetzen. (Beifall bei 
der öVP.) Sie hätten nur den Anträgen mei­
ner Fraktion Rechnung tragen müssen. (Abg. 
S t a u  d i n g e r: Wenn schon Schranz, dann 
Karll - Heiterkeitbei der OVP.) 

Ein zweiter Versuch, Herr Kollege Doktor 
Schranz: Sie haben über die Pensionsdynamik 
versucht, Ihrer Fraktion hier Lorbeeren aufzu­
setzen. Nach meiner Information wurde der 
MOdus zur Berechnung der j etzigen Pensions­
dynamik vom Kollegen Generalsekretär Dok­
tor Kohlmaier vorgesdllagenj nadl meiner In­
formation. Und das dürfte die Wahrheit sein. 
(Zwischenrufe bei der SPö. - Zwischenruf des 
Abg. lng. H ä u s e r.) Herr Vizekanzler, Sie 
werden es besser wissen als ich, Sie waren 
sidlerlich dabei. (Abg. Dr. K 0 hIm a i e r: 
Nein! In diesem Ausschuß waren Sie nicht, 
Herr Vizekanzler! ..,- Abg. Ing. H ä u s e r: 
Aber ja, ich war dabei! Drei Jahre lang habt 
ihr euch dagegen gewehrt! - Abg. Doktor 
K 0 h I m  a i e r: Sie haben die Voll-Dynamik­
Methode wollen und dann nicht durchgebracht, 
Sie haben einen Koinpromiß gesUcht} ....:.:. Zwi­
schenruf: Sie waren gar nicht dabei im Haupt­
verband/) Herr VizekanZler, fest steht, daß 
Generalsekretär Dr. Kohlmaier an diesem 
Vorschlag wesentlich mitgearbeitet hat und 
daß das wesentlich auf seine Vorschläge 
zurückzuführen ist. 

Herr Dr. Schranz! Sie haben weiterhin ver� 
sucht, durch den Hinweis auf die Erhöhung 
der Ausgleichszulagenridltsätze - einen · groß­
artigen Kampf der Regierung gegen die Armut 
herauszustreichen. Herr Dr. Schranz, Sie ver­
schweigen, . .  daß Sie eine höhere, wesentlich 
günstigere Richtsatzfestsetzung fÜr Ehepaare, 

Herr Dr. Schranz, kann man heute, in der 
j etzigen Zeit, bei einer Indexsteigerung von 
8,1 Proz.ent im Jänner wirklich noch nicht 
sprechen. 

Sie . haben maschinengewehrartig die Lei­
stungen der Regierung für die bäuerliche Be­
völkerung aufgezählt. Die Belastungen der 
bäuerlichen Bevölkerung sind heute schon zig­
mal betont worden. Ich kann es mir ersparen, 
darauf noch einmal einzugehen. 

Es wurde auch das Verständnis, das die der­
zeitige' Regierung diesen Problemen entgegen­
bringt, ausreichend betont. 

Sie haben neuerlich versucht, Herr Doktor 
Schranz, der OVP zu unterstellen, sie hätte 
behauptet, sie würde die gesamte 29. ASVG­
Novelle rückgängig machen. Herr Kollege -
das wurde · heute schon betont -: Das ist 
falsch, das ist unwahrl Es betrifft nur die orga­
nisatorischen Fragen, das wissen Sie genauso 
gut wie ich. (Beifall bei der avp.) 

Herr Dr. Schranz! Die sozialistische Frak­
· tion der Gewerkschaft macht derzeit in den 
Betrieben auch große Propaganda für die 
29. ASVG-Novelle. Auch · dort steht diese Un­
wahrheit drinnen. WahrscheinliCh kommt sie 
von Ihnen, denn diese Verbindung ist leicht 
zu finden. (Abg. Ing. H ä u � e r: Das ist 
schwarz auf weiß in den Zeitungen der avp 
gestanden! In den Zeitungen der öVP lesen 
Sie das nachl) Das ist eine Behauptung. Herr 
Vizekanzler, Sie wissen es am allerbesten: das 
betrifft nur die Veränderungen · auf dem Orga­
nisationsgebiet. Sie wissen genau, um wehne 
Veränderungen es sidl da handelt, die die 
OVP versprodlen hat wieder rückgängig zu 
machen. (Ruf bei der SPö: Sie haben keine 
Zeitungsmeldung dementiert! .-:.. Rute: Zur 
Tagesordnung!) 

. Nun vielleidlt koUkreter zur Tagesordnung� 

Die Frau Minister Leodolter hat die verfas­
.sungsmäßigen Bedenken, die heute zum Kran­
kenpfIegefadldienstgesetz ·· aufgetaucht und be­
handelt worden sind, mit einem Handstreidl 
vom Tisch gefegt. Sie hat die Frage gestellt, ob 
denn dieses Gesetz eiI:l gar so schlechtes 
Gesetz sei, daß es nicht die Zustimmung der 
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Oppositionsparteien gefunden hat. Sie hat be- schulklasse ihre Schulausbildung beendet, weil 
tont, das Ziel dieses Gesetzes sei es gewesen, sie ein Jahr bereits wiederholt hat? Kann die 
eine Vermehrung der Krankenpflegeschwe- Schülerin mit 15 Jahren in dieses erste Aus­
stern zu finden und eine Anhebung des Aus- bildungsjahr eintreten, ja oder nein? Nach 
bildungsniveaus dieser Pflegepersonen. Sie unserer Auslegung der Bestimmungen ist das 
haben behauptet, Sie hätten dieses Ziel schon nicht möglich. Wir haben vorgesChlagen, un­
erreicht! mittelbar an den Abschluß der Pflichtschulen 

eine dreijährige Sozialschule zu stellen. Auch 
Frau Minister! Idr kann mir nicht vorstellen, Sie sprechen in den Erläuternden Bemerkun­

daß Sie an Wunder glauben, daß ein Gesetz, gen von diesem mit der 5. Schulorganisations­
das vor einigen Wochen beschlossen worden gesetz-Novelle vielleicht zu schaffenden neuen 
ist, bereits solche Erfolge zeitigt, wie Sie sie Typ der Schule. Das wäre ein direkter Uber­
mit Zahlen ausgedrückt haben. Sie haben er- gang gewesen für die vierzehnjährigen Schü-
wähnt, daß 1 80 Anmeldungen in Wien bereits lerinnen. ' 
vorhanden wären. Frau Bundesminister! Ich 
kann Ilmen das Gegenteil momentan nicht 
beweisen, nur glaube ich, daß im Vorjahr 
nicht viel 'Weniger ' Anmeldungen gewesen 
sind. 

Frau Bundesminister! Der Mangel an Kran­
kenschwestern ist nicht zur Zeit der Ausbil­
dung festzustellen, denn Pflegesdlülerinnen 
hat es immer genug gegeben, sondern die 
Abwanderung aus diesem Beruf war beängsti­
gend, weil die schlechten Berufsbedingungen 
bezüglidl Arbeitszeit, Nachtdienst und derglei­
dlen mehr viele Schwestern davoIi abgehalten 
haben, diesen Beruf weiterhin auszuüben. 

Ein Zankapfel im Aussdluß war vor allem 
das erste Ausbildungsjahr, das dem Gesetze 
na& an den Krankenanstalten zu führen ist. 
Dieses erste Ausbildungsjahr konnte man nadl 
Absolvierung des Polytechnischen jahrganges 
oder nach Abschluß der 1 .  Klasse ' Oberstufe 
einer allgemeinbildenden höheren Schule oder 
einer mittleren Sdlule madlen. 

Auch im Ausschuß ist immer Ihr Argument 
aufgetaucht, daß, wenn man solche Sozial­
schulen führt, 'die Neigung, Krankenpflegerin 
zu werden, wahrscheinlich sogar geringer sein 
würde als jetzt, wenn sich die jungen Mäd­
chen in sehr jungen Jahren dazu entscheiden. 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß bei einem 
Kreis, der sich grundsätzlich für den Sozial­
beruf bereits entschlossen hat, die Zahl gerin­
ger werden sollte, wenn die Ausbildung früher 
begiimen könnte und man sich das Polytech­
nische Jahr, das von vielEm vielleidlt doch 
bezweifelt wird, ersparen könnte. 

Weil in dieser Frage und in anderen Fragen 
keine, gemeinsame Auffassung erreicht werden 
konnte, wurden die Besprechungen im Aus­
schuß abgebrochen. Kollege Pansi hat eindeu­
tig erklärt, die Diskussion sei sinnlos, die 
SPO-Fraktion sei von der Richtigkeit dieses 
Gesetzes überzeugt und daher könne die De­
batte' eigentlich enden. (Abg. Hanna H a g  e r: 
Das ist gar nicht wahr! Das hat die Frau 

Frau Bundesministerl Hier konnte kein Kön- Dr. Hubinek im Ausschuß gesagtf) 
sens gefunden werden, weil Sie gar nicht 
bereit waren, darüber zu diskutieren. Sie Das, Frau Minister, ist der Stil der soziali­
konnten kaum unsere Frage beantworten, wie sUschen Fraktion im Gesundheitsaussdmß. 
denn die Kosten der Spitalserhalter in Zu� Wir vermisseri den Konsens, ' der doch in so 
kuilft 'zu decken sind, wo doch jetzt s�on die völlig uripolitischen Fragen gesucht werden 
Lasten der spitalserhaltenden GeineiIidim ins müßte. Das ist die Transparenz, das zeigt von 
Enorme gestiegen sirid. Wenn auch noch Ihrem DerilOkratieverständnis, das Sie: hellte 
zusätzlich, nachdem es der Wunsdl ' ist, daß wieder so sehr betont haben. 
mehr Sdlwestern werden, der Wu.nsdl da ist, 
mehr. Ausbildungsjahre zu führen, so sagen Noch deutlicher ist dieser Stil bei der Be�. 
Sie mir, woher die Gemeinden die finanzielle handlung der 29. ASVG-Novelle hervorgetre-

. Bedeckung dieser Lasten bringen sollen! ten. Sie haben sich weder Um eiIie Demonstra­
tion der Landarbeiter beim Bundeskanzleramt 

Sie konnten uns audl kaum sagen, wie die gekümmert nodl haben Sie die · Aktion von 
Schulraumfrage gelöst werden soll, , wie die 55.000 Unterschriften gegen die Zerschlagung 
Lehrerfrage zu lösen sei, wo doCh jetzt bereits der land- und forstwirtschaftIichen Kranken­
eine Uberlastung der Lehrer vorhanden ist und kassen zur Kenntnis nehmen wollen. 
von der SdlUlraumnot immer wieder und über-
all gesproenen wird. 

" Wir werfen Ihnen vor, daß bei Ihren Bestre-
bungen, bei Ihrer Behandlungsmethode nicht 

Auch eine andere Frage konnte nidlt geklärt . der Mensch, der Versienerte, im Mittelpunkt 
werden, Frau Bundesminister: Was ist, wenn steht, sondern die Sozialversicherung a1s 
eine Sdlülerin . mit Abschluß der 4. Haupt- Apparat selbst. 
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Kollege Schranz hat heute von den Verbes- einzelnen, daß er das ausschließliche Recht 

serungen gesprochen, die die 29. ASVG- . zur Vergabe von Dienstwohnungen hat, 
Novelle bringt. In vielen Zeitschriften werden das verstehen wir nicht unter dem "richtigen 
nur die Verbesserungen gebracht. Sie ver- Maß an Mitbestimmung" für den . einzelnen. 
schweigen zum Beispiel die Erhöhung der Wir sind der 'Meinung, daß so jeder einzelne 
Höchstbeitragsgrundlage in der Krankenver- in seinen eigenen Rechten eingeschränkt wird 
sicherung. Sie sprechen nicht davon, daß diese und daß die Mitbestimmung für den einzelnen 
in fünf Jahren von 4800 Schilling auf geringer wird und nicht mehr. 
8700 Schilling erhöht wird, daß das eine Bela- Der Klubobmann Gratz hat neuerlich ver-stung für jeden einzelnen mit sich bringt. Bei 
Facharbeitern zum Beispiel macht es in fünf sprochen, . daß die Sozialistische Partei nur 

nach Erfüllung des Regierungsprogramms vor Jahren rund 6000 Schilling aus und umgerech- die Wäihler treten werde. Wenn man dieses net monatlich 1 00 Schilling, und denselben neue l'ch V rs ch h lb t h r l e e pre en a wegs erns ne -Betrag leistet noch der Dienstgeber als Lohn- men will (Abg. G r a t  z: Wir nehmen es kostenbeitrag. Dann wundert man sich, wenn ernst') s muß ma I R 'er t . . , . , o n a s egl ungspar el Preiserhöhungen Platz greifen müssen, weil , darauf geifaßt sein, daß auch dl'e 0PPOSI'tl'ons-die Lasten, die Sie aufbürden, einfach zu groß partei von Zeit zu Zeit überprüft und kontrol- ' sind. liert, ob nicht Handlungen gesetzt werden, die 
Sie sprechen auch nicht davon, daß meine dem Regierungsprogramm oder diesen neuer­

Fraktion zum Beispiel auf dem Gebiet der lichen Versprechungen zuwiderlaufen. 
Familienpolitik mehrere Vorschläge vorgelegt Am 14. März 1971 hat Herr Bundeskanzler hat, daß wir uns dafür eingesetzt haben, daß Dr. Kreisky den Ausspruch getan, die SPO 
der HiIflosenzuschuß auch für die nichtver- e ch W hl 'cht . 'cht v rspre e vor ·a en m s, was sle m 
sicherte Gattin gewährt wird und daß die halten könne. Und rund sechs Monate später 
Zeiten der Erziehung noch nicht schulpflich- betont er, daß sich eine redliche Regierungs­tiger Kinder bis zu einem gewissen Zeitraum politik an Versprechungen halten muß. 
als Ersatzzeit in der Pensionsversicherung an-
gerechnet werden sollten. Auch haben wir Und hier das erste große' Verspredlen: 
eine höhere Berechnung der ' Ausgleichszula- Kampf gegen die AmlUt. Kollege SdlIanz hat 
gen für Ehepaare vorgeschlagen. Wir sind heute die Meinung geäußert, es wäre die 
ferner der Meinung, daß die Rehabilitations- Regierung in diesem Kampf gegen die Armut 
frage völlig ungenügend- gelöst worden ist. einen 'großen Sdlritt weitergekommen. Idl ent-

nehme einer Statistik, daß 25 Prozent aller 
Sie haben einen Vorsdllag, der für die Re- Ostei'reicher derzeit zwischen 2925 bis 3975 S 

gierung völlig unbedeutend ist, aber für den verdienen und daß 1 Million Arbeitnehmer 
betroffeJlen Kreis von ganz besonders schwer- weniger als 4000 S nlonatlkh verdienen. Wenn 
wiegender Bedeutung ist, nämlich die Verbes- ich jetzt noch die Rentner, die Pensionisten 
serung der Versorgung für die Hinterbliebenen und die Ausgleichszul'agenempfänger her­
von tödlich verunglückten Feuerwehrleuten, nehme und ver.gleiche, dann glaube idl fest­
gbgelehnt, obwohl ursprünglich eine Zusage stellen _ zu können, daß der Reallohnzuwachs 
von Ihnen vorhanden war, dieses Problem auf fast unscheinbar war. Wenn Sie es nirnt glau­
diese Art und Weise zu lösen. Sie stellen sich ben, dann lesen Sie in "Arbeit und Wirtschaft" 
weiterhin gegen die völlige Aufhebung der in einer Nummer aus dem November oder. 
Ruhensbestimmungen. (Abg. Dr. F i s  e h e r: Dezember des Jahres 191i nadl, -in der eine 
Das habe ich sChon einmal gehört!) Untersuchung der Arbeiterkamlller Salzburg 

enthalten ist, die nachweist, daß die Armut 
Aurn das und den Stil, den Sie im Ausschuß in ' Osterreidi im Steigen begriffen ist, vor 

praktiziert haben, kdtisieren wir, weil .wir allem bei Pensionisten und bei kinderreichen 
an Hand dieser Beispiele der Meinung sind, Familien. 
daß uas Demokratieverständnis nicht so sehr 
in der Praxis ausgeübt wird, wie Sie es hier 
'von dieser Stelle aus immer wieder . behaup­
ten. 

. Kollege Wille hat Im Zusammenhang mit 
der Arbeitsvetfassung den Satz ausgesprochen, 
daß das richtige Maß an Mitbestimmung. zu 
finden sei. Idl glaube, -daß dieser Satz <>'hne 
weiteres eudl von uns gutgeheißen werden 
kann. Herr. Kollege Wille! Daß der Eetriebsrat 
die Beförderung bestimmt, die Einstellung des 

Sie haben die Schuldfrage dieser Teuerun­
ge!D immer wieder versdloben. Zuerst war das 
Ausland schUld, dann .waren es die disziplin­
losen Unternehmer, dann die Oppositionspar­
teien, und jetzt ,ist vielleicht noch der Konsu­
ment schuld, weil die KonsJ,lmgewohnheiten 
nicht dazu angetan sind, Stabilität in Oster­
reich zu erzeugen. ICh hoffe, daß gestern einige , 
im Rundfunk etwas · über die Budgetdebatte 
im deutschen Bundestag gehört haben. Dort 
wurde erklärt, daß Osterreich die Spitze in der 
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Inflation in iEurop:a erreicht habe und daß 
Deutsc:hland dieser Spitze, die wir in Oster­
reich erreicht hatten, leider sehr nahekomme. 

Im Jahr 1 97 1  hat Bundeskanzler Kreisky 
noch betont: Stab1IHät hat Vorrang. Vor eini­
gen Monaten mußte idl zur Kenntnis nehmen, 
daß Professor Rothsdlild auf der ökonomi­
schen Konferenz 'erklärt hat: Die Stabilität ist 
kein Beitrag zum Glück eines Mensdlen. Hier 
steckt die Gefahr drinnen, daß sidl die Men­
sdlen an die Inflation gewöhnen sollen, daß 
man das G efühl bekommt, als könnte man 
diese Inflation nicht bremsen. 

Wir meinen c hier als Oppositionspartei, daß 
man mit demselben -Recht; mit dem Sie seiner­
zeit von unserer Alleinregierung verlangt 
haben, stabiHsierend zu wirken, eine Politik 
zu betreiben, die die Preissteigerungen in 
einem gerechten Rahmen halten kann, Sie an 
Ihr Versprechen 'erinnern kann und immer 
wieder erinnern soll: Stabilität hat Vorrang I 
(Beifall bei der tJVP.) 

Präsident: Nädlster Redner ist Herr Abge­
ordneter Sekanina. 

Abgeordneter Sekanina (SPO) : Herr Präs i­
dent1 Meine Damen und Herren l Hohes Haus ! 
Ich gJoaube, daß langsam der Zeitpunkt gekom­
men 1st, wo man zur Manöverkritik schreiten 
darf und kann; 

-Die Qsterreichische Volkspartei, so lese ich 
in einer 'für morgen produzierten Tageszei­
tung, ist zur großen Oster offensive angetre­
ten, aber ich habe den Eindruck, meine Damen 
und Herren der Osterreidlisdlen Volkspartei, 
daß diese große Osteroffensive für Sie einiger­
maßen verlustreidl abgelaufen ist und daß Sie 
einigermaßen ramponiert in Ihre heimatlichen 
Kasernen zurückkehren werden. (Beifall bei 
der SPtJ. ' -'- Zwischenruf des Abg. Dr. M u s­
s i  1.) Herr General Mussil!' Passen Sie auf, 
daß Sie niCht zwangspensioniert werden. 

Meine -Damen und Herren! Sie habe-n alles 
aufgeboten, was Sie aufbieten konn,ten: Ihren 
Klubobmann, Ihnm Gener.alsekretär, Ihren 
Bundesparteiobmann. (Abg. Dr. K 0 h I­
m a i  e r: Sekanina ist ja auch wer!) - Natür­
Hdl ist der Sekanina wer. Idl danke schön 
für die Anerkennung. 

Sie haben alles an Argumenten aufgeboten, 
, von ,dem Sie meinten, daß das gut ist der 

Offentlidlkeit mitzuteilen. Sie haben in der 
großEln Liste von Argumenten" die Sie sich 
'Vorgenommen hatten, das Problem der 
ArbeitsverfassUDg, die Mehrwertsteuer, den 
ORIl, die Sozialversidlerung, die Wirtsdlafts­
,politik, Agrarprobleme, ' Regierungsstil, und 
ähnlidle Dinge mehr einer; wie Sie, meine 
Damen und Herren, glaubten, heftigen Kritik 
unterzogen. 

Idl habe sdlon einmal von dieser Stelle aus, 
gesagt, daß es etwas unangenehm ist, daß 
man bei einer dringlidlen Anfrage immer auf 
die Uhr sehen und feststellen muß, - daß die 
Zeit zu knapp wird, um das zu s agen, was iCh 
so gerne dem Herrn 'Professor Koren sagen 
mödlte und audl dem Herm Gener.alsekretär 
Dr. Kohlmaier, der so zart und leise gemeint 
hat, j a  die ArbeitsverfassUJIlg, das sei etwas 
ganz GefährlidlIes; Kollege Wille , hat das ja 
ausführlich behandelt. 

Idl habe mir in einem Zwischenruf erlaubt 
zu sagen, Herr Dr. Kohlmaier, Sie sind nidlt 
am laufenden; das ist nidlt das erstemal, daß 
Ihnen so etwas passiert. 

Was haben Sie zum Beispiel im Zusammen­
hang mit der Arbeitsverfassung der Offent­
lidlkeit gesagt? Nur zwei Sätze. Permanent 
haben Sie Tausende Betriebsräte diskriminiert. 
Ihr Herr Generalsekretär nr. Mussil hat hier 
in aUer Offentlichkeit gesagt, die persönliche 
Freiheit ist eingesdlränkt, die betrieblidlen 
Aktivitäten werden ruiniert, der Gewetk­
schafts staat beginnt . . .  (Zwischenruf des Abg. 
Dr. M u s  s i 1.) 

Ich darf Ihnen sdlIicht und einfadl für tau­
sende Arbeitnehmer und für tausende Be­
triebsräte, Herr Generalsekretär ,Mussil, sagen : 
Ob es Ihnen angenehm oder nidlt angenehm 
ist, wir werden dafür Sorge tragen, daß auch 
gegen Ihren Widerstand <He österreidlischen 
Arbeitnehmer in ihren Betrieben ein höher:es 
Maß an Mitspracherecht erhalten werden. (Bei, 
fall bei der SPtJ.) 

Herr Dr. Mussill Sie zählen nicht zu den 
Heiligen, höchstens zu den- Scheinheiligen, er­
laube idl It!!ir zu sagen. (Zwischenrufe bei der 
tJVP.) Nidlt im Zusammenhang mit Ihrem 
Glaube,nsbekenntnis -'-, das - ist UJIlS gemein­
sam, hier brauchen wir uns nichts vorzuwer­
fen ---.,., aber im Zusammenhang mit Ihrer 
Argumentation, 'Wenn es darum geht, von Mit­
spradleredlt zu reden. Sie reden von der per­
sönlidlen Freiheit der Einzelperson und me i­
nen etwas ganz anderes. Ihre Absidlt oder 
Ihre Zielsetzung, Herr Dr. Mussil - das haben 
Sie j a  unverhüllt ,ausgesprochen -, ist ja, 
den , Einfluß der Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer zurü<kzudrängen. Und gegen 
diese Absidlt, den Einfluß der Interessenver­
tretung der Arhei tnehtmer , zurück'Zudrängen, 
werden wir uns, Herr Dr. Mussil, mit aller' 
Entsdliedenheit zur Wehr setzen. 

' , -

Nädlstes Problem: Mehrwertsteuer. Hier gab 
es Redner der Osterreidiismen Volkspartei, 
die von dieser Stelle, von diesem Rednerpult 
aus der Offentlidlkeit kundtun wollten, was 
alles hier , an , sdlledlten Dingen passiert sei. 
Sie, ger�de ,Sie, -Herr Dr. Mussil, mülisen das 
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wissen. Sie müssen das wi'ssen, Herr Doktor Massenmedien, vor allem mit dem ORF, um­
MussiI, gerade Sie als Fadlmann für wirt- bringen. Wir haben also die Absi<ht, l:lier ein 
sdlaftspoIitisdle Angelegenheiten. (Zwischen- ParteHernsehen zu installieren, wir sind also 
rufe des Abg. Dr. M u s  s i  1.) Ihre Kondition diejenigen, die nur darauf aus sind, die öster­
rei<ht heute nicht .aus, mich zu stören, Herr reidlisdle OffentIichkeit von einem parteipoIi­
Dr. Mussi!. Aber gerade Sie ·als Wirtschafts- tisdlen Standpunkt zu informieren. 
fachmann müßten wissen, daß das Problem 
der Mehrwertsteuer für die österreichisdle Ich darf Ihnen etwas sagen, meine Damen 
Wirts<haft von größter Bedeutung und Wi<h- und Herren. Einige Zeit bleibt mir j a. Wir 
tigkeit war. haben gar keine Absi<ht. Wir ,möchten eine 

obj ektive Berichterstattung in diesem öster-
Was haben Sie getan? Das politische Argu- reidiischen Fernsehen. Wir möchten haben, 

ment kommt j etzt. Registrieren Sie freund- daß so interpretiert wird, wie es tatsä<hlich 
lichst, Herr Generalsekretär: Sie haben den Verhältnissen entspricht. (Beifall bei der 
wochen- und monatelang vor Jahresende 1 972 SPO.) Wir möchten haben, meine Damen und 
der Offentlichkeit eingeredet, daß mit der Ein- Herren der Osterreichischen Volkspartei, daß 
führung der Mehrwertsteuer ab 1 .  1 .  1973 in hier die tatsächlichen Verhältnisse und Zusam­
Osterreich das Chaos im preispoIi,tischen Be- menhänge aufgezeigt werden. Sie haben ja 
reich beginnen wiro. (Zwischenrufe des Abg. große Töne produziert. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. M u s  s i  1.) Sie waren einer der Haupt- Dr. K e i m  e 1.) 
beteiligten, Herr Dr. Mussi!. Sie haben gesagt, 
daß die österreichische OffentIichkeit nach dem Herr Abgeordneter Dr. KeimeIl Große Töne 
1 .  1 .  1 973 erfahren wird, was alles passieren haben Sie produziert im Zusammenhang mit 

dem Volksbegehren. 832.000 Osterreicherinnen kann. 0 'ch und sterrel er haben unterschrieben. Diese 
Ich weiß schon, daß Ihnen das unangenehm 832.000 werden sich schön bedanken, wenn sie 

ist, aber ich sage Ihnen noch einmal : Bei in den nächsten Zeiträumen einmal detailliert 
dieser 'Manöverkritik kO'l1llllen Sie und auch und in aller Offenheit hören werden, was Sie die Osterreichische Volks{}artei nicht gut weg. aus diesem Volksbegehren im ZusaIDIIl,enhang 
(Beifall bei der SPO.) Sie haben der Offent- mit dem Rundfun'kg·esetz gemacht haben. (Bei­
lichkeit erklärt, daß hier etwas ganz Schlech- fall bei der SPO.) Sie haben sich überha'llpt 
tes passiert. Sie, Herr Dr. Mussil, haben dieser ni<ht um die Meinung dieser 832.000 geküm­
OffentIich'keit erklärt, aber auch Ihr Hinter- mert. Sie reden so viel von Demokratisierung, 
marin, Herr Dr. Blenk, hat erklärt, daß das für von politischer Faimeß, von Toleranz, die 
die österreichische Wirtschaft schlemt.ist. wir . . . (Zwischenrufe bei der OVP.) Lassen 

Was ist eingetreten? Wir haben durch Sie mich fertig reden, nimt ungeduldig wer­
unsere Vorg.angsweise, durch die Aktivität den. Ich habe Ihnen schon gesagt: Frage der 
und die Initiativen, die wir erz�mgt haben, Nerv·enstärke ist eine Frage der Konstitution, 
eines der schwerwiegendsten Probleme der und die muß man im poHtismen Leben haben. 
osterrei<hischen Wirtschaft gelöst. Wir haben 

Sie, meine Damen und Herren der Oster­dafür Sorge getragen, daß Ihre InakUvität 
endlim einmal aufhört. Wir haben dafür Sarge reichischen Volkspartei, haben immer so viel 
getragen, daß im wirtschaftspolitischen Bereich von Demoki'atisierung gesprochen. Da fällt 
neue Aktivitäten erzeugt werden. Und die mir etwas ein. Die oberösterreichismen KolIe­
österreimische Bevölkerung . wird sicherlich gen werden mir das bestätigen. Da gibt es 
rechtzeitig feststellen können, daß diese Vor- im Zusammenhang mit einer Landtagswahl in 

Oberösterreim einen ' besonderen Demokrati­gangsweise der sozialistischen Bundesregie-
rung eine richtige, eine' im Interesse der öster- sierungs{}rozeß bei Ihnen. Sie haben durch 
reichischen Wirtschaft gelegene Vorgangs- d,as Parteivolk, wie Sie so smön sagten, von 
weise gewesen ist. oben herab, die Reihung der Kandidaten fest-

legen lassen. (Abg. Dr. B 1 e n k: Zerbrechen Neue Komplexsituation für Sie, meine Sie sich schon wieder fremde Köpfe?) Ja, mein Damen und Herren der Osterreichischen Kopf ist vielleicht größer als Ihrer. Darf ich Volkspartei. .(Zwischenruf des Abg. Doktor das bitte, Herr Dr. Blenk, sagen? (Heiterkeit.) B I  e n k) Komplexsituation, Herr Dr. Blenk, Darf ich ' das sagen? Die Größe des Kopfes ist mitunter etwas Schwieriges, '  soweit es den 
Heilungsprozeß betrifft. Glauben Sie mir das, kann ja auCh mit dem Inhalt etwas zu tun 

haben, so meinte im das. ich habe einiges mit dem Spitalwesen und mH 
den dort vorhandenen Fachsparten der Medi- Sie, die Sie so den Demokratisierungsprozeß 
zin zu tun. vertreten, haben also durch das ' Parteivolk, 

> Sie.haben heute gesagt, wir begingen etwas wie Sie sagen, die Reihung der Kandidaten 
ganz Ungeheuerliches, wir mömten die freie durmführen l�.ssen, und da ist Ihnen etwas 
Meinungsäußerung im Zusammenhang mit den passiert, was sich nicht ganz mit Ihren Ab-
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sichten gedeCkt hat. Es hat sich nicht ganz mit nicht dauernd in diese Maschinerie eingebaut 
Ihren Absichten gedeCkt. Ich lese in einer erscheint und daß er vor allem auf dem 
Zeitung, die Ihnen nahesteht, daß die OVP- Leistungssektor in einer Art und Weise be­
Führung in, Oberösterreich das wieder kräftig handelt wird, die für ihn erträglich und ak­
umgeändert hat. Das ist die Reaktion, wenn zeptabel ist. Nur das waren die Voraussetzun­
man Ihnen eine bestimmte Demokratisierungs- gen, die uns bei unseren Entscheidungen als 
welle vorlegt. (Abg. AnIon S c h I  a g e r: Wo?) Zielsetzung vorgeschwebt sind. 

In Oberösterreich, muß, ich sagen, Herr Ein anderes Wort, meine Damen und Her-
Abgeordneter Schlager. Wenn es möglich ist, ren! Vielleicht ist es ganz gut, wenn Sie sidl 
Ihnen die Zeitung zu versdlaffen, werde ich einmal folgendes überlegen. Das ist eine 
das gerne tun, ,md Sie werden dann in stiller Empfehlung, ein Ratsdliag, idl kann Ihnen 
Stunde das nachlesen können, was Sie hier nidlts anschaffen und habe auch nidlt die 
gerne haben 'möchten und in Ihren eigenen Absicht. Sie haben Ihren großen Alten - ich 
Reihen nicht getan haben. Dann kommt erlaube mir das zu sagen; darf ich das bitte 
hoffentlich die Reue im richtigen Augenblick. in aller Höflichkeit sagen, Herr Dr. Withalm -

Die nächste Problematik; die Sie heute an- zweimal an dieses Rednerpult geschiCkt. Und 
gezogen haben, meine Damen und Herren, war ein anderer - Ihr Bundesparteiobmann -
die Sozialversicherung. Fürchterlkbes ist da 'hat hier an dieser Stelle gesagt, daß er bei 
passiert. Diese "scheußlichen" Sozialisten einem bestimmten Ereignis zehn Jahre alt 
haben . . . (Abg. G r a f: Aber bitte/ _ Heiter- war. Ich habe zwei Jahre Vorsprung, ich war 
keif.) Bitte, ich habe vielleicht Ihre Termino- damals nur acht Jahre alt. Ich befasse mich 
logie etwas übertrieben. mit dem überhaupt nidlt. 

In der Sozialversicherung haben wir uns Aber idl glaube, daß es hoch an der Zeit 
als Sozialistische Partei erlaubt, Reorganisa- ist, meine Damen und Herren der Osterrei­
tionen durchzuführen. Ja, aber hier sitzen ja chischen Volkspartei, daß Sie sich in aller 
Funktionäre in Ihren eigenen Reihen, die Gründlidlkeit einmal überlegen, ob es bei dem, 

was Sie hier in den letzten Wochen und Mona­wissen müßten, was in der Sozialversicherung 
los ist. Da gibt es also einen Berrn Dr. Kohl- ten an Aggressivität produziert haben, an einer 
maier, der lange genug dort tätig war. Da gibt Vorgangsweise, die nichts mit Oppositions­
es einen Herrn Dr. Schwimmer, der sogar politik zu tun hat, nicht gut wäre, daß zum 
Vorstandsmitglied bei der Wiener Gebiets� Beispiel Sie, Herr Dr. MussiI, sich einmal 
krankenkasse _ noch nicht sehr lange, aber überlegen, ob dieser Weg der Diskriminie­
doch - ist. Und der müßte doch wissen, daß rung, der Herabsetzung und auch der per­
wir Reorganisationen in der Sozialversime- sönlichen Beleidigung nicht etwas zerschlägt, 
rung notwendig haben� Wir waren der Mei- was wir mühsam jahrelang ' aufgebaut haben. 
nung, daß wir diese Reorganisationen so (Beifall bei der SPO. - Abg. VI. M u s  s i 1: 
durchführen sollen, daß sie letzten Endes für Wen habe ich persönlich beleidigt? - Abg. 

die Versicherten einen Vorteil bedeuten, und DI. G I  U b e r: Ihre Zeitungen verleumden 
nur das haben wir gemacht und sonst nichts dauernd!) 

anderes. (Beifall bei der SPO.) Endlich ist der Dr. Gruber da, ein Repräsen-
Wenn Sie, meine Damen und Herren, hier tant dieses Kurses der Gegnerschaft. Sie sind 

herauslesen, daß wir angeblich OVP-Organi- ein Repräsentant, Herr Dr. Gruber, der mit 
sationen damit zerschlagen haben, dann war seiner Ausdru<ksweise däzu beiträgt, daß auf 
das nicht unsere Absicht. Die direkte Kon- einmal diese Gehässigkeit in die österreichi­
frontation ist durchaus unsere Absicht. (Abg. sehe Innenpolitik 'hineingekommen ist. Sie 
Dr. K e i  m e 1: Was ist mit den 1 70.000 Unter- sind der Mann, der wesentlich dazu beiträgt, 
schriften?) Ich kanIi mir vorstellen, daß Sie daß diese Tonart auf einmal bei uns gang und 
zum Beispiel im niederösterreichismen Bereich gäbe ist. (Beifall bei der SPO.) · Ihnen ist es 
ja auch nur mit demokratischen Mitteln vor- vollkommen egal, was in dieser Innenpolitik 
gehen, wenn es darum geht, die Stärkever_ geschieht, Hauptsache" Ihr parteipolitischer 
hältnisse bei den Personalvertretungswahlen Vorteil kommt zum Zuge. Sie shid nicht der 
dem Ausmaß entsprechend zu registrieren. Gesprächspartner, Herr Dr. Gruber, der dazu 

angetan ist, daß man· Ihier wieder zu ' einem 
Ich dan Ihnen, meine Damen und Herren vernünftigen Verhältnis kommen kann. Herr 

der Osterreimischen Volkspartei, für den Be- Dr. Gruberl Sie haben es durch Ihre Vorgangs­
reich der Sozialversicherung sagen, daß wir weise-wesentlich beeinträdltigt. 
der Auffassung sind, daß · diese Vielzahl von 
Sozialversicherungsträgern reduziert werden Zur Wirtschaftspolitik,  meine Damen und 
soll, souaß wir eine möglidlst geringe Büro- Herren, haben ·. Sie sich heute sehr · oft ge­
kraUe hier vorfinden, daß der Versicherte äußert. Sie haben. uns vorgeworfen, daß wir 
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eine Wirtsdlaftspolitik betreiben, die nidlt 
in Ordnung ist. Sie haben uns gestern im 
Zusammenhang mit der Diskussion über den 
Redlnungshofbericht die heftigsten Vorwürfe 
gemadlt. Ja lesen Sie dodl nadl, Sie werden 
dodl Zeit genug finden, das zu tun. Sie wer­
den dodl ausreidlend Zeit für eine Lagebe­
spredlung mit Ihrem Klub haben. (Abg. Dok­
tor G r u b e l: Sie haben gestern im Klub 
noch lange belaten· müssen!) Iffi weiß ja nidlt, 
was an Vorgangsweise hier produziert wird. 
Aber Sie haben uns für einen Zeitraum kriti­
siert, für den wir im wesentliffien Umfang gar 
nidlt zuständig sind. 

Meine Damen und Herrenl Sie haben uns 
- wenn im nodl einmal darauf zurückkom­
men darf - gesagt, daß diese Wirtsmafts­
politik nicht in Ordnung ist und .daß die 
Osterreidler das Opfer sind. Registrieren Sie 
die Ziffern, registrieren Sie die Entwicklung 
der Einkommensverhältnisse, registrieren Sie 
die Entwicklung im . Sozialversimerungsbe­
reim, registrieren Sie unsere Aktivitäten und 
Initiativen im Bereich der sozialen Siffierheit! 
Wir waren es, die -die ßücheraktionen für ganz 
Osterreim eingeführt haben, wir waren es, 
die die Sffiulfreifahrten eingeführt haben, 
gegen die Sie heftig polemisiert haben, wir 
waren es weiters, die dafür Sorge getragen 
haben, daß die Arbeitsplatzsidlerung in Oster­
reidl .gewährleistet ist. Wir 'haben nodl nie so 
viele Besdläftigte gehabt wie . j etzt, wir 
waren es, die dur4t unsere Wirtsdlaftspolitik 
dazu beigetragen haben, daß sidl der Lebens­
standard der österreichisdlen Bevölkerung 
verbessert. (Beifall bei der 8PO. - Abg. 
DI. B I  e n k: Das glauben nut Sie!) 

Wk haben uns audl, meine Damen und 
Herren von der Osterreidlischen Volkspartei, 
nidlt gesdleut, uns mit jenen _ auseinander­
zusetzen, . die Kritik an uns überi .. barf idl als 
fadllidl Außenstehender einige Sätze zu den 
Problemen der Agrarpolitik sagen. (Abg. Dok­
tor K e i  m e 1: Wenn sich das noch mit der 
Zeit ausgeht!) 

Hier .gibt es ein blaues Zeidlen, Herr Ab­
geordneter. Ihre Uhr muß nidlt stimmen, 
unsere geht ridltig - im meine die hier. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. DI; K e i m e I: 
Ihre Zeit ist. vOlbeif) 

Meine Damen und Herren! EiIien Satz nur 
zur Agrarpolitik; Wir haben uns der Diskus� 
sion mit den Bauern .gestellt. · Sie waren es, 
die den MÜmkrisengrosdlen von 5 auf 19 Gro­
smen erhöht' haben. Sie waren es, die die 
Interessen der Bauern damals nicht vertreten 
haben. Wir diskutieren. Wenn Sie aber glau­
ben, daß Sie mit dieser Methode auf die 
Dauer ; sozialistisdle Veranstaltungen stören 

können (Abg. Dr. G r u b e  r: "Sozialistische" 
Veranstaltungen?), dann bitten wir Sie, .zur 
Kenntnis zu nehmen, daß wir uns bemühen 
werden, diese unsere Veranstaltungen ord­
nungsgemäß durdlführen zu können. (Beifall 
bei deI SPO. - Abg. Dr. G I  u b e l: Die Uhl 
ist abgelaufen!) 

Als letztes, weil im ann-ehme, daß meine 
Zeit abgelaufen ist, zum Regierungsstil: Dieser 
Regierungsstil hat dazu geführt - wie idl 
bereits sagte -, daß der Lebensstandard der 
österreimisdlen Bevölkerung besser geworden 
ist. Wir werden diese unsere Politik fort­
setzen im Interesse dieser österreiffiismen ' 
Bevölkerung. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nädlster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Kohlmaier. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP) : Herr 
Präsident I Meine Damen und Herren! Der 
Kollege Sekanina hat von einer Manöver­
kritik gespromen. Im mödlte mich audl in 
diesem Sinne betätigen. 

Es war eine Vielzahl von Wortmeldungen, 
und idl mödlte stellvertretend für alle anderen 
die des Kollegen Fischer herausgreifen und 
auf das, was er gesagt hat, ein bißdlen ein­
gehen. (Zwischenrufe.) Keine Sorge, auf ein 
bestimmtes Thema gehe idl nimt ein. 

Kollege Fismer, Sie wissen als theoretisch 
ausgezeidlnet gebildeter Mensdl genau, daß 
es viele Demokratie-Definitionen gibt, und 
eine davon, die ungenau, aber sehr treffend 
ist, sagt: Demokratie ist Diskussio.n. (Bundes­
kanzler. DI. K r  e i s  k y: Das ist keine Defini­
tion!) Es ist keine Definition, im habe gesagt: 
sehr ungenau, aber vielleidlt irgendwie tref­
fend. Zur Demokratie gehört audl, daß man 
sich der Diskussion stellt, aum wenn es eine 
Diskussion über die Demokratie ist, und die 
Diskussion über die . Demokratie als einen 
Ausdruck der Demokratie ansieht. 

Ich möffite nom einmal zum Ausgangspunkt 
zurückkehren. Die Bund-esregierung, . die im 
Amt ist, hat sich vorgenommen, etwas, was 
wir alle unterstreidlen, was wir bejahen 
können: eine Verbesserung -der Demokratie. 
Wenn man ein Vorhaben verkündet, wenn 
man damit in eine Wahlauseinandersetzung 
zieht, dann muß man auffi zur Kenntnis neh­
men; daß im Parlament darüber, wenn es sidl 
ergibt, sehr hart diskutiert wird; ob dieses 
beson�ere Regierungsprogramm erfüllt, wurde, 
nicht erfüllt wurde, gut oder sdlledlt erfüllt 
wurde. (Zustimmung bei der OVP.) 

Sehen Sie, Herr Kollege Fismer, wir sollten 
uns vor allem als jüngere Abgeordnete be­
mühen, die Demokratisierung Ülber die Gren­
zen der Parteien hinweg ernst zu nehmen. Was 
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midl bei Ihrer Rede enttäuscht hat, war die 
Tatsadle, daß Sie eigentlich nicht zum Thema 
gesprochen haben (lebhafter Widerspruch bei 
der sPtJ) und sich nicht damit befaßt haben, 
ob jetzt demokratisiert wird oder nicht, son­
dern daß Sie nur von der Vergangenheit ge­
sprochen haben. Und damit haben Sie das 
Thema verfehlt. (Zustimmung bei der avp. ­
Abg. H o  r r: Uber die Vergangenheit reden 
Sie besser nichtI) 

Mit der Debatte über die Vergangenheit 
können wir die Demokratisierungsaufgabe der 
Zukunft nicht bewältigen, auch nicht mit Emp-
findlichkeit. 

. 

Herr Kollege Fischer! Weil heute manche 
Empfindlichkeit auf Ihrer Seite zu hören war: 
Ich möchte hier aus dem Material, das Sie 
mit Ihren Werbern, Ihren Argumentierern 
zur Verfügung stellen, doch einen Satz 
zitieren: "Wir müssen immer wieder in Ge­
sprächen herausstreichen, daß die OVP eine 
konservative, ja eine reaktionäre Partei ist." 

. 
(Zustimmung bel der SPP.) 

Meine Damen und Herren! Wenn man 
seinen Propagandisten solche Argumente in 
die Hand gibt, dann soll man hier im Haus 
nicht empfindlich sein, wenn über das An­
liegen der Demokratisierung auch hart dis­
kutiert wird. Denn ich sage noch einmal, die 
Güte der Demokratie muß sich auch daran 
erweisen, ob eine Debatte über die Demo­
kratie mit Anstand und gut abgewickelt wird. 
(Beifall bei der avp.) 

Präsident Probst (der eben den Vorsitz 
übernommen hat): Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlo�sen. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Hahn und Genossen betreffend Sicherung von 
demokratischen Mitsprachemöglichkeiten. Ich 
bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Minderheit und a b g e l  e h n t. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für heute, 
Mittwoch, den 4. April, um 22.1 5  Uhr ein, und 

zwar mit folgender Tagesordnung - idl bitte 
um Aufmerksamkeit -: 

1 .  Bericht des Aussdlusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft über die Regierungsvor­
lage (535 der Beilagen) : Protokoll I der Diplo­
matischen Konferenz für die Inkraftsetzung 
des am 26. Februar 1 966 unterzeidlneten 
Zusatzübereinkommens zum Internationalen 
Ubereinkommen Über den Eisenbahn-Perso­
nen- und -Gepäckverkehr (CIV) vom 25. Fe­
bruar 1 961 über die Haftung der Eisenbahn 
für Tötung und Verletzung von Reisenden 
sowie des zugehörigen Protokolls B und Ptoto­
koll II der Diplomatischen Konferenz für die 
endgültige Inkraftsetzung des Protokolls A 
vom 26. Februar 1966 betreffend die Erhöhung 
der Mitgliederzahl des Verwaltungsausschus­
ses (701 der Beilagen) 

2. Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft über die Regierungs­
vorlage (536 der Beilagen) : Protokoll über 
eine Änderung des Abkommens über die 
Internationale Zivilluftfahrt, unterzeichnet in 
New York am 12. März 191 1  (102 der Bei-
lagen) , 

3. Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft über die Regierungs­
vorlage (531 der Beilagen) : Protokoll über 
eine Änderung des Abkommens über die 
Internationale Zivilluftfahrt, unterzeichnet in 
Wien am 7. Juli 1 971 (703 der Beilagen) 

4. Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft über die Regierungs­
vorlage (664 der Beilagen) : Europäisches Uber­
einkommen über den Schutz von Tieren beim 
internationalen Transport (104 der Beilagen) 

5. Erste Lesung des Antrages 58/A (11-1684 
der Beilagen) . der Abgeordneten De. Scrinzi 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Wasserbautenförderungsgesetz 
geändert wird 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n. 

SchIuE der Sitzung: 22 Uhr 

östelTeichische Staatsdrueke.rei L61 10093 
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